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KAPITEL 1. EINLEITUNG 
1.1. Einführung 
Die vorliegende Arbeit analysiert die Außen- und Sicherheitspolitik der Visegrád-
Gruppe, bestehend aus Polen, Tschechien, Ungarn und der Slowakei1. Kurz nach 
ihrer Etablierung (1991) wurde als wichtigstes Ziel im Bereich der Außen- und 
Sicherheitspolitik die Integration der vier Staaten in die europäischen und 
transatlantischen Strukturen festgelegt (Cracow Statement 1991; Political 
Memorandum 1992; Prague Declaration 1992). Die lose Kooperation im Bereich der 
Außen- und Sicherheitspolitik wurde parallel zur regionalspezifischen 
Zusammenarbeit weitergeführt. Als Gruppe formulierten die Teilnehmerstaaten drei 
fundamentale außen- und sicherheitspolitische Prioritäten, die sowohl einzelstaatlich 
als auch koordiniert zu realisieren waren: das Primat der nationalen und kollektiven 
Sicherheit, das Primat der Mitsprache und das Primat der gegenseitigen Solidarität. 
 Der Vorrang der nationalen, kollektiven Sicherheit erstreckte sich auf eine 
schnelle Integration in die NATO. Dies wurde in den mitteleuropäischen 
Hauptstädten als das geostrategische Entkommen aus der Pufferzone zwischen den 
westeuropäischen Staaten und Russland verstanden und implizierte das Ende eines 
ungewollten und aufoktroyierten Systems der sicherheitspolitischen Dependenz. Der 
EU-Beitritt der Visegrád-Staaten wurde in der Sicherheitspolitik als Konsequenz der 
NATO-Mitgliedschaft verstanden und sollte zu einem stabilen Rahmen für die 
wirtschaftliche Sicherheit führen. Die Realisierung des Primats der Sicherheit 
erlaubte den Visegrád-Staaten, Einfluss auf die Außen- und Sicherheitspolitik von 
NATO und EU zu nehmen. Damit wurde auch das zweite Postulat, das Primat der 
Mitsprache, erreicht. Eine logische Konsequenz der beiden Mitgliedschaften war 
auch der Imperativ der gegenseitigen Solidarität. Diese manifestierte sich einerseits 
in der Erwartung einer solidarischen Haltung der NATO- und EU-Staaten mit den 
Visegrád-Staaten und erforderte andererseits eine aktive und konstruktive Loyalität 
Polens, Tschechiens, der Slowakei und Ungarns gegenüber den transatlantischen und 
europäischen Gemeinschaften.  
 Nach dem vollzogenen Beitritt aller Visegrád-Staaten in NATO und EU behielten 
die Primate der Sicherheit, Mitsprache und Solidarität weiterhin ihre Gültigkeit, 
wurden aber inhaltlich umformuliert. In praktischer Hinsicht wurden sie als außen- 
                                                 
1 In der politikwissenschaftlichen Literatur wird abwechselnd von der „Visegrád-Gruppe“, den 
„Visegrád-Staaten“ und „Visegrád-Ländern“ gesprochen. Prinzipiell werden diese Begriffe als 
Synonyme verwendet. In der vorliegenden Arbeit wurde eine Trennung zwischen den vorgestellten 
Begriffen vorgenommen: Das Begriffspaar Visegrád-Staaten und -Länder meint allenfalls eine lockere 
Kooperation der Einzelstaaten Polen, Tschechien, der Slowakei und Ungarn mittels Koordination. 
Austausch und informelle Aussprachen in unterschiedlichen Bereichen setzen eine autonome 
Vorgehensweise des einzelnen Mitgliedstaates voraus. Der Begriff Visegrád-Gruppe impliziert 
dagegen ein einheitliches und abgestimmtes Auftreten der vier Staaten gegenüber den internationalen 
Organisationen und der übrigen Staatenwelt in bestimmten Politikfeldern. 
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und sicherheitspolitischer Handlungsimperativ nach außen (gegenüber den Nicht-
EU-Nachbarstaaten) und nach innen (gegenüber den EU- und NATO-
Mitgliedstaaten) reinterpretiert. Die Außendimension schließt die Beziehung der 
Visegrád-Staaten zu den Nicht-EU-Staaten in der direkten Nachbarschaft ein. Sie 
wird von einem Selbstverständnis der Visegrád-Staaten getragen, als Befürworter 
einer sowohl institutionellen als auch nichtformalisierten Einbindung der Staaten des 
westlichen Balkans und des postsowjetischen Raums in den Wirkungsbereich von 
EU und NATO aufzutreten. Aus der Perspektive der mehrjährigen NATO- und EU-
Mitgliedschaft der Visegrád-Staaten ist deutlich zu erkennen, dass Polen, die 
Slowakei, Ungarn und die Tschechische Republik innerhalb und außerhalb dieses 
zwischenstaatlichen Kooperationsrahmens auf internationaler Ebene eigene 
Interessen akzentuieren, eigene außen- und sicherheitspolitische Schwerpunkte 
verfolgen und bestimmte nationalstaatliche Präferenzen im Hinblick auf die 
mittelbare und unmittelbare Nachbarschaft artikulieren.  
 Obgleich die identifizierten Primate für alle Visegrád-Staaten eine allgemeine 
Verbindlichkeit besitzen, lassen sich unterschiedliche inhaltliche Differenzen im 
Hinblick auf die Konkretisierung des Primats der Sicherheit, der Solidarität und der 
Mitsprache erkennen. Der transatlantische Konflikt um den Irakkrieg wie auch die 
spätere Diskussion über die amerikanischen Pläne zur Errichtung von National 
Missile Defense-Elementen in Polen und Tschechien verdeutlichte sehr 
unterschiedliche Facetten des jeweils eigenen Atlantizismus und der von außen 
zugeschriebenen bedingungslosen Solidarität der Visegrád-Staaten mit den USA. Die 
Diskussion über die Entwicklung der Europäischen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik (ESVP2) und der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik 
(GASP), die besonders im Zusammenhang mit der Post-Nizza-Diskussion eine 
Eigendynamik entwickelte und die Positionierung der Visegrád-Staaten gegenüber 
der GASP, der ESVP und der Europäischen Nachbarschaftspolitik (ENP) erforderte, 
machte ebenfalls differenzierte Auffassungen der einzelnen Visegrád-Staaten 
deutlich. 
 Trotz der Betonung der gemeinsamen Interessen, die die Stärkung der 
Zusammenarbeit der Visegrád-Staaten implizieren sollten, wird die Vielfalt der 
außen- und sicherheitspolitischen Erwartungen, Verpflichtungen, der eigenen 
Präferenzen, Schwerpunkte und Interessen in der Visegrád-Gruppe erkennbar. In der 
vorliegenden Arbeit wird nach einer inhaltlichen Konkretisierung der drei definierten 
                                                 
2 In der Konsequenz des Inkrafttretens des Vertrags von Maastricht (1993) wurde die Europäische 
Politische Zusammenarbeit (EPZ) in Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) umbenannt. 
Der Vertrag von Lissabon (2009) behielt diese Bezeichnung bei. Die Europäische Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik (ESVP) wurde erst mit Inkrafttreten des Vertrages von Lissabon (01.12.2009) in 
die Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP) umbenannt. Aufgrund des 
Untersuchungszeitrahmens wurde in der vorliegenden Arbeit durchgehend der alte Terminus ESVP 
statt GSVP verwendet. 
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Primate gefragt. Es ist zu untersuchen, wie die Visegrád-Staaten eigene außen- und 
sicherheitspolitische Prioritäten inhaltlich bestimmen und wo die tatsächlichen und 
nicht nur deklarativen Kooperationsmöglichkeiten liegen. Ist eine intensivere 
Kooperation aufgrund der beschworenen gemeinsamen identitätsstiftenden 
Vergangenheit möglich? Wo besteht eine Möglichkeit und Notwendigkeit zur 
Intensivierung der Zusammenarbeit? Wie weit stimmen einzelstaatliche Interessen 
überein? Sind unterschiedliche außen- und sicherheitspolitische Ziele vorhanden? Es 
stellt sich ferner die Frage, ob bei den einzelnen Nationalstaaten angesichts der 
analogen historischen Erfahrungen und der scheinbar ähnlichen kulturellen und 
politischen Identität ein Potenzial zur außen- und sicherheitspolitischen Mitwirkung 
in NATO, EU sowie in der mittel- und osteuropäischen Region als kohärente 
Visegrád-Gruppe besteht und ob ein gemeinsamer Bestand an außen- und 
sicherheitspolitischen Interessen und Positionen vorhanden ist, die diesem regionalen 
Kooperationsverbund Eigengewicht verleihen könnte. Schließlich wird die Frage 
gestellt, ob das bestehende Modell der Visegrád-Gruppe als kollektiver Akteur des 
internationalen Systems zukunftsfähig ist: Kann die Visegrád-Gruppe eine eigene 
relevante außen- und sicherheitspolitische Rolle spielen oder muss sie der Dominanz 
des Nationalstaates untergeordnet werden? 
1.2. Untersuchungszeitrahmen  
Die Untersuchung ist chronologisch angelegt (1999-2009) und umfasst die Hälfte des 
zwanzigjährigen Bestehens der Visegrád-Staatengruppe. Die offizielle NATO-
Mitgliedschaft von Polen, Tschechien und Ungarn begann am 12. März 1999. Die 
Slowakei ist erst am 29. März 2004 der NATO, zusammen mit den Mitgliedstaaten 
der Vilnius-Staatengruppe, beigetreten. Am 01. Mai 2004 sind alle vier Visegrád-
Staaten offiziell Mitglieder der EU geworden. Der Aufnahmezeitpunkt der Visegrád-
Staaten in die EU ist nicht nur aus historischer Perspektive signifikant, sondern stellt 
einen entscheidenden Schritt zur politischen Entwicklung der Außen- und 
Sicherheitspolitik der gesamten EU dar. Bis 2004 hatten Polen, Tschechien und 
Ungarn als NATO-Mitgliedstaaten nur einen beschränkten Einfluss auf die 
Konkretisierung der Politikgestaltung in ESVP und GASP. Sie signalisierten 
während dieser Vorbereitungsphase nur vorsichtig eigene außen- und 
sicherheitspolitische Präferenzen. Entscheidender Auslöser für die Formulierung 
deutlicher sicherheitspolitischer Prioritäten der einzelnen Länder waren einerseits der 
Konflikt um den Irakkrieg und anderseits die Gestaltung des Verhältnisses zwischen 
NATO und ESVP im Zusammenhang mit dem institutionellen Reformprozess der 
EU. Nach dem EU-Beitritt wurden außen- und sicherheitspolitische Interessen und 
nationale Schwerpunkte von den Visegrád-Staaten offener als vor dem EU-Beitritt 
akzentuiert. Es erfolgte eine intensive innenpolitische Auseinandersetzung um die 
Außen- und Sicherheitspolitik der EU. Die weitere Diskussion um die Rolle der USA 
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im Zusammenhang mit der Installierung von NMD-Elementen in Polen und 
Tschechien, der innenpolitische Konflikt in der Ukraine („Orange Revolution“), der 
militärische Konflikt zwischen Russland und Georgien sowie Entwicklungen auf 
dem westlichen Balkan waren wichtige Katalysatoren für eine konkrete inhaltliche 
Formulierung der außen- und sicherheitspolitischen Positionen der Visegrád-Staaten. 
Die in der Analyse vorgenommene Berücksichtigung des Zeitraumes vor und nach 
der EU-Mitgliedschaft erlaubt, Wandel und Kontinuität in der Außen- und 
Sicherheitspolitik der Visegrád-Staaten zu erfassen. 
 1.3. Untersuchungsgegenstand: Genese und Entwicklungsphasen 
der Visegrád-Gruppe 
Zur Intensivierung der regionalen Zusammenarbeit im mittelosteuropäischen Raum 
wurden im Verlauf des 20. Jahrhunderts verschiedene Pläne der politischen 
Neuordnung erarbeitet (Gasteyger 1997; Juchnowski, Tomaszewski 2003). Es ist 
nicht überraschend, dass nach dem Fall des Eisernen Vorhangs 1989 in der 
gesellschaftlich-politischen und wissenschaftlichen Diskussion die Frage nach der 
Zukunft Europas und der Rolle der erneut unabhängigen Staaten in Mittelosteuropa 
neu gestellt wurde (Gyula 1994; Gießman, Roediger 1994; Gießman 1995; Zellner, 
Dunay 1998; Niklasson 2006:  235-273). Die politischen Veränderungen nach 1989 
erlaubten ein friedliches und auf Kooperation basierendes Zusammenwachsen von 
West-, Mittel- und Osteuropa3. In der Außen- und Sicherheitspolitik der 
                                                 
3 Der Begriff Mitteleuropa wird in Abgrenzung zum Begriff Ost- und Westeuropa verwendet. 
Problematisch ist, dass keine eindeutige inhaltliche Definition des Begriffes vorhanden ist. Bis 1914 
wurde Osteuropa als Synonym für Russland verwendet. Während des Kalten Krieges (1945-1989) war 
Osteuropa mit dem russischen Einflussbereich deckungsgleich. Es lassen sich politische, kulturelle 
(Kundera 1984: 43-52; Miłosz 1989: 116-124, Busek, Brix 1986), historische (Halecki 1957; Zernack 
1977; Szűcs 1995; Schlögel 2002) und geographische Definitionen (StAGN 2011) des Begriffes 
ableiten. Dennoch wird nicht selten die inhaltliche Definition von der Perspektive des Betrachters 
abhängig gemacht. Der Ständige Ausschuss für Geographische Namen (StAGN) definiert den Begriff 
Mitteleuropa nach kulturräumlichen Kriterien und aktuellen politischen Grenzen. Demzufolge umfasst 
der Begriff Mitteleuropa Deutschland, Polen, Litauen, Lettland, Estland, Österreich, Liechtenstein, 
Schweiz, Kroatien, Tschechien, Ungarn, Slowakei, Slowenien und teilweise Rumänien (StAGN 
2011). Das österreichische Außenministerium (BmeiA) definiert Mitteleuropa als die 
Zusammensetzung mehrerer Ländern, die neben Österreich auch die Slowakei, Slowenien, die 
Tschechische Republik, Ungarn und Polen umfasst (BmeiA 2011). Zernack bevorzugt den Begriff 
Ostmitteleuropa statt Mitteleuropa (Zernack 1977: 33-41). In der Wahrnehmung der slawischen 
Bevölkerung des geographischen mitteleuropäischen Raumes ist der Begriff „Mitteleuropa“ negativ 
besetzt (Zernack 1977: 79-84) und wird mit Konzepten von Friedrich List (1789-1846) und Friedrich 
Nauman (1860-1919) assoziiert (Halecki 1957: 111ff.). Diese Konzepte blieben der ethnischen 
Kategorie verhaftet und umfassten den Bereich zwischen West- und Osteuropa, der kulturell von der 
deutschsprachigen Bevölkerung dominiert wurde. Zwischen den Konzepten von Friedrich List und 
Friedrich Naumann besteht zwar ein inhaltlicher Unterschied, dennoch ist im Endergebnis 
Mitteleuropa Inbegriff der politischen und wirtschaftlichen Dominanz Deutschlands über den mittel- 
und osteuropäischen (slawischen) Raum (Davis 1996: 23f.; Stråth 2008: 181ff.; Halecki 1957: 111-
128). Im englischsprachigen Raum wird für Mittel- und Osteuropa der Begriff „Central Europe“ 
verwendet. Aus der amerikanischen Perspektive bedeutet Central Europe geographisch Osteuropa 
ohne Russland. Als Grundlage für eine nähere Bestimmung werden geopolitische, wirtschaftliche, 
geschichtliche oder kulturelle Merkmale verwendet, die jedoch häufig keine eindeutige Definition 
anbieten. Heute werden die Begriffe Mitteleuropa und Osteuropa (stellvertretend Mittelosteuropa) in 
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mittelosteuropäischen Länder wurde ein Paradigmenwechsel vollzogen (Richter 
1994: 288-300). Die Wiedererlangung der tatsächlichen politischen Souveränität 
eröffnete eine Möglichkeit zur integrativen regionalen Kooperation, auch wenn der 
Wunsch nach NATO- und EU-Mitgliedschaft relativ schnell artikuliert wurde. Die 
Vergleichbarkeit des Konstrukts Mittelosteuropa mit den Benelux-Staaten war ein 
wesentlicher Impuls zur Verstärkung der Kooperation und zur Etablierung einer 
losen politischen4 und wirtschaftlichen Vorabintegration (Podraza 1998: 7-26). Die 
vielversprechende Ausgangslage für die Formalisierung der regionalen Kooperation 
im mitteleuropäischen Raum basierte oberflächlich gesehen auf vergleichbaren 
geschichtlichen Erfahrungen nach Ende des Zweiten Weltkrieges (Jalta-Syndrom), 
einer gemeinsamen geopolitischen Lage, einer verwandten kulturellen und 
sprachlichen Identität sowie auf ähnlichen innerpolitischen Systemkonstellationen 
und der Transformation der Wirtschaftsstrukturen. Nicht ohne Bedeutung war 
darüber hinaus eine relativ intensive gesellschaftliche Interaktion aufgrund 
verhältnismäßig enger Handelsbeziehungen (Kiss, Königova, Luif 2003: 58).  
 Am 15. Februar 1991 gründeten der polnische Präsident Lech Wałęsa, der 
Präsident der Tschechoslowakei Václav Havel und der ungarische Ministerpräsident 
József Antall in der Stadt Visegrád eine lose Länderkooperation5. Ihr primäres Ziel 
                                                 
ihren ursprünglichen geopolitischen und historischen bzw. kulturellen Bedeutungen genutzt und 
bezeichnen die Ländergruppe, die vergleichbare geschichtliche Erfahrungen in den letzten 
Jahrzehnten (Kommunismus und militärisch-politischer Einfluss der Sowjetunion nach dem Zweiten 
Weltkrieg) machten und nach dem Annus Mirabilis 1989 eine neue Phase der politischen, 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Orientierung begonnen haben (Kołodziejczyk-Konarska 2002: 
248-275; Chołuj 2006: 111-124). In der vorliegenden Arbeit wird der Begriff Mitteleuropa in 
Anlehnung an den ungarischen Historiker Jenő Szűcs (1928-1988) und den deutsch-amerikanischen 
Politikwissenschaftler Peter Katzenstein (1997: 6) verwendet. Damit bezieht sich der Begriff 
Mitteleuropa vorwiegend auf die Länder der Visegrád-Staaten. 
4 1989 hatte der frühere amerikanische Sicherheitsberater Zbigniew Brzezinski während seines ersten 
Besuchs in Polen die Idee zu einer polnisch-tschechoslowakischen Konföderation in die Diskussion 
gebracht, dem die tschechoslowakische Diplomatie schnell eine Absage erteilte. Nicht zu übersehen 
sind auch die verschiedenen Pläne zur Revitalisierung der österreichisch-ungarischen Föderation, die 
im Laufe der Zeit immer mehr Länder umfassen sollte, einschließlich Polen, Lettland, Litauen und 
Estland. Dies ist nur in Kategorien eines politischen Topos zu betrachten. Auf die Unmöglichkeit der 
Verwirklichung dieser Ideen wurde sehr früh hingewiesen (Kende 1991: 11-18).  
5 Der Begriff der Kooperation wird in der Politikwissenschaft in Abhängigkeit von der jeweiligen 
theoretischen Grundorientierung unterschiedlich konkretisiert (Axelrod 1984; Grieco 1993: 116-140; 
Haas 1992; Kassim, Peters, Wright 2000; Keohane 1984; Keohane, Nye 1989; Krasner 1985; Milner 
1992: 466-496; Müller 1993; Oye 1986; Wolf 2000). Allgemein lässt sich behaupten, dass die 
Kooperation eine Schnittmenge gemeinsamer Interessen und politischer Ziele voraussetzt und als eine 
„Menge von Beziehungen zwischen Akteuren definiert“ (Meyers 2000: 449) werden kann. Die 
Motive für eine Kooperation sowie Formen sind kontext- und umweltbezogen (Richter 2005: 35-51). 
Die Akteure versprechen sich durch Kooperation eine Realisierung der Gewinne (absolute und 
relative), die als Ziele der kooperativen Handlungen formuliert werden (Meyers 2000: 450f.). Die 
Form der Kooperation unterscheidet sich in der Interaktionsdichte und Intensität. Als Formen der 
Kooperation können Informationsaustausch, Konsultationen, freiwillige Vereinbarungen 
(Absichtserklärungen und Deklarationen), Abstimmung, Koordinierung und Institutionalisierung der 
Interaktionsformen betrachtet werden. Es muss zwischen einer institutionalisierten (internationale 
Regime, Integrationsgemeinschaft) und nicht institutionalisierten (Ad-hoc-Koalitionen, Allianzen, 
strategische Partnerschaften) Kooperationsform unterschieden werden. Formell kann die Kooperation 
der Visegrád-Staaten als eine unverbindlich institutionalisierte Kooperation mit niedrigem 
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bestand im Versprechen der gegenseitigen Unterstützung, Koordination und 
Kooperation während der politischen und wirtschaftlichen Transformation. Die 
elementaren Aufgaben wurden in der Wiedergewinnung der staatlichen Souveränität, 
der Etablierung einer demokratischen Ordnung und Errichtung einer freien 
Marktwirtschaft, der Aufhebung der politischen, wirtschaftlichen, sozialen und 
geistigen Hinterlassenschaften des totalitären Systems und in einer vollen 
Einbindung in das politische, rechtliche und wirtschaftliche System Europas sowie in 
dessen Sicherheitssystem gesehen (Visegrád Declaration 1991). Die geographische 
Nähe ebenso wie die historischen Gemeinsamkeiten und vergleichbare 
Transformationsherausforderungen wurden als identitätsstiftende Elemente der 
zwischenstaatlichen Zusammenarbeit betrachtet (Ryzner 2003: 36-45; Bąk 2006; 
Gizycki 2009: 373-380). In der Kooperation der Visegrád-Staaten sahen die Gründer 
einen wichtigen Schritt „auf dem Weg zur gesamteuropäischen Integration“ 
(Visegrád Declaration 1991). Mit Auflösung der militärischen Strukturen des 
Warschauer Paktes (01.07.1991) und Zerfall des Rates für gegenseitige 
Wirtschaftshilfe (28.06.1991) wurde klar die sukzessive Integration der Visegrád-
Staaten in die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und die NATO 
formuliert (Cracow Declaration 1991). Ein wichtiger Bestandteil der regionalen 
Kooperation war die Etablierung des Mitteleuropäischen Freihandelsabkommens 
CEFTA, das auf die Initiative der Visegrád-Staaten zurückgeht (Scharbert 2004). Die 
Mitgliedstaaten der Visegrád-Gruppe versprachen sich davon weitgehende 
wirtschaftliche Vorteile bei der Reorientierung der Wirtschaftsströme nach dem 
Zusammenbruch der bipolaren Systemgrenzen in Europa und erhofften sich zugleich 
die Intensivierung der politischen Zusammenarbeit.  
 In Bezug auf Intensität und Interaktionsdichte der Kooperation der Visegrád-
Staaten lassen sich vier Phasen unterscheiden (Bugalska, Bocian 2003: 6). In der 
ersten Phase, der Aktivierungsphase (1991-1993), war die politische Kooperation 
innerhalb des Visegrád-Dreiecks relativ intensiv. Diese zwischenstaatliche 
Koordination wurde nach der slowakisch-tschechischen Dismembration (1993) 
immer weniger relevant, hatte doch die innenpolitische Situation in der Slowakei und 
Tschechien einen desintegrativen Einfluss auf die Gruppe. Die Amtszeit des 
slowakischen Ministerpräsidenten Vladimir Mečiar (1994-1998) und des 
tschechischen Ministerpräsidenten Václav Klaus (1993-1997) kann rückblickend 
betrachtet als die zweite Phase, eine Phase der Untätigkeit (1993-1998), klassifiziert 
werden. Während Tschechiens amtierender Ministerpräsident Klaus der politischen 
Integration der mitteleuropäischen Staaten im Rahmen der Visegrád-Gruppe keine 
Bedeutung zuschrieb oder sie gar als Hindernis auf dem Weg zur schnellen 
                                                 
Intensitätsgrad betrachtet werden. Die Hauptinstrumente der Kooperation beschränken sich auf einen 
formellen und informellen Informationsaustausch, auf gegenseitige Konsultationen, politische 
Absichtserklärungen sowie in seltenen Fällen koordinierte Vorgehensweisen.   
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Integration der Tschechischen Republik in die Europäische Gemeinschaft ansah 
(Hudalla 2003: 99), wurde auch in der Slowakei die Koordination und Kooperation 
zwischen den Visegrád-Staaten kaum beachtet. Gründe hierfür lagen einerseits in der 
allgemeinen außenpolitischen Orientierungslosigkeit der Mečiar-Regierung, 
anderseits im schleichenden Konflikt zwischen der slowakischen und ungarischen 
Regierung angesichts der Frage der ungarischen Minderheiten in der Slowakei.  
 Nach den Parlamentswahlen in der Slowakei und in Tschechien (1998) in deren 
Konsequenz prointegrative und auf die regionale Zusammenarbeit ausgerichtete 
politische Parteien die Macht erlangten, erfolgte das dritte Stadium, die 
Intensivierungsphase der Kooperation (1998-2004). Während eines Treffens der 
Ministerpräsidenten Polens, Ungarns und Tschechiens in Budapest (21.10.1998) 
wurde die Slowakei zur „Aktivierung“ ihrer Mitgliedschaft innerhalb der Gruppe 
eingeladen und dem Land die politische und praktische Unterstützung ihrer 
Aufnahme in die NATO zugesichert (Annual Report 1999/2000: 1f. Cottey 2000: 69-
89). Angesichts des Ausschlusses der Slowakei aus der ersten Gruppe der Staaten, 
die in die NATO aufgenommen werden sollten, hatte diese Bekundung einen 
wichtigen Solidaritätswert. Neben der Forderung nach einer NATO-Mitgliedschaft 
der Slowakei stand in dieser Phase der intensivierten Zusammenarbeit auch eine 
kooperative Vorgehensweise beim Prozess der Beitrittsverhandlungen mit der EU an. 
 Der Visegrád-Gipfel vom 14. Mai 1999 in Bratislava etablierte zusätzliche 
Mechanismen für den gegenseitigen Austausch auf Ebene der Staatspräsidenten, 
Ministerpräsidenten und Ministern aus den Innen-, Außen- und Bildungsressorts. 
Darüber hinaus wurden innerhalb der jeweiligen Ministerien Expertengruppen 
eingesetzt. Damit wurde die eher symbolisch-politische Natur der bisherigen 
Zusammenarbeit durch eine konkrete Form der Koordinierung bestimmter Bereiche 
vorgenommen. Eine wichtige Initiative war die Etablierung des Internationalen 
Visegrád-Fonds6 (IVF), der die Finanzierung der interregionalen 
Kooperationsprojekte sicherte. Im thematischen Vordergrund des IVF standen der 
Aufbau der mitteleuropäischen Zivilgesellschaft und die Förderung der kulturellen 
Institutionen in den Visegrád-Staaten. Ein wichtiges Element für die Erhaltung der 
Kooperation war die relativ starke gesellschaftliche Unterstützung in den jeweiligen 
Ländern für die Initiativen der Visegrád-Gruppe (Herman 2001: 163-193; Fałkowski 
2002). 
 Die postintegrative Kooperationsphase (seit 2004) wurde nach dem EU-Beitritt 
der Visegrád-Staaten mit der Erklärung der Ministerpräsidenten der Visegrád-Staaten 
vom 12. Mai 2004 eingeleitet (Visegrád Declaration 2004). Diese Erklärung sollte 
sowohl eine Intensivierung der Zusammenarbeit innerhalb der Gruppe bekräftigen 
                                                 
6 Die primären Aufgaben des Fonds umfassen: Förderung und Entwicklung der kulturellen 
Zusammenarbeit, finanzielle Unterstützung des wissenschaftlichen Austausches, Forcierung der 
Jugendarbeit, des Tourismus und der grenzüberschreitenden Kooperation (IVF Statute Kap. 1 Art. 2). 
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als auch ein koordiniertes Auftreten innerhalb der EU erlauben (Visegrád 
Declaration 2004). Konkret wurde zum einen die Verbesserung der Konsultations- 
und Kooperationsmechanismen geplant und zum anderen vereinbart, ein System der 
rotierenden Präsidentschaft in der Gruppe zu etablieren und mindestens einmal 
jährlich einen Gipfel auf Ebene der Ministerpräsidenten abzuhalten. Des Weiteren 
sollte die Zusammenarbeit zwischen den Parlamenten der Visegrád-Staaten 
intensiviert werden. Außerdem vereinbarte man, im Vorfeld internationaler 
Gipfeltreffen, insbesondere der NATO- und EU-Gipfel, vorab auf Ebene der 
Außenminister und Ministerpräsidenten zu konferieren. Des Weiteren sollten die 
regelmäßigen Konsultationen der Visegrád-Vertreter im Rahmen des Ausschusses 
der Ständigen Vertreter der Mitgliedstaaten (COREPER I und II) erfolgen (Visegrád 
Programme 2005/2006: 2) und vergleichbare Konsultationen in anderen relevanten 
Institutionen (OSZE, UNO, Europarat, Welthandelsorganisation) stattfinden 
(Visegrád Declaration 2004: 2). 
 Die überwiegende Anzahl der Versuche zur intensiveren Kooperation und zur 
Koordinierungs- und Konsultationsarbeit erfolgt im Bereich der low politics7 (Haas 
1961: 366-392; Hoffmann 1970: 372f.; Hoffmann 1995: 71-106). Dennoch wird 
offiziell immer wieder die Bedeutung der gemeinsamen Aktivitäten und Interessen 
im Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik hervorgehoben. Dabei wird auf den 
regionalen Aktionsradius hingewiesen, in dessen Zentrum außenpolitische 
Aktivitäten hinsichtlich der Staaten des postsowjetischen Raumes und des westlichen 
Balkans stehen. Damit identifizieren die Visegrád-Staaten für sich selbst das größte 
Potenzial in einer zwischenstaatlichen Kooperation und im gemeinsamen Vorgehen 
im Bereich der Nachbarschaftspolitik. Durch die EU-Mitgliedschaft bestehen weitere 
Möglichkeiten, auf die inhaltliche Bestimmung der relevanten außen- und 
sicherheitspolitischen Politikfelder (GASP, ESVP) Einfluss zu nehmen.  
1.4. Forschungsstand und Literaturlage 
Die politikwissenschaftliche Auseinandersetzung mit der Außen- und 
Sicherheitspolitik der einzelnen mittel- und osteuropäischen Staaten wird aufgrund 
der kontinuierlich steigenden Quantität der Arbeiten immer weniger überschaubar. 
Hierbei dominieren Forschungsarbeiten zur EU- und NATO-Integration sowie zur 
Transformation in Mittel- und Osteuropa. In den letzten zehn Jahren lässt sich zudem 
                                                 
7 Praktische Lösungen innerhalb der V4-Länder wurden dagegen in den Bereichen der illegalen 
Einwanderung und der Bekämpfung der organisierten Kriminalität erreicht. Des Weiteren wurde 
gemeinsam gegen Computerkriminalität, Autodiebstahl sowie illegalen Transport von Waren und 
anderen illegalen Handelspraktiken vorgegangen. Außerdem bemühte man sich im Rahmen der 
Kooperation im wissenschaftlichen Bereich um die Entwicklung gemeinsamer Forschungsprojekte, 
die das 5.-7. Rahmenprogramm für Forschung und Technologieentwicklung anknüpften. Überdies 
sind zahlreiche Maßnahmen in den Bereichen des Kulturmanagements und der Steigerung der 
politischen und sozialen Lebensqualität zu verzeichnen (Lukáč 2001: 15f.). 
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auch eine intensivere Beschäftigung mit den spezifischen Themen der mittel- und 
osteuropäischen Staaten im Bereich der Internationalen Beziehungen feststellen.   
 Die bisherige Forschung zur Sicherheitspolitik der mittel- und osteuropäischen 
Staaten wird in einen direkten Zusammenhang mit der NATO gebracht. Dabei lassen 
sich innerhalb der NATO-Integrationsforschung drei fundamentale thematische 
Schwerpunkte ausmachen, worauf Frank in ihrer Analyse aufmerksam macht (Frank 
2011: 25-31):  
 Erstens der Prozess der Anpassung der NATO an das neue 
sicherheitspolitische Umfeld nach dem Ende des bipolaren Konflikts und die 
im Zusammenhang mit der Problematik der Terrorismusbekämpfung 
stehenden sicherheitspolitischen Herausforderungen (Simon 1997; Carpenter 
1998; Alamir 2000; Varwick 2008, Overhaus 2009),  
 zweitens die Vorbereitung der NATO auf den Prozess der Erweiterung 
(Asmus 2002; Barany 2003) und  
 drittens das verstärkte Interesse an den nationalen Positionen der alten und 
neuen NATO-Mitgliedstaaten zur Sicherheitsproblematik und zum Prozess 
der Redefinierung der Rolle der NATO (Gordon 1997; Michta 1999; Mattox, 
Rachwald 2001).  
 
Aus Perspektive der einzelnen mittel- und osteuropäischen Staaten werden die für die 
NATO-Erweiterung relevanten Motive und Interessen untersucht (Alamir, Pradetoo 
1997; Pradetto 1997; Krupnik 2003) und die Positionierungen dieser Staaten 
zwischen einer europäischen und transatlantischen Dimension der Sicherheitspolitik 
beleuchtet (Bilcik 2002; Dębski 2007; Frank 2003; Giessmann 1995; Haliżak 1995; 
Kern-Jędrychowska 1994). Dabei wird auf die besondere Bedeutung der 
transatlantischen Bindung der mittel- und osteuropäischen Staaten hingewiesen 
(Michta 1999; Osica 2004; Longhurst 2005; Longhurst, Zaborowski 2007; Ziemer 
2009). Die theoriegeleiteten Arbeiten untersuchen die Implementierung der 
relevanten Normen und Ziele (Epstein 2004). Ebenso analysieren sie die 
Wechselbeziehungen zwischen der nationalen und institutionellen Ordnung im 
Hinblick auf die NATO (Seidelmann 2002; Frank 2011).  
 Neben den bestehenden Analysen zur Außenpolitik im Zusammenhang mit der 
EU (GASP) rückt zunehmend auch die Sicherheitspolitik in den Vordergrund. Die 
erhebliche Mehrzahl der Studien und Analysen beschäftigt sich, aus der Perspektive 
der Nationalstaaten heraus, mit der Stellung der jeweiligen Staaten in der 
europäischen Sicherheits-, Verteidigungs- und Außenpolitik (ESVP, GASP und 
ENP). Allerdings besteht ein zweifaches Defizit im Bereich der wissenschaftlichen 
Auseinandersetzung mit der einzelstaatlichen Außen- und Sicherheitspolitik der 
Visegrád-Staaten: Wie bereits mehrere Autoren festgestellt haben (Fischer 2005; 
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Fürst 2008: 25ff.; Frank 2011: 25ff.), fällt zum einen der Mangel an konzeptionellen 
Arbeiten im Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik der mittel- und 
osteuropäischen Staaten auf. Vereinzelt lässt sich auf konstruktivistisch inspirierte 
Arbeiten verweisen (Schimmelfennig 2003; Fürst 2008; Frank 2005; 2011). Des 
Weiteren ist auf die in der Tradition des Institutionalismus stehenden Arbeiten von 
Jacoby (2004) und Epstein (2008) oder auch auf verschiedene von der Theorie der 
Europäisierung geprägten Arbeiten hinzuweisen (Hudalla 2003; Kamińska 2008; 
Pomorska 2007, 2008; Weichsel 2007; Quistorff 2008). Zum anderen fällt das Fehlen 
einer komparativen Analyse der Außen- und Sicherheitspolitik der Visegrád-Staaten 
auf, die sowohl den institutionellen Rahmen der EU als auch den der NATO mit 
einbeziehen würde. Zur Thematik der Visegrád-Gruppe im Allgemeinen überwiegen 
einzelne Studien, die sich auf das Phänomen der punktuellen Zusammenarbeit im 
Bereich der low politics konzentrieren (Körösi 1996; Bukalska, Bocian 2003) oder 
den Vorbereitungsprozess der NATO- und EU-Mitgliedschaft aufarbeiten (Richter 
1994; Kaiser 1996; Ludvig; Gazdag 1997; Henderson 1999; Pernel, Tombiński 2002; 
Réti 2002: 139-166; Wasilewska, Thim, Buzalka 2009). Darüber hinaus existieren 
einzelne Kurzstudien zur Stellung der Visegrád-Gruppe gegenüber dem Kosovokrieg 
(Hendricskon 2000: 25-38), dem Krieg im Irak (Št’astný 2003), der ESVP/GASP 
(Khol 2001b; Khol 2002: 193-217) sowie zur Kooperation der Visegrád-Staaten mit 
den Ländern des postsowjetischen Raumes (Dezséri; Gáspár 2004: 21-25). Eine 
systematische Darstellung der Außen- und Sicherheitspolitiken der Visegrád-Staaten 
liegt bisher nicht vor. Eine Ausnahme bilden die Arbeiten, die Prozess und Stand der 
Vorbereitung auf die NATO-Mitgliedschaft der Visegrád-Staaten komparativ 
behandeln (Zielonka 1992; Latawski 1994; Gazdag 1997) oder die den selektiven 
Politikbereich im Zusammenhang mit dem Prozess der EU-Erweiterung analysieren 
(Richter 1994; van Berkum, Terluin 1995; Khol 2001b; Pełczyńska-Nałęcz, Duleba, 
Póti 2003; Dezéri, Gáspár 2004; Kiss 2007; Cadier 2008; Wasilewska, Thim, 
Buzalka 2009). 
1.5. Länderspezifische Forschungsliteratur  
 1.5.1. Polen 
Eine qualitativ starke Stellung nehmen im Hinblick auf die Analyse der Außen- und 
Sicherheitspolitik der Visegrád-Gruppe die Arbeiten ein, die sich schwerpunktmäßig 
auf das jeweilige Land beschränken. Berücksichtigt man die Anzahl der 
Publikationen der letzten fünfzehn Jahre, gilt das größte Interesse Polen. Die 
Arbeiten, die sich vor allem mit der polnischen Außen- und Sicherheitspolitik nach 
1989 beschäftigen, greifen das theoretische Konzept der nationalen Sicherheitskultur 
(Malinowski 2003, Osica 2004; Longhurst, Zaborowski 2004) und das nationalen 
Rollenkonzept (Ziemer 2009) auf. In den konstruktivistischen Strang reihen sich 
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diejenigen Arbeiten ein, die Elemente der polnischen Geschichte und 
Identitätsbildung als Erklärungsvariable für die polnische Außen- und 
Sicherheitspolitik identifizieren (Prizel 1998, Gehrardt 2003; Frank 2003, 2005; 
Fürst 2008, Hoffman 2010). Auch in den polnischsprachigen Analysen werden 
zunehmend die Signifikanz der geschichtlichen Determinanten (Osica 2001b, 2002, 
2004) und die geopolitischen Denktraditionen (Bielecki 1999; Zięba 1999; Kuźniar, 
Szczepaniak 2002; Madera 2003; Żurawski vel Grajewski 2009: 271-309, 2010) zur 
Erklärung des polnischen außen- und sicherheitspolitischen Verhaltens 
herangezogen. Darüber hinaus zeichnet sich ein stärkeres Interesse an 
Europäisierungstheorien ab. In diesem Rahmen werden die Wechselbeziehungen 
zwischen der europäischen und der polnischen Außen- und Sicherheitspolitik 
untersucht (Kamińska 2008; Pomorska 2007, 2008). Eine besondere Relevanz 
besitzen die Arbeiten, die die transatlantische Dimension der polnischen Außen- und 
Sicherheitspolitik berücksichtigen (Michta 1999; Gromadzki, Osica 2001b; Osica 
2003b; Osica 2004; Longhurst 2005; Dunn, Zaborowski 2003; Zaborowski 2004; 
Longhurst, Zaborowski 2007) und solche, die relevante Handlungsmotive für die 
angestrebte EU- und NATO-Mitgliedschaft Polens identifizieren (Munch 2007). Des 
Weiteren ist auf deskriptive Arbeiten hinzuweisen, die für die Analyse der 
polnischen Außen- und Sicherheitspolitik eine elementare Orientierungs- und 
Informationsgrundlage bilden und einen unverzichtbaren Überblick gewähren 
(Kuźniar, Szczepaniak 2002; Madera 2003; Kuźniar 2001, Kuźniar 2008).         
 1.5.2. Tschechien 
Die Integration der Tschechischen Republik in die NATO hat bisher keine 
theoriesystematische Monographie hervorgebracht. Es lassen sich lediglich einige 
theoriegeleitete Aufsätze finden, die auf dem Konzept der identitätsbezogenen 
Sicherheitskultur basieren (Veselý 2007: 679-692). Vereinzelt wird die 
Integrationsproblematik im Hinblick auf bestimmte Vorbereitungsphasen wie auch 
im Hinblick auf die Positionierung in einzelnen Problemfeldern der Integration in die 
NATO untersucht (Burant 1997; Ŝedivý 1997: 129-146; Kemp 1998; Dolesji 1999;  
Sarvš 2000; Gabal, Helsusova, Szayna 2002; Simon 2004; Khol 2005). Ein Aspekt 
der tschechischen NATO-Integration betrifft die Problematik der 
sicherheitspolitischen und militärischen Beziehungen Tschechiens zu den USA 
(Řiháčková 2005; Král 2003: 1-5; Vancura 2005: 173-191; Král 2008: 63-108), die 
überwiegend durch zwei weitere Aspekte bestimmt werden: den Irakkrieg (Gabal 
2003; Handl 2003; Spengler, Müller 2003; Král, Pachta 2005) und die US-
amerikanischen Pläne zur Installierung einer Radaranlage auf tschechischem 
Territorium (Gehrold 2008; 47-54; Parecki 2008: 339-371). Die systematischen 
Untersuchungen zur tschechischen Außenpolitik sind der EU-Integrationsforschung 
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zuzuordnen und basieren auf dem Ansatz der Europäisierung (Hudalla 2003; 
Weichsel 2007; Quistorff 2008). Einzelne Kurzanalysen und Aufsätze 
unterschiedlichen Umfangs untersuchen die tschechische Außenpolitik 
akteursbezogen und können thematisch den inhaltsbezogenen Erläuterungen der 
tschechischen Außenpolitik zugeschrieben werden (Votápek 2003: Votápek 2004: 
99-108; Khol 2004a; Khol 2004b; Drúlak 2007; Král 2007; Kratochvíl; Tulmets 
2007; Khol 2008: 77-100; Baun, Marek 2009; Král 2009: 5-19; Král 2010: 5-18). 
 1.5.3. Slowakei 
Theoriegeleitete Arbeiten zur slowakischen Außen- und Sicherheitspolitik haben 
Seltenheitswert. Das nationale Rollenkonzept liegt der Arbeit von Bilčik (2004: 40-
51) zugrunde; auch wird auf die Europäisierungstheorie zurückgegriffen (Bilčik, 
Világi 2007). Vereinzelt wird der Einfluss der slowakischen Identität auf die 
Konzeptualisierung der Außen- und Sicherheitspolitik untersucht (Lukáč 2004: 87-
93; Samson 2005b: 73-83 und bedingt Gyárfášová 2001), ebenso wird die 
sicherheitspolitische Kultur des Landes analysiert (Miháliková 2000). Die Mehrheit 
der Arbeiten verzichtet auf eine theoretisch fundierte Vorgehensweise und bietet 
systematische, thematische und chronologisch basierte Analysen der slowakischen 
Außen- und Sicherheitspolitik. Einen systematischen Einstieg, der durch eine 
realistische Theorieprämisse gekennzeichnet ist, bietet vor allem die Arbeit von 
Samson (2000). Wie im Falle der anderen Visegrád-Staaten lassen sich die Analysen 
zur Slowakei vor allem thematisch systematisieren. Der Schwerpunkt liegt hierbei 
zum einen auch hier auf der Untersuchung der slowakischen Integration in die 
NATO (Samson 1999a; Korba 2006: 49-65; Ondrejcsák 2006: 76-90; Korba 2009: 
39-50), zum anderen auf der Bedeutung des Transatlantizismus unter besonderer 
Berücksichtigung des slowakischen Engagements im Irakkrieg (Korba 2003: 37-53; 
Bútora 2008: 13-48), des Weiteren auf der Bestimmung der eigenen politischen 
Prioritäten gegenüber der ESVP (Bilčik 2002: 31-35), GASP (Bilčik, Világi 2007; 
Bilčik 2007: 23-38) und ENP (Duleba 2008: 62-78). Eine weitere thematische 
Gruppe stellen diejenigen Arbeiten dar, die das bilaterale Verhältnis der Slowakei zu 
den Ländern in der direkten und indirekten Nachbarschaft analysieren und 
durchgängig auf eine theoretische Fundierung verzichten (Lukáč 2002: 47-55; 2004: 
87-93; Duleba 2003:  143-177; Šagát 2008: 45-62; Lőrincz 2009: 83-94). 
 1.5.4. Ungarn 
In der Mehrzahl der Arbeiten zur Analyse der ungarischen Außen- und 
Sicherheitspolitik dominiert eine ereignisgeschichtliche Methodik (Dunay 1993; 
Pállinger 1996, Skak 1996; Kiss 1997; Zellner, Dunay 1997). Schwerpunktmäßig 
konzentrieren sich die Arbeiten auf den Bereich der Integration in EU und NATO 
(Szîonyi 1994; Valki 1996; Sherr 2000, Simon 2003; Szenes, Almási 2009). Ebenso 
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behandeln sie die Problematik der ungarischen direkten Nachbarschaftspolitik unter 
besonderer Berücksichtigung der Minderheitenpolitik (Zellner 1993; Schöpflin 1993; 
Mediansky 1995; Küpper 1998; Walsh 2000; Vogel 2004; Butler 2007; Glatz 2007). 
Den Analysen der ungarischen Minderheitenpolitik liegt das Identitätskonzept 
zugrunde, das für die Untersuchung der Wechselbeziehung zwischen Identität und 
Außenpolitik verwendet wird (Kiss 2000; 2004; Szarka 2004). Eine Seltenheit stellen 
die Arbeiten dar, die punktuell die ungarische Positionierung im Hinblick auf die 
GASP, ESVP und ENP untersuchen (Bilcik 2002; Kiss 2002; Nagyné Rózsa 2002, 
Dunay 2004; Fürst 2008). Dabei bleiben die Analysen auf relevante politische 
Akteure und deren Positionierung gegenüber den außen- und sicherheitspolitischen 
Bereichen der EU beschränkt.  
 Aufgrund der politischen Aktualität der Thematik wird in der vorliegenden Arbeit 
auch auf zahlreiche Publikationen der einschlägigen Forschungsinstitute8 in den 
Visegrád-Staaten zugegriffen. Darüber hinaus werden wichtige Publikationen 
deutscher und internationaler Think-Tanks und Forschungsinstitute berücksichtigt9.  
1.5. Methodik und Aufbau der Arbeit 
Der methodische Rückgriff wird zweifach konstruiert: systematisch und empirisch-
analytisch. Diese Vorgehensweise ist vor dem Hintergrund sowohl der thematischen 
Varianz als auch der Komplexität der Problematik notwendig, um bestimmte 
Handlungsoptionen im Hinblick auf die inhaltlichen Rahmenbedingungen der 
Außen- und Sicherheitspolitik in den jeweiligen Staaten aufzuzeigen. Die deduktive 
Vorgehensweise ergibt sich durch die Auswahl des Quellenmaterials ebenso wie 
durch den Rückgriff auf die relevante Forschungsliteratur.  
 Für die Zwecke der vorliegenden Untersuchung wurde ein akteursorientierter 
Ansatz gewählt. Diese Vorgehensweise ist durch die Logik des politischen Systems 
des jeweiligen Staates bedingt und resultiert aus der Tatsache, dass inhaltliche und 
handlungsrelevante Entscheidungen im Hinblick auf die Außen- und 
Sicherheitspolitik durch die politische Elite des Landes geprägt werden. Die 
Regierung bzw. Regierungskoalition bleibt führender Hauptakteur bei der 
                                                 
8 In den Ländern der Visegrád-Staaten haben sich in den letzen zwanzig Jahren zahlreiche 
wissenschaftliche und analytische Institutionen herausgebildet, deren analytisches und 
wissenschaftliches Personal sehr oft in die Regierungsarbeit wie auch in die Arbeit der Parteien 
formell und informell einbezogen wird. Aufgrund einer relativ hohen personellen Fluktuation 
zwischen Parteien, Regierungsämtern und universitären Bereichen ist der Einfluss der Eliten nicht zu 
unterschätzen. Bis jetzt wird diese Wechselbeziehung aber in der politikwissenschaftlichen und 
soziologischen Forschung nicht ausreichend untersucht (Lengyel, Higley, Best 2003; Beyme von 
1994: 100-123; 175-191; Pfetsch 1999: 496-519; Bajda 2010).  
9 Die ausführliche Zusammenstellung der relevanten Forschungsinstitute in den Visegrád-Staaten 
sowie deutschen und internationalen Think-Tanks, deren Publikationen in der vorliegenden Arbeit 
berücksichtigt wurden s. Annex 1. 
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Bestimmung der Außen- und Sicherheitspolitik10. Die Möglichkeit zur 
Einflussnahme und Definierung der Außen- und Sicherheitspolitik durch den 
Staatspräsidenten bleibt in der Logik der politischen Systeme der Visegrád-Staaten 
relativ beschränkt (Kipke 2002: 276-278; Körösényi 2002: 314-316; Vodička 2002: 
243-244; Ziemer, Matthes 2002: 190-195; Kipke 2005: 62-65; Skrzydło 2002: 166-
185; Rduch-Michalik 2007: 50-53; Barański, Czyż 2007: 250-253; Czyż, Glajcar, 
Krysieniel 2007: 309-319). Eine besondere Rolle bei der Konkretisierung der 
Positionen des einzelnen Staates  im Prozess der Entscheidungsfindung wie auch bei 
der Durchsetzung der staatlichen Präferenzen im Bereich der Außen- und 
Sicherheitspolitik wird dem Ministerpräsidenten und den Regierungsmitgliedern der 
einschlägigen Fachministerien (Außen- und Verteidigungsministerium) 
zugeschrieben11 (Barański, Czyż 2007: 253f.; Rduch-Michalik 2007: 53-57; Czyż, 
Glajcar, Krysieniel 2007: 319-323 Skrzydło 2002: 186-206; Vodička 2005: 213-
217).  
 Die vorliegende Arbeit besteht aus sechs Kapiteln. Nach der thematischen und 
theoretischen Einordnung der Untersuchung im vorliegenden Kapitel wird in den 
Kapiteln 2 bis 5 die Außen- und Sicherheitspolitik des jeweiligen Mitgliedstaates der 
Visegrád-Gruppe behandelt. Im abschließenden Kapitel werden die Ergebnisse der 
Arbeit zusammengefasst und bewertet. Die einzelnen Länderkapitel beginnen mit 
einer Untersuchung der jeweiligen Identität sowie der außen- und 
sicherheitspolitische Kulturelemente, um auf dieser Grundlage die Positionen der 
Staaten in der Visegrád-Gruppe erklärend zu veranschaulichen. Die Einbeziehung 
der Faktoren Identität und außen- und sicherheitspolitische Kultur in die Analyse der 
Außen- und Sicherheitspolitik erscheint aus mehreren Gründen wichtig: Identität und 
sicherheitspolitische Kultur stellen gleichsam als Rahmen eine wesentliche 
Orientierung für die Bestimmung der außen- und sicherheitspolitischen Interessen 
eines Landes dar. Sie übernehmen dabei eine zweifache Funktion: Einerseits sind sie 
Erklärungsvariable für die Bestimmung der nationalstaatlichen Prioritäten, anderseits 
                                                 
10 Eine relevante Rolle für die Bestimmung der Außen- und Sicherheitspolitik der jeweiligen 
Regierung in den Visegrád-Staaten spielt das Parlament, dem die Kontroll- und Korrekturfunktion 
zusteht. Praktisch kommt aber eine besondere Bedeutung der Legislative bei knappen politischen 
Mehrheitsverhältnissen zu. Solange die jeweilige Regierungskoalition über eine stabile 
parteipolitische Mehrheit im Parlament verfügt, die zusätzlich durch den Fraktionszwang untermauert 
wird, bleibt bei der Konkretisierung und politischen Durchsetzung der eigenen außen- und 
sicherheitspolitischen Ziele und Vorstellungen die praktische Bestimmung der Exekutive 
vorenthalten. Das Parlament wird gegebenenfalls zur Legitimationsplattform für die 
Regierungshandlungen in der Außen- und Sicherheitspolitik funktional beschränkt. Die Bedeutung 
des Parlaments wächst im Fall knapper parteipolitischer Mehrheitsverhältnisse und 
Minderheitsregierungen erheblich. Jegliche Haltung der Regierung in Fragen der Außen- und 
Sicherheitspolitik muss in diesem Fall dem politischen Konsens der maßgeblichen parteipolitischen 
Parlamentsmehrheit untergeordnet werden (Körösényi 2002: 317-321; Vodička 2005: 199-2002; 
Kipke 2002: 278-280; Ziemer, Matthes 2002: 195-203). 
11 Die Zusammenstellung der politischen Entscheidungsträger und der bestehenden 
Regierungskoalitionen in den jeweiligen Ländern der Visegrád-Gruppe s. Tabellen 1 bis 4 im Anhang.   
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Determinante der staatlichen Interessen in der Außen- und Sicherheitspolitik. Diese 
holistische Doppelfunktion schließt den Einfluss anderer struktureller und 
institutioneller Faktoren nicht aus. Damit werden in praktischer Hinsicht Identität 
und außen- und sicherheitspolitische Kultur zur maßgebenden 
Handlungsorientierung in Bezug auf den Prozess der Entscheidungsfindung und 
Bestimmung der außen- und sicherheitspolitischen Handlungsoptionen generalisiert. 
Im zweiten Schritt der einzelnen Länderkapitel wird die Sicherheitspolitik 
untersucht. Hierfür ist es notwendig, die europäische (ESVP) und die transatlantische 
(NATO) Dimension der Sicherheitspolitik zu beleuchten und auf die 
Wechselbeziehungen zwischen den beiden Dimensionen hinzuweisen. Ein 
wesentliches, für die sicherheitspolitische Positionierung des einzelnen Landes 
konstitutives Element der Analyse betrifft die politische und handlungsrelevante 
Einstellung des jeweiligen Visegrád-Mitglieds zum Irakkrieg. Zusätzlich ist im Fall 
Polens und der Tschechischen Republik, bedingt auch im Fall der Slowakei und 
Ungarn, die Positionierung zu den amerikanischen Plänen zur Installierung von 
NMD-Elementen für die Argumentation der Arbeit relevant. In den Kapiteln 2 und 3 
wird die Problematik der US-amerikanischen National-Missile-Defense Elemente 
ausführlich für Polen und Tschechien erörtert. Der US-Vorstoß zur Errichtung des 
Raketenabwehrschildes in Polen und der Radaranlage in Tschechien ist mit 
weitreichenden außen- und sicherheitspolitischen Implikationen verbunden. Er 
betrifft nicht nur das sicherheitspolitische Verhältnis Polens und Tschechiens zu den 
USA und NATO, sondern beeinflusst die Interaktionsdichte der 
sicherheitspolitischen Dimension zwischen USA-Russland, NATO-EU, USA-EU, 
Polen und Tschechien gegenüber Russland und Polen, Tschechien gegenüber den 
anderen Visegrád-Staaten. Traditionell wird behauptet, dass die mitteleuropäischen 
Länder eine starke pro-US-amerikanische Einstellung vertreten. Zu fragen ist, in 
welchem Ausmaß zwischen den Visegrád-Staaten Gemeinsamkeiten und 
Unterschiede in der Haltung zu den USA auftreten und welche Auswirkung dies auf 
die jeweilige Politikgestaltung hat. Weiterhin wird analysiert, wie innen- und 
außenpolitische Faktoren die Sicherheitspolitik des jeweiligen Landes beeinflussen. 
Im dritten Schritt der einzelnen Länderkapitel wird analysiert, wie die jeweilige 
nationale Außenpolitik im Rahmen der GASP und ENP konkretisiert wird. Es wird 
untersucht, welche eigenen Vorstellungen und Prioritäten die Staaten der Visegrád-
Gruppe durchzusetzen versuchen. Eine zentrale Rolle spielt dabei die Außenpolitik 
gegenüber den Staaten des postsowjetischen Raumes (überwiegend Russland, 
Ukraine und Weißrussland) sowie gegenüber den Staaten des westlichen Balkans. 
Durch diese Vorgehensweise wird nicht nur ein komplementäres Bild der Außen- 
und Sicherheitspolitik der Visegrád- Staaten aufgezeigt, sondern können auch eigene 
nationalstaatliche Präferenzen und bestehende Handlungsoptionen dieser Staaten, die 
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durch den bestehenden institutionellen Rahmen mitbestimmt werden, inhaltlich 
weiter konkretisiert werden. Anschließend wird die Außen- und Sicherheitspolitik 
des jeweiligen Nationalstaates in Beziehung zu den anderen Visegrád-Staaten 
gesetzt, Gemeinsamkeiten und Unterschiede in der Kooperation der Visegrád-Staaten 
werden identifiziert.    
2. Theoretische Einordnung 
2.1. Außen- und Sicherheitspolitik der Europäischen Union  
Unter einer kaum zu überblickenden Vielzahl an Studien zur Analyse der 
europäischen Außen- und Sicherheitspolitik lassen sich differenzierte Formen der 
Analyse finden, die unterschiedliche Variationen politischer Aktivitäten der EU im 
Zusammenhang mit der Außen- und Sicherheitspolitik und deren institutionellen 
Kontexten untersuchen (White 2004: 15). Prinzipiell sind drei unterschiedliche 
Analysetypen signifikant, die sich nach ihrem theoretischen, institutionellen oder 
akteursbezogenen Ausgangspunkt differenzieren lassen (Ginsberg 2001: 1-16; White 
2004: 15): 
 die Analyse der Außen- und Sicherheitspolitik der EU, wobei die EU als ein 
globaler Akteur der internationalen Beziehungen verstanden wird; 
 die Analyse der Außen- und Sicherheitspolitik innerhalb der institutionellen 
Rahmenbedingungen der GASP und ESVP; 
 die Außen- und Sicherheitspolitik der einzelnen EU-Mitgliedstaaten 
(Ginsberg 2001: 3; White 2004: 15f.).  
 
Der erste Analysetypus geht von dem (Selbst-)Verständnis der EU als einem 
internationalen Akteur aus und erlaubt es, die Dynamik der bilateralen Beziehungen 
der gesamten EU mit Drittstaaten oder regionalen Zusammenschlüssen zu 
analysieren. Diese Dimension der Außenpolitik bleibt oftmals auf die 
Wirtschaftspolitik der EU beschränkt (Bulmer-Thomas 2000: 1-22; Freres 2000: 63-
85; Bretherton, Vogler 1999; Veiga, Valladão 2003; Telò 2007; Marsh, Mackenstein 
2004) oder betrifft Subbereiche der EU-Außenpolitik, beispielsweise die Asyl- und 
Einwanderungspolitik (Parkers 2010) oder den Schutz der EU-Außengrenzen (Smith 
2008; Bindi 2009; Marsh, Mackenstein 2008; Lister 1997; Artis, Banerjee, 
Marcellino 2006; Orbie, Tortell 2009). Die empirischen Arbeiten in diesem Bereich 
verstehen sich als epistemologischer Teil der Analyse der EU-Außen- und 
Sicherheitspolitik, was einerseits im Zusammenhang mit einer breiten Definition des 
Sicherheitsbegriffes steht (Buzan, Waever, de Wilde 1998: 5-10; Waever 2004), 
dessen inhaltliche Erweiterung jedoch zunehmend kritisiert wird (Chojnacki 2007: 
236-263), und andererseits mit dem funktionellen Verständnis der Außenpolitik, die 
oft auf die Wirtschaftspolitik mit außenpolitischer Signifikanz reduziert wird. Eine 
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besondere Rolle in der Untersuchungsperspektive des ersten Analysetypus wird den 
zentralen Organen der EU, überwiegend der EU-Kommission, zugeschrieben. 
 Der zweite Analysetypus konzentriert sich auf den Prozess der 
Institutionalisierung von GASP und ESVP. Im Mittelpunkt der für diesen Bereich 
relevanten Untersuchungen steht der Prozess der inhaltlichen und prozeduralen 
Koordinierung der Außen- und Sicherheitspolitik. Es werden sowohl die innerhalb 
von GASP und ESVP stattfindenden Aktivitäten als auch der Prozess der 
Aushandlung bestimmter Positionen auf Ebene der EU-Mitgliedstaaten sowie der 
Prozess der Formulierung der EU-Außen- und Sicherheitspolitik analysiert (Peterson, 
Sjursen 1998; Smith 2004; Cardwell 2009).  
 An den dritten Analysetypus knüpft die vorliegende Arbeit an. Dieser geht von 
der Perspektive der Nationalstaaten aus und untersucht die Außen- und 
Sicherheitspolitik der einzelnen EU-Mitgliedstaaten. Im Zusammenhang mit der EU 
stellt sich oft die prinzipielle Frage nach der Wechselwirkung zwischen der EU-
Außenpolitik und der Außenpolitik der EU-Mitgliedstaaten. Konkret wird gefragt, 
inwieweit die Außenpolitik der Mitgliedstaaten durch die institutionalisierte Außen- 
und Sicherheitspolitik der EU in ihrer Gesamtheit beeinflusst wird und inwieweit 
bestimmte außenpolitische Präferenzen der einzelnen EU-Mitgliedstaaten auf Ebene 
der EU durchgesetzt werden können und in der Konsequenz die gesamte EU-Außen- 
und Sicherheitspolitik determinieren (Hill 1996; Manners; Whitman 2000; Tonra 
2001, Ginsberg 2001; Kaim 2007; Eliassen 2009).  
2.2. Transatlantische Sicherheitspolitik 
Es ist nicht möglich, nur eine bestimmte Theorie herauszustellen, die zu Form, 
Inhalt, Aktivitäten und „institutionellem Esprit“ der NATO eine ausreichende 
theoretische Erklärung für die Berechtigung der Allianz nach dem Ende des 
bipolaren Konflikts böte (Siedschlag 1997: 296ff.; 2002: 85-89; Barany, Rauchhaus 
2009). Vielmehr ist eine bestimmte synkretische Vorgehensweise notwendig, um die 
unterschiedlichen Elemente – wie Macht und Sicherheit (Neorealismus), 
institutionelle Eigendynamik und Regeln (in der Tradition des Liberalismus 
stehender Institutionalismus) oder den Katalog der Normen, Ideen und Werte 
(Konstruktivismus) – zu berücksichtigen, die den Charakter der NATO 
widerspiegeln (Williams, Neumann 2000: 359-362; Tonra 2003: 731-756).  
 Es besteht eine wichtige institutionelle und prozedurale Differenz zwischen der 
NATO und einem traditionell gefassten Sicherheitsbündnis, worauf Arbeiten, die in 
der Tradition des neoliberalen Institutionalismus stehen, hinweisen (Hafterdorn, 
Koehane, Wallandar 1999). Distinktive Merkmale der NATO sind u. a. eine relativ 
große institutionelle Autonomie in der Realisierung der sicherheitspolitischen Ziele, 
eine eigene „raison d’être jenseits des kleinsten gemeinsamen Nenners der 
Eigeninteressen ihrer Mitgliedstaaten“ (Siedschlag 2002: 83), sowie die Erfahrung 
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eines bestimmten institutionellen Vertrauens (March, Olsen 1989: 147ff.) in eigene 
handlungsspezifische Instrumente und in den Prozess der Entscheidungsfindung.  
 Die konstruktivistischen und institutionalistischen Ansätze betonen die 
Eigendynamik der NATO, wohingegen die neorealistische Theorie die Allianz 
lediglich als Gesamtsumme der bestehenden nationalstaatlich geprägten Praktiken im 
internationalen kollektiven Sicherheitssystem betrachtet (Barany, Rauchhaus 2009: 
29). Die Daseinsberechtigung für ein Bündnis der kollektiven Sicherheit stellte in der 
neorealistischen Tradition das exogene Bedrohungspotenzial dar (Waltz 1979: 166-
170). Der Zusammenbruch der Sowjetunion und das Ende des bipolaren Konflikts 
entzog nach Überzeugung der Neorealisten der NATO ihre weitere 
Daseinsberechtigung (Walt 1985: 3-43; Mearsheimer 1990: 5-56). Es wurde 
erwartet, dass aufgrund der Aufhebung der möglichen externen Gefahren vor allem 
die Fragen nach der Führung sowie nach politischen, militärischen und finanziellen 
Kosten Konfliktpotenzial generiert und dass die Bereitschaft zum Kompromiss 
qualitativ nachlassen könnte. Eine radikalere Einschätzung im Hinblick auf die 
Reduzierung der NATO-Bedeutung wurde von Huntington ins Spiel gebracht (1999: 
35-49). Ausgehend von der neorealistischen Prämisse und unter Berücksichtigung 
der Machtgleichheitstheorie sollte der Zusammenbruch der Sowjetunion das 
Desinteresse der USA an der Machtbindung verstärken und in der Konsequenz den 
Rückzug der USA aus dem Bündnis implizieren (Kupchan 2001: 143-146; Barany, 
Rauchhaus 2009: 7-9). Eine Alternative wurde in der Etablierung einer neuen 
Machtordnung gesehen, in der die Rolle der USA zwar objektiv als die eines 
Hegemon verstanden wurde, in der allerdings die Internalisierung amerikanischer 
Werte und bestimmter politischer Präferenzen in der politischen und militärischen 
Praxis der westeuropäischen NATO-Mitgliedstaaten nur eine relative und nicht 
konfrontative Machtbalance erlaubt (Huntington 1999: 42-44). Kritisch wurde 
gesehen, dass der Neorealismus als eine Theorie der Internationalen Beziehungen die 
Eigendynamik, die das Bündnis in den 1990er Jahren entwickelte, nicht ausreichend 
berücksichtigte. Der Prozess der NATO-Erweiterung wie auch die Intensivierung der 
NATO-Aktivitäten durch „Out-of-area“-Einsätze widerlegten die neorealistischen 
Prognosen im Hinblick auf den Zerfallsprozess der NATO (Siedschlag 2002: 86-89), 
was mit dem analytischen Hauptproblem des Neorealismus zusammenhängt, die 
NATO lediglich als militärisches Bündnis in der Logik der Allianz-Theorie zu 
betrachten (Waltz 2000: 23-38; Duffield 1992: 832-840; Barany, Rauchhaus 2009: 
28).  
 Der neoliberale Ansatz bietet zwar eine theoretische Erklärung für die 
Aktivierung der bestehenden institutionellen Ordnung im Bereich der 
Sicherheitspolitik an, vermag aber die Relevanz der NATO – im Vergleich zur 
Aufwertung bestehender Institutionen oder im Vergleich zur Etablierung neuer 
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sicherheitspolitisch relevanter Institutionen – aufgrund der relativ niedrigen 
politischen Kosten erklärend aufrechtzuerhalten. Signifikant ist unter anderem der 
Faktor Sicherheit im Sinne der institutionellen Vertrautheit (Keohane 1989: 101f.; 
Deni 2007). Darüber hinaus akzentuiert der Neoliberalismus die institutionelle Logik 
der Normen und Werte. Der neoliberale Institutionalismus geht intensiver auf den 
Prozess der Institutionalisierung der Sicherheitsallianz ein als durch den 
Neorealismus geprägte Arbeiten. Er betrachtet die NATO nicht in erster Linie als 
politisch-militärische Allianz, sondern als sicherheitspolitische Institution (Keohane 
1989; 1993: 269-300), deren weitere Existenz durch ein Set gemeinsamer Interessen 
und kollektiver Vorteile gerechtfertigt wird (Siedschlag 2002: 88). Des Weiteren 
wird hervorgehoben, dass die Verbindlichkeit von Normen und Regeln sowie die 
Relevanz des Entscheidungsfindungsprozesses das Selbstverständnis der NATO und 
seiner Mitgliedstaaten langfristig prägen und damit die Selbstperzeption der 
innerhalb des Bündnisses agierenden Mitgliedstaaten im Laufe der Zeit verändern. 
Dementsprechend wird von der Prämisse ausgegangen, dass Sicherheit und Macht – 
als grundlegende Kategorie der staatlichen Aktivitäten – redefiniert werden 
(Rasmussen 2001: 286-288). Der Prozess der Institutionalisierung sozialisiere 
bestimmte Praktiken im Hinblick auf die Formulierung und Durchsetzung 
sicherheitspolitisch relevanter Interessen der Nationalstaaten (Frank 2008: 80-85). 
Darüber hinaus ändere sich die Relevanz der Sicherheit, wobei in diesem 
Zusammenhang auf die Erweiterung des Sicherheitsbegriffs selbst hingewiesen wird 
(Waever 2004: 43ff.). Die steigende Bedeutung der kollektiven 
Sicherheitsgemeinschaft habe direkt zur politischen Rekonfiguration der Relevanz 
der NATO beigetragen (Barany, Rauchhaus 2009: 9). 
 Allerdings genießen Normen, Regeln und Werte, wenn auch vom neoliberalen 
Institutionalismus im Zusammenhang mit der NATO thematisiert, besonderes 
Interesse in konstruktivistischen Arbeiten, die sich mit der NATO-Problematik 
auseinandersetzen (Johnston 2001: 487-515; Risse-Kappen 1996b: 357-399; Frank 
2011). Die Konstruktivisten betrachten die NATO überwiegend als eine 
Wertegemeinschaft (Barany, Rauchhaus 2009:12). Ihre analytische Aufmerksamkeit 
gilt dem Prozess der Sozialisierung der politischen und militärischen Eliten, der 
Operationalisierung sowie der Durchsetzung bestimmter normativer Vorstellungen 
(Schimmelfennig 2003; Flockhart 2004: 361-380; Adler 2008: 195-230), deren 
besondere Relevanz im Zusammenhang mit der NATO-Erweiterung (1999, 2004) 
artikuliert wurde (Fierke, Wiener 1999: 723-729; Schimmelfennig 2003: 230-238; 
Gheciu 2005).  
2.3. Relevanz des Nationalstaates 
Im Kontext der doppelten institutionellen Mitgliedschaft ist für die vorliegende 
Untersuchung die Rolle des Nationalstaates konstitutiv. Der EU- und noch stärker 
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der NATO-Erweiterungsprozess bestätigten die realistische und neorealistische 
Annahme, dass die Nationalstaaten maßgebliche und entscheidende Akteure im 
System der internationalen Beziehungen bleiben. Die unterschiedlichen 
zwischenstaatlichen, transnationalen, regionalen und subregionalen 
Zusammenschlüsse stellen keine direkte Konkurrenz zum Nationalstaat dar, sondern 
bieten eine gewisse Ergänzung im Hinblick auf die Wahrnehmung der staatlichen 
Kompetenzen in bestimmten politischen, wirtschaftlichen oder militärischen 
Bereichen. Die Handlungsfähigkeit dieser global agierenden Institutionen, in ihrem 
Charakter wie NATO und EU regional ausgerichtet, bleibt letztendlich immer auch 
vom Nationalstaat abhängig. Trotz der immer mehr werdenden Kooperations- und 
Abhängigkeitsmechanismen bleibt der Nationalstaat weiterhin der einzige Akteur, 
der eine relativ klare Definition der politischen Zielrichtung – sowohl innen- als auch 
außenpolitisch – anbietet und durchführt (Moravcsik 1998; Moravcsik 2003: 159-
204; Moravcsik, Vachudova 2003: 12-57). Auch im Zusammenhang mit dem 
Prozess der EU-Erweiterung wird die Relevanz des Nationalstaates deutlich: Nicht 
die europäischen Institutionen, sondern die Nationalstaaten sind die entscheidenden 
Akteure, die den Annäherungsprozess zwischen der EWG/EU und den mittel- und 
osteuropäischen Staaten initiierten und ihn in der ersten Phase bi- und multilateral 
gestalteten. Die Relevanz der supranationalen Institutionen, etwa der EU-
Kommission, kam erst zur Geltung, als bestimmte Aufgaben im Rahmen der 
bestehenden EU-Verträge durch die Nationalstaaten an die Institutionen delegiert 
wurden. Dennoch haben die nationalen Regierungen auch danach – in der Logik der 
Vertragsregelung – weiterhin die Kontrollfunktion ausgeübt (O’Brennan 2006: 119f.; 
Moravcsik, Nicolaïdis 1999).  
 Rolle, Bedeutung und Funktion des Nationalstaates werden durch den Prozess der 
Kooperation und Integration wesentlich beeinflusst. In der Logik der immer engeren 
europäischen Integration verschwimmen zunehmend die Grenzen zwischen Innen- 
und Außenpolitik (Krippendorff 2000: 189-201), die Kompetenzen zwischen 
Nationalstaat und intergouvernementalen wie supranationalen Institutionen werden 
geteilt und die Interaktionsdichte im Hinblick auf die geteilte politische Bestimmung 
wie auch auf die politische Verantwortung wird intensiviert (O’Neill 2004: 40f.; 
Zürn 1998). Durch diese Wechselbeziehungen eröffnen sich dem Nationalstaat neue 
Möglichkeiten für außen- und sicherheitspolitische Handlungen. Darüber hinaus 
fordern sie den Nationalstaat heraus, eigene Prioritäten zu konkretisieren bzw. sie zu 
hierarchisieren. Es ist festzuhalten, dass die Konstruktion der EU hinsichtlich der 
Außen- und Sicherheitspolitik wie auch der Handlungsrahmen der NATO die 
Signifikanz des Nationalstaates hervorheben (Wolf 2000; Link 2001: 302-321). Die 
jeweiligen Regierungen bestimmen Prozess, Inhalt und die Bereitschaft zur 
Erarbeitung gemeinsamer Strategien der außen- und sicherheitspolitischen 
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Zielsetzung. Darüber hinaus gestalten die Nationalstaaten unabhängig von den 
institutionellen Rahmenbedingungen der EU eine eigene Außenpolitik, die aus 
praktischen Gründen gelegentlich mit den EU-Partnerländern in einem Prozess der 
institutionellen und bilateralen sowie multilateralen Koordinierung abgestimmt wird. 
Analog hierzu sind Bedeutung, Einfluss- und Bestimmungsmöglichkeiten der 
jeweiligen Nationalstaaten für die Festlegung und die inhaltliche Konkretisierung der 
europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik zu berücksichtigen (Kaim 
2007:44-50).  
 Betrachtet man die Haltung der Visegrád-Staaten gegenüber der EU, lassen sich 
vier differenzierte Annäherungsphasen erkennen, die in Abhängigkeit vom 
jeweiligen Integrationsprozess eine differenzierte Charakterform annehmen: die 
Anpassungsform, die Integrationshaltung, die Souveränitätshaltung und die 
realpolitische Haltung (Cichocki 2009: 3). Die Anpassungsform bedeutet eine 
alternativlose Übernahme der politischen und wirtschaftlichen EU-Standards (acquis 
communautaire) ohne Beibehaltung eigener nationalstaatlicher Spezifika. Die 
Integrationshaltung ist gleichbedeutend mit einer aktiven außenpolitischen 
Interaktion innerhalb der EU und manifestiert sich in einer verstärkten Suche nach 
strategischen Partnerschaften in den für den jeweiligen Nationalstaat relevanten 
Politikfeldern. Die Souveränitätshaltung wiederum bedeutet den Vorrang des 
Nationalstaates und der definierten nationalpolitischen Prioritäten. Der EU-
Integrationsprozess soll dieser Haltung zufolge zwar nicht fundamental in Frage 
gestellt, jedoch entschleunigt werden. Die realpolitische Haltung der Visegrád-
Staaten schließlich zeichnet sich durch eine hohe Anpassungsfähigkeit an den 
politischen Mainstream aus: Die nicht konsensfähigen Politikbereiche werden 
ausgeklammert, und es erfolgte eine Konzentrierung auf die umsetzungsfähigen 
Politikfelder, die im positiven Sinne den eigenen Interessen dienen und im negativen 
Sinne keine Nachteile implizieren. In der realpolitischen Haltung spielt die 
Zugehörigkeit zur politischen Mehrheit (Trendsetter) eine wesentliche Rolle 
(Cichocki 2009: 4-13). Die Realisierung bestimmter politischer Ziele und Interessen 
wird von politischen, wirtschaftlichen und institutionellen Bedingungen sowie vom 
politischen Willen abhängig gemacht. Diese Haltung wird in den Visegrád-Staaten 
auch als Prinzip des politischen Pragmatismus verstanden. Dieser impliziert die 
Realisierung des politisch Möglichen unter den bestehenden Umständen und kann als 
Synonym einer praktischen Haltung verwendet werden. Der Begriff des 
Pragmatismus ist jedoch nicht mit dem des Opportunismus als politischer Haltung 
gleichzusetzen. Die politisch-theoretische Grundlage des Pragmatismus entspricht 
dem Konzept der Realpolitik (Morgenthau 1991; Wayman, Diehl 1994: 3-28). Im 
Mittelpunkt stehen die Gewährleistung der eigenen, individuell verstandenen 
Sicherheit und die Steigerung der eigenen politischen Bedeutung (Morgenthau 1974: 
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100ff.). Dies kann über das System strategischer Partnerschaften je nach Bedarf und 
Möglichkeit zur intensiveren Zusammenarbeit innerhalb der bestehenden EU-
Rahmenbedingungen erfolgen.    
3. Theoretische Annahmen 
Angesichts der Spezifika von NATO und EU bilden drei Theorien der 
Internationalen Beziehungen – Neorealismus, Neoliberalismus und 
Sozialkonstruktivismus – den theoretischen Rahmen der vorliegenden Arbeit. 
Kritisch betrachtet stellt sich die Frage, inwieweit die Wahl des theoretischen 
Konstrukts zugunsten der Theorien der Internationalen Beziehungen (IB) anstelle der 
Theorien aus dem Bereich der Integrationsforschung überhaupt berechtigt ist. Die 
theoretische Auseinandersetzung zwischen den Vertretern dieser beiden 
Forschungsrichtungen ist trotz einer relativ langen Vorgeschichte bis heute nicht 
beigelegt (u.a. Risse-Kappen1996a: 53-80; Hurrell, Anand 1996: 386-402; Jupille, 
Caporaso 1996: 386-402; Pollack 2000; Smith 2002: 33-55). Fundamental sind 
jedoch die gegenseitige theoretische Befruchtung und die reichen 
Wechselbeziehungen zwischen den IB- und Integrationsforschungstheorien. Die für 
jeden Forschungsbereich relevanten Theorien weisen zahlreiche Überschneidungen 
und gemeinsame theoretische Ausgangspunkte auf. Vor allem die in der Tradition 
des Realismus/Neorealismus und des Liberalismus/Neoliberalismus stehenden 
theoretischen IB-Ansätze haben die Integrationsforschung wesentlich geprägt 
(Chryssouchoou 2001: 37-58; Beichelt 2006: 163-167). Als einzelne theoretische 
Konstrukte sind sie in der Lage, zwar eine umfassende, jedoch keine erschöpfende 
Erklärung der europäischen Integration zu liefern (Smith 2000: 39f.; Kaim 2007: 41-
43). O’Neill konkludierte daher, dass keine einzelne theoretische Erklärung bei der 
Analyse der vielfältigen Prozesse innerhalb der EU wirklich überzeugend sei:  
„[K]ein Paradigma [kann] für sich alleine genommen die Natur der exotischen polity EU 
erklären. (…). Ein synkretischer Ansatz ist der einzig angemessene Weg, um die Komplexität, die aus 
vielen Strängen zusammengesetzten Dynamiken, ja in der Tat die anhaltende Ambiguität dieses 
politischen Systems sui generis zum Ausdruck zu bringen. Je gemischter der Forschungs-
„Werkzeugkasten“ bestückt ist, desto differenzierter ist unser Verständnis dieses ungewöhnlichen 
Systems, die Lücken in unserem Wissen füllend, die Debatte aber nicht ganz abschließend. Denn es ist 
kein Ende der theoretischen Suche nach dem Verständnis und der Erklärung der Logiken europäischer 
Integration in Sicht“ (O’Neill 2004: 53f.; auch Kaim 2007:43). 
 
Noch problematischer wird es sein, wenn die Erklärung bestimmter politischer 
Prozesse über den Rahmen der EU hinausgeht. Entscheidend für die Analyse eines 
bestimmten Problems ist die Wahl der Perspektive. Allerdings bleibt zweifelhaft, ob 
die Beleuchtung eines Problems aus nur einer bestimmten theoretischen Perspektive 
die gesamte Tiefe, Komplexität und Vielschichtigkeit aufzeigen kann. 
23 
 
3.1. Neorealistische Perspektive  
In der Analyse der Außenpolitik betont der Neorealismus den Einfluss der 
systematischen Strukturen auf das außenpolitische Verhalten des Staates (Waltz 
1979: 127-131). Gemäß der Waltz‘schen Prämisse agiert der Staat in einer durch 
Anarchie gekennzeichneten Struktur des internationalen Systems und will vor allem 
seine eigene Autonomie wahren als eine zentrale Kategorie der internationalen 
Politik (Waltz 1979: 204-209). Kalkül, Macht und Autonomiestreben bezweckten die 
Selbsterhaltung des Staates (Wolf 2000: 43f.). Für die vorliegende Analyse der 
Außen- und Sicherheitspolitik ist die Prämisse von Waltz in zweifacher Hinsicht 
relevant: Der Nationalstaat wird als zentrale (und einheitliche) Kategorie der 
Außenpolitik betrachtet; die Außenpolitik wiederum wird auf die Aktivitäten 
reduziert, die langfristig die Position des Staates stärken. Für die neorealistische 
Theorie ist die implizierte Gleichsetzung der Bedürfnisse des Staates mit denen der 
Gesellschaft problematisch. Die Staaten konkurrieren um Vorteile zur Sicherung der 
eigenen Existenz, wobei die Sicherheit gegenüber der Machtausdehnung vorrangig 
ist (Waltz 1979: 126; Kolodziej 2005: 137). Sie berücksichtigen nicht alle Interessen 
der Gesellschaft, sobald die Sicherheit garantiert wird (Wolf 2000: 64f.). Es stellt 
sich die prinzipielle Frage, ob eine Änderung in der Außen- und Sicherheitspolitik 
lediglich auf Veränderungen der systematischen Struktur der internationalen 
Beziehungen zurückzuführen ist. Waltz geht von der Annahme aus, dass der Wandel 
der Außen- und Sicherheitspolitik eines Nationalstaates möglich ist, jedoch 
vorwiegend aufgrund von Änderungen des internationalen Systems erfolgt. Konkret 
führt er die Kategorie des Wandels und der Transformation ein (Waltz 1986: 341-
344; Schörnig 2006: 77f.). Die systematische Veränderung determiniert demnach 
auch die Verhaltensänderung der Akteure. Damit wird kein analytischer Raum für 
Werte, Ethik und Moral, die das Verhalten des Staates ebenfalls beeinflussen 
können, eingeräumt. Darüber hinaus ist in dem von Waltz vorgeschlagenen Modell 
der internationalen Beziehungen keine Möglichkeit zu einer Systemänderung 
vorgesehen, die durch den Einfluss der Akteure bewirkt würde, aus dem das System 
in seiner Gesamtheit besteht (Burchill 1996a: 87f.). Problematisch bleiben aus der 
Perspektive des Neorealismus auch die Kooperation oder auch die Praxis der 
Vergemeinschaftung bestimmter Politikbereiche, besonders im Bereich der high 
politics (Haas 1961: 366-392; Grieco 1988: 489ff.). Die außenpolitische Kooperation 
zwischen den Staaten innerhalb des Systems internationaler Beziehungen ist dem 
neorealistischen Ansatz zufolge dem Ziel der Sicherheit und der Steigerung der 
eigenen Bedeutung untergeordnet. 
 Die europäische Integration wird aus neorealistischer Perspektive als Ergebnis der 
Bipolarität verstanden. Mearsheimer sah die Kooperation zwischen den EU-Staaten 
spätestens mit dem Ende der bipolaren Weltordnung gefährdet, und zwar aufgrund 
24 
 
der Suche nach einer Steigerung der relativen Gewinne durch die – vor allem die 
größten – EU-Mitgliedstaaten (Mearsheimer 1990: 46; Smith 2000: 40). Darüber 
hinaus wurde der Einfluss der Institutionen gering geschätzt. In einem direkten 
Konflikt zwischen Nationalstaat und Institutionen würde gemäß neorealistischer 
Annahme das Primat des Nationalstaats gelten. Denn Wirkung und Einfluss der 
Institutionen auf das internationale System wie auch auf dessen konstitutive 
Einheiten, die Nationalstaaten, seien schwach ausgeprägt (Smith 2000: 40f.). Die 
neorealistische Annahme schließt dennoch den Einfluss und das weitere Bestehen 
der inter- und transnationalen Institutionen nicht aus, vorausgesetzt, dass 
Nationalstaaten, und zwar überwiegend einflussreiche Nationalstaaten (Großstaaten), 
sich von der Existenz und Wirkung der Institutionen einen relativen Gewinn 
versprechen, was in der Konsequenz zur Stärkung der eigenen Machtposition führe 
(Mearsheimer 1995: 13f; Keohane, Martin 1995: 39-51; Smith 2000: 41).  
 Die GASP und ESVP, in deren Rahmen die Außen-, Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik der Nationalstaaten auf EU-Ebene abgestimmt wird, dienen der 
Reduzierung der Instabilität und Unsicherheit (Kaim 2007: 43-50). Damit wird die 
europäische Integration im Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik als Mittel zur 
Erfüllung der primären Interessen der Nationalstaaten verstanden (Hill 1983, 1996). 
Primär werden auch im Bereich von GASP und ESVP durch die Instrumente der 
Kooperation die Einflussmöglichkeiten der Mitgliedstaaten einer Kontrolle und dem 
Mechanismus der Machtbalance unterworfen (Link 2001: 304). Aus neorealistischer 
Sicht verliert das Konzept der Europäisierung im Bereich der Außen- und 
Sicherheitspolitik seine eigene Begründung (Tonra 2001; Davidson, Eriksson, 
Hallenberg 2001), da die Übertragung von Kompetenzen und Teilen der Souveränität 
letztendlich der Stärkung der Nationalstaaten diene (Link 2001: 156f.). Durch diese 
Kompetenzverlagerung eröffne sich der Nationalstaat weitere Möglichkeiten, auf das 
System der internationalen Beziehungen Einfluss zu nehmen (Kaim 2007: 46f.). Die 
institutionelle Änderung der EU, in der die Kooperation im Bereich der GASP und 
ESVP zwar verstärkt, eine weitere Flexibilisierung jedoch mit hohen Hürden 
versehen wurde (Braun, Capito, Marchetti, Ekango 2005: 198f.; Marchetti 2010a: 
215-217; Marchetti 2010b: 261-264; Hilz 2010: 236-241), ist aus neorealistischer 
Perspektive als Änderung der Struktur des internationalen Systems zu betrachten 
(Kaim 2007: 45f.). Diese übe wiederum einen konkreten Einfluss auf die Akteure 
und Nationalstaaten aus. Die Adaptionsprozesse in der EU an den veränderten 
außen- und sicherheitspolitischen Rahmen des internationalen Systems erforderten 
auch die äußere Anpassung der Nationalstaaten an die geänderten 
Rahmenbedingungen des internationalen Systems. Damit bietet der Neorealismus aus 
der theoretischen Perspektive ein simples Aktions-Reaktions-Schema (Kaim 2007: 
48), dessen Erklärungskraft hinsichtlich der außenpolitischen Positionierung der 
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nationalstaatlichen Akteure dennoch nicht unterschätzt werden darf. Problematisch 
ist es, und damit wird der Schwachpunkt des Neorealismus identifiziert, dass gerade 
vor dem Hintergrund der Interdependenzen innerhalb der EU die Rolle 
gesellschaftlicher, nationaler, inter- und transnationaler Akteure ausgeblendet wird 
(Kaim 2007: 52f.). Denn trotz des zwischenstaatlichen Charakters der Kooperation 
im Bereich von GASP und ESVP (Øhrgaard 2004: 36-41) sind die politischen 
Konsequenzen spätestens zum Zeitpunkt der innenpolitischen Wirkung auch dem 
Legitimationszwang seitens der Gesellschaft ausgesetzt (Kaim 2008: 48f.). Darüber 
hinaus fehlt in theoretischer Hinsicht eine Kompatibilität der neorealistischen 
Ansätze mit dem Mehrebenensystem der EU (Bache, Flinders 2004; Jachtenfuchs, 
Kohler-Koch: 2003: 11-46), die das Zusammenwirken mehrerer Akteure auf 
unterschiedlichen politischen Ebenen berücksichtigt. Des Weiteren wird man, trotz 
der theoretischen Erklärungskraft und Anwendbarkeit der neorealistischen Theorie 
im Bereich von GASP und ESVP, große Schwierigkeiten haben, die bestehende 
Stabilität und die außenpolitische Kontinuität der europäischen Staaten – trotz 
Strukturänderung des internationalen Systems – umfassend zu erklären (Kaim 2007: 
49; Kempin 2008: 25-28; Stahl 2006: 242f.), da die Relevanz der variablen Faktoren 
wie Identität, außen- und sicherheitspolitische Kultur sowie Angst und Vertrauen 
(Robin 2004) als realpolitische Kategorie nicht ausreichend berücksichtigt werden. 
 Das Phänomen der dauerhaften Kooperation, die eine eigene außen- und 
sicherheitspolitische Dynamik generiert, Sozialisierungsprozesse der politischen und 
gesellschaftlichen Elite einleitet und sie auch im Laufe der Zeit beschleunigt, stellt 
den Neorealismus vor das unlösbare Problem, diese kooperative Interaktionsdichte 
zu erklären. Die Bündelung der politischen Prozesse und eine hohe 
Interaktionsdichte der politischen und gesellschaftlichen Akteure im Bereich der 
Außenpolitik wie auch im Bereich der Sicherheits- und Verteidigungspolitik kann 
zur Vertiefung der zwischenstaatlichen Kooperation führen, deren Auswirkungen 
auch auf die Innenpolitik nicht zu unterschätzen sind (Kaim 2007: 49f.). 
3.2. Neoliberale Perspektive 
Eine theoretische und funktionale Alternative zu den neorealistisch inspirierten 
Arbeiten sowohl im Bereich der Foreign Policy Analysis als auch im Bereich der 
Internationalen Beziehungen ist der Neoliberalismus (Harnisch 2002: 15ff.; 2003: 
325ff.). Dieser geht von der Prämisse aus, dass die staatliche Außenpolitik nicht 
ausschließlich durch externe Determinanten und exogene Variablen, wie der Einfluss 
des internationalen Systems verstanden wird, erklärt werden kann. Bereits 
Krippendorff (1963: 243-266) verwies auf die Relevanz und Gesetzmäßigkeit der 
Innenpolitik für die Außenpolitik und berücksichtigte den Einfluss der 
gesellschaftlichen Verhältnisse auf die Gestaltung der Außenpolitik des betreffenden 
Staates. Den Ausgangspunkt seiner außenpolitischen Analyse bildet die 
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Berücksichtigung der kollektiv-psychologischen Elemente des Subjekts, in der die 
Frage nach der „Herausarbeitung von Konstanten in historischer Erfahrung, 
Selbstverständnis und Wahrnehmung der Außenwelt“ beantwortet wird 
(Krippendorff 1963: 245). Unterschiedliche Ansätze im Rahmen der neoliberalen 
Theorie stellen die innenpolitische Beschaffenheit des Staates und dessen Einfluss 
auf die Bestimmung der staatlichen Positionen in der Außenpolitik ins Zentrum des 
Interesses (Harnisch 2003: 326ff.). Dabei wird der Einfluss der Institutionen, Ideen, 
Normen oder Werte auf die inhaltliche Konkretisierung der Außenpolitik untersucht 
(Garrett, Weingast 1993: 173-206). Ebenso wird in der Tradition des 
Neoliberalismus nach dem Zusammenhang zwischen Identität und Außenpolitik 
(Prizel 1998; Campbell 2005) gefragt und der Einfluss der Identität auf die 
Sicherheitspolitik untersucht (Barnett, Adler 1998: 413-441). Obwohl der 
Neoliberalismus die ideellen Faktoren akzentuiert, werden sie explizit nicht als 
primäre Handlungsmaxime betrachtet, wie es der sozialkonstruktivistische 
Theoriestrang postuliert (Adler 1997: 319-363; 2002: 95-118).  
 Die Analyse der Außenpolitik, wie es der Neoliberalismus postuliert, müsse die 
innenpolitische Struktur des Nationalstaates sowie die Macht der individuellen, 
kollektiven politischen und gesellschaftlichen Akteure berücksichtigen (Czempiel 
1994: 1-14; Moravcsik 1998; Moravcsik 2005: 3-44; Moravcsik 2008: 234-254). Ins 
Zentrum des neoliberalen Forschungsprogramms wird die Frage nach der 
Wechselwirkung staatlicher und gesellschaftlicher Strukturen und deren Auswirkung 
auf das außenpolitische Verhalten gestellt (Dunleavy, O’Leary 1987: 320-343; Risse-
Kappen 1991; 1995). Die Signifikanz der gesellschaftlichen Akteure bei der Analyse 
der Außenpolitik führt demnach in der Konsequenz zur Dehierarchisierung der 
Staatszentriertheit. Dennoch solle dieser Prozess nicht automatisch durch die 
Zentriertheit der gesellschaftlichen Akteure ersetzt werden (Berndt 2001: 119). Der 
neoliberalen Theorie zufolge ist der Staat nicht mehr dominierender Akteur, der 
unabhängig von innenpolitischen Verhältnissen souverän auf der außenpolitischen 
Ebene agiert. Vielmehr wird der Staat in der liberalen und neoliberalen Perspektive  
als institutioneller Repräsentant angesehen (Harnisch 2003: 326), um dessen 
Aufmerksamkeit die zueinander im Wettbewerb stehenden gesellschaftlichen 
Akteure und Individuen kämpfen (Krasner 1978; Czempiel 1979, Evangelista 1997). 
Im Rahmen dieser Theorie avanciert der Staat zu den kritischen 
Transmissionsriemen, durch die die Präferenzen dominanter gesellschaftlicher 
Akteure und einflussreicher Individuen in den politischen Bereich einfließen und bei 
entsprechender Unterstützung bzw. Anerkennung seitens der am Machterhalt und an 
der Machtausübung interessierten Akteure in staatliche Politik übersetzt werden 
(Moravcsik 2003: 163; Schieder 2006: 182ff.). Durch Interaktion der 
unterschiedlichen Akteure werde deutlich, dass die außenpolitischen Ziele und 
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Interessen der Nationalregierungen keine statische Größe darstellten. Sie entstünden 
vielmehr in der Interaktion der macht- und diskursbezogenen Auseinandersetzung 
der staatlichen und gesellschaftlichen bzw. sozialen Akteure, deren Präferenzen im 
institutionellen Prozess durch die staatlichen Akteure aggregiert würden (Burchill 
1996b: 29f.). Die nationalen Interessen blieben somit veränderlich und würden im 
Prozess der politischen Auseinandersetzung ermittelt. Diese Annahmen ermöglichten 
ein besseres Verständnis der strategischen Wechselbeziehungen innerhalb des 
Staates und darüber hinaus zwischen den Staaten (Moravcsik 1993: 481; Milner 
1997: 35-46; Oppermann 2008: 20). Vor dem Hintergrund dieses Wechselspiels stellt 
sich die Frage nach der Rolle der Nationalregierung. Einen theoretischen Zugang 
stellt, teilweise jenseits der realistischen und neorealistischen Theorieansätze, der 
Ansatz von Putnam dar (1988: 434ff.). Allerdings wird im Unterschied zu den 
neorealistischen Annahmen (Waltz 1979: 88) der Staat und damit die nationale 
Regierung zwar als legitimer Repräsentant, jedoch nicht als einheitlicher Akteur 
verstanden (Milner, Keohane 1997: 11; Zangl 1994: 280f.). Die nationale Regierung 
als korporativer Akteur vertrete den Staat nach außen, müsse aber auch Rücksicht auf 
die innenpolitische Situation nehmen („two front policy“). Damit werde die Rolle 
der nationalen Regierung in doppelter Hinsicht beschränkt. Die Ebene der 
internationalen Politik sowie innenstaatliche Sach- und Politikzwänge bildeten 
handlungseinschränkende Referenzpunkte, innerhalb derer sich die nationalen 
Regierungen bewegten (Putnam 1993: 434-437; Oppermann 2008: 20). Die nationale 
Regierung sehe sich mit der Notwendigkeit konfrontiert, die Imperative beider 
Spielebenen in ihre Handlungen einzubeziehen. Dies bedeute nicht, dass die 
Regierung zwangsläufig den aggregierten Präferenzen der am Prozess der 
Präferenzausbildung beteiligten gesellschaftlichen Akteure entsprechen müsse 
(Milner 1997: 35-46), da substantiell zwischen der nationalen Regierung und den 
gesellschaftlichen Akteuren kein Verhältnis in der Logik eines „Prinzipal-Agenten“ 
bestehe (Putnam 1988: 433ff.). Die Zwei-Ebenen-Analyse erlaubt es, GASP und 
ESVP als einen Teil des politischen Systems zu verstehen, der die Nationalregierung 
in zweifacher Hinsicht mit Erwartungen konfrontiert: mit dem innenpolitischen 
Erwartungs- und Legitimierungsdruck im Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik 
und, gegenüber anderen EU-Nationalstaaten, mit der Erwartung einer 
Konsensfähigkeit für gemeinsame außenpolitische Aktionen sowie 
Beschlussfähigkeiten (Kaim 2007: 52f.). 
 In der neoliberalen Theorie wird die Kooperation nicht als problematisch erachtet; 
vielmehr sieht man deren Output als relativen Gewinn, den Staaten durch die 
Kooperation erlangen (Grieco 1993: 312f.). Innerhalb der neoliberalistischen 
Theorien lassen sich Arbeiten finden, die das Problem der relativen Gewinne 
relativieren (Powell 1993a: 229; Keohane 1993: 275ff;  Smith 2000: 41). Dabei wird 
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die unterstützende Wirkung der Institutionen hervorgehoben: Durch die 
institutionelle Verflechtung erfolge zwar eine kontrollierte Aufgabe der 
nationalstaatlichen Kompetenzen, jedoch könne die Kooperation im Falle eines 
Erfolgs den partiellen Gewinn für alle Kooperationspartner steigern und damit die 
Steigerung des politischen Einflusses implizieren. Dieser Aspekt sei besonders aus 
Sicht der Kleinstaaten sehr wichtig. Durch die institutionelle Einbindung könnten die 
Kleinstaaten eine relative Kontrolle über die Großstaaten gewinnen (Grieco 1996: 
288f.; Pollack 2000: 2f.). So erlangten die kleineren Nationalstaaten durch die 
Förderung der zwischenstaatlichen Kooperation im Bereich der high politics die 
Möglichkeit, ihre eigene Position im internationalen System deutlicher zu 
artikulieren („voice opportunities“) und damit die eigenen Machtressourcen zu 
erweitern (Kaim 2007: 47).  
3.3. Sozialkonstruktivistische Perspektive 
Die konstruktivistisch geprägten Ansätze zur Außenpolitik lassen sich, trotz einer 
komplexen Differenzierung im Hinblick auf die theoretischen Ergebnisse des 
Konstruktivismus (Checkel 1993; Krachowil 1993; Goldstein, Keohane 1993; 
Finnemore 1996; Ulbert 1997, 2005; Jachtenfuchs 1999; Wendt 1999; Risse 1999; 
Weller 2000; Finnemore, Sikkink 2001; Onuf 2001; Zehfuß 2002; Checkel 2004; 
Wiener 2006) und die Hervorhebung der analytischen Kategorien, anhand der 
Erscheinungsformen von Ideen systematisieren. Harnisch unterscheidet vier 
grundlegende Typen empirischer Außenpolitikanalysen, die durch den 
Konstruktivismus geprägt sind: Denk- und Weltbilder, Rollenkonzepte, 
Sozialkonstruktivistischer Institutionalismus sowie außenpolitische Identitäten 
(Harnisch 2002: 25-34; Harnisch 2003: 331-336).  
 Für die vorliegende Untersuchung ist der Typus der außenpolitischen Identität 
relevant. Die Identität des Nationalstaates wird als Quelle des außenpolitischen 
Verhaltens betrachtet. Die nationale Identität bleibt im Ausprägungscharakter 
differenziert und vereint in sich unterschiedliche, nicht selten scheinbar 
widersprüchliche Elemente. Der Facettenreichtum einer nationalen Identität wird erst 
in der historischen Perspektive sichtbar. Die Wandlungsfähigkeit einer Identität 
offenbart unterschiedliche Vorverständnisse, die im Kontext geänderter politischer, 
historischer oder ökonomischer sowie sozialer Rahmenbedingungen intensiver zum 
Vorschein kommen. Im Vordergrund der bestehenden Analysen, die die 
Wechselbeziehung zwischen Identität und nationaler Außenpolitik untersuchen, 
stehen Fragen nach der Vereinbarkeit unterschiedlicher nationalstaatlicher Identitäten 
mit der der außenpolitischen Kooperation12 (Goff; Dunn 2004: 1-8).  
                                                 
12 Besonders im Kontext der EU stellt sich die Frage nach der Formulierung einer gemeinsamen 
Außenpolitik durch unterschiedlich identitätsgeprägte Außenpolitiken der EU-Mitgliedstaaten (Kaim 
2007: 58f.): Inwieweit ist eine Europäisierung auch im Hinblick auf die nationale Identität möglich, 
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 Problematisch unter der Vielzahl der Studien zum Thema Identität und 
Außenpolitik ist vor allem das geringe Maß an Klarheit im Hinblick auf die 
inhaltliche Definition des Identitätsbegriffes. In der Politikwissenschaft und in den 
Internationalen Beziehungen besteht eine fast unübersichtliche Anzahl von 
Identitätsdefinitionen (Berger, Luckmann 1966: 132; Hogg, Abrams 1988: 2; Taylor 
1989: 27; Hall 1989; Bloom 1990: 52; Wendt 1992: 397; White 1992: 6; Herrigel 
1993: 371; Wendt 1994: 395; Deng 1995: 1; Katzenstein 1996: 59; Kowert, Legro 
1996: 453; Jenkins 1996; 4), wie auch Fearon eindrucksvoll zeigt (1999: 4f.). In 
Abhängigkeit von der jeweiligen wissenschaftlichen Perspektive, Denktradition oder 
vom eigenen analytischen Anwendungspotenzial werden unterschiedliche Elemente 
und Eigenschaften des Begriffes Identität hervorgehoben. Nicht selten wird der 
Begriff der Identität als ein konzeptuell ähnliches Synonym für die Idee (Goldstein; 
Keohane 1993: 3-30), Verfassungsidee (Jachtenfuchs 1999), die außenpolitische 
Rolle (Holsti 1970; Walker 1987) oder die Kultur (Katzenstein 1996) verwendet 
(Boekle; Nadoll 2003: 160f.). Den unterschiedlichen Definitionen des 
Identitätsbegriffes gemeinsam sind dessen relationaler Charakter mit Hervorhebung 
der Sondermerkmale – sei es in Relation zu einer Person (individuelle Identität) oder 
zu einer Gruppe (soziale Identität) – und die funktionale Abgrenzung zum Anderen 
(Kowert, Legro 1996: 453). Die kollektive Identität ist somit ein gesellschaftliches 
Konstrukt, bei dem spezifische Charakteristika einer Gruppe, die nicht als Summe 
individueller Identitäten verstanden wird, besonders akzentuiert werden. Die 
Identifikation einer Gruppe erfolgt in zweifacher Weise: nach innen als 
Hervorhebung der Gemeinsamkeiten und nach außen als Hervorhebung der 
Differenzen (Risse 2003: 3f.). Eine besondere Form der kollektiven Identität ist die 
nationale Identität. Konstitutives Element der nationalen Identität ist die Referenz auf 
die Nation. Dabei bleibt die Frage zweitrangig, ob es sich um eine Kultur-, eine 
Sprach- oder eine Staatsnation handelt. Somit bilden unterschiedliche Elemente die 
konstitutiven Eigenschaften für die Festlegung nationaler Identitäten. Als wichtigste 
Elemente können folgende definiert werden: 
                                                 
und welche Wirkungen entfaltet der Prozess der Integration auf die Identität eines EU-Mitgliedslandes 
(Checkel; Katzenstein 2009: 1-25)? Der Sozialkonstruktivismus untersucht den Prozess der 
Identitätskonstruktion und -rekonstruktion u. a. anhand der transnationalen und außenpolitischen 
Interaktionen (Cooper, Brubaker 2000: 25ff.). Trotz der immensen Steigerung ihrer Anzahl in den 
letzten zwei Jahrzehnten lassen sich die Identitätsstudien nach Kategorien aufteilen: struktur- oder 
akteursbezogen oder mit einer erkenntnistheoretischen Prägung (Harnisch 2002: 29ff.). 
Strukturorientierte Identitätsstudien beziehen sich auf die Frage nach der Herausbildung und Relevanz 
der Identität im Interaktionsprozess innerhalb des internationalen Systems (Wendt 1992, 1994). Dabei 
wird die Interaktion zwischen Identität als konstitutives Element der Gesellschaft bzw. des 
Nationalstaates und Interessen als Artikulation des politischen Ziels analysiert (Wendt 1999). 
Akteursbezogene Identitätsstudien beziehen sich auf die Frage nach dem Identitätsträger und 
analysieren individuelle, soziale und nationale Identitäten (Weller 1997). Die durch 
erkenntnistheoretische Prämissen gekennzeichneten Arbeiten konzentrieren sich auf Elemente der 
Bildung und Artikulation sowie auf die diskursive Interaktion im Herausbildungsprozess der Identität 
(Diez 1997; Risse-Kappen 1999; Larsen 1997; Risse 2001; Hansen, Waever 2002). 
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 das sozial konstruierte Verständnis der gemeinsamen historischen 
Erfahrungen; 
 das Verständnis der Zugehörigkeit zur Gruppe, in der die Kategorie des 
Raumes (Territorium), der Kultur, Zivilisation und bedingt der Sprache und 
Religion bzw. Konfession eine relevante Stellung einnimmt; 
 das gemeinsame Verständnis der charakteristischen Attribute, anhand derer 
sich Selbst- und Fremdperzeption durch eine relative Übereinstimmung 
charakterisiert (Stahl 2006: 49; Kempin 2008: 20f.).   
 
Identität ist kein statisches Konstrukt einer vorgegebenen endogenen oder exogenen 
Struktur, sondern das historische Ergebnis vielfältiger Interaktionen auf 
differenzierten Ebenen gesellschaftlicher, sozialer, politischer, kultureller und 
wirtschaftlicher Interaktionen. Damit kann man die nationale Identität in 
epistemologischer Hinsicht als Ergebnis der Vergangenheit, als erklärendes und 
stabilisierendes Konstrukt für die Gegenwart und als Orientierungsrahmen für die 
Zukunft betrachten (Cruz 2000: 277). Die Änderung der Identität erfolgt in Raum 
und Zeit und ist keinem historischen Automatismus unterzogen. Der Einfluss von 
Normen, Ideen und bestimmten Vorstellungen über eine gemeinsame Vergangenheit 
und künftige Orientierung wie auch konkrete historische Ereignisse führen zur 
Änderung der Selbstperzeption der Identitätsträger und schließlich zur Identität. Die 
Redefinierung der nationalen Identität ist ein permanenter Prozess, auf den auch die 
Außenpolitik einen wesentlichen Einfluss ausübt. Die Beziehung zwischen nationaler 
Identität und Außenpolitik ist, wie Prizel konkludiert, dialektisch (Prizel 1998: 12). 
 Im Fall der Visegrád-Staaten ist die Kategorie der Identität zutreffend, die als 
prozessuales Ergebnis der durch Fremdbestimmung (koloniale bzw. imperiale 
Dominanz und Besatzung) gekennzeichneten Interaktionen aufzufassen ist (Prizel 
1998: 31f.; Ziemer 2009: 38f.). Im Kontext der Unterdrückungserfahrung bleibt bei 
der Konstruktion der eigenen Identität das Verhältnis zum Anderen konstitutiv. 
Parallel dazu wird im konstruktivistischen Prozess auf diejenigen identitätsstiftenden 
Elemente hingewiesen, die Differenzierungsaspekte betonen (Prizel 1998: 23-29). 
Das politische Phänomen des Verschwindens des Anderen, das bisher in der 
Kategorie „Freund-Feind“ (Schmitt 1996) aufgetaucht sei, was für den Prozess der 
europäischen Integration charakteristisch bleibe, führe zu einer inhaltlichen 
Änderung bei der Bestimmung der aktuellen Identität (Prizel 1998: 33f.). Demnach 
besteht eine Wechselbeziehung zwischen Außenpolitik und Identität, bei der 
materielle und ideelle Komponenten erheblichen Einfluss erlangen. Zugespitzt 
bedeutet dies, dass die Attraktivität des Identitätskonzepts gerade in dessen 
theoretischer Unbestimmtheit liegt, die eine operationalisierende Flexibilität 
begründbar macht (Boekle; Nadoll, Stahl 2001: 2; Stahl, Harnisch 2009: 31-34). Die 
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konstruktivistischen Ansätze können die Identität als Quelle und als Ergebnis 
internationaler Beziehungen betrachten, die sich in der Konstellation des 
Wechselspiels zwischen Akteuren und Strukturen widerspiegelt. Diese Dualität der 
theoretischen Betrachtung des Identitätskonzepts führte im Bereich der 
Internationalen Beziehungen zur Herausbildung von zwei analytischen 
Forschungsrichtungen. Die erste betrachtet die Frage nach dem Einfluss der Identität 
auf das Politikverhalten als zentral; die zweite hält den Konstruktionsprozess der 
Identität und ihren Wandel in Zeit- und Raum für relevant (Boekle; Nadoll 2003: 
162). Es stellt sich die Frage, ob – von dieser Perspektive aus betrachtet – die 
nationale Identität als direkte Ursache für die Außenpolitik betrachtet werden darf. 
Diese Annahme muss trotz simplifizierender Anmutung verneint werden: Identität 
kann nicht als direkte Ursache für bestimmte außen- oder sicherheitspolitische 
Präferenzen betrachtet werden, sondern allenfalls als ein Motiv derselben. Für die 
Inhaltsbestimmung der Interessen bleibt somit die Identität von fundamentaler 
Bedeutung. Die außenpolitische Identität drückt „tief verwurzelte, nur relativ schwer 
und über längere Zeiträume hinweg zu modifizierende nationale 
Interessendefinitionen und außenpolitische Zielvorstellungen aus, aber auch 
Präferenzen über die einzusetzenden Mittel und Strategien, die im Kontext einer 
wirklich gemeinsamen europäischen Außen- und Sicherheitspolitik miteinander in 
Übereinklang gebracht und in kollektives politisches Handeln umgesetzt werden 
müssen“ (Maul 2003: VI).  
 Ähnlich betrachtet Risse die Wechselwirkung zwischen nationaler Identität und 
Außenpolitik:  
„Nationale Identität ist insofern für Außenpolitik konstitutiv, als sie die Wahrnehmung 
außenpolitischer Probleme steuert und die grundlegenden „nationalen Interessen“ definiert. Das 
bedeutet jedoch nicht, dass jede außenpolitische Einzelentscheidung sich mit dem Rückgriff auf die 
nationale Identität erklären ließe. Es geht um grundlegende Orientierungen und den Rahmen dessen, 
was als angemessenes Verhalten bestimmt wird, nicht um konkrete Entscheidungen“ (Risse 2003: 5). 
 
Im Kontext der wachsenden außenpolitischen Interdependenzen wird die 
Außenpolitik zwar nicht auf die Identitätspolitik reduziert, jedoch spielt das 
identitätsstiftende Element eine immer größere Rolle bei der Formulierung der 
Politik in Wechselwirkung zwischen der Selbst- und Fremdperzeption. Wallace 
spricht in diesem Zusammenhang über eine „Grand strategy“-Definition der 
Außenpolitik. Außenpolitik sei die Politik über die eigene Identität, über die 
Kernpunkte der Souveränität und über die Strategie der Verteidigung und Stärkung 
wie auch über die eigenen Werte, die man als förderungswürdig erachte (Wallace 
1991: 65, Aggestam 2004:83).  
 Während das Konzept der Identität als Erklärungsvariable für die außenpolitische 
Positionierung des Staates dienen kann, wird im Bereich der Sicherheitspolitik auf 
die Relevanz der strategischen Kultur verwiesen (Giegerich 2006: 36-40). Dennoch 
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ist die Einbeziehung der Kultur in die Analyse der Sicherheitspolitik problematisch. 
Die lange Dominanz materieller Faktoren in der sicherheitspolitischen Forschung hat 
dazu beigetragen, dass die Berücksichtigung der Kultur als mögliche Determinante 
der Sicherheitspolitik erst in den 1970er Jahren erfolgte (Snyder 1977). Die Kultur 
biete eine gewisse Strategie für die Bewältigung der bevorstehenden außen- und 
sicherheitspolitischen Probleme. Dabei erlangt der Rückgriff auf die Geschichte die 
größte Signifikanz, wobei Erfahrungen einer konkreten Gemeinschaft sowohl 
hinsichtlich der positiven als auch der negativen Erlebnisse einen 
Handlungsorientierungswert liefern (Katzenstein 1997; 1998). In der theoretischen 
Annäherung an den Begriff der strategischen Kultur wird eine Verbindung zwischen 
der realistischen und der konstruktivistischen Tradition deutlich. Betrachtet man die 
unterschiedlichen Definitionen der strategischen Kultur (Geertz 1973: 89; Snyder 
1977: 8; Johnston 1998: 35; Gray 1999a: 49-69; Gray 1999b: 131; Macmillan, 
Booth, Trood 1999: 8), lässt sich zusammenfassen, dass letztere als Ergebnis 
vielfältiger und andauernder Prozesse im Umgang mit der Problematik objektiver 
wie subjektiver Gefahren ist. Der Aspekt der Operationalisierung ebenso wie der 
Umgang mit der Problematik von Gewalt und Unsicherheit bestimmt die strategische 
Kultur (Giegerich 2006: 36f.). Longhurst definiert die strategische Kultur als:  
„a distinctive body of beliefs, attitudes and practices regarding the use of force, held by a 
collective and arising gradually over time through a unique protracted historical process. A strategic 
culture is persistent over time, tending to outlast the era of its inception, although it is not a permanent 
or static feature. It is shaped and influenced by formative periods and can alter, either fundamentally 
or piecemeal, at critical junctures in that collective’s experience” (Longhurst 2004:17; Giegerich 
2006: 37). 
 
Die Stärke dieser Definition liegt in der Betonung des prozessualen Charakters der 
Kultur, der zugrundeliegenden historischen Dimension sowie der durch die 
Gesellschaft geteilten, zeitlich veränderbaren Überzeugungen. Kritisch wird gesehen, 
dass diese Definition dem in der Gesellschaft etablierten institutionellen Einfluss 
nicht genügend Rechnung trage (Greathouse, Miner 2008: 7). Die strategische Kultur 
determiniert das Verhalten des Staates und beeinflusst staatliche Präferenzen im 
Prozess der Festlegung der vitalen sicherheitspolitischen Interessen. Hudson (1997) 
weist auf die nützliche Triade der Anwendbarkeit der strategischen Kultur in der 
Studie der Sicherheitspolitik  hin. Kultur wird definiert als: 
 ein Konzept der organisierenden Sinndeutung, 
 ein nützliches Konzept für die Festlegung von Wertpräferenzen und  
 eine determinierende Variable für die Wahl der Handlungs- und 
Strategieweise (Hudson 1997: 7-9). 
 
Bei der Betonung der Relevanz der strategischen Kultur akzentuiert Booth deren 
Verortung in den historischen Erfahrungen eines Landes (Booths 2005; Banchoff 
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1999; Meyer 2005, 2006) und weist auf ihre Funktion als Orientierungsrahmen sowie 
als Abgrenzungsmöglichkeit zwischen der nationalen und internationalen Politik hin 
(Greathouse; Miner 2008: 5f.). Dennoch kann eine zu starke Akzentuierung des 
Konzepts der strategischen Kultur für mögliche Irrationalitäten sowohl auf 
kommunikativer als auch auf handlungsleitender Ebene sorgen (Booth 2005, 26ff.; 
Giegerich 2006: 37). Darüber hinaus birgt dieses Konzept die Gefahr, die 
Sicherheitspolitik des jeweiligen Landes zu deterministisch zu betrachten (Giegerich 
2006: 38). Es ist notwendig zu betonen, dass die strategische Kultur – wie auch die 
Identität – nur eine von vielen weiteren Einfluss- und Erklärungsvariablen für die 
außen- und sicherheitspolitische Positionierung eines Landes darstellt. Dennoch stellt 
sich die berechtigte Frage, wie stark der Einfluss der strategischen Kultur auf die 
tatsächliche Konkretisierung der Sicherheitspolitik ist, was bisher von der Forschung 
nur vage beantwortet wurde. Des Weiteren lässt sich zwar analytisch zwischen 
Identität und strategischer Kultur trennen. Die beiden Konzepte bedingen sich jedoch 
symbiotisch. Denn unbestritten bleibt, dass die Identität eine wesentliche 
Komponente der Konzeptualisierung der strategischen Kultur darstellt und im 
Prozess der Herauskristallisierung der strategischen Kultur als Ausgangspunkt wie 
auch als Endergebnis betrachtet werden kann. 
 Zusammenfassend ergeben die vorgestellten theoretischen Perspektiven für die 
vorliegende Arbeit drei operationalisierende Grundlagen: Aus dem ersten 
theoretischen Zugriff folgt, dass die hier ausgeführte neorealistische Perspektive die 
Signifikanz des Nationalstaates als zentrale Kategorie für die Bestimmung der 
eigenen außen- und sicherheitspolitischen Prioritäten hervorhebt. Die notwendige 
Zusammenarbeit im Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik wird als Chance zur 
Stärkung der eigenen Machtposition begriffen und dient dem Anspruch, die eigenen 
außen -und sicherheitspolitischen Interessen durchzusetzen. Im zweiten theoretischen 
Zugriff akzentuiert der ausgeführte neoliberale Theoriestrang die Vielfalt der 
politischen Akteure bei der Bestimmung von außen- und sicherheitspolitischen 
Interessen innerhalb eines Nationalstaates. Zusätzlich betont er den direkten und 
indirekten Einfluss des internationalen Umfelds auf den Konfigurationsprozess der 
nationalstaatlichen Präferenzen und unterstreicht die Signifikanz der Kooperation. 
Die Festlegung der staatlichen Interessen wird prozessual verstanden: Sie sind 
kontextbezogen und in Abhängigkeit von endogenen und exogenen Bedingungen 
veränderbar. Im Hinblick auf die Außen- und Sicherheitspolitik der kleineren Staaten 
im durch NATO- und EU-Mitgliedschaft bedingten institutionellen europäischen 
Rahmen kann die zwischenstaatliche Kooperation demnach eine Möglichkeit zur 
Steigerung des eigenen außenpolitischen Gewichts bedeuten. Aus dem dritten 
theoretischen Zugriff, der auf dem Sozialkonstruktivismus fußt, folgt, dass die 
Identität sowie die außen- und sicherheitspolitische Kultur eine konstitutive 
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Kategorie und damit einen dialektischen Referenzrahmen für die Formulierung der 
außen- und sicherheitspoltischen Interessen des jeweiligen Landes darstellen. Sie 
beeinflussen konkrete außen- und sicherheitspolitische Handlungsoptionen der 
Staaten der Visegrád-Gruppe. Die Relevanz der Identität für die Außen- und 
Sicherheitspolitik offenbart sich besonders in Entscheidungsprozessen von kritischer 
Signifikanz. 
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KAPITEL 2 
I. IDENTITÄT SOWIE AUSSEN- UND SICHERHEITSPOLITISCHE 
KULTUR POLENS  
1. Kernelemente der polnischen Identität   
Bei dem Versuch, die polnische Identität inhaltlich zu konkretisieren, ist  die Idee der 
Herausbildung einer Nation mit den gewichtigen historischen Ereignissen in der 
polnischen Geschichte verbunden (Krossa 2005: 70-86; Prizel 1998: 38-75; Ziemer 
2009: 36-49). Einschränkend ist jedoch auf die Problematik einer eindeutigen 
inhaltlichen Bestimmung des Wesens der kollektiven polnischen Identität 
hinzuweisen – zum einen aufgrund einer historischen Defragmentierung der 
polnischen Staatlichkeit, zum anderen aufgrund der seit 1989 bestehenden 
Konkurrenz um die Interpretation der identitätsstiftenden konstitutiven Momente der 
polnischen Geschichte. Prinzipiell besteht in der polnischen Sozial-, Kultur- und 
Geschichtswissenschaft sowie zunehmend auch in der Politikwissenschaft allerdings 
ein Konsens hinsichtlich der unterschiedlichen, jedoch im Charakter 
komplementären Elemente der kollektiven Identität Polens (Tazbir 1987; Łepkowski 
1987, 1989; Wójcik 1997). Dabei lassen sich vier elementare Strömungen 
identifizieren, die abhängig von der historischen und politischen Kontextualisierung 
einen verbindlichen Einfluss auf die inhaltliche Konkretisierung der polnischen 
Identität entfalten:  
 eine republikanische,  
 eine nationale im Sinne der Unabhängigkeitsbestrebung,  
 eine romantische und  
 eine positivistische Traditionsströmung (Cichocki 2002: 93-102).  
 
Im historischen Rückgriff erweisen sich diese Traditionsströmungen als 
Referenzpunkte für die Erklärung der politischen Handlungen. Damit stehen sie in 
mittelbarer Korrelation zu der außen- und sicherheitspolitischen Kultur Polens, auch 
wenn sie im politischen und öffentlichen Diskurs weiterhin um die Deutungshoheit 
konkurrieren.  
 1.1. Republikanismus und Selbstbestimmung 
Die republikanische Tradition geht auf die Zeit der Ersten Polnischen Republik (bis 
1795) zurück und ist mit der seit dem 15. Jahrhundert bestehenden Entwicklung des 
Parlamentarismus und dem politischen Mitbestimmungsrecht organisch verbunden. 
Die Mitsprache der exklusiven Gruppe der politisch Partizipierenden – nämlich dem 
Adelsstand – fand am deutlichsten in der Devise „Nichts über uns ohne uns“ („Nic o 
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nas bez nas“13) ihren Ausdruck. Ein konstitutives Element des polnischen 
Republikanismus bestand in der Idee der Freiheit. Der Logik des politischen Systems 
der Ersten Polnischen Republik zufolge wurde die Freiheitsidee als eine Freiheit von 
Obrigkeit und Fremdbestimmung verstanden und hatte einen exklusiven Charakter 
hinsichtlich der Möglichkeiten zur politischen Partizipation. Die 
Mitbestimmungsrechte des Adelsstandes rekurrierten auf ein exklusives Verständnis 
des Begriffes „Bürger“, dessen Reinterpretation und Erweiterung erst infolge der 
parlamentarischen Reform und der Verabschiedung der polnischen Verfassung 1791 
erfolgte (Konstytucja 3 Maja). Die im Vergleich zu Westeuropa relativ spät 
angesetzte politische Modernisierung in Verbindung mit der Kurzlebigkeit der 
polnischen Verfassung im politischen Leben – aufgrund des Endes des polnischen 
Staates im Jahr 1795 – hatte eine zweifache Konsequenz: Zum einen konnte sich die 
Idee des polnischen Republikanismus nur eingeschränkt entwickeln. Zwar wurde 
während der kurzen Existenz der polnischen Staatlichkeit (1807-1815) und der 
Freiheitsaufstände (1830-1831; 1846; 1863-1864) gelegentlich noch an diese Idee 
angeknüpft, dies jedoch stets ohne die Chance auf ihre Realisierung. Die zweite 
Konsequenz manifestierte sich in dem nur zögerlichen Prozess der Herausbildung 
eines nationalen Bewusstseins. Dadurch identifizierten sich die breiteren Schichten 
des Bürgertums erst relativ spät mit Polen als Nation (Schramm 2004: 6-9). 
 Die Erfahrung der Teilung und der Prozess der sozialen Zersetzung des 
polnischen Adels – der sich, wie bereits erwähnt, sehr lange als einzige 
Bürgergruppe der polnischen Nation verstand (Olechowski 2009: 91f.) – 
beschleunigten im 19. Jahrhundert die Herausbildung einer nationalen 
Selbstidentifikation. Die Herausbildung einer neuen sozialen Sphäre, der 
akademischen Intelligenzija, die die kulturell-gesellschaftliche Rolle des polnischen 
Adels übernommen hatte, leitete den Prozess der Bildung einer „politischen Nation“ 
ein (Łepkowski 1989: 28). Sie stand in Verbindung mit dem Phänomen der 
„vertikalen Integration“, wie die Verbreitung des nationalen Bewusstseins vom 
Adelstand über die Stadtbevölkerung bis zur Dorfbevölkerung auf dem Territorium 
der früheren polnischen Republik definiert wird (Pomian 2004). Verstärkt wurde 
dieser Prozess der Politisierung der Nation in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
als Abwehrmechanismus gegen die zunehmende Germanisierung in den deutschen 
Ostprovinzen sowie gegen die intensive Russifizierung im zentralen Teil Polens. 
                                                 
13 Die Devise rekurriert auf die Frage der politischen Bestimmung und der Rechte der Adeligen in der 
monarchischen Ordnung der Ersten Res Publica (Pierwsza Rzeczpospolita) und spiegelt den 
Charakter der polnischen Adelsdemokratie wider. Konstitutive Grundlage bildete die Nihil-Novi-
Verfassung von 1505. Die politischen Privilegien der Schlachta (Adelstand) wurden sukzessiv seit 
dem Zeitpunkt der Einführung der Königswahl (1572) ausgebaut und umfassten das Einspruchsrecht 
im polnischen Parlament (liberum veto). Das polnische liberum veto implizierte zu Beginn eine 
Einladung zur Bestimmung der Grenzen des politischen Diskurses und sollte dem deliberativen 
politischen Aushandlungsprozess dienen. Ende des 17. Jahrhunderts ist das liberum veto zum 
Synonym der politischen Anarchie geworden und der Interessenpartikularität untergeordnet. 
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Damit erfolgte die Herausbildung einer nationalen Identität zunächst vor allem durch 
die Identifikationsmerkmale der Sprache und konfessionellen Zugehörigkeit. Ein 
weiteres wichtiges Element bildete das historische Bewusstsein, das eine kulturelle, 
religiöse und politische Identifikation ermöglichte.  
 Diese Konzentrierung auf nicht-nationale Identifikationselemente hatte zur 
Konsequenz, dass im weiteren Verlauf der polnischen Geschichte unter den 
Teilungsmächten die Dichotomie von Staat und Nation stetig beschleunigt wurde. 
Diese Dichotomie, erst lediglich als Polarisierung zwischen den usurpierenden 
Fremdmächten und der polnischen Gesellschaft verstanden, wurde in der späteren 
Zeit der polnischen Volksrepublik (1945-1989) reinterperetiert und als Opposition 
zwischen Staat bzw. den staatlichen/parteipolitischen Repräsentanten und 
Gesellschaft verstanden (Tarkowski 1994: 264-269). So bestand eine elementare 
Forderung der Solidarność-Bewegung in der Aufhebung dieser Dichotomie. Die 
republikanische Tradition der Solidarność-Bewegung, in der die Ideen der 
politischen Solidarität, eines bürgerlichen Egalitätsprinzips und der politischen 
Selbstbestimmung eine konstitutive Rolle spielten, stellte im Inneren einen 
normativen Anspruch auf die Etablierung einer bürgerlichen Gemeinschaft dar und 
forderte im Äußeren die Neugestaltung der internationalen Beziehungen auf 
Grundlage der Idee des Selbstbestimmungsrechts. Dieses emanzipatorische Element 
wurde in der Außenpolitik als Primat der Freiheit und Verantwortung verstanden 
(Buzek 2003: 7-20; Mazowiecki 2003: 73-80).  
 1.2. Messianismus und Positivismus 
Die politische Dimension des polnischen Messianismus im 19. Jahrhundert 
betrachtete die verlorene polnische Souveränität wie auch die Versuche zur 
Herstellung der territorialen und politischen Staatlichkeit durch die Perspektive der 
politischen Mystik. Damit wurde der Verlust der Staatlichkeit als zwar 
schmerzhaftes, jedoch vorübergehendes Phänomen betrachtet. Konstitutiv für die 
Idee des polnischen Messianismus war die Verbindung der sozialen 
Gerechtigkeitsidee mit einer bestimmten Vorstellung von Weltordnung. Das Leiden 
der polnischen Nation, die durch eine fehlende Staatlichkeit begründet worden war, 
implizierte eine moralische Überlegenheit. Dies erlaubte, Polen in einer klaren 
Opposition gegenüber dem Fremden zu konstruieren. Den Vorstellungen der 
politischen Romantiker zufolge hatte die polnische Nation eine zivilisatorische 
Mission der Selbstbefreiung und Befreiung der anderen unterdrückten Nationen zu 
realisieren. In dieser Konzeption wurden die Elemente Religion und Kultur mit dem 
Gedanken der Freiheit verbunden (Adamczyk, Gostmann 2007: 54ff.). Die 
katholische Kirche erwies sich als institutioneller Verbündeter des polnischen 
Messianismus. Für die noch im Verlauf des 18./19. Jahrhunderts schwach 
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entwickelte polnische Identität war die Institution der katholischen Kirche zwar nicht 
das einzige, jedoch ein maßgebendes Instrument für die Verbreitung der 
identitätsstiftenden Elemente. Der polnische Katholizismus differenzierte und 
petrifizierte die soziale Zugehörigkeit (Katholizismus der Polen – Protestantismus 
der Preußen – Orthodoxie der Russen) und ermöglichte die Wahrung einer gewissen 
sprachlichen und kulturellen Autonomie. Die Beibehaltung der kirchlichen 
Strukturen und eine relativ weitgehende Autonomie erlaubten der Kirche zusätzlich, 
die Rolle eines institutionellen Ersatzes für die verlorene Staatlichkeit einzunehmen. 
Daran wurde teilweise zwischen 1945 und 1989 angeknüpft.  
 Während die politische Dimension des polnischen Messianismus den Kampf um 
die Unabhängigkeit betonte und die Signifikanz der militärischen 
Auseinandersetzung mit den Besatzungsmächten akzentuierte, vernachlässigte sie die 
Notwendigkeit einer wirtschaftlichen Modernisierung, der Förderung der Bildung 
und der Nutzung der begrenzten politischen Einflüsse im bestehenden Rahmen der 
geteilten polnischen Staatlichkeit unter der Obrigkeit der Teilungsmächte. Die Idee 
des polnischen Messianismus, unter Betonung des Leidens, implizierte die 
Ablehnung der bestehenden politischen Rahmenbedingungen, die in der Kategorie 
der Fremdbestimmung aufgefasst wurden. Der politische Ausdruck dieser Haltung 
manifestierte sich zum Teil in einer politischen und sozialen Passivität. Ein 
Gegenmodell zu dieser Idee stellte das von den polnischen Positivisten propagierte 
Postulat der „organischen Arbeit“ (Buszko 1984: 75f) dar. Parallel dazu betonten die 
Positivisten die Notwendigkeit der Förderung der polnischsprachigen Bildung als 
Element des Kampfes gegen Germanisierung und Russifizierung (Groniowski 1979: 
491f.). Die Akzeptanz bzw. die Ablehnung der politischen Fremdbestimmung wurde 
bei den Positivisten in den Hintergrund gestellt und dem Prinzip der Politik des 
Pragmatismus, die eine begrenzte Anpassungsfähigkeit an den bestehenden 
politischen Rahmen erfordert, untergeordnet. Die Anpassung sollte vor allem der 
Realisierung einer wirtschaftlichen Modernisierung sowie dem Umbau der 
gesellschaftlichen Strukturen dienen, die einen inklusiven Charakter im Hinblick auf 
die Teilhabe am politischen, sozialen und wirtschaftlichen Leben hatte. Die beiden 
unterschiedlichen Konzeptionen verdeutlichen, dass die Idee zur Wiedererlangung 
der Souveränität in differenzierten Vorgehensweisen realisierbar erschien. Dafür 
standen stellvertretend die beiden unterschiedlichen Lösungsansätze des 
militärischen Kampfes14 und der organischen Arbeit (Porter 2000: 90-106; Schramm 
2004; Cichocki 2005: 28f.).  
                                                 
14 Die Niederlagen der Aufstände von 1830, 1848/49 und 1863 bestätigten die Überzeugung, dass eine 
Wiedererlangung der Souveränität aus eigener Kraft nur unter günstigen geopolitischen Umständen 
ermöglicht werden könne. Dennoch wurde nüchtern konkludiert, dass eine nur militärische 
Vorgehensweise zur Erlangung der Souveränität prinzipiell fraglich bleibe. Die „organische Arbeit“ 
wurde daher als eine Antipolitik verstanden und postulierte statt der militärischen und politischen 
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 Der bereits im 19. Jahrhundert geführte Diskurs über das Verständnis des 
Kampfes um die Wiedererlangung der polnischen Souveränität  (Davies 1992: 19-
122; Groniowski 1979: 504-517) verdeutlichte die Existenz der zwei miteinander 
konkurrierenden identitätsstiftenden Konzeptionen, die den kollektiven Charakter 
Polens wiederspiegelten. Die beiden Konzeptionen haben eine bedingte Gültigkeit 
sowohl in der Zeit der Zweiten Polnischen Republik (1918-1939) als auch nach 1989 
erlangt. Während eine romantische Traditionsströmung die Verbundenheit der 
Religion mit Nation akzentuiert, betont das mit dem Konzept des Positivismus 
verflochtene Verständnis der polnischen Identität den Wert der Aufklärung und 
Säkularismus wie auch berücksichtigt postnationale Elemente, die die Verbundenheit 
Polens mit Westeuropa unterstreichen (Cichocki 2005: 11-41). 
 Nach 1989 manifestiert sich die messianistische Strömung der polnischen 
Identität in der polnischen Außenpolitik am stärksten hinsichtlich der direkten 
östlichen Nachbarschaft. Sie wurde in der politikwissenschaftlichen Literatur als 
Prometheismus beschrieben (Kuźniar 2008: 304f.). Das Konzept des Prometheismus 
knüpfte an die bereits in der Zwischenkriegszeit vorhandenen Konzepte zur 
Etablierung und Stärkung der Unabhängigkeitsbewegungen im durch die 
Sowjetunion dominierten östlichen Raum an (Bączkowski 2000: 29-45). In der 
gegenwärtigen Konzeption des Prometheismus werden die Elemente des 
Messianismus mit dem politischen Anspruch Polens, eine führende Rolle in der 
mittel- und osteuropäischen Region zu spielen und zielt auf die Stärkung der 
Autonomie- und Souveränitätsbestrebungen der postsowjetischen Republiken 
(Ukraine, Weißrussland, Moldawien, gelegentlich Georgien und Kasachstan) hin. Sie 
ist im Kontext einer denkbaren Einbindung der Ukraine in westeuropäische 
Strukturen (NATO und EU) sowie einer Demokratisierung Weißrusslands 
konzeptualisiert und bezweckt, die Eigenständigkeit dieser Staaten zu stärken.  
 1.3. Zwischenbetrachtung 
Die positiven Elemente der republikanischen Tradition beinhalten differenzierte 
Ansätze zur Stärkung der Staatlichkeit, die messianistische Tradition stellte die 
Verheißung der polnischen Staatlichkeit in den Mittelpunkt ihrer politischen Mystik. 
Erst die geopolitischen Änderungen nach Ende des Ersten Weltkrieges erlaubten die 
verspätete Realisierung einer solchen Staatlichkeit, die ideologisch auf der Tradition 
                                                 
Lösung eine zivilisatorische Modernisierung, die es innerhalb der bestehenden Rahmen des 
inexistenten Staates zu gestalten galt. Nach der Wiedergewinnung der polnischen Souveränität (1918) 
erlangten die beiden Strömungen weiter an Signifikanz und manifestierten sich im Primat der 
Geopolitik – verstanden als außenpolitische Sicherheitskonfiguration – und in der Notwendigkeit der 
strukturellen Modernisierung. Der Gedanke einer innenpolitischen Autonomie und außenpolitischen 
Unabhängigkeit entfaltete sich nach 1945/47 besonders in den Aktivitäten der Opposition und 
schließlich nach 1980 in der Solidarność-Bewegung. Nach Initiierung der politisch-strukturellen 
Reformen (1989) fand er schließlich in den offiziellen politischen Diskursen und in der Praxis 
Niederschlag. 
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der Ersten Republik und der polnischen Unabhängigkeitsbewegung des 19. 
Jahrhunderts basierte. Der Anachronismus in der messianistischen Tradition des 
politischen Denkens über eine nationale Identität Polens bestand in der 
Akzentuierung einer „Gemeinschaft im Geiste“, die durch das Leiden und in der 
Erwartung einer Wiederauferstehung vereint bleibe. Diese prämoderne Konzeption 
zeichnete sich durch eine starke Passivität aus. Die Frage nach einer Stärkung der 
materiellen Grundlagen der Nation wurde hingegen als wenig relevant erachtet. Ein 
modernes Verständnis polnischer Identität darf jedoch die zivilisatorische 
Problematik nicht ausblenden, in der die wirtschaftlichen und realpolitischen 
Elemente zu wenig Aufmerksamkeit finden (Cichocki 2005: 22f.). Dieser Diskurs, 
der erneut in den 20er Jahren des 20. Jahrhunderts präsent gewesen ist, erlangte 
während der Diskussion um den polnischen EU-Beitritt neuerliche Aktualität sowie 
konnte während der Regierungszeit der Nationalkonservativen (2005-2007) 
beobachtet werden. Diese beriefen sich fast instinktiv auf die messianistische und 
nationalistische Tradition, die für sie als essentielle Kulmination des Polentums galt. 
Die axiologische Grundlage dieser Identitätskonzeption fußte einerseits auf der 
historischen Erfahrung des Kampfes um Souveränität und politische Unabhängigkeit, 
andererseits auf der Tradition der Verflechtung des Katholizismus mit dem Staat 
sowie auf der Privilegierung der katholischen Kirche (Tischner 1996: 103). 
Problematisch für diese axiologische Dimension war ein hoher Grad an faktischer 
Selektivität und Instrumentalisierung der vorhandenen identitätsstiftenden Elemente 
für die politische Zwecke (König 2008: 14ff.). Außenpolitisch implizierte diese 
Konzeption eine klare Abgrenzung gegenüber den „Anderen“ (Łastawski 2001: 43-
45). Im Gegensatz zur Konzeption der nationalkonservativen politischen Kräfte wird 
im gesellschaftlichen Diskurs Polens die Notwendigkeit betont, die polnische 
Identität in den europäischen Rahmen einzubetten. Anstatt nach charakteristischen 
polnischen Sondermerkmalen zu suchen, werden politische und gesellschaftliche 
Gemeinsamkeiten in den Vordergrund gestellt. Das Verständnis der polnischen 
Identität als einer der europäischen immanenten Identität impliziert in der 
außenpolitischen Praxis eine kooperative Haltung und setzt auf Verflechtung statt 
Abgrenzung. Die Grundlage für eine Stärkung der politischen Autonomie wird vor 
allem im Bereich der intensiveren Integration Polens in die EU gesucht, ohne dass 
wesentliche Kompetenzen an supranationale Institutionen übertragen werden sollen. 
Durch die intensivere Verflechtung mit den westeuropäischen Staaten erhofft man 
sich, die Signifikanz Polens im mittel- und osteuropäischen Raum zu steigern15 
(Łastawski 2010: 39-51). 
                                                 
15 Im polnischen Konzept spielt die politische Emanzipierung der mitteleuropäischen Region eine 
wichtige Rolle. Die Wiederbelebung des Konzepts Mitteleuropa impliziert aber keine 
Verselbstständigung der Region im außenpolitischen Bereich – trotz der vorhandenen autonomen 
kulturellen und zivilisatorischen Prämissen (Szűcs 1995) –, sondern bezweckt vielmehr eine 
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2. Verhältnis Polens zu Europa 
 2.1.  Traditionalisierung 
Eine deutliche Differenzierung zwischen dem modernistischen und dem 
traditionellen Verständnis polnischer Identität offenbarte sich mit der 
Souveränitätserlangung (1918): Die traditionelle Strömung des polnischen 
Nationalverständnisses implizierte einen gewissen antimodernistischen Reflex und 
insistierte auf einer Bewahrung der unveränderten sozialen Strukturen. Gestützt 
wurde diese Konzeption zusätzlich durch die konservierende Kraft des polnischen 
Katholizismus, der in der Zweiten Republik (1918-1939) übermäßigen politischen 
Einfluss ausübte und die anachronistische Idee von Polen als Bollwerk des 
Christentums pflegte. Die Orientierung auf die Vergangenheit mit ihrem – in der 
politischen Kategorie – definierten Imperativ der Restaurierung der Ersten Republik 
verstärkte die isolationistischen Tendenzen der polnischen Außenpolitik. Nach der 
traditionellen Konzeption sollte sich Polen in klarer Opposition gegenüber der 
kommunistischen Sowjetunion verstehen, was vor dem Hintergrund des polnisch-
russischen Krieges (1919-1920) auch nachvollzierbar war. In der Konfrontation mit 
dem Westen wiederum sollte Polen seine politische und kulturelle Eigenständigkeit 
bewahren, jedoch politisch eine verstärkte Bindung zu den westeuropäischen Staaten 
suchen. Diese außenpolitische Orientierung Polens wurde nach 1918 zum größten 
Teil durch die nationalkonservative Partei Nationale Demokratie von Roman 
Dmowski (1864-1939), einem der wichtigsten Politiker der polnischen 
Zwischenkriegszeit, besonders hervorgehoben. 
 Außenpolitisch wurde in der Zwischenkriegszeit die Konzeption der Isolierung 
mit der Tradition des geopolitischen Denkmusters der Ersten Republik verbunden 
(Żurawski vel Grajewski 2009: 23-46), was die politische Identität Polens weiterhin 
prägte. Polen befand sich in einer klaren kulturellen und zivilisatorischen 
Abgrenzung zur bolschewistischen Sowjetunion und übernahm politisch – 
zusammen mit Finnland, Estland, Lettland und Litauen – die Funktion einer „barrière 
de l' Est“ (Zernack 1994: 430). Die Stärkung der außenpolitischen Unabhängigkeit 
wurde auf das Prinzip des Gleichgewichts ausgerichtet und mit der Idee einer 
Stärkung der eigenen militärischen Kapazitäten verbunden. Die politischen Eliten 
gingen davon aus, dass dadurch die Beeinflussung der europäischen Politik zum 
eigenen Schutz möglich war. Diese Auffassung basierte auf der in Politik und 
Gesellschaft verbreiteten Annahme, Polen sei ein bedeutender Akteur der 
europäischen Politik. Als sicherheitspolitische und militärische Referenz hierfür 
dienten die Erfahrungen des polnisch-russischen Krieges (1920-21). Dass diese 
                                                 
Steigerung der Gestaltungs- und Mitsprachemöglichkeiten, innerhalb derer Polen eine führende Rolle 
zu übernehmen versucht. 
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geopolitisch motivierte Denkweise irreführend gewesen ist, hat der doppelte Angriff 
auf Polen durch Deutschland (01.09.1939) und Russland (17.09.1939) gezeigt. Das 
politische System der bilateralen Verpflichtungen und die Politik der 
Nichtangreifbarkeit erwiesen sich mehr als trügerisch und in der Konsequenz 
dramatisch. 
 2.2. Modernisierung  
Der oben erläuterten Konzeption einer Isolierung stand das Konzept einer Öffnung 
nach Europa gegenüber. Die Rezeption westlicher Ideen, sowohl im politischen als 
auch im gesellschaftlichen Sinne, sollte vor allem der Modernisierung – verstanden 
als eine Behebung wirtschaftlicher Rückständigkeit – dienen und knüpfte direkt an 
die Tradition des polnischen Positivismus an. Beide Konzeptionen haben, 
wenngleich in unterschiedlichem geschichtlichen Rahmen und mit gewissen 
Modifikationen, einen erheblichen Einfluss auf die Bestimmung der polnischen 
Identität nach 1989 beibehalten. Der Ideenkonflikt manifestierte sich entlang der 
Linie der provinziellen, isolationistischen und fremdenfeindlichen gegenüber den 
kosmopolitischen, säkularen und westlich orientierten politisch-gesellschaftlichen 
Kräften (Krasnodębski 1999: 73f.). In der Zeit der polnischen Volksrepublik wurde 
die Fortsetzung der politischen und kulturellen Isolierung programmatisch zum 
dogmatischen Standpunkt der sozialistisch/kommunistischen Ideologie erhoben. 
Dennoch konnte sich diese Sichtweise nur bedingt durchsetzen. Aus oppositioneller 
Sicht war der Bolschewismus die Verneinung einer europäischen Zivilisation und, 
neben dem Faschismus, der extreme Ausdruck totalitärer Tendenzen, die in den 
Bereich „asiatischer Barbarei“ einzuordnen seien (Krasnodębski 1999: 74). 
 2.3. Zwischenbetrachtung   
Die Ambivalenz zu Europa, konkret zu Westeuropa, ist bis in die Gegenwart hinein 
im kollektiven Bewusstsein der Polen geblieben. Europa galt lange Zeit als Traum 
und projizierte Hoffnung auf ein besseres Leben, in sozialer wie politischer Hinsicht. 
Die Achtung der Prinzipien des Rechtstaates, die Demokratie als Ordnungsform der 
politischen Interaktion, die Wertschätzung von Freiheit sowie eine Form von 
Solidarität zwischen den europäischen Völkern waren Begriffe, die im öffentlichen 
und privaten Diskurs mit dem Europa nach 1989 assoziiert wurden (Horolets 2006: 
175-182). Dennoch implizierte der Begriff ‚Westeuropa‘ auch eine Politik 
egoistischer Nationalinteressen, die zur Aufgabe der europäischen Solidarität geführt 
hatte. Sie fand ihren Ausdruck in der unterlassenen Hilfe im September 1939, in der 
Zustimmung der westeuropäischen Mächte zu Jalta sowie in der Politik des 
politischen Desinteresses der westeuropäischen Staaten angesichts der 
innenpolitischen Umwälzungen in Polen (1956, 1968, 1971, 1976; Adamczyk; 
Gostmann 2007: 61f.). Tadeusz Mazowiecki, der erste polnische Ministerpräsident 
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nach 1989, drückte diese Ambivalenz der polnischen Affinität gegenüber Europa 
deutlich aus:  
„Nach wie vor sehen wir in Europa einen Wert, das Vaterland der Freiheit und des Rechts – 
und nach wie vor identifizieren wir uns stark mit Europa. Nach wie vor hegen wir jedoch auch Groll 
gegenüber Europa – wegen seiner Zustimmung zu Jalta, zur Teilung Europas, dazu, dass wir jenseits 
des Eisernen Vorhangs bleiben sollten“ (Mazowiecki; zitiert nach Löw 2004: 49).   
 
Dennoch ist die „Rückkehr nach Europa“ eine logische Fortsetzung der kulturellen, 
politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Orientierung Polens gewesen. 
Dabei ist Westeuropa nicht nur Orientierungspunkt (gewesen), sondern auch 
immanenter Teil der politischen Geschichte Polens. Politische Konsequenz der 
westeuropäischen Ausrichtung Polens ist jedoch die Schwächung der Beziehungen 
zu Russland, ebenso wie eine perzipierte Verschiebung der östlichen Grenze der – 
überwiegend im politischen und wirtschaftlichen Sinne – westeuropäischen 
Zivilisation. Damit wird eine Dichotomie im Verhältnis zu den west- und 
osteuropäischen Nachbarn deutlich: Im Hinblick auf die Ukraine, Weißrussland und 
teilweise Litauen zeigen sich ein politischer Protektionismus und die Tendenz zur 
politischen Expansion, im Hinblick auf Westeuropa wiederum ein gewisser Komplex 
der zivilisatorischen Rückständigkeit und die verstärkte Tendenz zur unkritischen 
Nachahmung der politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Denk-, 
Verhaltens- und Handlungsstrukturen (Olechowski 2009: 96).  
3. Außen- und sicherheitspolitische Kultur Polens 
Die entscheidenden Elemente der polnischen Sicherheitskultur nach 1989 sind durch 
unterschiedliche und dennoch komplementäre Charakteristika gekennzeichnet, die 
sich an politischen Denk- und Handlungsweisen erkennen lassen. Der polnische 
Politikwissenschaftler Malinowski bezeichnet diese Charakteristika als „Disposition“ 
(Malinowski 2005: 99), Mouritzen schlägt den Terminus „Prädisposition“ vor 
(Mouritzen 2006: 137-163). Der semantische Vorteil des Begriffs Disposition liegt in 
der Akzentuierung des potenziellen Handlungsverhaltens. Dahinter verbirgt sich das 
Potenzial, die sicherheits- und außenpolitischen Handlungsoptionen wie auch die 
historisch determinierten Motive aufzuzeigen, während Prädisposition als Begriff 
eine gewisse statische Größe impliziert. Dispositionen sind aber nicht als statische 
Determinanten, sondern als dynamische Variablen zu klassifizieren. Demzufolge 
baut, wie Malinowski ausführt (2005: 95-119), die polnische Außen- und 
Sicherheitspolitik auf folgenden Prämissen auf:  
 Erstens auf der Vorbeugung einer erneuten Hegemonie Russlands durch die 
Einbindung Polens in die westeuropäischen Sicherheitsstrukturen (NATO 
und EU);  
 zweitens auf der Beibehaltung der Einbindung Deutschlands in multilaterale 
Strukturen unter dem Imperativ der Kooperation;  
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 drittens auf der Vermeidung einer Pufferisierung Mitteleuropas und damit auf 
dem Kampf um Einflüsse in der Region zwischen ost- und westeuropäischen 
Staaten sowie  
 viertens auf einer strukturellen Sicherheitsgarantie als einer Art 
Rückversicherung gegen Blockbildung (Malinowski 2005: 99). 
 
Diese Dispositionen sind Ergebnis historischer und gegenwärtiger Erfahrungen, nicht 
selten verbunden mit den angestrebten politischen bzw. wirtschaftlichen Vorteilen im 
Hinblick auf eine Stellung des Staates innerhalb des internationalen Staatensystems. 
Während die von Malinowski vorgeschlagene analytische Kategorie vor allem die 
Vergangenheit als Orientierungswert für die künftige Entwicklung betont, stellt bei 
Mouritzen Geschichte lediglich eines von vielen anderen Elementen dar, die eine 
potenzielle Erklärung anbieten (Mouritzen 2006: 156ff.). Beiden analytischen 
Vorgehensweisen ist jedoch die besondere Hervorhebung der Geschichte 
gemeinsam. Dennoch müssen weitere Faktoren berücksichtigt werden, die die 
polnische Denk- und Handlungsweise im Hinblick auf die Sicherheitspolitik prägen: 
das geopolitische Verständnis der Außen- und Sicherheitspolitik, die Rolle der 
Ostpolitik und die Positionierung gegenüber einer internationalen Verflechtung 
Polens in das zwischenstaatliche Kooperationssystem (Zaborowski; Longhurst 2004: 
57ff.).  
 3.1. Macht der Geopolitik 
Die geopolitische Wahrnehmung der Lage Polens bezieht sich überwiegend auf die 
regionale Determinante und ist relativ stark in einer historisch verstandenen 
Sicherheitskultur verankert. Dies bedeutet konkret, dass sicherheitsrelevante 
Determinanten bereits auf das 18. Jahrhundert zurückgehen und einerseits im 
Kontext des Macht- und Souveränitätsverlusts, andererseits im Kontext der 
Autonomie- und Selbstbestimmungsgewinnung erklärbar sind. Die Überwindung des 
„geopolitischen Fluches“ (Kloczkowski 2009: 7-19), die erst durch die Einbindung in 
westeuropäische (wirtschaftliche, politische und militärische) Strukturen ermöglicht 
wurde, stellt einen wichtigen Endpunkt der geostrategischen Determinante dar; 
gleichzeitig erfordert sie eine Neukonstruktion der sicherheitspolitischen 
Handlungsoptionen, die sich in einer aktiven Ostpolitik und in der Suche nach 
glaubwürdigen Sicherheitsgarantien manifestieren (Zaborowski 2003: 5f.). 
 Bereits nach den Ereignissen des Jahres 1989 wurde diagnostiziert, dass sich 
Polen wieder in einer unüberschaubaren und schwierigen geostrategischen Lage 
befinde. Als erstes Land in Mittel- und Osteuropa, das eine stille Revolution 
eingeleitet hatte, musste es die noch bestehenden Rahmenbedingungen des Kalten 
Krieges beachten und Wege nach einer neuen außen-, sicherheits-, wirtschafts- und 
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gesellschaftspolitischen Orientierung suchen. Dringlichste Aufgabe war, die außen- 
und sicherheitspolitische Lage zu verbessern, um der alten, historisch ungünstigen 
geostrategischen Situation zu entkommen und das Stigma des Seins zwischen den 
großen Mächten (Malinowski 2005: 99f.; Ziemer 2009: 54ff.) zu überwinden. Das 
bedeutete für die polnische Außenpolitik die Änderung der exogenen Parameter, die 
für die Bestimmung der neuen Ziele in einer anderen Sicherheitsarchitektur relevant 
waren. Diese Änderung hatte zur Folge, dass der Prozess der Neudefinierung in 
neuen, zum Teil unbekannten und besonders an der östlichen Grenze instabilen 
Umfeldern der internationalen Beziehungen erfolgte. Die ersten innenpolitischen 
Überlegungen zur institutionellen Einbindung Polens unter geänderten 
sicherheitspolitischen Umständen nach der politischen Wende in Europa boten 
prinzipiell fünf Optionen an:  
 eine neue Form der Beziehungen mit der Sowjetunion/Russland unter neuen 
Bedingungen der militärischen Zusammenarbeit;  
 die Idee eines neutralen Staates bzw. einer neutralen mitteleuropäischen 
Region, die zeitweise durch Verteidigungsminister Kołodziejczyk (1990-91) 
vertreten wurde;  
 die Entwicklung einer subregionalen Vernetzung militärischer, 
wirtschaftlicher und institutionell-politischer Natur;  
 die Militarisierung der KSZE und deren Etablierung als System der 
kooperativen Sicherheitsgarantie sowie  
 die volle Integration Polens in die bestehende Sicherheitsstruktur der NATO 
und in die wirtschaftliche Sicherheit in der EU (Kuźniar 2001: 71-80; 
Milczarek 2006: 202-205).  
 
Ausgehend von der Prämisse einer unsicheren Lage Polens, das als an der Grenze 
von Instabilität und Unsicherheit befindlich eingestuft wurde16 (Kuźniar 2001:121), 
sah man in der Konzeption der kooperativen Sicherheit (Skubiszewski 1993a) eine 
optimale Lösung. Die offiziellen Stellungnahmen der Mazowiecki-Regierung (1989-
1991), in denen die ersten sicherheitspolitischen Prioritäten formuliert wurden, 
betonten die Notwendigkeit zur Etablierung einer gemeinsamen 
sicherheitspolitischen Architektur auf dem europäischen Kontinent, in der die KSZE 
die Hauptrolle spielen sollte. Als zweite Priorität wurden der Europarat und die EWG 
                                                 
16 Zusätzlich kompliziert war die Situation aufgrund der Anwesenheit der russischen Streitkräfte in 
Polen (bis 1993) und in Ostdeutschland (bis 1994), da der Rückzug der russischen Streitkräfte aus der 
damaligen DDR über das Territorium Polens erfolgen musste. Die polnische Diplomatie war sehr 
darum bemüht, dass der Abzug aus der DDR nicht gleichzeitig mit dem Abzug der über 55.000 
stationierten russischen Soldaten in Polen erfolgte. Darüber hinaus spielten Desintegrationstendenzen 
innerhalb der Sowjetunion eine gewichtige Rolle. Die polnische Außenpolitik wurde daher mit der 
Problematik der politischen Unübersichtlichkeit im Osten und im Westen mit Fragen der 
Wiedervereinigung Deutschlands konfrontiert. 
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genannt, ebenso die NATO, wenn auch nur zaghaft. Auf institutioneller Ebene hatte 
Warschau das Anliegen, ein breites Vernetzungs- und gegenseitiges 
sicherheitspolitisches Abhängigkeitssystem zu etablieren. Wichtige Elemente waren 
die bilateralen Beziehungen zu den direkten Nachbarn17 (Kuźniar 2000: 88), 
subregionale Kooperation (Visegrád-Staaten, Pentagonale bzw. Hexagonale, 
baltische Zusammenarbeit, Weimarer Dreieck), der Auf- und Ausbau institutioneller 
Beziehungen mit EU und NATO sowie eine paneuropäische Sicherheitskonstruktion, 
in der die KSZE im Vordergrund stand.  
 Die Anfang der 1990er Jahre ausgearbeiteten und schließlich von Präsident Lech 
Wałęsa (1990-1995) unterzeichneten Prinzipien der polnischen Sicherheitspolitik 
sowie die Verteidigungsstrategie der Republik Polens (02.11.1992) definierten 
eindeutig den polnischen Wunsch, vollwertiges Mitglied der NATO zu werden. Für 
eine polnische NATO-Mitgliedschaft sprachen in der Überzeugung der politischen 
Elite zwei gewichtige Gründe: erstens, dass die NATO im Zuge ihres US-
Engagements in Europa als das einzige glaubwürdige Sicherheitssystem anzusehen 
ist und, zweitens, als einzige internationale Sicherheitsgemeinschaft ausreichende 
Sicherheitsgarantien gewährleisten kann (Skubiszewski 1992; Brzeziński 2002: 11-
15; Osica 2003a: 22f.; Ziemer 2009: 59). Nicht ohne Bedeutung war die noch relativ 
instabile Lage im postsowjetischen Russland: Die Politik Moskaus betrachtete die 
Staaten Mittel- und Osteuropas als eigene Einflusssphäre18. Begünstigt wurde der 
Anspruch des Kremls durch die – nach Überzeugung der Osteuropäer – unglückliche 
Devise Russia first, die bis Mitte der 1990er Jahre in der Denk- und Handlungsweise 
der westeuropäischen und amerikanischen Regierungen präsent gewesen war 
(Kuźniar 2001:93). 
 Für die westeuropäischen Staaten markierte die Diskussion über den Beitritt neuer 
NATO-Mitglieder eine Kehrtwende im Selbstverständnis des Sicherheitsbündnisses. 
Das Trilemma der Gleichzeitigkeit (vgl. Offe 1991) – Legitimation einer 
Verteidigungsallianz, Gefahr der Selbstüberforderung und neue Blockbildung 
                                                 
17 Am problematischsten stellten sich die Beziehungen zu Weißrussland dar. Im geostrategischen 
Sinne wird in Warschau Belarus als Verlängerung Russlands in westlicher Richtung verstanden. 
Damit grenzt Polen nicht nur faktisch durch die Kaliningrader Region an Russland, sondern hat 
politisch auch Moskau zu berücksichtigen, wenn Minsk angesprochen wird. 
18 Es herrschte in Polen einstimmig die Überzeugung, dass keine objektiven Sachgründe von Moskau 
gegen die NATO-Erweiterung vorgetragen wurden. Vielmehr sei der russischen Seite wichtig, den 
gesamten Erweiterungsprozess zu stoppen. Dies habe im tatsächlichen Interesse Russlands gelegen, 
um weiteren sicherheitspolitischen Einfluss in Mitteleuropa auszuüben bzw. den Einfluss nicht mehr 
zu verlieren und das amerikanische Engagement direkt an der eigenen Grenze zu verhindern. Der 
Politologe Kuźniar fasst, stellvertretend für viele andere, die wichtigsten, zum Teil auch irrationalen 
russischen Postulate zusammen: Die NATO-Erweiterung führe zu einer Isolierung Russlands und 
bewirke eine neue Art von Sanitärkordon; die Erweiterung habe einen antirussischen Charakter und 
diene der Dekonsolidierung der Reformanstrengungen Moskaus; sie führe zu einer neuen Teilung in 
Europa; in der Friedenssituation sei sie unnötig; vielmehr führe die NATO-Erweiterung aufgrund der 
steigenden Heterogenität der Mitglieder zur Auflösung der NATO selbst; auch seien die Kandidaten 
nicht auf die NATO-Mitgliedschaft vorbereitet.  (Kuźniar 2001: 102-108). 
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(Feldmann; Gareis 1998: 986) – wurde durch den Paradigmenwechsel in der 
Sicherheitskonstellation auf dem europäischen Kontinent und mit dem Problem der 
Festlegung der neuen Rolle Russlands (als neuer Partner, als alter Gegner oder als 
tragendes Element der sicherheitspolitischen Peripherie) in Verbindung gebracht. Die 
alten Reflexe in Polen und die ideologisch motivierten Versuche Russlands, 
weiterhin Dominanz auszuüben, erschwerten die Etablierung einer neuen 
partnerschaftlichen Beziehung, innerhalb derer die Sicherheitsfragen hätten 
vorurteilsfrei diskutiert werden können. Zusätzlich war für Polen und auch für andere 
Staaten Mitteleuropas (Samson 2000: 210ff.) die Überzeugung in den führenden 
NATO-Staaten problematisch, eine schnelle Erweiterung werde die Beziehungen 
zwischen den westeuropäischen Staaten und Russland zusätzlich verkomplizieren. 
Die NATO-Erweiterungsdiskussion, die zwischen 1990 und 1995 stattfand und sich 
grundsätzlich in fünf verschiedene Phasen aufteilt19, konzentrierte sich auf die Frage 
nach dem tatsächlichen sicherheitspolitischen Mehrwert20 der Aufnahme neuer 
Staaten im Kontext der Beziehungen zwischen den USA, Westeuropa und Russland. 
 3.2. Kultur der „hard security“  
Ein wichtiger Aspekt der geopolitischen Denk- und Handlungsmuster der polnischen 
Entscheidungsträger betrifft die Frage nach der Einordnung der Sicherheitsgarantie 
und die daraus resultierenden Konsequenzen. Daraus leitet sich die Frage nach der 
Positionierung zur Anwendung militärischer Gewalt und zu den strukturellen 
Sicherheitskonstellationen ab. Polen und andere mittel- und osteuropäische Staaten 
(baltische Staaten) nehmen eine vergleichbare Haltung hinsichtlich der Anwendung 
von militärischer Gewalt an, was sowohl in den praktischen Sicherheitshandlungen 
als auch auf der argumentativen Ebene zum Ausdruck kommt. Einschränkend muss 
darauf hingewiesen werden, dass, so zeigt die Analyse der polnischen Diskurse 
anlässlich der militärischen Intervention im Kosovo (1999), in Afghanistan (2001) 
und im Irak (2003), die Anwendung militärischer Gewalt lediglich als ultima ratio 
                                                 
19 Samson (2000: 236f.) identifizierte aus der Perspektive der Visegrád-Gruppe mehrere offizielle 
Schritte, die die NATO-Staaten gebrauchten, um den Prozess der Aufnahme zu beschließen: von der 
Londoner Erklärung (1990) und der Erklärung Roms (1991) über die Gründung des NACC (1991), 
die Brüsseler Erklärung (1994) und das NACC-Gipfeltreffen (1994) bis hin zu der verbindlichen 
Erklärung der NATO-Vertreter (1995), einschließlich des Beschlusses von Madrid über die Aufnahme 
der neuen Staaten (1997). Nicht ohne Bedeutung war aber vor allem die amerikanische Außenpolitik 
in der zweiten Amtsperiode Bill Clintons (Samson 2000: 236f.). 
20 Nicht ohne Relevanz waren die Fragen der Finanzierung des Beitritts der neuen Staaten, die 
mehrmals thematisiert wurde, obwohl es damals keine einheitlichen Schätzungen gab. Vor allem 
Frankreich wollte jegliche Kosten vermeiden und plädierte für die Verteilung der anfallenden Kosten 
zwischen den Kandidatenländern und den USA als Hauptbefürworter der Erweiterung. Der 
amerikanische Kongress schätzte die tatsächlichen Kosten der NATO-Erweiterung auf 61 bis 125 
Mrd. USD. Die amerikanische RAND Corporation bezifferte die Kosten auf maximal 42 Mrd. USD in 
der Zeitspanne zwischen 1996 und 2011. Das Pentagon schätzte die Gesamtkosten auf 27-35 Mrd. 
USD bis 2009. Die Kosten für Polen sollten den Berechnungen der Euroatlantischen Vereinigungen 
zufolge bei 1,5 Mrd. USD bis 2010 liegen (Kuźniar 2001: 115f.). 
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gerechtfertigt und als Handlungsprinzip der Kategorie des Schutzes der 
Menschenrechte untergeordnet wird. Allenfalls sekundär in Betracht gezogen wird 
dabei die Frage nach der rechtlichen Legitimität und zwangsweisen Legalität im 
völkerrechtlichen Sinne gegenüber dem Imperativ des Schutzes der Menschenrechte 
(Malinowski 2005: 101-107). 
 Des Weiteren sind Aspekte der Solidarität mit den Unterdrückten (Fall Irak) und 
der institutionellen Solidarität mit den NATO-Bündnispartnern (Fall Kosovo, 
Afghanistan und Irak) als konstitutive Bestandteile der polnischen Sicherheitskultur 
einzubeziehen. Die identitätsstiftende Selbstwahrnehmung Polens als „Opfer der 
Geschichte“ (Kwaśniewski 1999a) determiniert den handlungsleitenden Mythos der 
Freiheit, der am stärksten im solidarischen Ausspruch „Za wolność waszą i naszą“ 
(„Für Eure und unsere Freiheit“) zum Ausdruck kommt (Ziemer 2009: 41).  
 Die Verwirklichung der Freiheit erfordert aber in kritischen Situationen die 
Anwendung militärischer Gewalt. Diese wird zwar als ultima ratio betrachtet, lässt 
sich aber als Abkehr gegen die Politik des Appeasements interpretieren, die 
historisch auf der Erfahrung des polnischen Septembers 1939 beruht und Reaktion 
auf die unsolidarische Handlung der westlichen Mächte ist. Polens 
Sicherheitsgarantie basiert überwiegend auf der Einhaltung der transatlantischen 
aktiven Rolle der USA auf dem europäischen Kontinent und auf glaubwürdigen 
Beziehungen innerhalb der EU. Die Erhaltung der strukturellen 
Sicherheitskonstellation impliziert die Solidarität im Rahmen der bestehenden 
vertraglichen und politischen Bündnisverpflichtungen. Im polnischen Fall ist hiermit 
konkret der Übergang von der Rolle eines Sicherheitskonsumenten zu der eines 
Sicherheitsproduzenten gemeint (Longhurst 2003: 50-62). Die Beteiligung Polens an 
militärischen Einsätzen in den letzten zwei Jahrzehnten werden ebenso wie die 
evolutive Leistungsfähigkeit der polnischen Streitkräfte als Beleg einer Transition zu 
einem „security provider“ interpretiert, trotz der beschränkten finanziellen und 
militärischen Kapazitäten (Balcerowicz 2001: 512-518; Ziółkowski 2007: 78-80; 
Górka-Winter 2007: 263-279).  
 Ein weiterer Aspekt der polnischen Sicherheitskultur manifestiert sich in der 
Positionierung gegenüber dem Multilateralismus. Zwar ist die Einbettung Polens in 
militärische NATO-Strukturen konsequenterweise dem Multilateralismus 
verpflichtet; in den sicherheitspolitischen Überlegungen ist diese Einbettung jedoch 
dem Prinzip der Realpolitik unterordnet. Das ambivalente Verhältnis zum 
Multilateralismus geht auf historische Argumente mit dem Verweis zurück, dass die 
Liga der Nationen in der Zwischenkriegszeit, wie auch die Nachfolgeorganisation, 
die UNO, nicht selten wegen der Ineffizienz und des „Respekts gegenüber dem 
Völkerrecht“ nicht in der Lage gewesen seien, Konflikt- und Kriegseskalationen 
entgegenzuwirken (Zaborowski, Longhurst 2004: 59).  
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II. SICHERHEITSPOLITISCHE PRIORITÄTEN 
„Die Maxime der nationalen Sicherheit“ (Frank 2005: 9), die den polnischen 
Sicherheitsdiskurs im Verlauf der 1990er Jahre domienierte, wurde vor der 
bevorstehenden Erweiterung der EU neu diskutiert. Die wichtigste Frage war, ob die 
EU-Staaten in der Lage seien, eine nachhaltige Sicherheitsstrategie zu etablieren, die 
zum großen Teil autonom gegenüber der NATO und der dominanten Stellung der 
USA wäre. Als nicht unproblematisch erwies sich aus Warschauer Perspektive der 
geringere Einfluss der Kandidatenländer auf den Bildungsprozess der EU-
Sicherheitspolitik, trotz der seit 1994 bestehenden Europaabkommen und 
einschließlich der seit Dezember 1997 erfolgten Aufnahme von 
Beitrittsverhandlungen. Mit dem NATO-Beitritt (1999) wurde Polen, Ungarn und 
Tschechien zwar der Status eines Assoziierungsmitgliedstaates im Rahmen der WEU 
zuerkannt, dies jedoch ohne formelles politisches Mitspracherecht in EU-
Sicherheitsangelegenheiten. Dies führte dazu, dass die NATO-Mitgliedschaft als 
einzige ernstzunehmende Sicherheitsgarantie betrachtet wurde. Die atlantische 
Einbindung stärkte die politische Position Polens in der mitteleuropäischen Region; 
zusätzlich untermauert wurde die polnische Position durch Erfolge bei der 
Demokratiekonsolidierung und Stabilisierung der Marktwirtschaft. Dies erlaubte eine 
intensivere politische Profilierung im Hinblick auf die östliche Politik. 
Paradoxerweise ist der Zeitpunkt der Aufnahme neuer Mitglieder in einen 
zweifachen sicherheitspolitischen Wandel eingebettet gewesen: einerseits in die 
Redefinierung der Sicherheitsarchitektur der NATO selbst und der damit 
verbundenen offenen Frage nach der weiteren Rolle und Verantwortung der USA für 
die europäische Sicherheit, andererseits in die erneuerte Bestimmung der 
europäischen Sicherheitsstruktur und -architektur im Kontext der EU. 
 
1. Europäische Dimension 
 1.1. Eingeschränkte Mitbestimmung 
Die Diskussion um die Positionierung gegenüber GASP und ESVP war bis 2004 in 
Polen durch drei Faktoren bestimmt: die NATO-Mitgliedschaft, den Status eines 
assoziierten Mitgliedes in der WEU und die künftige EU-Mitgliedschaft. Die im 
EWG-Assoziierungsabkommen (1991) verankerten Formulierungen hinsichtlich der 
politischen Konsultation blieben sehr vage. Obwohl Polen offiziell keinen Anlass zu 
einer eigenständigen europäischen Sicherheitspolitik sah, beanspruchte es für sich – 
wie auch für andere NATO-Staaten, die keine EU-Mitgliedsländer waren 
(Tschechien, Ungarn, Norwegen, Türkei und Island) – von Anfang an der ESVP-
Etablierung eine gleichberechtigte Mitsprache, die sich nicht im bloßen Beratungs- 
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bzw. Konsultationsrecht erschöpfen sollte. Die von der EU vorgeschlagene 
Konsultations- und Kooperationsformel 15+13 (EU und alle EU-Beitrittskandidaten) 
bedeutete für Warschau eine Verminderung der Verhandlungsposition und eine 
Marginalisierung der NATO-Staaten. Daher bevorzugte Polen die Konzeption 15+6, 
in der die Staaten, die bereits der NATO angehörten, sowie künftige EU-
Mitgliedstaaten separate Beratungs- und Diskussionsmöglichkeiten erlangen sollten. 
Im Mittelpunkt der Warschauer Ansprüche stand das Postulat eines formalen 
Mitspracherechts. Dies wurde aber von den EU-Staaten für inakzeptabel gehalten. 
Angesichts dessen akzeptierte Warschau die Formel 15+6, jedoch wurde kritisiert, 
dass offizielle Treffen im Rahmen der 15+6-Formel seltener als sicherheitsrelevante 
Treffen zwischen der EU und Russland stattfanden. Damit wurde der Wert der 15+6-
Vereinbarung aus Warschauer Perspektive wesentlich gemindert (Ziemer 2009: 84).  
 Polen hatte bereits im Dezember 1999, kurz vor dem europäischen Gipfel in 
Helsinki, an die EU Staats- und Regierungschefs appelliert, dass die künftige 
Ausrichtung der GASP/ESVP zwei wichtige Bedingungen zu erfüllen habe:  
 die Komplementarität der EU-Sicherheitsstrukturen mit der NATO zu 
garantieren und 
 die Interessen der Kandidatenstaaten, die bereits der NATO beigetreten seien, 
zu berücksichtigen (Łoś-Nowak 2005: 29ff.).  
 
Warschau betonte, dass die EU-Initiative die transatlantischen Beziehungen nicht 
gefährden solle. Somit implizierte die polnische Regierung mit ihrem Anliegen vor 
allem den Erhalt der amerikanischen Präsenz auf dem europäischen Kontinent (Zięba 
2004b: 9). Die polnische Seite schlug konkret vor, einen Kooperationsmechanismus 
zwischen NATO und EU zu etablieren, der einerseits die Kohärenz und Effizienz des 
transatlantischen Sicherheitssystems garantiere und anderseits eine tatsächliche und 
effektive Operationalisierungsmöglichkeit anzubieten habe (Szlajfer 2000: 35). 
Warschau beanspruchte ebenso wie andere EU-Kandidatenstaaten für sich 
Mitbestimmungs- und Mitspracherecht bei dem Planungsprozess, der 
Entscheidungsfindung und Realisierung der GASP21. Ob dabei auch eine Veto-
Option vorgesehen war, hing nach Zięba im Wesentlichen von den 
Interpretationsmöglichkeiten der polnischen Postulate ab (Zięba 2004: 9). 
Problematisch war aber, was aber anscheinend nicht in Warschau wahrgenommen 
wurde, die Tatsache, dass die GASP und ESVP in politischer Hinsicht 
                                                 
21 Verteidigungsminister Bronisław Komorowski (2000-2001) wiederholte während der 
Planungskonferenz der EU im November 2000 in Brüssel die polnischen Postulate: Einbindung der 
sechs NATO-Mitglieder und der EU-Beitrittskandidaten in die Arbeiten des Militärischen Stabs und 
des Komitees der EU; umfassende Teilnahme an politischen und strategischen Prozessen der 
Operationsführung; Inklusion der zur Verfügung gestellten Truppen in den Rahmen der 
Operationsziele (Osica 2001: 15). 
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unterschiedlich waren und von den entscheidenden EU-Staaten nicht als strukturelle 
Einheit angesehen wurden (Kowalczyk 2003: 96f.).  
 Die beschränkten Einflussmöglichkeiten auf die Entwicklung der europäischen 
Sicherheitspolitik, wie z. B. das begrenzte Mitsprache- und Gestaltungsrecht, führten 
zwangsweise zu einer geringerwertigen Relevanz der ESVP für Warschau. Zwar 
wurde die ESVP als wichtiges Element verstanden, jedoch wurde ihre 
sicherheitspolitische Relevanz als unbedeutend wahrgenommen. Damit wurde 
bestätigt, dass die EU immer noch eine Wirtschafts- und keine 
Sicherheitsgemeinschaft sei, wie Ministerpräsident Miller (2001-2004) zum 
Ausdruck brachte: 
„Am Anbeginn der Souveränität kamen zwei Ideen auf (…) die erste – die Mitgliedschaft in 
der NATO, die zweite – die Europäische Union. Die erste Idee wurde realisiert und sie garantiert uns 
Sicherheit. Die zweite Idee ist zu erreichen und garantiert uns Entwicklungsbeschleunigung“ (Miller 
2000). 
 1.2. Politische und strukturelle Komplementarität der Außen- und 
Sicherheitspolitik 
Trotz der klaren sicherheitspolitischen Priorisierung artikulierte Warschau bei der 
Konzeptualisierung der europäischen Sicherheits- und Außenpolitik zwei Postulate: 
die europäische Solidarität und die Festlegung gemeinsamer europäischer außen- und 
sicherheitspolitischer Interessen. Die europäische Solidarität wurde als 
Voraussetzung für die reale außenpolitische EU-Identität betrachtet, die „eine 
vollblutige Außenpolitik“ (Kuźniar 2002: 35) erst ermögliche. Zwar wurde die 
Bestimmung der europäischen Sicherheitspolitik als zentrale Angelegenheit 
betrachtet; dennoch soll sie frei von widersprüchlichen Interessen formuliert werden. 
Dies würde aber eine klare institutionelle Struktur erfordern und ausreichende 
Kompetenzen wie auch Koordinierungsoptionen auf intergouvernementaler Ebene 
voraussetzen, was aber aus kurzer und mittelfristiger zeitlicher Perspektive in 
Warschau für unrealistisch gehalten wurde. Des Weiteren sollte die europäische 
Außen- und Sicherheitsarchitektur frei von der Teilung zwischen Zentrum und 
Peripherie sein. Für Warschau bedeutete dies praktisch eine gleichberechtigte 
Partizipation der Mitglieds- und Kandidatenstaaten in der Entwicklung der Außen- 
und Sicherheitspolitik der EU (Kowalczyk 2003: 108f.), was die EU-15 Staaten bis 
zum Zeitpunkt des polnischen Beitritts permanent ablehnten. Konkret forderte die 
Regierung in Warschau die Komplementarität der ESVP mit der NATO22 (Geremek 
1999). Die Nationale Sicherheitsstrategie Polens von 2000 ging im Wesentlichen 
von der Komplementarität der beiden Sicherheitsstrukturen aus, mit der 
                                                 
22 Dies wurde von Außenminister Geremek in Brüssel (15.12.1999) konkreter dargestellt: Die NATO 
bleibt für Polen der Grundstein der europäischen Sicherheit, ESVP und GASP werden als 
entscheidende Elemente zur Stärkung der NATO-Effizienz angesehen. Des Weiteren forderte 
Geremek, klare und transparente Regeln zur Kooperation zwischen NATO und EU aufzustellen 
(Geremek 1999).  
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Einschränkung, dass die NATO der Grundpfeiler der europäischen und damit der 
polnischen Sicherheitsarchitektur bleiben sollte. Als zweiter Pfeiler der polnischen 
Sicherheit wurde das in der Entstehung begriffene System innerhalb der 
Verflechtung zwischen EU/WEU und NATO angesehen (SBN 2000: 1.2.4; SBN 
2003: III, 1 A und B). Allerdings wird bei genauer Analyse der polnischen 
Sicherheitsstrategie deutlich, dass in langfristiger Perspektive die polnische 
Teilnahme in GASP-/ESVP-Strukturen eine immer größere Priorität erlangen soll 
(Zięba 2004b: 10; Kowalczyk: 2003: 97; Podolski 2005). Auch die Diskussion im 
Sejm (Mai 2000), die die weitere Ausrichtung der polnischen Außen- und 
Sicherheitspolitik zum Gegenstand hatte, verdeutlichte den sicherheitspolitischen 
Kurs in Warschau, indem den beiden Sicherheitsstrukturen eine hohe Relevanz für 
die polnische Außenpolitik zugeschrieben wurde, allerdings mit klar definierter 
Hierarchie:  
„Wir beabsichtigen des Weiteren aktiv an der Stärkung der NATO teilzunehmen. Sie ist und 
bleibt unserer Überzeugung nach hinsichtlich der Verteidigungsdimension der Grundstein des 
Sicherheitssystems im euroatlantischen Bereich. (…). Mit Zufriedenheit haben wir im Kontext der 
Initiativen der Europäischen Union zur Kenntnis genommen, dass die Entwicklung der Europäischen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik zur Stärkung der Gemeinsamen Europäischen Außen- und 
Sicherheitspolitik führte. (…). [Wir] haben unsere Bereitschaft zur vollen Teilnahme an der 
Mitgestaltung europäischer Fähigkeiten politischer und militärischer Art bekundet, die erforderlich 
sind, Operationen in Krisensituationen durchzuführen. Als NATO- Mitglied und in kurzfristiger 
Perspektive als vollständiges Mitglied in der EU haben wir unsere Erwartungen dargestellt“ (Geremek 
2000; eigene Übersetzung). 
 
Konkret bedeutete dies für die polnische Staatsräson die Stärkung der militärischen 
Kapazitäten der EU im Sinne der kooperativen Kohärenz zwischen NATO und EU 
(Kowalczyk 2003: 101). Die institutionelle Aufgabe für die polnische 
Sicherheitspolitik wurde in der Steigerung der Kohärenz zwischen der NATO 
Defence Capabilites Initiative (NATO DCI) und den Grundsatzzielen der ESVP 
ausgemacht. Als besonders wichtig erachtete das Außenministerium die Effektivität 
der ESVP-Strukturen. Pragmatisch bedeutete dies, dass „im gesamten Prozess die 
Schaffung einer Wettbewerbsatmosphäre vermieden werden“ sollte, ebenso wie 
Kompetenzstreitigkeiten, die letztendlich für die NATO- und EU-Staaten zu 
energieintensiv seien (Geremek 2000; Osica 2001b: 19). Als Ursache für eine 
destruktive Konkurrenz zwischen sich etablierenden ESVP- und NATO-Strukturen 
wurde in Polen vor allem in der Haltung Frankreichs indentifiziert, die die 
Etablierung der europäischen Sicherheitsstrukturen als Konkurrenz zu den USA 
betrachtete (Kempin 2008: 73, 83).  
 1.3. Vertiefte Kooperation innerhalb der europäischen Außen- 
und Sicherheitspolitik 
Der Post-Nizza-Prozess entwickelte im Bereich der europäischen Außen-, 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik eine eigene Dynamik. Die offizielle Stellung 
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der polnischen Entscheidungsträger im Außen- und Verteidigungsministerium sowie 
im Kabinett des Ministerpräsidenten wies auf eine grundsätzliche Gemeinsamkeit 
innerhalb der Akteure hin: relativ distanzierte und inhaltlich wenig konkrete 
Festlegungen zur möglichen Entwicklung von GASP und ESVP (Buras 2001; 
Stolarczyk 2006: 348-358). Die politische Haltung zwischen einer Distanzierung und 
der direkten Preisgabe der tatsächlichen Positionierungen war strategisch motiviert. 
Die polnische Regierung, wie auch beiläufig in anderen Diskussionsbereichen über 
die EU-Reform artikuliert wurde (Sulek 2001: 247-256; Trzaskowski 2002: 10f.), 
wollte sich zusätzliche Hindernisse während der Beitrittsverhandlungen ersparen, die 
eventuell durch inhaltliche Konkretisierung herbeigeführt werden konnten. Die Natur 
der sicherheits- und verteidigungspolitischen Sachbereiche innerhalb der 
bestehenden EU-15 war ihrer Meinung nach höchst umstritten gewesen, wodurch 
sich eine Bevorzugung bestimmter Optionen nachhaltig habe entwickeln können, so 
die Logik der polnischen Entscheidungsträger (Osica 2001b: 37f.). Eine weitere 
Prämisse bildete die polnische Mitgliedschaft in der NATO. Jegliche Versuche, die 
auf eine tatsächliche oder voraussichtliche Schwächung der transatlantischen 
Beziehungen hingedeutet hätten, entsprachen kaum der polnischen Sicherheitsräson 
(Osica 2001b: 38). Als noch nicht EU-Vollmitglied konnte und wollte sich Polen 
keine Positionsminderung beim wichtigsten Sicherheitsproduzenten (USA) auf dem 
europäischen Kontinent leisten, ohne die eigene Position zu unterminieren.  
 Die Analyse der Regierungsdokumente dieser Zeit, u. a. die der 
„Regierungskonferenz 2000 – der polnische Standpunkt“ und des „Vertrags von 
Nizza – der polnische Standpunkt23“, verdeutlichen nicht nur die Relevanz von 
NATO und ESVP, sondern präzisieren auch die Möglichkeiten einer weiteren 
vertieften Kooperation unter Berücksichtigung der Kohärenz der beiden 
Sicherheitsakteure (Maziarz; Pochylczuk 2001: 150). Das Konzept der verstärkten 
Zusammenarbeit im Bereich von ESVP und GASP lehnte Polen prinzipiell zwar 
nicht ab. Dennoch erschien es aus Warschauer Perspektive wichtig, dass die 
verstärkte Zusammenarbeit nicht zur Etablierung einer neuen institutionellen Form 
führte. Auch sollte die verstärkte Zusammenarbeit in mittelfristiger Planung nicht 
zum Ausschluss der beitrittswilligen Staaten aus dem Prozess der intensiven 
Kooperation führen (Buzek 2001a). Die Option einer verstärkten Kooperation im 
Bereich der ESVP stellte sich für Warschau prinzipiell problematisch dar, da die 
nationale Sicherheitspolitik zu sensibel sei und die Mechanismen einer verstärkten 
Zusammenarbeit in diesen Bereichen eine Gefährdung für das Wesen der Integration 
darstellten (Konferencja Międzyrządowa 2000: 133-158). Für ratsam wurde daher 
gehalten, die inhaltliche Konkretisierung einer verstärkten Kooperation bis zum 
                                                 
23 Die beiden Dokumente sind im Außenministerium entstanden: „Konferencja Międzyrządowa 2000 
– polski punkt widzenia“ ist auf den 14. Juni 2000 und „Traktat z Nicei – polski punkt widzenia“ auf 
den 15. Februar 2001 datiert.  
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Zeitpunkt einer Präzisierung der Funktionsprinzipien der ESVP zeitlich 
aufzuschieben (Maziarz; Pochylczuk 2001: 151).  
 1.4. Verstärkte Zusammenarbeit 
Die Einwände gegenüber einer verstärkten Zusammenarbeit im Bereich der ESVP 
wurden während der Intergouvernementalen Konferenz 2003/2004 wiederholt und 
ähnelten inhaltlich der Position der britischen Regierung. Polen forderte erneut die 
Teilnahme aller EU-Kandidatenstaaten am Prozess der Entscheidungsfindung, der 
die Kooperationsmodalitäten und -mechanismen im Bereich der ESVP festlegen 
sollte. Zusätzlich verlangte Warschau, die Rolle der NATO im Projekt des EU-
Verfassungsvertrags zu verankern und Polen optierte in der ESVP für die Aufnahme 
einer Solidaritätsklausel im Falle von terroristischen Aktivitäten (Zięba 2004b: 12). 
Während der Konventarbeiten forderte die polnische Regierungsvertreterin Danuta 
Hübner die Stärkung von GASP und ESVP, die Effizienzsteigerung beider Bereiche 
sowie eine Kohärenz zwischen EU und NATO:  
“There is a clear need for harmonisation of efforts in the field of military capabilities 
undertaken by NATO and the EU. In this context, certainly more debate on the creation of a separate 
EU military headquarters is needed. Much remains to be done to fully implement the „Berlin plus“ 
agreement, which provides for EU access to NATO operational planning“ (Hübner 2003; zit. nach: 
Trzaskowski; Osica 2004: 5). 
 
Damit wollte die polnische Seite eine vertraglich verankerte Kohärenz der beiden 
Sicherheitsstrukturen erzwingen und den Eindruck der Konkurrenz zwischen Europa 
und USA vermeiden. Die kurz vor dem Gipfel in Neapel (29.11.2003) von 
Frankreich, Deutschland und Großbritannien unternommene Initiative, die 
Kooperation zwischen NATO und EU in Form einer militärischen EU-
Planungseinheit im NATO-Hauptquartier und eines NATO-Verbindungsbüros im 
militärischen Stab der EU zu institutionalisieren, wurde in Polen kritisch 
aufgenommen. Es wurde befürchtet, dass eine solche strukturelle Änderung eine 
weitere Zunahme der Autonomie der ESVP zur Folge hätte und damit die Kohärenz 
innerhalb von NATO und ESVP mindern könne (Zięba 2004b: 13). Vereinzelt wurde 
auch vor der Dominanz der Großstaaten im Bereich der GASP gewarnt (Rotfeld 
2004: 8f.).  
 Obwohl immer wieder kritische Warnungen vor einer weiteren 
Ausdifferenzierung von NATO und EU artikuliert wurden, befürwortete Polen eine 
sachliche Kooperation im Bereich der Sicherheitspolitik. Trotz der politisch 
motivierten Entscheidung zum Kauf amerikanischer F-16-Mehrzweckkampfjets 
unterstützte Polen die Etablierung der Europäischen Verteidigungsagentur (EDA) 
und sprach sich für die technische Koordinierung der europäischen Rüstungspolitik 
aus. Die Agentur solle eine bessere Koordinierung der Rüstungsausgaben auf EU-
Ebene gewährleisten, die transnationalen militärischen Projekte unterstützen und die 
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Implementierung europäischer strategischer Ziele überwachen (Zięba 2004: 13). Des 
Weiteren kooperierte Warschau in der Etablierung der EU-Planungseinheiten in der 
NATO wie auch im zivil-militärischen Operations- und Entscheidungszentrum im 
Rahmen der ESVP. Der Vertreter des Verteidigungsministeriums betonte dass Polen 
zwar weiterhin an der Notwendigkeit einer Kohärenz zwischen NATO und EU 
festhalte, jedoch bereit sei, falls eine Gruppe von Staaten etabliert werde, die die 
verstärkte Zusammenarbeit im Verteidigungsbereich voranbringe, sich dieser 
anzuschließen und den erforderlichen Eigenbeitrag zu leisten (Zięba 2004b: 13).  
 Die ESVP werde als eine notwendige Ergänzung zur GASP verstanden. Im 
polnischen Interesse liege, wie Außenminister Cimoszewicz postulierte, die 
Beibehaltung des Einstimmigkeitsprinzips im Bereich der ESVP: 
“The ESDP area, due to the indivisibility of security and the most sensitive character of issue 
at stake, should at least in the near future remain subject to unanimity decision-making. The 
implementation decisions could be an exception. They could be taken by QMV. In order to allow the 
EU a margin of flexibility without the need to recourse to the following IGC, the European Council 
could be empowered to decide unanimously on the further extension of the QMV“ (Cimoszewicz 
2003a). 
 
Damit distanzierte sich Polen offiziell vom Konzept einer verstärkten 
Zusammenarbeit im ESVP-Bereich, da hierdurch die Gefahr der Verwässerung der 
NATO und der Solidaritätsklausel bestünde. Es gab prinzipielle Zweifel im Hinblick 
auf das militärische Potenzial der EU-Staaten, das im Vergleich zu dem der USA 
eher mäßig ausfiel – auch bezüglich der politischen Bereitschaft, im Ernstfall mit 
einer Stimme zu sprechen und entsprechend zu handeln (Trzaskowski; Osica 2004: 
5). Der Politologe Olaf Osica bemerkte bereits 2001 in der polnischen Haltung 
gegenüber den westeuropäischen Partnern bezüglich der Etablierung einer 
gemeinsamen europäischen Sicherheitspolitik ein fundamentales Misstrauen: 
„Wir wollen die Amerikaner [in Europa], weil wir permanent Angst davor haben, dass uns 
jemand betrügt. Wenn die Deutschen uns sagen, dass die gemeinsame Verteidigungspolitik eine 
Chance zur Heilung Europas von der militärischen Impotenz ist, dann vermuten wir dahinter 
französische Verschlagenheit“ (Osica 2001a; eigene Übersetzung).  
 
Die Ablehnung des europäischen Verfassungsvertrags in Frankreich und den 
Niederlanden hatte zur Konsequenz, dass eine effektivere ESVP zumindest 
vorübergehend nicht zustande kam. Es ist allerdings anzunehmen, dass die 
Ergebnisse der Referenda in Frankreich und in den Niederlanden im Bereich der 
Sicherheitspolitik den polnischen Vorstellungen entsprachen. So hatte Polen von 
Anfang an jegliche Errichtung supranationaler Strukturen im Hinblick auf die ESVP 
abgelehnt. Dieser Schritt wurde mit dem Hinweis auf die ausschließlichen 
Kompetenzen der jeweiligen Nationalstaaten begründet. Der Verfassungsvertrag 
(VVE, Art. I-41) sah die Möglichkeit vor, schrittweise eine gemeinsame 
Verteidigungspolitik der Union zu etablieren, um damit dauerhaft ein wirksames 
Sicherheitsinstrument zu schaffen, dessen Wirkung sich auf die Beziehungen sowohl 
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zu Drittstaaten als auch innerhalb der EU-Mitgliedstaaten entfalten sollte. Damit 
bezweckte Artikel I-41 des VVE die territoriale Verteidigung der EU-
Mitgliedstaaten, was auch in der ersten EU-Sicherheitsstrategie (2003) zum 
Ausdruck kam. Auf Grundlage der der ESVP zugewiesenen Aufgaben und in 
Verbindung mit der Stärkung ihrer Kompetenzen wurde es möglich, die 
sicherheitspolitische Rolle der Union zu stärken und die EU als aktives Subjekt der 
internationalen Beziehungen zu etablieren. Die sicherheitspolitische Aktivierung der 
Union nach außen sollte gemäß der polnischen Vorstellung nach dem Prinzip der 
Symmetrie erfolgen. Daher postulierte Polen eine mit dem NATO-Vertrag (Art. 5.) 
vergleichbare Solidaritätsklausel im Falle eines militärischen Angriffs. Die 
Verpflichtung der EU-Mitgliedstaaten zum soldarischen Handeln wurde in Warschau 
im Sinne der politischen Kompatibilität von NATO- und EU-Staaten betrachtet 
(Miszczak 2007: 51f.). 
 1.5. Militärisches Engagement 
Die im Jahr 2000 initiierte Capabilities Commitment Conference hinsichtlich der 
Etablierung der European Union Rapid Reaction Force (ERRF) wurde durch Polen 
zwar unterstützt, aber primär von finanziellen Kapazitäten abhängig gemacht. Das 
neue Engagement sollte nicht auf Kosten der Verpflichtungen im Rahmen der NATO 
erfolgen. Verteidigungsminister Komorowski sprach in der ersten Phase der 
Planungskonferenz (2000/2001) über die Entsendung einer Brigade, ohne genaue 
Zahlen zu benennen. Erst im Mai 2003 wurde konkretisiert, dass Polen eine Truppe 
von 1.500 Mann zur Verfügung stellen würde, die im Rahmen der Petersberger 
Aufgaben agieren sollte. Schließlich verpflichtete sich Polen, im Rahmen der ERRF 
bis zu 3.000 Soldaten zu entsenden und zusätzlich zur Einrichtung eines aus 
polnischen und ukrainischen Soldaten bestehenden Peacekeeping-Bataillons 
beizutragen (Frank 2005: 16). Parallel zur Mitwirkung bei der ERRF unterstütze 
Warschau aktiv die amerikanische Initiative zur NATO Response Force (NRF), die 
während des NATO-Gipfels im November 2002 in Prag verabschiedet wurde. Der 
amerikanische Vorschlag war insofern problematisch, als die von der EU geplanten 
Projekte zum weiteren Ausbau der militärischen und verteidigungspolitischen 
Kapazitäten im Rahmen von European Capabilities Action Plan (ECAP) und EU 
Military Rapid Response Concept hätten unterminiert werden können (Meiers 2005: 
119-138). Der Entscheidungsfindungsprozess nahm sowohl auf EU- als auch auf 
NATO-Seite eine besondere Eigendynamik an. Innerhalb weniger Monate wurden 
unterschiedliche verteidigungspolitische Projekte einmal in NATO- und ein anderes 
Mal in GASP-/ESVP-Zuständigkeiten initiiert, obwohl es sich zum überwiegenden 
Teil um gleiche Staaten und gleiche Entscheidungsträger und schließlich um fast 
gleiche militärische Einheiten handelte. Bereits 2002/2003 setzten die NATO-Staaten 
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die Etablierung der NATO Response Force um. Während des NATO-
Verteidigungsministertreffens (2000) in Poiana Braşov (Rumänien) wurde 
verkündet, dass die NATO Response Force in der Stärke von 18.000 Mann bereits 
zur Verfügung stehe. Im gleichen Jahr griff man auch die Initiative der EUBG von 
Frankreich, Deutschland und Großbritannien auf, die im April 2004 formalisiert 
wurde. Demzufolge sollten die jeweiligen EU-Kampftruppen eine Stärke von 1.500-
2.000 Mann haben und bei entsprechender Ausstattung innerhalb von 15 Tagen 
einsatzbereit sein. Dieses Projekt sollte der Verwirklichung des European Headline 
Goal bzw. Headline Goal 2010 dienen24. Die Konzeption dieser EU-Kampftruppen 
sollte zur Flexibilitätssteigerung der EU-Streitkräfte beitragen. Warschau aber 
signalisierte gewisse Probleme, sich in den beiden Projekten gleichzeitig zu 
engagieren, da dies mit beträchtlichen finanziellen Ausgaben verbunden gewesen 
wäre. Zusätzlich dachte man in Warschau an die Etablierung einer EUBG, die unter 
polnischer Führung aus polnischen, slowakischen, bulgarischen und lettischen 
Einheiten bestehen und spätestens 2009/2010 in Einsatzbereitschaft stehen sollte 
(Kampf 2004: 3). Diese Pläne wurden im Nachhinein revidiert: 2004 traf Polen in 
Kooperation mit Deutschland, der Slowakei, Litauen und Lettland die Entscheidung 
über eine gemeinsame EUBG. Im November 2004 wurde eine gemeinsame 
Kooperationsdeklaration zwischen den Ländern unterschrieben und am 23. Mai 2005 
während einer Sitzung des EU-Rates unter den vier Ländern der Aufbau der EUBG 
im Rahmen der ERRF beschlossen. Im Laufe des Jahres 2005 fanden die 
organisatorischen Treffen auf Ebene der zuständigen Stäbe statt, auf der die 
Organisationspläne und die faktische Zusammensetzung der Truppen sowie die 
strukturellen Führungs- und Kommunikationsaufgaben vereinbart wurden. Die 
formelle Vorgehensweise wurde erst durch die Unterzeichnung des Memorandums 
über den Aufbau der EUBG am 13. November 2006 abgeschlossen; die 
Einsatzbereitschaft wurde auf das Jahr 2009 terminiert, tatsächlich jedoch erst 2010 
erreicht (Kampf 2004: 3f; MON 2010). Im ersten Halbjahr 2010 unternahm Polen 
rotationsmäßig die Führungs- und Kontrollrolle. Damit sollten die Aufgaben im 
Bereich der logistischen Unterstützung, im Kommunikations-, Leitungs- und 
Fernmeldebereich sowie die Planungsaufgaben unter polnischer Zuständigkeit 
verteilt werden25. Die weitere EUBG wurde auch auf Initiative der 
nationalkonservativen Regierung im Januar 2007 initiiert, die die Länder der 
Visegrád-Gruppe umfasste und zusätzlich um ukrainische Streitkräfte ergänzt 
                                                 
24 Für eine präzise und ausführlichere Darstellung konkreter Schritte bei der Etablierung der EU-
Einheiten im Rahmen der ESVP siehe Kamp 2004. 
25 Problematisch ist, dass der polnische Beitrag auf den bereits zur Verfügung stehenden Truppen der 
NATO Response Force basierte, die zusätzlich lediglich um zwei Transportflugzeuge ergänzt wurden. 
Die polnische EUBG ist für humanitäre und präventive Einsätze vorgesehen, die entweder im Rahmen 
der UNO- oder der EU-Operationen stattfinden sollen. 
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werden sollte. Operationelle Bereitschaft sollte die Kampfgruppe erst 2015 erreichen 
(V4 Statement 2007a; Annual Report 2008/2009: 20). Gleichzeitig hatte die 
polnische Regierung die Etablierung einer weiteren EUBG im Rahmen der Staaten 
des Weimarer Dreiecks vorgeschlagen, die im Jahr 2013 einsatzbereit sein sollte 
(Konarzewska 2007: 162-165; MON 2010). 
 Diese polnische Unterstützung der militärischen Entwicklung der EU steht nicht 
im Widerspruch zur Akzentuierung der NATO und der sicherheitspolitischen 
Priorität der transatlantischen Dimension der Sicherheitspolitik. Denn die 
Verbesserung der europäischen militärischen Fähigkeiten ist automatisch mit einer 
Stärkung des europäischen Elements innerhalb der NATO gleichzusetzen und stellt 
in langfristiger Perspektive ein weiteres Element der polnischen 
Sicherheitsarchitektur dar (Konarzewska 2007: 173). Auf operativer Ebene zeichnet 
sich der polnische Beitrag innerhalb der ESVP nicht durch eine besondere Intensität 
aus. Seit dem Zeitpunkt des EU-Beitritts unterstützte Polen die EU-Mission in 
Bosnien und Herzegowina (EUPM, EUFOR ALTHEA und EUPM). Die polnischen 
Streitkräfte partizipierten auch an der Mission an der ukrainisch-moldawischen 
Grenze (EUBAM) und leisteten Hilfe bei der polizeilichen Ausbildung der Iraker 
(EUJUST LEX). Darüber hinaus nahmen sie auch an der Kongomission teil (EUFOR 
RD Congo). Dennoch wurden die Missionen unter NATO-Führung im Hinblick auf 
den personellen Aufwand prioritär behandelt26.  
 Als kritisch erachtet wird, dass das polnische Engagement in den beiden 
Strukturen kostenintensiv ist und Warschau angesichts der tatsächlichen 
bescheidenen finanziellen Kapazitäten in ein praktisches Dilemma führt, sich 
zwischen NATO- und EU-Engagement zu entscheiden. So hatte Polen bei seinem 
Engagement zur Realisierung der NATO-Projekte weder ausreichende finanzielle 
noch militärische Mittel zur Verfügung, um sich gleichzeitig noch am Projekt des 
European Headline Goals zu beteiligen. (Zięba 2004b: 15).  
 1.6. Europäische Verteidigungsfähigkeit? 
Das Primat der NATO in den sicherheits- und verteidigungspolitischen Präferenzen 
Polens wird immer wieder mit dem Hinweis auf den polnischen Atlantizismus erklärt 
(Zaborowski, Longhurst 2003: 1009-1028). Dies ist zwar zutreffend, allerdings nur 
mit begrenzter argumentativer Berechtigung. Die Analyse des militärischen 
Potenzials der EU, das im Konkreten lediglich das Potenzial der einzelnen 
Mitgliedstaaten der EU impliziert, zeigt im direkten Vergleich zum militärischen 
Potenzial der USA eine gravierende Diskrepanz im Hinblick auf die militärische und 
technologische Ausstattung, auf finanzielle Aufwendungen wie auch auf politisch-
                                                 
26 Ausführlichere Informationen zum Einsatz der polnischen Streitkräfte bei Peacekeeping und 
Stabilisierungsmissionen unter NATO- und EU-Führung (1999-2009) s. Tabelle 5 im Anhang. 
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militärische Gestaltungsmöglichkeiten. So stellt sich die Frage, ob die Staaten der 
EU überhaupt ein vitales Interesse an der Etablierung europäischer Streitkräfte 
haben. Die europäischen Streitkräfte sollen ein Instrument der europäischen 
Außenpolitik werden, dank derer humanitäre Operationen durchgeführt werden. Die 
Situation eines Angriffs auf das Territorium der EU ist potenziell auszuschließen, 
daher sollen die europäischen Streitkräfte die Fähigkeit zur Operationalisierung 
außerhalb des Gebiets der EU besitzen. Im ersten Entwurf einer europäischen 
Verfassung hatte der Konvent für die im Rahmen der ESVP operierenden Streitkräfte 
drei Aufgaben vorgesehen: 
 gemeinsame humanitäre Aufgaben und Rettungseinsätze,  
 militärische Beratung und Unterstützung, Konfliktverhütung und Erhaltung 
des Friedens sowie  
 Koordinierung von Kampfeinsätzen im Rahmen der Krisenbewältigung 
einschließlich friedenschaffender Maßnahmen und Operationen zur 
Stabilisierung der Lage nach Konflikten (Art. III-210). 
 
 Der Vertrag von Lissabon hat in Art. 43 (1) EUV diese Aufgaben nicht nur im 
Wesentlichen bestätigt, sondern sie auch in den Kontext der Terrorismusbekämpfung 
eingebettet (Gruszczak, Reczkin 2007: 113). Kritiker bemängeln allerdings, dass die 
Errichtung einer europäischen Armee nicht mehr als politische Fiktion darstelle. Eine 
offene Diskussion über die europäische Armee müsse mit bestimmten thematischen 
Tabuisierungen brechen und Fragen zur Verteidigung, zur Formulierung der 
Bedrohung, zu möglichen Feinden in direkter Umgebung der EU-Staaten sowie zu 
den strategischen Beziehungen innerhalb der EU selbst wie auch zwischen den USA 
und der EU beantworten (Żurawski vel Grajewski 2005: 88ff.). Abgesehen von 
militärischen und technologischen Aspekten müssten auch politische Fragen 
beantwortet werden, worauf Żurawski vel Grajewski in seiner Analyse aufmerksam 
macht. Die von ihm vorgebrachte Argumentation entspricht der von der 
konservativen Partei Recht und Gerechtigkeit sowie von Teilen der Bürgerplattform 
geteilten Einschätzung der sicherheits- und verteidigungspolitischen 
Unmöglichkeiten der ESVP (Żurawski vel Grajewski 2005: 88-108).  
 Die von Żurawaski vel Grajewski ausgeführte erste Frage betrifft den 
Fragenkomplex zur Wahl einer europäischen Führungsmacht, die bereit wäre, 
entsprechende Koordinierungsaufgaben zu übernehmen. Im Falle der NATO steht 
außer Frage, dass die USA diese Rolle übernimmt. Im Falle der EU ist die 
Führungsfrage insofern problematisch, als es keine eindeutige militärische und 
politische Führungsmacht gibt, die von allen anderen EU-Staaten gemeinsam 
anerkannt würde. Bei theoretischer Betrachtung kämen nur drei EU-Staaten in Frage: 
Deutschland, Frankreich und Großbritannien, die bisher bei der Entwicklung von 
GASP und ESVP gemeinsam die Führungsrolle übernahmen. Als Einzelstaat 
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betrachtet wäre keines der drei Länder in der Lage, die Rolle der Führungsmacht in 
der ESVP zu übernehmen. So ist eine deutsche Führungsrolle aus historischen, 
politischen und militärischen Gründen nicht möglich: Geschichtlich ist die 
Akzeptanz des deutschen Führungsanspruchs im militärischen Bereich auf dem 
europäischen Kontinent problematisch. Die politischen Gründe für eine negative 
Antwort sind in der Zurückhaltung der Berliner Entscheidungsträger und in der 
pazifistischen Kultur der deutschen Öffentlichkeit zu suchen. Zudem bestehen 
Zweifeln an der technisch-militärischen Kapazität der deutschen Bundeswehr, die bis 
2011 auf dem Prinzip des allgemeinen Wehrdiensts basierte und nicht über 
ausreichende Kapazitäten zur Durchführung von Operationen außerhalb der EU 
verfügt. Bei dem zweiten für eine Führungsrolle in Frage kommenden Land, 
Frankreich, ist problematisch, dass die französische Sicherheitspolitik nach 
traditioneller Wahrnehmung eine antiamerikanische Ausrichtung hat. Entsprechend 
dienen die französischen Bestrebungen in der GASP und ESVP überwiegend der 
Emanzipierung Europas von amerikanischen Einflüssen. Dieser Umstand erschwert 
die Akzeptanz Frankreichs als europäische Führungsmacht durch die europäischen 
Staaten mit klaren transatlantischen Präferenzen. In diesem Zusammenhang steht 
etwa das traditionell proamerikanische Großbritannien, das auch als potenzielle 
militärische Führungsmacht in Frage käme. Ein starker Vorteil für die Führungsrolle 
Großbritanniens läge in dem auf Intervention angelegten Profil der britischen 
Streitkräfte und in ihrer traditionell hohen Professionalisierung. Während die 
materiellen Voraussetzungen für eine Führungsrolle Großbritanniens innerhalb der 
ESVP also vorhanden sind, ist die Frage nach den politischen Voraussetzungen 
weniger eindeutig zu beantworten. Aufgrund der „special relationship“ 
Großbritanniens zu den USA (Rotte, Schwarz 2010a: 27-32) scheint London die 
Rolle Paris à rebours zu übernehmen, was jedoch auf den Widerstand der gegenüber 
der amerikanischen Sicherheitspolitik relativ distanzierten EU-Staaten, allen voran 
Frankreich, stoßen könnte. Beachtet man die eigenen Ansprüche Londons im 
Vergleich zu einer verselbstständigten Sicherheitspolitik Europas in direkter 
Konkurrenz zu Washington, so ist mit großer Wahrscheinlichkeit auch die Frage 
nach einer möglichen Führungsrolle Großbritanniens negativ zu beantworten. 
(Żurawski vel Grajewski 2005: 98-101).  
 Der zweite Aspekt konzentriert sich auf die politische Perspektive und betrifft die 
unterschiedlichen nationalen Sicherheitsprioritäten der EU-Mitgliedstaaten. Die 
Gesamtheit der EU-Interessen stellt – unabhängig von Sachpolitiken – eine 
konsensuelle Summe der nationalen Interessen der einzelnen Mitgliedsländer dar. 
Die unterschiedlichen Präferenzen und Prioritäten sind innerhalb der europäischen 
Nationalstaaten nicht selten durch die geostrategische Lage, durch wirtschaftliche 
Interessen wie auch durch die jeweilige politische Identität bestimmt. So 
61 
 
unterscheidet sich die Perzeption der Probleme der südeuropäischen Staaten 
wesentlich von der der baltischen Staaten. Eine kohärente Politik der EU-
Institutionen und -Organe kann diese Problemanlagen zwar nivellieren, aber nicht 
aufheben. Im Bereich der Sicherheits- und Verteidigungspolitik zeigen der Irakkrieg, 
die Diskussion über die Errichtung der amerikanischen NMD-Elemente in 
Mitteleuropa oder auch die Perzeption der russischen Außen- und Sicherheitspolitik 
sehr unterschiedliche Wahrnehmungen, Präferenzen und Lösungsansätze, die die 
Politik der Mitgliedstaaten mitbestimmen. Es bleibt daher fraglich, ob die 
Etablierung einer europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik, die am Ende 
konkrete institutionelle und strukturelle Rahmenbedingungen wie auch faktische 
materielle Ausstattung benötigt, im Kontext differenzierter bzw. widersprüchlicher 
Interessen der EU-Mitgliedstaaten überhaupt möglich ist. Diese Unterschiedlichkeit 
der europäischen nationalen Interessen ist zusätzlich durch die Heterogenität der 
europäischen Gesellschaften als Folge des Fehlens eines europäischen Volkes 
bedingt. Ohne einen ‚europäischen Demos‘ (Kielmansegg 2003: 49-76) ist jedoch 
eine Unterstützung für militärische Aktionen der Union außerhalb des EU-Gebiets 
nicht garantiefähig. Die Inexistenz eines EU-Volkes führt zu dem beobachteten 
Phänomen, dass militärische Aktionen unter EU-Führung nur auf den kleinsten 
gemeinsamen politischen Nenner beschränkt bleiben und prinzipiell nur eine geringe 
Unterstützung durch die europäische(n) Gesellschaft(en) haben (Żurawski vel 
Grajewski 2005: 103f.).  
 Im direkten Vergleich mit den militärischen Kapazitäten und vor allem der 
hegemonialen Stellung der USA erscheint die ESVP angesichts der Frage, wie sie 
den tatsächlichen Sicherheitsgefahren begegnen kann, weder glaubwürdiger noch 
effektiver. In der polnischen Argumentation ist allerdings ein Paradox nicht zu 
übersehen: Polen setzt sich für die Erhaltung des Status quo der GASP/ESVP als 
schwachen militärischen Akteur ein, mit der Begründung, NATO und die US-
amerikanische Stellung in Europa seien nicht zu benachteiligen. Andererseits 
unterstreicht die polnische Regierung die Fortsetzung des intensiven polnischen 
Engagements in der NATO und akzentuierte transatlantische Beziehungen mit dem 
Argument der vermeintlich schwachen Sicherheits- und Verteidigungspolitik der EU 
(Kuźniar 2008: 11). 
2. Transatlantische Dimension  
 2.1. USA als Sicherheitsgarant  
Die Renaissance in den Beziehungen zwischen Washington und Warschau erfolgte 
Anfang der 1990er Jahre27. Diese Beziehungen gehörten für Polen zu den 
                                                 
27 Initiativen wie die Reduzierung der polnischen Verschuldung gegenüber Washington um knapp 
70 % Pariser Club, die Etablierung der Partnerschaft für den Frieden, die Unterstützung der 
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wichtigsten Aspekten im Prozess der NATO-Erweiterung28. Washington sah in der 
NATO-Erweiterung eine Chance für die sicherheitspolitische Stabilität in der Region 
und eine Möglichkeit, die eigene politische und sicherheitspolitische Einflussdomäne 
zu vergrößern. In dieser Logik übernahm die polnische Dritte Republik durch ihren 
erfolgreichen wirtschaftlichen und politischen Transformationsprozess eine 
Vorbildfunktion für die neuen Demokratien in Mittel- und Osteuropa. Als enger 
Verbündeter der Amerikaner konnte die Dritte Republik mindestens auf 
deklaratorischer Ebene als Stabilitätsfaktor in der Region fungieren, was zur 
Wahrnehmung führte, dass Polen ein amerikanischer Protegé im Osten sei 
(Zaborowski, Longhurst 2003: 1009; Zaborowski 2004; Ziemer 2009: 91). 
 Die polnische Fixierung auf das amerikanische Engagement in Europa sowie auf 
eine starke US-Führungsrolle hat historische29, aber vor allem praktische Gründe. Im 
Bewusstsein der politischen Elite und der relevanten gesellschaftlichen Akteure 
Polens, Tschechiens, der Slowakei, Ungarns und vor allem der baltischen Staaten 
sind die USA nicht nur als Sieger aus dem Kalten Krieg hervorgegangen. Vielmehr 
erwies sich die amerikanische Außenpolitik als permanent konsequent und im 
Hinblick auf die Realisierung der anvisierten Ziele als effektiv (Gromadzki, Osica 
2001: 7; Osica 2003a: 23). Für Warschau ist es auch, dass lediglich die Streitkräfte 
der USA in der Lage sind, ihre tatsächliche militärische Verantwortung auch 
glaubwürdig zu übernehmen. Die Ereignisse um den Kosovo-Konflikt in der zweiten 
Hälfte der 1990er Jahre wurden in Warschau als Bestätigung polnischer  
sicherheitspolitischen Strategie verstanden, die amerikanische Option der 
europäischen in statu nascendi befindlichen vorzuziehen. Einen wichtigen Aspekt in 
der polnischen Diskussion über die NATO-Mitgliedschaft bildete die 
Sicherheitsgarantie im Zusammenhang mit dem 5. Artikel des Washingtoner 
Vertrags (Milczarek 2006: 207). Die polnische wie auch die mitteleuropäische 
Sicherheitspolitik gehen von der Prämisse aus, dass die Sicherheitsgarantie im Falle 
einer Anwendung des 5. Artikels faktisch nur von den USA aufgrund ihrer 
militärischen Stärke und Dominanz gewährleistet werden kann. Dies deutet auf eine 
                                                 
demokratischen Entwicklung in Mitteleuropa durch den Support East European Democracy Act 1989 
und die Errichtung des Stabilisierungsfonds sind nur einige Beispiele des amerikanischen 
Engagements in Polen. Sie wurden in Warschau als Hinweis auf eine neue politische Rolle Polens in 
der Region gedeutet. 
28 Die politischen Kommentatoren der 1990er Jahre hatten einen wichtigen Faktor übersehen: das 
Engagement der Bundesrepublik Deutschland. Aus Bonner/Berliner Perspektive bedeutete die 
Aufnahme Polens in die NATO die Verschiebung der Instabilitätsgrenze und eine schrittweise 
sicherheitspolitische Stabilisierung der Region (Winid 2001: 208-231). 
29 Die historischen Implikationen, die sowohl auf die Anfänge der amerikanischen Demokratie 
zurückgehen – auf die amerikanischen Unabhängigkeitskämpfe, die mit den Namen Tadeusz 
Kościuszko und Kazimierz Puławski assoziiert werden –, als auch auf die historisch bedingte 
Dankbarkeit gegenüber den Amerikanern für den Beitrag Washingtons zur Wiederherstellung der 
polnischen Staatlichkeit nach dem Ersten Weltkrieg und die finanzielle Hilfe im polnisch-russischen 
Krieg (1919-20), bilden ein wichtiges identitätsstiftendes Element (Bartoszewski 2003; Ziemer 2009: 
91; Michałek 2005: 15-34). 
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Denkweise in der Kategorie der klassischen Verteidigung hin (Ziemer 2009: 86), was 
vor dem Hintergrund der polnischen Sicherheitsausgaben und -investitionen30 wie 
auch vor dem Hintergrund der historisch determinierten geopolitischen Lage nicht 
weiter verwunderlich erscheint.  
 2.2. Im Zeichen der bedingungslosen Solidarität: Irakkrieg 
 2.2.1. Innen- und außenpolitische Handlungsmotive 
Im vorliegenden Exkurs sollen die amerikanischen Motive für den Irakkrieg nicht 
näher analysiert werden. Diese wurden bereits ausführlich in der Literatur behandelt 
(exemplarisch: Kaysen, Miller, Malin, 2002; Copson 2003; Cordesman 2003; 
McCartney 2004: 399-423; Karol, Miguel 2007: 633-648). Hier steht dagegen die 
Frage nach den polnischen Motiven und Interessen der Befürwortung des Irakkrieges 
im Vordergrund, ebenso wie die sich daraus ergebenden Implikationen für die 
weitere Akzentsetzung in der polnischen Sicherheitspolitik.  
 Die bisherigen Versuche, die polnische Entscheidung zu erklären, die USA im 
Irakkrieg nicht nur politisch, sondern auch militärisch zu unterstützen, werden sehr 
oft mit geostrategischen Parametern und historischen Bedingungen, die auf eine 
besondere Beziehung zwischen den USA und Polen hinweisen sollen, erklärt (Zięba 
2004a: 239-354). Damit lassen sich allerdings noch keine Gemeinsamkeiten der 
amerikanischen und polnischen Interessen erkennen. In der kritischen Bewertung des 
polnischen Engagements im Irak wird vielmehr auf die Abhängigkeit der polnischen 
Sicherheitspolitik von Washington hingewiesen (Kuźniar 2008). Die Annahme, dass 
nur die USA die Sicherheit Polens garantieren könne, hatte für die polnische 
Sicherheitskonzeption fundamentale Bedeutung, was bereits in der Bestimmung des 
                                                 
30 Die Analyse der polnischen Sicherheitsstrategie und die Evaluierung der Streitkräfte der letzten 
zwei Jahrzehnte unterscheiden drei wichtige Phasen: Die ersten Phase (1989-93) bezieht sich auf die 
direkte Änderung der Konzeptualisierung der neuen Strategie und ist durch die weitgehende 
Reorientierung der polnischen Armee (Deideologisierung, Depolitisierung und Departeiisierung) 
gekennzeichnet. In der zweiten Phase (1994-99) wurde eine grundsätzliche Umstrukturierung im 
Rahmen der Anpassung an NATO- Herausforderungen und -Standards vorgenommen (Koziej 2001: 
449-491; Balcerowicz 2001: 492-523). Die dritte Phase (seit 1999) bezieht sich auf eine vollständige 
Operationalisierung innerhalb der NATO- Strukturen wie auch auf die Integration und die 
konstruktive Sicherheitskooperation innerhalb der EU mit besonderer Berücksichtigung der ESVP. 
Die Änderung der außenpolitischen Parameter hatte zur Konsequenz, dass im Laufe der 1990er Jahre 
ein Paradigmenwechsel vollzogen wurde, indem von einer quantitativen bis zur qualitativen 
Konzeption der Streitkräfte übergegangen wurde. Die technische Modernisierung der Streitkräfte 
bezweckte vor allem die Steigerung der organisatorisch-technischen Kompatibilität und die 
Interoperationalisierung im Rahmen der NATO wie auch die Steigerung und Internationalisierung des 
Bildungsstandards. Allerdings ist die Modernisierung der polnischen Armee als Prozess mit vielen 
offenen Wünschen zu klassifizieren. Im Hinblick auf die Budgetierung der Streitkräfte ist der 
polnische Betrag im Vergleich zu den anderen NATO- Staaten relativ gering und liegt auf einen der 
letzten Plätze. Im Kontext des seit Jahren bestehenden Defizits im Haushalt des 
Verteidigungsministeriums belaufen sich die gesamten Verteidigungsausgaben in den letzten 
Jahrzehnten unter der Marke von 2 % des BIP: Im Jahr 2000 beliefen sie sich auf 1,89 % BIP und 
stagnierten in den folgenden Jahren auf vergleichbarem Niveau: 2001 – 1,93 % BIP, 2002 – 1,97 % 
BIP, 2003 – 1,98 %, 2006 und 2007 – 1,95 % BIP (MON 2009). 
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Verhältnisses von GASP/ESVP und NATO zur Geltung kam. Diese Annahme 
erweist sich jedoch insofern als problematisch, als sie über keine empirischen 
Beweise verfügt und somit aus historischer Perspektive nicht nachvollziehbar 
erscheint (Kuźniar 2008: 298). Die verschiedenen Analysen der polnischen 
Handlungsmotive, die für das Engagement im Irak ausschlaggebend gewesen sind 
(u. a. Zięba 2004a; Zaborowski 2004; Czaputowicz 2004: 17-21; Herczyński 2006; 
Osicca 2006; Szymański, Bury, Kołakowska 2006; Kuźniar 2008, Dylla 2008i: 222-
266), lassen drei wichtige Argumentationsgruppen erkennen (Dylla 2008i: 225-230).  
 Erstens ist die polnische Entscheidung als Impuls eines „instinktiven 
Atlantikers“ zu werten, wie Longhurst und Zaborowski formulierten (2003: 
1010), indem die historisch bedingte Dankbarkeit und die daraus 
resultierende Loyalitätsverpflichtung besondere Bedeutung erlangten (Ziemer 
2009: 98).  
 Zweitens hat das polnische Engagement zum Ziel, die amerikanische Präsenz 
auf dem europäischen Kontinent zu erhalten (Moïsi 2003. 67-73) bzw. in der 
mitteleuropäischen Region sicherheitspolitisch zu intensivieren, 
beispielsweise durch die zur Sprache gebrachte Stationierung amerikanischer 
Soldaten in Polen (Pawelczyk; Kudzia 2003: 26-32). Somit eröffnete sich 
ebenfalls die Chance, die polnische Rolle und den Führungsanspruch in der 
Region aufzuwerten und indirekt der deutsch-französischen Dominanz der 
europäischen Sicherheitspolitik zu entkommen (Zaborowski 2004: 12ff.; 
Ziemer 2008: 110; Kaczyński 2008a: 50ff.).  
 Drittens ist die polnische Teilnahme an der „Koalition der Willigen“ als 
langfristige Investition zu werten, deren Sicherheitsgarantiedividende im 
Falle einer ernsthaften politischen bzw. militärischen Bedrohung eingelöst 
werden könnte (Zaborowski 2004: 12-14).  
 
Allerdings war auch die innenpolitische Konstellation der Regierung Miller nicht 
ohne Bedeutung, die eine endgültige Entscheidung über die Teilnahme am Irakkrieg 
getroffen hatte. In zahlreichen Analysen fand dieses Element unzureichende 
Berücksichtigung. Anhand der Annahmen der Ökonomischen Theorie der 
Demokratie (Downs 1968; Herder-Dornreich; Groser 1977; Mueller 1989) lässt sich 
argumentieren, wie Dylla (2008) zeigt, dass die Irak-Entscheidung auf eine 
Maximierung der Wählerstimmen und des Wählerpotenzials abzielte. Durch diese 
außenpolitische Entscheidung von besonderer Tragweite habe die Miller-Regierung 
die Öffentlichkeit von innenpolitischen Versäumnissen und Problemen (hohe 
Arbeitslosenquote, unterlassene Reformen, Korruptionsaffären und andere zahlreiche 
finanzielle Affären mit politischem Hintergrund) ablenken wollen (Dyla 2008: 218).  
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 Die Chance der außenpolitischen Aufwertung, die mit der militärischen und 
politischen Beteiligung am amerikanischen Krieg im Irak assoziiert wurde, sollte 
sich in der innenpolitischen Akzeptanz der Regierungspolitik niederschlagen (Dylla 
2008i: 253f.). Damit lässt sich die Irak-Entscheidung der polnischen Regierung nicht 
nur als Entscheidung „gegen die öffentliche Meinung“ einstufen, sondern auch als 
Entscheidung zur Beeinflussung der Öffentlichkeit mit den Instrumenten der 
Außenpolitik. Das Motiv, das der Irak-Entscheidung der Miller-Regierung zugrunde 
lag, zielte auf den Machterhalt31 (Dylla 2008i: 244).  
 2.2.2. Unterstützungsphase und Diskurselemente  
Rückblickend lassen sich drei Phasen der politischen und militärischen 
Unterstützung der US-Amerikaner durch Polen im Irak unterscheiden: 
 Erstens die bedingungslose Unterstützung des amerikanischen Einsatzes. Sie 
zeigte sich in Form des „Briefes der Acht“, in der Entsendung einer fast 2.500 
Mann starken Truppe und seit September 2003 in der Übernahme der 
militärischen und politischen Verantwortung für den südzentralen Teil des 
Iraks.  
 Die zweite kritische Phase wurde von dem externen Druck der EU-Staaten, 
vor allem Deutschland und Frankreich, begleitet. Sie manifestierte sich in 
innenpolitischen Auseinandersetzungen über den Sinn der Kontinuität des 
militärischen Einsatzes der polnischen Truppen im Irak.  
 Schließlich ist die Enttäuschungsphase als dritte Periode erkennbar, die von 
den politischen Entscheidungsträgern öffentlich bzw. halböffentlich zum 
Ausdruck gebracht wurde, z. B. von Präsident Kwaśniewski (2004a). Ebenso 
schlug sich die Enttäuschung bei den Oppositionsparteien nieder, vor allem 
der Bürgerplattform, in einer kontinuierlich steigenden Ablehnung weiterer 
Stationierungen der polnischen Truppen im Irak.  
                                                 
31 Zusätzlich ist zu berücksichtigen, dass der Regierung Miller eine innenpolitische 
Überzeugungsarbeit auf Ebene der politischen und parlamentarischen Parteien erspart geblieben ist. 
Die Irak-Entscheidung konnte nämlich ohne Mitwirkung des Parlaments getroffen werden, was die 
rechtliche Prozedur gemäß des Art. 117 der polnischen Verfassung erlaubt. Obwohl das Parlament in 
der Entscheidung über die Entsendung von Soldaten formell nicht direkt involviert war, wurde sie 
dennoch durch die größten oppositionellen Parteien, PiS und PO, mitgetragen. Eine kritische und den 
Krieg im Irak ablehnende Haltung wurde durch die ultrakonservative Liga der polnischen Familien 
(LPR), die populistische Selbstverteidigung (SO) sowie die konservative Bauernpartei Polnische 
Volkspartei (PSL) repräsentiert. Die ablehnende bzw. befürwortende Haltung gegenüber der 
militärischen Intervention im Irak und der polnischen Beteiligung teilte die Mehrheit der polnischen 
Gesellschaft (TNS OBOP 2003). Die im Zeitraum vom 05. bis 07.04.2004 durchgeführten 
Untersuchungen belegen, dass knapp 68 % der Bürger die Entsendung polnischer Soldaten in den Irak 
als „schlechte“ Entscheidung bewerteten. Die Positionierung Polens auf Seiten der Amerikaner wurde 
von 53 % der Befragten als „schlecht“ bewertet, und 37 % der Befragten stuften den Irakkrieg als 
einen „ungerechten Krieg“ ein (Janicki, Źwiek 2003: 20-22). 
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 2.2.2.1. Idealistische Komponente  
Die offizielle Begründung für das polnische Engagement an amerikanischer Seite 
wurde im März 2003 veröffentlicht. Das relativ knapp und allgemein gehaltene 
Dokument des Ministerrats stellt fest, dass die Intervention im Irak nach 
Überzeugung sowohl der polnischen Regierung als auch des Präsidenten keiner 
weiteren Entscheidung des Sicherheitsrates bedürfe, da sie bereits durch die 
Resolution 1441 (8.11.2002) vorgesehen sei (KPRM von 17.03.200332). Das 
polnische Außenministerium wies in der Begründung der Unterstützung des 
Irakkriegs darüber hinaus auf die UN-Resolutionen 678 und 687 der Jahre 1990 und 
1991 hin. Die letzten beiden Resolutionen bezogen sich auf die „Desert Storm“-
Operation (1990/91), und in der Resolution 1441 drohte der Sicherheitsrat dem Irak 
mit „ernsthaften Konsequenzen“ im Falle der Missachtung der 
Demilitarisierungsauflagen (Zięba 2004a: 332). Die offizielle Stellungnahme der 
polnischen Regierung vom 17. März 2003 betont, dass eine militärische Intervention 
als ultima ratio betrachtet werde. Da die bisherigen diplomatischen Bemühungen 
nicht die erhofften Ergebnisse gebracht hatten, erschien die Suche nach militärischen 
Lösungen als einzig mögliche Option: Aus Warschauer Perspektive hieß es, dass die 
Fortsetzung des 
„Unterlassens der Handlungen, die eine effektive Demilitarisierung des Hussein-Regimes 
bezwecken, ein ernsthafter politischer und militärischer Fehler gewesen [wäre]. Es würde eine 
Tolerierung der Rechtsmissachtung, der dauerhaften Beugung der im Rahmen der UNO akzeptierten 
Verpflichtungen bedeuten und die Autorität der Vereinten Nationen in Frage stellen“ (KPRM 2003; 
eigene Übersetzung).  
 
Subjektiv betrachtet, handelte Polen somit nach der Logik der freiheitsethischen 
Überzeugungen, die Geltung des internationalen Rechts aufrechtzuerhalten und die 
Verbreitung von Massenvernichtungswaffen zu stoppen (KPRM 17.03.2003). 
Darüber hinaus ist nicht zu übersehen, dass die spezifischen Dispositionen der 
polnischen Sicherheitskultur eine wichtige Rolle gespielt haben. Das ambivalente 
Verhältnis zum Multilateralismus ist im Falle Polens durch historische Erfahrungen 
geprägt, besonders im Hinblick auf die Unfähigkeit des Völkerbundes, seine 
politischen Verpflichtungen einzulösen. Daher erschien es für Warschau – und auch 
für andere mitteleuropäische Staaten – nur gerechtfertigt, im Falle einer begründeten 
Notwendigkeit über diplomatische Mittel hinaus militärisch-politische Lösungen zu 
erzwingen33.  In den weiteren Erklärungen der polnischen Entscheidungsträger wie 
                                                 
32 Paradoxerweise reihte sich aber die amerikanische (und polnische) Irakintervention in der 
Wahrnehmung der UNO-Weltgemeinschaft als nächster Schritt in Richtung einer „Ramponierung des 
Rechts und der internationalen Gepflogenheit“ ein (Kuźniar 2008: 12). 
33 Exemplarisch wurde für solche Fälle auf den Kosovo-Konflikt hingewiesen. Hingegen wurde in 
Polen über die Illegalität des NATO-Einsatzes im Kosovo kaum diskutiert. Angesichts der 
tatsächlichen Völkermorde auf dem Balkan wurde jedoch die Notwendigkeit externer Einsätze und 
externer Problemlösungsansätze betont und die harte amerikanische Vorgehensweise politisch 
unterstützt (Zaborowski 2004: 9f.). 
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auch in publizistischen Diskursen wurde auf die historischen Erfahrungen Polens, die 
Bedeutung der Solidarität in den internationalen Beziehungen im Bereich der 
Sicherheitspolitik sowie auf die Relevanz der polnischen Staatsräson hingewiesen. 
Die historisch geprägten Denkmuster wurden aber in die Logik der Solidarität 
eingebettet. Dies dokumentieren u. a. folgende Zitate des polnischen Außenministers 
Cimoszewicz zur Begründung der polnischen Entscheidung für die Unterstützung der 
Intervention im Irak: 
“After 11th September 2001 America found itself in need and we gave it support. From our 
own experience we know that one finds out who one's friends are in need, and real solidarity consists 
in supporting each other in difficult times. Today Poland, as never before, is secure. If in the future we 
were to face a new threat, however, we know that we could count on the security guarantee, on help 
and solidarity that today we are demonstrating to the extent of our powers to our American allies” 
(Cimoszewicz 2003b). 
“History has not spared Poland painful experiences, and perhaps for that reason we better 
understand the sense of danger that the American people feel” (Cimoszewicz 2003b).  
 
“Poland finds itself in an exceptionally important moment of its history. I regard participation 
in the international coalition as a dictate of honour and a dictate of reason. It is a dictate of honour 
because one does not let down friends in need. It is a dictate of reason because reason calls upon us to 
carry out our obligations as an ally consistently and loyally. Poland will be secure only in such a 
world, in which allied obligations will be respected” (Cimoszewicz 2003b).   
 
Durch die eigene historische Erfahrung bildete sich ein moralischer Imperativ heraus, 
der Irak-Intervention zuzustimmen und selbst aktiv Verantwortung zu übernehmen. 
Polen – als ehemals kommunistischer Staat, der selbst das Joch der Unterdrückung 
erlebt hatte und in dem die „Gedenken an bittere Erfahrungen aus der Zeit, in der die 
Grundfreiheiten und Grundrechte der Menschen in unserem Vaterland verletzt 
wurden“ (Polnische Verfassungspräambel 1997 in: Skrzydło 2002: 9) – meinte eine 
besondere Verpflichtung zu haben, gegen die Unterdrückung und für die Freiheit der 
anderen zu kämpfen. Diese Argumentation sozialdemokratischer Politiker wie 
Cimoszewicz und Kwaśniewski (2003a) wurde ohne Bedenken auch von der 
liberalen und einflussreichen Tageszeitung „Gazeta Wyborcza“ geteilt (Ziemer 
2009: 99f.). Deren Mitgründer und Chefredakteur Adam Michnik sah die polnische 
Beteiligung im Irak als Element einer unmittelbaren Solidarität mit den Irakern:  
„Es ist in unserem eigenen Interesse, uns um diejenigen zu sorgen, die schlecht dastehen, die 
ausgeschlossen und degradiert sind. Wenn nicht, werden wir für uns und unsere Kinder ein Grab 
schaufeln“ (Michnik 2003: 136; zitiert nach Ziemer 2008: 100).  
 
Der in Deutschland vielzitierte Publizist Adam Krzemiński verdeutlichte die 
polnische Sichtweise, in der die Nutzung militärischer Mittel einen berechtigten 
Beitrag zur Problemlösung darstelle: „Polen hat gute Gründe, dem Kant‘schen 
„ewigen Frieden“ zu misstrauen, von dem in der Debatte über den Irak-Krieg ab und 
zu die Rede war. So wundervoll, nobel und wohlgemeint Kants Arbeit auch ist, für 
einen Polen kann das auch ein Ausdruck von Feigheit sein“ (Krzemiński 2005; 
deutsche Übersetzung nach Ziemer 2009: 99). Angesichts der moralischen 
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Rechtfertigung der proamerikanischen Politik Polens stellte sich die wichtige Frage, 
ob und inwieweit die assoziative Verbindung der historischen Erfahrungen mit der 
für Polen nicht akuten sicherheitspolitischen Bedrohung eine Art rhetorisches Mittel 
zur Verschleierung der ausschlaggebenden außenpolitischen Interessen gewesen ist. 
Denn diese lagen primär in einer Statusaufwertung und Stärkung der Beziehungen 
zwischen Warschau und Washington um jeden Preis, worauf besonders die 
postkommunistischen und nationalkonservativen Entscheidungsträger aufmerksam 
gemacht haben (Kuźniar 2008: 294-299). 
 
 2.2.2.2. Verteidigungspolitische Komponente  
Im April 2003 hatte Warschau den amerikanischen Vorschlag zur Übernahme der 
Verantwortung in einer der vier Besatzungszonen im Irak angenommen34. Zwar 
versuchte Polen, unterstützend das deutsche und dänische Engagement zu gewinnen, 
stellte jedoch seinen Vorschlag ungeschickt vor, da dieser vor allem auf der Ebene 
der zuständigen Verteidigungsminister statt auf der Ebene der Regierungschefs 
verhandelt wurde (Zięba 2004a: 333). Ende Mai 2003 wurde bekannt, dass sich das 
polnische Kontingent auf die Einheiten der zwölften unterstützenden Division (12. 
Dywizja Zmechanizowana) und elften Panzerdivision (11. Dywizja Pancerna) 
gründete. Es umfasste knapp 2.200 Soldaten35. Die Finanzierung der polnischen 
Truppe wurde nur teilweise durch die USA übernommen (Frank 2005: 21). Aus dem 
polnischen Budget wurden bis Ende 2005 mehr als 660 Mio. PLN für Personalkosten 
und knapp 800 Mio. PLN für technische Ausrüstung aufgebracht, wobei mehr als 
30 % der militärischen Ausrüstung aus unterschiedlichen Gründen im Irak geblieben 
ist (Herczyński 2006: 211). Die Aufstockung der militärischen Präsenz im Irak wie 
auch die Beauftragung Polens für eine der vier militärischen „Stabilisierungszonen“ 
wurde in Warschau anfänglich als eindeutiger Vertrauensbeweis der USA zu den 
irakischen Juniorpartnern verstanden. Die neue Qualität der Partnerschaft bedeutete 
in der Perspektive Warschaus eine internationale Statusaufwertung. 
Ministerpräsident Leszek Miller kommentierte die Einladung der Amerikaner zur 
Konferenz über die Zukunft des Iraks und den Wiederaufbau, zu der neben Polen 
auch Großbritannien und Australien eingeladen wurden, folgendermaßen: „Die 
Tatsache, dass die Amerikaner lediglich drei Länder einladen, ist ein deutlicher 
                                                 
34 In der ersten Phase des Irakkriegs wurde lediglich ein Kontingent von 200 Soldaten entsendet, das 
zusammen mit australischen Streitkräften unter amerikanischer Führung operierte. Rekrutiert wurden 
überwiegend Soldaten aus Spezialeinheiten, beispielsweise: GROM (56 Soldaten), Soldaten aus dem 
4. chemischen Bataillon (74 Soldaten) und der logistischen Unterstützung (MON 2003d).  
35 Zusätzlich wurde die polnische Beteiligung um internationale Streitkräfte aus der „Koalition der 
Willigen“ ergänzt: Ukraine (200 Soldaten), Bulgarien (500 Soldaten), Ungarn (300 Soldaten), 
Philippinen (300 Soldaten), Fidschi (700 Soldaten), Honduras (360 Soldaten), Dominikanische 
Republik (250 Soldaten), Slowakei (75 Soldaten) (MON 2003d).  
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Beweis der Anerkennung für diese Staaten, die abgesehen von der politischen auch 
militärische Unterstützung erteilten“. Des Weiteren sagte er: „Das ist auch ein 
Zeugnis, dass wir zurzeit hervorragende politische Beziehungen zu den USA 
unterhalten, die in einer technologischen und wirtschaftlichen Partnerschaft münden 
können“ (TVP 2009; eigene Übersetzung).  
 Die ‚besondere‘ Beziehung zwischen Warschau und Washington war allerdings 
von kurzer Dauer und wurde beendet, bevor überhaupt konstruktive Schritte 
unternommen werden konnten. Zum Teil waren dafür nachvollziehbare Gründe 
verantwortlich, zumal die amerikanischen offiziellen Gründe für den Irakkrieg sich 
als nicht stichhaltig erwiesen: Die angeblichen Massenvernichtungswaffen wurden 
nicht gefunden, und die innenpolitische Stabilisierung des Irak verlief mehr als 
problematisch. Im Laufe der Jahre 2004 und 2005 stieg die Enttäuschung der 
wichtigsten europäischen Partner (Spanien, Italien, Großbritannien) über den 
Gesamtverlauf der Situation im Irak an. Die Option, die eigenen Truppen aus dem 
Irak abzuziehen, bestimmte die innen- und außenpolitische Diskussion immer mehr. 
Dadurch, dass die Lösungsansätze des Irakkonflikts internationalisiert wurden, 
indem in den folgenden Monaten schrittweise weitere NATO- und EU-Staaten in den 
Lösungsprozess eingebunden wurden – besonders im Verlauf der Jahre 2005 und 
2006, als sich innenpolitisch Regierungskonstellationen in Ländern, die zuvor 
ausdrückliche Gegner des Irakkriegs (Frankreich und Deutschland) gewesen waren, 
änderten – wurden die Einflussmöglichkeiten Warschaus gemindert, was einer 
Schließung der außenpolitischen „windows of opportunity“ gleichkam. Im Jahr 2006 
konstatierte der Politologe Osica:  
„Aus der amerikanischen Sichtweise braucht Irak und auch Afghanistan, Iran und Palästina 
das deutsche und französische Geld, Militär und die Unterstützung auf dem institutionellen Forum – 
von der UNO bis zur Internationalen Energieatomorganisation. Polen ist heute ein beliebtes Land, 
aber ein problematischer Verbündeter, den man sich nicht mit irgendwas abfinden lassen kann, weil es 
gute Arbeit vor Ort [im Irak] leistet. Allerdings kann man Polen nichts Ernsthaftes anbieten. Dies 
schließt zwar den Raum für leere Gesten aus, bringt aber [im Gegenzug] noch keine Garantie, dass 
nicht etwas Anderes an dieser Stelle erfolgt“ (Osica 2006: 21; eigene Übersetzung). 
 
Das Engagement im Irak wurde auch mit der Hoffnung verbunden, dass sich die 
USA finanziell stärker für die Modernisierung der polnischen Streitkräfte einsetzen 
würden. Die gelegentlichen Aussagen der amerikanischen Entscheidungsträger 
hatten diese Hoffnung zunächst gestärkt. Während das Engagement im Irak ein 
enormer Erfahrungsgewinn für die polnischen Streitkräfte war, blieben die 
Modernisierung und die erwartete amerikanische Hilfe im technologischen und 
militärischen Bereich aus. Zwischen den Jahren 2001 und 2006 hat Polen von den 
USA zwar direkte Hilfe ohne finanzielle Verbindlichkeiten in Höhe von knapp 229 
Mio. USD bekommen und darüber hinaus 3,8 Mrd. USD in Form eines 
zweckgebundenen Kredits für den Einkauf von Flugzeugen des Typus F-16 erhalten. 
Somit blieb die amerikanische Finanzhilfe in nomineller Hinsicht die höchste in 
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Europa. Jedoch wurde die Qualität dieser Hilfe kritisch in Frage gestellt. So schlug 
das polnische Verteidigungsministerium die amerikanische Offerte zur Übernahme 
der Herkulestransporter aus, da der technische Zustand und die Ausstattung der 
knapp vierzigjährigen (!) Transportmittel nicht unbedingt einen operativen Nutzwert 
besaß (Osica 2006: 23). Auch drängte sich die Frage nach der Kompatibilität der 
militärischen Ausrüstung des polnischen Militärs mit der Ausrüstung der 
europäischen NATO- und EU-Partner in den Vordergrund. Das polnische Festhalten 
an der amerikanischen Hilfe und das Primat der politischen Beziehung zu 
Washington könnten sich im Verhältnis zu den anderen NATO-Partnern zum 
Nachteil entwickeln, hieß es in kritischen Kommentaren (Osica 2006). Darüber 
hinaus würde in militärischer Hinsicht die Rolle der polnischen Armee auf eine 
Unterstützungs- oder Ergänzungstruppe für amerikanische operative Bedürfnisse 
reduziert (Osica 2006: 24). 
 2.2.2.3. Wirtschaftliche Komponente  
Eine nicht unerhebliche Rolle spielten die polnischen Erwartungen im Hinblick auf 
wirtschaftliche Vorteile aus dem Engagement im Irak. Außenminister Cimoszewicz 
sprach noch 2003 offen über die ausstehenden finanziellen Verpflichtungen Iraks an 
Polen (knapp 540 Mio. USD), die aber die nationalkonservative Regierung unter 
Druck der USA annullierte. Ironischerweise fasste die irakische Regierung die 
Annullierung der irakischen Schulden durch Polen als Rekompensation für die von 
polnischen Soldaten verursachten Kunst- und Denkmalbeschädigungen auf (Kuźniar 
2008: 297). Im Weiteren hatte 2003 Außenminister Cimoszewicz von neuen 
Möglichkeiten für polnische Unternehmen gesprochen, sich am Wiederaufbau des 
Irak zu beteiligen: 
„Wir haben keinen Hehl daraus gemacht und wir machen es weiter nicht, dass wir uns 
wünschten, dass die polnischen petrochemischen Unternehmen einen unmittelbaren Zugang zu 
Ressourcenquellen hätten“ (Rzeczpospolita 2003; nach Kuźniar 2008: 295; eigene Übersetzung).  
 
Problematisch ist aber, dass bereits das aus dem Jahr 1907 stammende Zweite 
Haager Abkommen explizit die Nichtanwendung von Gewalt bei der Eintreibung 
von Vertragsschulden vorschreibt (Zięba 2004a: 333), was im politischen Diskurs 
außer Acht gelassen wurde. Bald stellte sich heraus, dass Polen keine lukrative 
wirtschaftliche „Entschädigung“ von den Amerikanern bekommen sollte. Zwar hatte 
die US-Administration zehn große Aufträge im Wert von fünf Mrd. USD 
ausgeschrieben, für die sich knapp 40 polnische Firmen bewarben. Im Endeffekt 
bekam jedoch kein einziges polnisches Unternehmen einen direkten Auftrag, der 
gewisse finanzielle Vorteile aus dem irakischen Engagement gezogen hätte. 
Vergleichbares ereignete sich im Hinblick auf den Auftrag zur Ausrüstung der 
irakischen Armee, den die amerikanische Firma NOUR bekommen hatte statt der 
polnischen PHZ Bumar, wie in Warschau erwartet worden war und wofür sich 
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besonders Präsident Kwaśniewski eingesetzt hatte (Zaborowski 2004: 14). Auch die 
erhofften US-amerikanischen Direktinvestitionen in Polen blieben unerfüllt, die im 
Kontext der Realisierung der Offset-Investitionen aufgrund des Kaufs von 
amerikanischen F-16 Kampfflugzeugen erwartet worden waren. Ebenso unerfüllt 
blieb der Wunsch auf einen privilegierten Zugang zu irakischem Öl. Die wachsende 
Enttäuschung über die wirtschaftliche Entwicklung des polnischen Engagements im 
Irak wurde zusätzlich durch die amerikanische Absage der Visa-Erleichterungen für 
in die USA einreisende polnische Bürger verstärkt. Die Ankündigung des Abzugs 
der spanischen Truppen aus dem Irak, die im Rahmen des polnischen Kontingents 
dienten und eine Truppenstärke von 1.300 Soldaten umfassten, wie auch die immer 
problematischere Lage der internationalen Streitkräfte im Irak verstärkten eine 
innenpolitische Sinnkrise des polnischen Einsatzes im Irak. Präsident Kwaśniewski 
sagte im April 2004, dass die polnische Seite von den Amerikanern in die Irre 
geführt worden sei (Kwaśniewski 2004a). Obwohl diese Aussage später relativiert 
wurde, kam darin die allgemeine Enttäuschung der politischen Elite zum Ausdruck 
(Zaborowski 2004: 10f.; Fałkowski 2005: 55). Vor allem die innenpolitische 
Niederlage der Regierung Miller wie auch das sehr schlechte Abschneiden der 
Sozialdemokraten in den parlamentarischen Wahlen 2005 sind als Konsequenz der 
bedingungslosen Unterstützung der USA im Irakkrieg zu bewerten.  
 Außenpolitisch kann man feststellen, dass, je bewusster und offensichtlicher die 
Enttäuschung über den Irakkrieg in den politischen Klassen Polens wurde, umso 
stärker schien die europäische Option mit der GASP/ESVP eine echte Alternative zu 
werden (Zaborowski 2004: 17). Der Krieg im Irak und die polnische Positionierung 
bestätigen die Annahme im Rahmen des „bandwagoning“-Ansatzes: Polen als der 
kleinere und unter vielen Aspekten schwächere Staat unterstützt den 
Hegemonialstaat und erwartet die Steigerung der eigenen Sicherheit, materielle 
Vorteile und den Einfluss bzw. den Eindruck, einen Einfluss auf das internationale 
Geschehen zu haben (Kuźniar 2008: 298f.). Die Passagen aus dem Exposé des 
polnischen Außenministers in der Regierung Marek Belkas vom 21. Januar 2005 
scheinen dies zu bestätigen: 
„Das Prestige Polens in Washington ist heute höher als jemals zuvor in der Vergangenheit. 
Dieses Prestige ist unser Trumpf und von kostbarem Wert, auch wenn dies ein unschätzbarer Wert ist. 
Wir sollen ehrlich sein: Andere Staaten bemühen sich ohne Ergebnisse jahrelang um solche 
Beziehungen. Eine solche Stellung, die wir in den USA haben, bekommt man nicht über die 
Lobbyismus-Umwege. Dieses Prestige gewinnt nach unserem Beitritt in die EU an Bedeutung. Unsere 
Beziehungen zu den USA sind vor allem wichtig, weil nur die USA uns die Sicherheitsgarantie zu 
geben imstande sind“ (Rotfeld 2005a; eigene Übersetzung; auch bei Kuźniar 2008: 298).   
 
In dieser Logik sah auch der polnische Präsident Kaczyński den Sinn des polnischen 
Engagements im Irak und begründete noch 2005 die polnische Teilnahme am 
Irakkrieg mit dem Argument, dass Polen dadurch bessere Verhältnisse zu 
einflussreichen Gruppen in der Welt erreicht habe. Allerdings hatte die 
72 
 
nationalkonservative Regierung Marcinkiewicz (2005-2006) parallel dazu bereits 
einen langsamen Abzug der polnischen Truppen aus dem Irak angekündigt. Es kann 
festgehalten werden, dass Polens vermeintliche sicherheitspolitische Stärke auf dem 
europäischen Kontinent lediglich durch die amerikanische Unterstützung ermöglicht 
wurde. Solange die polnische Regierung willig war, die Amerikaner im Irak zu 
unterstützen und gemeinsam mit Großbritannien und gegen Frankreich und 
Deutschland einen bedingungslosen proamerikanischen Kurs zu bestreiten, lag es im 
amerikanischen Interesse, Polen zu favorisieren. Die zunehmende innenpolitisch 
motivierte Änderung der amerikanischen Politik im Hinblick auf den Irak und die 
wachsende Erfolglosigkeit der amerikanischen Intervention brachte die polnische 
Stärke in der Region zum Wanken. Der Wechsel der Regierung 2007 leitete eine 
klare Wende im Hinblick auf das Irak-Engagement der polnischen Außenpolitik ein: 
Innerhalb knapp eines Jahres wurden die polnischen Truppen aus dem Irak 
abgezogen, nachdem alle anderen Teilnehmer wie Großbritannien, Spanien, Italien, 
Australien, aber auch Tschechien die abenteuerliche „Koalition der Willigen“ Schritt 
für Schritt verlassen hatten. 
 2.3. Syndrom der Sicherheit oder Traum einer „special 
relationship“? 
In der kurzen Regierungszeit von Kaczyński (2006-2007) wurde in Fragen der 
Sicherheitspolitik eindeutig der Vorrang der NATO eingeräumt. Die 
sicherheitspolitischen Instrumente der EU wurden nur hilfsweise herangezogen und 
lediglich in der Wirtschafts- und Energiepolitik berücksichtigt. Die Rolle Polens 
wurde in Warschau allenfalls als Bindeglied zwischen den beiden Organisationen, 
NATO und EU, gesehen, unter der Voraussetzung, dass Polen seine eigene Position 
innerhalb der EU stärke (Madej 2008: 58).  
 Trotz der erheblichen Defizite in der Innenpolitik und trotz der außenpolitischen 
Radikalität der nationalkonservativen Regierung sind zum ersten Mal ausführlich 
und eindeutig sicherheitspolitische Ziele formuliert worden. Ein hervorragendes 
Beispiel dafür stellt der Bericht der polnischen Think Tanks in Natolin dar36. 
Prinzipiell ist unter den Experten, die an der Ausarbeitung des Reports mitgewirkt 
haben, eine generelle Übereinstimmung mit den von den Nationalkonservativen 
propagierten sicherheitspolitischen Prinzipien feststellbar. Die NATO bleibe die 
wichtigste sicherheitspolitische Institution, und jeglicher Ausbau der 
                                                 
36 Der Wert des Berichts liegt im interinstitutionellen und kooperativen Ansatz und kann als eine 
Summe der herrschenden Meinungen über die Entwicklung der polnischen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik betrachtet werden. Am Bericht beteiligten sich die für die Außen- und 
Sicherheitspolitik relevanten polnischen Think Tanks wie auch universitäre Einrichtungen (Polnisches 
Institut der Internationalen Beziehungen, Batory Stiftung, Sobieski Institut, Zentrum für Osteuropa, 
Euroatlantische Gesellschaft, Warschauer Universität und Universität in Thorn, Europäisches Zentrum 
in Natolin). Formell und informell beteiligten sich darüber hinaus auch Vertreter des polnischen 
Verteidigungs- und Außenministeriums und des Präsidentenamts. 
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sicherheitspolitischen Instrumente im Rahmen der EU solle dem 
Komplementaritätsgebot entsprechen, das der Berlin-Plus-Vereinbarung vergleichbar 
sei (CEN 2006: 2f.). Aus polnischer Perspektive ist die weitere Entwicklung der 
europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik nur mit der Berücksichtigung des 
NATO-Vorrangs zu betrachten, dies allerdings ohne die logische Einschränkung, 
dass sich die polnische Rollenperformanz auf die amerikanisch-polnischen 
Beziehungen beschränkt (CEN 2006: 3). Die Schwächung des kollektiven Vorrangs 
der NATO, die zum großen Teil aufgrund der hegemonialen Stellung der USA und 
der Änderung der globalen Sicherheitsparameter erfolgte, hatte eine Neudefinierung 
der polnischen Sicherheits- und Verteidigungsstrategie zur Konsequenz. Dies äußerte 
sich in der Abkehr von der kollektiven Verteidigung zur Bekämpfung des 
Terrorismus und in der Verhinderung der politisch-militärischen Instabilität, was 
aber nicht dem polnischen Sicherheitsbedürfnis und nicht den Interessen Polens 
entspricht (CEN 2006: 10; 12). Die Erhaltung des Artikels 5 des Washingtoner 
Vertrages bleibt im Interesse Polens. In diesem Sinne ist die politische und 
militärische Partizipation Polens in NATO-Missionen relevant. Durch die polnische 
Teilnahme wird einerseits die Stärkung der politischen Stellung des Landes innerhalb 
des Bündnisses sichtbar, anderseits steigt der Anspruch auf Solidarität und auf das 
Prinzip der Reziprozität seitens der NATO-Partner im Falle einer ernsthaften 
Bedrohung. Als Mittel der Sicherheitsgarantie werden drei Elemente definiert: 
 Lokalisierung von NATO-Infrastrukturelementen auf polnischem 
Territorium; 
 Kooperation im Rahmen des Theatre-Missile-Defence-Projekts;  
 Errichtung der Elemente des National Missile Defence Systems in Polen 
(CEN 2006: 12). 
 
Allerdings ist die polnische Sicherheitspolitik aufgrund der wirtschaftlichen 
Kapazitäten des Landes in den konkreten strategischen und geographischen Kontext 
einzubetten, so dass das militärische Engagement eine direkte Verbindung zu den 
tatsächlichen Sicherheitsinteressen Polens darstellt37. Im Prozess der weiteren 
Etablierung der europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik liege es im 
polnischen Interesse, das Prinzip der Komplementarität zu fördern, obwohl gewisse 
Spannungen im Verhältnis zur NATO nicht auszuschließen seien. Polen solle 
verstärkt Einfluss auf die weitere Gestaltung der ESVP ausüben und eine offensive 
Personalpolitik innerhalb von NATO- und ESVP-Strukturen betreiben (CEN 2006: 
                                                 
37 Problematisch ist die tatsächliche technische Ausstattung der polnischen Streitkräfte. Die 
Modernisierung und deren Kompatibilität mit technischen NATO-Anforderungen ist zwar im Laufe 
der letzten Jahre besser geworden, allerdings ist eine weitere Potenzialsteigerung notwendig (vgl. 
Balcerowicz 2003: 518-523). Nach Überzeugung der Autoren des Berichts wäre es strategisch 
erstrebenswert, die polnischen Streitkräfte schwerpunktmäßig zu modernisieren und damit das 
Potenzial der Infanterie- und Luftstreitkräfteeinheiten zu steigern (CEN 2006: 19).   
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22). Die Beziehung zwischen der europäischen Sicherheitspolitik und der NATO 
solle auf einer Vereinbarung basieren, die der Berlin-Plus-Vereinbarung vergleichbar 
sei und die den NATO-Staaten Zugriff auf militärische Kapazitäten der EU erlaube38 
(CEN 2006: 22).  
 Mit dem Machtwechsel zugunsten der liberal-konservativen Regierungskoalition 
(2007) wurde der konfrontative Kurs gegenüber den EU-Partnern in Fragen der 
Sicherheitspolitik beendet. Dennoch blieb die verstärkte Akzentuierung auf die 
transatlantische Dimension in der Sicherheitspolitik erhalten.   
„Mit den Vereinigten Staaten, auch mit der Europäischen Union, verbindet uns die 
Wertegemeinschaft. Gerade diese Werte, darunter die alliierte Glaubwürdigkeit und die Anwesenheit 
Polens in der NATO und in der EU, gestalten die Multidimensionalität der polnisch-amerikanischen 
Beziehungen. Einerseits ist Polen stark dank seiner Position in der Union, bleibt ein Befürworter der 
Stärkung der Beziehungen und der Kooperation Gesamteuropas mit den Vereinigten Staaten, und 
anderseits werden wir versuchen, unseren amerikanischen Partner zu überzeugen, dass ein Bündnis 
mit uns Ausdruck in einer größeren amerikanischen Präsenz in Polen und in der Stärkung der 
polnischen Verteidigungskapazitäten finden sollte. Wir sind uns der politischen und militärischen 
Bedeutung bewusst, die die Initiative zur Verteidigung durch die Raketenabwehr[-systeme] darstellt. 
Wir werden bereit sein, weitere Verhandlungen bezüglich dieser Initiative nach der 
Konsultationsrunde mit der NATO und einigen unserer Nachbarn aufzunehmen“ (Tusk 2007: 24; 
eigene Übersetzung). 
 
Parallel zur Hervorhebung der konstitutiven Rolle der NATO für die polnische 
Sicherheitspolitik wird verstärkt die sicherheitspolitische Dimension der 
europäischen Politik betont, was sich in einem intensiveren Engagement der 
polnischen Streitkräfte in den humanitären und militärischen Operationen unter EU- 
und NATO-Führung widerspiegelt. 
 2.4. Erneuter Versuch der transatlantischen Bindung: National 
Missile Defence System 
 2.4.1. Rahmenbedingungen und internationale Implikationen 
Der zweite Fragenkomplex um die polnisch-amerikanischen Beziehungen betrifft das 
Problem der Errichtung amerikanischer National Missile Defence-Elemente (NMD) 
und konkret Ground Based Interceptor-Abfangraketen (GBI) in Polen. Das 
                                                 
38 Im Verlauf der Jahre 2006 und 2007 warb Polen stark um die Installierung der NATO AGS 
(Alliance Ground Surveillance) auf polnischem Territorium in Powidz (in der Nähe von Posen). Das 
System, das über 4 Mrd. Euro wert ist und bis 2013 operative Bereitschaft erreichen soll, wurde zum 
Teil aus finanziellen Gründen und aufgrund des Streits um die Finanzierung zwischen Frankreich und 
Portugal von den NATO-Staaten nicht mehr im geplanten Ausmaß verfolgt (Pacuła 2008: 87). In 
anderen Bereichen beteiligte sich Polen allenfalls selektiv. Beispielweise wurden die Arbeiten um die 
Sicherung der Informationsinfrastruktur der NATO-Staaten mit wenig Interesse verfolgt und erst 
infolge der bis heute nicht aufgeklärten Cyberangriffe auf estnische Server im April/Mai 2007 
intensiviert. Es stellt sich die Frage, ob dafür eine langfristige Denk- und Handlungsweise fehlte – 
oder führten geringe finanzielle Kapazitäten dazu, das Projekt nicht weiter zu verfolgen? Die Fragen 
nach der Erweiterung der NATO und der Zusammenarbeit mit Drittstaaten wurden ebenfalls eher 
selektiv angegangen. So betonte Polen zwar die „Politik der offenen Tür“ gegenüber möglichen 
Kandidaten und erwähnte in diesem Kontext die Ukraine und Georgien, stand aber zugleich den 
NATO-Aspirationen von Albanien, Mazedonien oder Kroatien ambivalent gegenüber (Madej 2008: 
69f.). 
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amerikanische System wurde zum Zweck der Verteidigung des amerikanischen 
Territoriums entwickelt. Das System der amerikanischen NMD ist ein Element der 
Sicherheitsstrategie, das den amerikanischen Interessen auf mehreren Ebenen dient: 
auf militärisch-politischer, auf politisch-ökonomischer, auf strategischer sowie auf 
internationaler Ebene im Vergleich zu anderen Atomstaaten, gegenüber denen keine 
Politik der nuklearen Abschreckung geführt wird (Pugacewicz 2008: 193-196). Die 
Diskussion um die Installierung von NMD-Elementen auf polnischem und 
tschechischem Territorium weist gewisse Parallelen zu den umstrittenen 
Entscheidungen in Mitteleuropa auf, die Amerikaner im Irakkrieg zu unterstützen. 
Allerdings steht hinter den beiden Entscheidungen eine gewisse 
Sicherheitskonzeption, die durch den geostrategischen Realismus und langfristig 
angelegte außenpolitische Entscheidungen erklärbar erscheint. Im Hinblick auf die 
Installierung des amerikanischen NMD-Systems ist es notwendig, zwei analytische 
Kriterien zu unterscheiden: militärische und (sicherheits-) politische (Czaputowicz 
2003: 22f.; Oscia 2006: 6). Obwohl die beiden Kategorien ein integraler Teil der 
Sicherheitskonzeptionen im breiteren theoretischen Sinne sind und durch andere 
ökonomische, ökologische und soziale Kriterien ergänzt werden müssen (Buzan; 
Waever; Wilde 1998: 36), stellen sie zwei Argumentationslogiken dar, die in der 
Diskussion immer präsent sind (Koziej 2008: 5ff.). Zusätzlich ist nicht zu übersehen, 
dass bereits im Kontext des Irakkonflikts und der Diskussion über die US-
amerikanische Intervention unterschiedliche Sicherheitskonzeptionen und 
Sicherheitskulturen innerhalb der EU- und NATO-Staaten erkennbar wurden (Kagan 
2003: 8-15), was die polnischen Eliten in ein Dilemma brachte. Des Weiteren spielt 
im Falle Polens besonders der Aspekt eines historisch geprägten geostrategischen 
Bedrohungsbewusstseins eine wichtige Rolle, der besonders in der Zeit der 
nationalkonservativen Regierung in Polen erneut zur Geltung kam und die 
Konzeptualisierung der polnischen Sicherheitspolitik prägte (Milczarek 2006: 205-
208; Gajewski 2001: 232ff.).  
 Zusätzlich stellt es sich für die polnische und ebenfalls für die tschechische Seite 
als problematisch dar, dass eine tatsächliche Errichtung der NMD-Elemente eine 
breitere Verflechtung in die internationalen politischen Konsultationen mit anderen 
NATO-Staaten notwendig machen würde, was in den USA und Polen zunächst 
vernachlässigt worden war. Die polnische Regierung argumentierte zunächst, dass 
die Etablierung von NMD-Systemelementen lediglich die polnisch-amerikanischen 
Beziehungen beträfe und keine Implikationen für die NATO-Struktur hätte 
(Piątkowski 2006; Zachara; Michnik 2008: 85-94) – dies trotz der Tatsache, dass 
bereits weitere NATO-Staaten (Großbritannien, Norwegen und Dänemark) mit den 
Amerikanern im NMD-Projekt kooperierten, indem auf ihren Territorien die 
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Frühwarnungs- und Überwachungsarbeiten ausgeführt wurden bzw. werden39. 
Darüber hinaus verdeutlichte die Diskussion um die Stationierung amerikanischer 
NMD-Elemente auf polnischem und tschechischem Territorium die komplexen und 
problematischen Beziehungen mit Russland: Moskau hatte mehrmals und mit der 
Zeit immer drastischer auf verbaler Ebene seine Ablehnung der Stationierung von 
GBI-Abfangraketen in Polen und einer Radarstation in Tschechien bekundet, 
argumentierend, dass die Abfangraketen und die eventuelle Stationierung 
amerikanischer Soldaten in beiden Ländern schlechthin gegen sein Land gerichtet 
seien und Washington damit seine Hegemonialmacht in Mittel- und Osteuropa auf 
Kosten von Russland ausbauen wolle (Koziej 2008: 12-15; Zachara; Michnik 2008: 
88; Waszczykowski 2008: 25-30). 
2.4.2. Polnisch-amerikanische Verhandlungselemente 
Die ersten inoffiziellen Gespräche zwischen Polen und den USA über die 
Stationierung der Raketenbasisanlage wurden bereits 2002 unter der 
sozialdemokratischen Regierung von Miller aufgenommen. Die polnische Seite hatte 
ein prinzipielles Interesse bekundet, ohne die Öffentlichkeit oder die möglichen 
europäischen NATO-Partner einzubeziehen. Am 20. Dezember 2004 wurde offiziell 
ein ressortübergreifendes Koordinierungsteam einberufen, das die Gespräche 
zwischen den USA und Polen vorbereiten sollte40. Eine neue Dynamik erlangte die 
Problematik in den innenpolitischen Auseinandersetzungen im Fokus der 
Parlamentswahlen 2005. Die konservative Partei Recht und Gerechtigkeit hatte 
bereits in ihrem Regierungsprogramm die Errichtung des amerikanischen 
Raketenabwehrschirms festgeschrieben und damit konsequenterweise die 
Diskussion, die bis dato nur in Expertenkreisen stattfand, auch im innen- und 
außenpolitischen Spektrum angestoßen (Jäger, Dylla 2008: 292f.). Die besonders von 
der Regierung der Nationalkonservativen favorisierte Option der Stärkung der 
amerikanisch-polnischen Beziehungen, in der die Frage der Errichtung der NMD-
Elemente in Polen eine zentrale Rolle spielte, vernachlässigte wichtige kritische 
Punkte: Erstens gehört die mitteleuropäische Region in der amerikanischen außen- 
                                                 
39 Die Diskussion über die Errichtung eines Raketenabwehrschildes hat in der amerikanischen 
Sicherheitspolitik eine lange Vorgeschichte. Die ersten, noch theoretischen Versuche und 
Konzeptionen gehen auf die fünfziger Jahre des letzten Jahrhunderts zurück. Die terroristische 
Bedrohung, welcher sich die USA Anfang des 21. Jahrhundert ausgesetzt sah, wie auch die 
Kündigung des ABM-Vertrages erlaubte den Amerikanern eine intensivere Beschäftigung mit dem 
alten Projekt. Die Administration von George W. Bush entwickelte den Plan eines globalen Systems 
der Raketenabwehr (Global Missile Defence), in der die National Missile Defence (NMD) und 
Theatre Missile Defence (TMD) integriert wurden. Das Raketenabwehrsystem soll das amerikanische 
Territorium sowie sich im In- und Ausland befindliche amerikanische Basen und Streitkräfte schützen 
und die Sicherheit der mit den USA alliierten Staaten und deren Streitkräfte garantieren (Pawłuszko 
2006: 168-174). 
40 In der Tschechischen Republik hatte die vergleichbare organisatorische Einheit bereits im Februar 
2004 ihre Arbeit aufgenommen. 
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und sicherheitspolitischen Strategie nicht zu den bedeutendsten, und zweitens sind 
die USA aus pragmatischen Gründen nicht willens, den Staaten Mitteleuropas, auf 
deren Territorien NMD-Elemente stationiert sind, weitere Sicherheitsgarantien zu 
gewährleisten, die über die Sicherheitsgarantie der NATO hinausgehen (Jäger, Dylla 
2008: 293).  
 Die Regierung der nationalkonservativen PiS und der Präsidentenpalast, in dem 
zwischen 2005-2010 Lech Kaczyński amtierte, der ebenfalls aus der PiS-Partei 
hervorging, signalisierten sehr früh großes Interesse an der Errichtung 
amerikanischer NMD-Elemente in Polen. Problematisch war aber, dass die polnische 
Regierung unabhängig von parteipolitischer Zusammensetzung gegenüber der 
Errichtung amerikanischer NMD-Elemente in Polen zu unkritisch bei der Sache war 
und in ihrem Verhandlungsstil die Bereitschaft, ja sogar eine vollkommene 
Akzeptanz gegenüber dem US-amerikanischen Vorschlag zu offen zeigte. Die von 
der SLD geführte Regierung von Leszek Miller und später von Marek Belka wie 
auch die PiS-Minderheitsregierung von Kazimierz Marcinkiewicz erklärten früh 
öffentlich, dass sie alles unternehmen würden, den amerikanischen Abwehrschild auf 
polnischem Territorium installieren zu lassen. Erst Verteidigungsminister Radosław 
Sikorski (2005-2007) versuchte, gegen den Willen von Präsident Lech Kaczyński 
und dem Vorsitzenden der PiS, Jarosław Kaczyński, diese bedingungslose Akzeptanz 
zu ändern, um bessere Verhandlungskonditionen zu erreichen (Kuźniar 2008: 
300ff.). Ausgehend von der Prämisse, dass die USA Interesse an der 
geostrategischen Lage Polens haben, um auf polnischem Territorium Abfangraketen 
zu errichten, schlug Verteidigungsminister Sikorski einen härteren Verhandlungsstil 
ein und verlangte von den USA zusätzliche Sicherheitsunterstützung. Der 
Verhandlungskonzeption Sikorskis zufolge soll die Frage nach den GBI-Raketen in 
einen breiteren Kontext bilateraler Sicherheitsvereinbarungen eingebettet und mit 
einer Stärkung der militärischen Kooperation zwischen Polen und den USA 
verbunden werden41 (Sikorski 2008a). 
 Die Rolle der Opposition wurde im gesamten Prozess der Vorbereitungsphase und 
der direkten Verhandlungen mit der US-Regierung von der Regierungspartei PiS wie 
auch vom Präsidentenpalast marginalisiert (Komorowski 2007), trotz des 
anfänglichen Interesses am US-amerikanischen Projekt seitens der Bürgerplattform 
(PO). Freilich war die PO nicht so sehr gegen die Möglichkeit, die polnisch-
amerikanischen Beziehungen im Bereich der Sicherheitspolitik – auch unter der 
Bedingung der Installierung der amerikanischen Elemente des NMD-Systems in 
                                                 
41 Allerdings wurde seine Verhandlungstaktik weder von Ministerpräsident Jarosław Kaczyński noch 
von Präsident Lech Kaczyński unterstützt. Die steigenden Unstimmigkeiten und der innenpolitische 
Dissens zwischen Verteidigungsminister und Ministerpräsident führten letztlich im Februar 2007, also 
in der entscheidenden Phase der Direktverhandlungen, zum Rücktritt von Sikorski (Jäger, Dylla 2008: 
294).  
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Polen – zu stärken, sondern vielmehr gegen den von Kaczyński favorisierten 
Verhandlungsstil, in dem die Akzeptanz der amerikanischen Offerte bereits vor deren 
Einreichung sicher war (Komorowski 2007). Im Januar 2007 sprach die US-
Regierung eine offizielle Einladung zu Verhandlungsgesprächen über die 
Stationierung von GBI-Abfangraketen in Polen aus, Ende Februar signalisierte die 
polnische Regierung offiziell die Bereitschaft zu Gesprächen. Als Verhandlungsziel 
wurde die Stärkung der polnischen, amerikanischen und internationalen Sicherheit 
definiert. Die Sondierungsgespräche zwischen Polen und den USA wurden Mitte 
Mai 2007 begonnen (Jäger, Dylla 2008: 292). Die Regierung Kaczyński plante den 
Abschluss der Verhandlungen bereits vor Ende 2007. Allerdings hatten die 
innenpolitischen Probleme mit den Koalitionären der Kaczyński-Partei im Herbst 
2007 zu Neuwahlen und damit zur Übernahme der Regierungsverantwortung durch 
die Bürgerplattform (PO) geführt. Der prinzipielle Unterschied zwischen PiS und PO 
lag in der Sicherheitseinschätzung des amerikanischen Projekts auf polnischem 
Territorium. Während die PiS-Regierung die Stationierung amerikanischer GBI-
Abfangraketen als Steigerung der polnischen Sicherheit ansah – wohlgemerkt trotz 
des Fehlens eines empirischen Beweises, dass das NMD-System tatsächlich 
funktionsfähig war (Hołdak 2006: 117f.) – sah die Bürgerplattform ein steigendes 
Sicherheitsrisiko, das durch zusätzliche amerikanische Garantien abgedeckt werden 
sollte (Dylla 2007: 2f.). Darüber hinaus wies die Bürgerplattform auf internationale 
Implikationen des Projekts mit besonderer Berücksichtigung der russischen 
Bedenken hin, ebenso wie auf die Konsequenzen für die NATO, was von der PiS als 
Zeichen der Feigheit und der Kontinuität der diplomatischen Kapitulation 
abgekanzelt wurde (Kaczyński 2008a: 14-16). Zur Wiederaufnahme der direkten 
Gespräche im Januar 2008 hatte Warschau zwei wichtige Bedingungen vorangestellt, 
die auf einen „härteren“ Verhandlungsstil hindeuteten und ein „kontrolliertes 
Desinteresse“ Warschaus an dem amerikanischen Projekt implizierten. Die polnische 
Regierung erwartete als erste Bedingung die Übergabe der amerikanischen mobilen 
Luftabwehrsysteme (Patriot Advanced Capability-3 [PAC-3]) bzw. THAAD 
(Terminal High Altitude Area Defense), um die polnische Luftverteidigungsfähigkeit 
zu stärken, sowie eine punktuelle Kooperation mit den USA zum Zweck der 
Modernisierung der polnischen Streitkräfte (Dylla 2008a: 2; Klich 2008a;). Die 
zweite Bedingung reihte sich in die Verhandlungslogik des früheren 
Verteidigungsministers und, in der Tusk-Regierung, Außenministers Sikorski ein, die 
Verhandlung über die GBI-Abfangraketen mit dem Abschluss eines 
Militärabkommens zu verbinden42. Polen als einer der wichtigsten Partner der 
Amerikaner im Irakkrieg, deren Unterstützung auf Kosten der Beziehungen zu den 
                                                 
42 Eine vergleichbare Verhandlungsstrategie für Polen schlug der frühere amerikanische 
Sicherheitsberater Zbigniew Brzeziński vor, allerdings unter Berücksichtigung möglicher russischer 
Reaktionen (Brzeziński 2007). 
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europäischen Partnern ging, habe eine Institutionalisierung der sicherheitspolitischen 
und militärischen Kooperation, vergleichbar den Militärabkommen der USA mit 
anderen europäischen Partnern (Deutschland, Italien, Türkei, Großbritannien), zu 
erwarten und hoffe auf den Zugang zu den neuesten militärischen Technologien, vor 
allem zu den Kommunikations- und Aufklärungssystemen Command, Control, 
Communications, Computer, Intelligence, Surveillance and Reconnaissance – C4SIR 
(Dylla 2008a: 3; Klich 2008a). Diese Forderung wiederholte Außenminister Sikorski 
beim Treffen mit der amerikanischen Außenministerin Condoleezza Rice im Februar 
2008. Die Polen stünden im Prinzip dem amerikanischen Angebot bejahend 
gegenüber, vorausgesetzt, dass die polnischen Verteidigungskapazitäten, 
insbesondere die Luftabwehrkapazitäten, mit US-Hilfe verbessert bzw. modernisiert 
würden (Sikorski 2008a; zitiert nach Dylla 2008b:2). Ob dafür unbedingt das Patriot-
3-Raketenabwehrsystem eingesetzt werden sollte, schien zweitrangig. Polen suchte 
die Möglichkeit, dass Abwehrsystem mit den politischen und militärischen 
Anforderungen der NATO kompatibel zu machen, indem die Kurz- und 
Mittelstreckenraketen zur Verbesserung der militärischen Fähigkeiten Polens und in 
den Kontext der effektiven Durchführung von NATO-Operationen gestellt werden 
sollten (Dylla 2008b: 3).  
 Die politische NATOisierung der Problematik um die GBI-Abfangraketen stellte 
einen weiteren Schritt dar. Die liberalkonservative Regierung in Warschau 
signalisierte eine breitere sicherheitspolitische Dimension, im Gegensatz zu der 
nationalkonservativen Regierung, die das polnisch-amerikanische Abkommen 
lediglich bilateral und damit als interne Angelegenheit zwischen den USA und Polen 
perzipiert hatte. Die NMD-Elemente wurden als Teil des künftigen militärischen 
Sicherheitssystems der NATO-Strukturen betrachtet. Sporadisch wurde bedauernd 
zum Ausdruck gebracht, dass Polen trotz der siebenjährigen NATO-
Bündnismitgliedschaft und als NATO-Grenzstaat weder NATO- noch US-
amerikanische Militärobjekte auf eigenem Territorium hatte (Dylla 2008b: 3f.). Die 
Tusk-Regierung argumentierte weiter, dass die Errichtung amerikanischer NMD-
Systemteile auf polnischem Territorium mit weitgehenden amerikanischen 
Sicherheitsgarantien verknüpft werden müsse, was Washington nicht akzeptieren 
wollte. Innenpolitisch wurden kontrollierte Signale aus der Umgebung des 
Ministerpräsidenten verbreitet, dass Polen mit der endgültigen Verhandlungsphase 
warten könne. Das Treffen zwischen Tusk und Bush am 9. März 2008 brachte 
diesbezüglich keine konkreten Ergebnisse. Die US-Seite wollte weiterhin die 
polnische Forderung nicht akzeptieren, zwei Parallelvereinbarungen – über das 
Modernisierungspaket und über die Raketenaufstellung – auszuhandeln. Allerdings 
wurde in Washington wahrgenommen, dass Polen nach der Phase einer 
opportunistisch-proamerikanischen Regierung der Sozialdemokraten (2001-20005) 
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und des naiv-ideologischen Proamerikanismus der nationalkonservativen Partei 
Recht und Gerechtigkeit (Dylla 2008d: 3) nunmehr keine untergeordnete Haltung 
gegenüber Washington annahm (Kuźniar 2006: 13). Das US-amerikanische Zögern, 
die polnischen Bedingungen hinsichtlich der weiteren sicherheitspolitischen 
Garantien zu akzeptieren, führte letztendlich zur vorübergehenden Ablehnung der 
amerikanischen Offerte, die offiziell durch Ministerpräsident Tusk am 04. Juli 2008, 
also am amerikanischen Unabhängigkeitstag (!), verkündet wurde (Dylla 2008g: 2f.). 
Polen habe von den Amerikanern eine dauerhafte und nicht temporäre Stationierung 
des Luftabwehrsystems des Typs Patriot auf polnischem Territorium erwartet. Des 
Weiteren erwarte Polen von den USA reale Sicherheitsgarantien:  
„Die Installierung der Luft- und Raketenabwehrelemente ist für uns die Schlüsselfrage. Wir 
erwarten von den USA keine außergewöhnlichen Finanzmittel. Wir haben gemeinsam viele Lösungen 
gefunden, aber in der Sicherheitsfrage muss die Sache klar sein. Es ist notwendig, dass weitere Mittel 
anwesend sind, auch technische wie Patriot-Raketen, aber dauerhaft auf polnischem Territorium“ 
(Tusk 2008; eigene Übersetzung). 
 
Vor diesem Hintergrund erschien der amerikanische Vorschlag, lediglich eine 
temporäre und im Quartalsrhythmus vorgesehene Stationierung einer Patriot-Batterie 
mit 64 Abfangraketen vorzunehmen, inakzeptabel (Dylla 2008g: 3). Trotz der 
Ablehnung des amerikanischen Vorschlags wurden die Gespräche fortgesetzt. Polen 
schlug den Aufbau einer Basis für die Patriot-Raketen aus eigenen Mitteln sowie 
eine zusätzliche Stationierung amerikanischer Soldaten in der Stärke von 100 Mann 
vor. Am 14.08.2008 informierte Ministerpräsident Tusk die Öffentlichkeit, dass die 
US-Regierung die polnischen Postulate akzeptieren werde und das Abkommen 
paraphiert werden solle. Damit haben sich Polen und die USA auf die Stationierung 
der geplanten Raketenabwehrbasis wie auch auf eine zweite Abwehrbasis geeinigt. 
Diese zweite Basis sollte formell in amerikanischem Besitz bleiben, aber dauerhaft in 
Polen stationiert werden. Regierungspolitiker hatten darüber hinaus betont, dass das 
Waffensystem Patriot durch eine US-Begleitmannschaft überwacht werden solle, 
was von Verteidigungsminister Klich als zusätzliche militärische Sicherung und 
weiterer Anker für den 5. Artikel der NATO ausgelegt wurde (Dylla 2008h: 3f.). 
Dem zweiten polnischen Postulat, eine Kooperationsvereinbarung zwischen den 
USA und Polen zu unterschreiben, wurde auch entsprochen. Die polnisch-
amerikanische Kooperation, die für die polnische Seite als attraktiv bewertet wurde, 
verteilte sich auf drei Bereiche. Der erste Bereich umfasst eine politisch-militärische 
Zusammenarbeit, in der die Etablierung eines bilateralen Konsultationsgremiums, die 
Stationierung einer Patriot-Batterie und die Unterstützungszusage zur 
Modernisierung der polnischen Streitkräfte vorgesehen war. Der zweite und der 
dritte Bereich umfassten zum einen die Zusammenarbeit auf Ebene der 
Geheimdienste (Informationsaustausch) und zum anderen die Kooperation auf 
technologischer Ebene und in der Rüstungsindustrie (MSZ 2008a; 2008b). Die 
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weitere Kooperation in Verteidigungsangelegenheiten zwischen den beiden Staaten 
sollte durch eine polnisch-amerikanische Konsultationsgruppe für strategische 
Zusammenarbeit ausgearbeitet werden.  
 2.4.3. Ordnungspolitische Implikationen 
 2.4.3.1. NATOisierung des NMD-Projekts 
Die nationalkonservative Regierung hatte die Frage nach der Errichtung 
amerikanischer NMD-Elemente lediglich im Kontext der bilateralen Beziehung 
akzentuiert, obwohl evident war, dass die NATO sowie EU-sicherheitsrelevante 
Mechanismen nicht nur im Falle einer tatsächlichen Bedrohung Polens zur Geltung 
kommen müssten, sondern auch in der Entscheidungsfindungsphase (Zachara; 
Michnik 2008: 89f; Koziej 2008: 15). Darüber hinaus stellte sich die Installierung der 
amerikanischen NMD-Elemente im Kontext der Beziehungen zwischen NATO und 
GASP/ESVP problematisch dar, was Warschau von Anfang an sie aus den 
Verhandlungen auszuklammern versuchte. Vor diesem Hintergrund konnte sich die 
vertragliche Exklusivität, die von den Nationalkonservativen so gerne betont wurde, 
dekonstruktiv auf die Beziehungen und die Stellung Polens innerhalb der NATO- 
und EU-Staaten auswirken. Allerdings spielte dieser Aspekt für die PiS-Regierung 
keine wirklich relevante Rolle, da der Mehrwert der NATO nach Überzeugung der 
polnischen Politiker aus PiS-Reihen lediglich in der aktiven Teilnahme Washingtons 
besteht. Im Umkehrschluss hieße das: Falls eines Tages die USA aus der NATO 
ausscheiden sollte, wäre auch für Polen das NATO-Bündnis nicht mehr relevant 
(Kaczyński 2008a: 44).  
 Die westlichen Partner, überwiegend Deutschland, sprachen sich gegen den 
Alleingang der polnischen Regierung aus. Deutschlands Bundeskanzlerin Angela 
Merkel stand hinsichtlich des geplanten Projekts offen hinter der NATOisierung der 
polnisch-amerikanischen Beziehungen. Obwohl dieses Postulat an der Weichsel 
angenommen wurde, schien für Warschau der deutsche Vorschlag einer 
Einbeziehung Russlands in das Projekt nicht akzeptabel (FAZ 2007a; Dziennik 
2007a). Abgesehen von Deutschland, auf das sich die polnische politische und 
mediale Aufmerksamkeit insbesondere richtete, war aber auch der Widerstand der 
anderen NATO-Länder wie Norwegen, Griechenland, Luxemburg, Belgien, Italien 
und der Niederlande nicht zu vernachlässigen (Jäger, Dylla 2008: 313). Auffallend 
war die Zurückhaltung, wenn nicht gar widersprüchliche Position Frankreichs43. 
Grundsätzlich hielt Paris an der Doktrin der nuklearen Abschreckung fest, was auch 
                                                 
43 Es muss berücksichtigt werden, dass französische Unternehmen indirekt in das amerikanische 
NMD-Projekt involviert sind, die bei der Entwicklung des Aster Systems, das auch im Rahmen des 
NATO-Programms TMD eingesetzt wird, beteiligt sind. Allerdings versuchte Paris, die amerikanische 
Position durch die Einbeziehung Russlands und die Forcierung der Kooperation mit Moskau in Fragen 
europäischer Sicherheitspolitik zu schwächen (Durkalec, Parecki,  Pugacewicz 2008: 440f.). 
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Frankreich dazu bewog, sich an Arbeiten im Rahmen der NATO Missile Defence 
Feasibility Study zu beteiligen. Der amerikanische Vorschlag über die Stationierung 
von NMD-Elementen in Polen und Tschechien wurde in Paris zunächst als bilaterale 
Angelegenheit zwischen den interessierten Staaten aufgefasst, die weder eine weitere 
Diskussion innerhalb der NATO noch unter den europäischen Partnern erforderlich 
machen sollte. Allerdings verfolgte Paris den Verlauf der Verhandlungen in Prag und 
Warschau sehr aufmerksam, um eine eventuelle Schwächung der EU-
Sicherheitspolitik zu vermeiden (Gruselle 2007: 27f.).  
Die amerikanische NATO-Botschafterin Victoria Nuland argumentierte, dass die 
Errichtung der Raketenabwehrschild-Elemente in Polen und Tschechien einen ersten 
Schritt zur Etablierung einer Sicherheit in Europa bedeute, aus der alle europäischen 
NATO-Mitgliedstaaten langfristig ihren Nutzen ziehen würden (GW 2007b). In der 
Konsequenz wäre in langfristiger Perspektive keine Spaltung innerhalb der 
Sicherheitsallianz möglich. Vielmehr würde die Maßnahme einen weiteren Schritt 
zur amerikanischen Dominanz in Sicherheitsfragen auf dem europäischen Kontinent 
bedeuten. Konsequenterweise würde der USA die Rolle eines militärischen 
Vorreiters zugeschrieben. Es ist nicht zu verneinen, dass die amerikanischen NMD-
Elemente in Polen und Tschechien militärischen Schutz gegen Langstreckenraketen 
auch für das restliche Europa böten, einschließlich weiterer Teile Russlands. 
Allerdings würden sie keinen Schutz gegen Kurzstreckenraketen darstellen. Das im 
Rahmen der NATO initiierte Program Active Layered Theatre Ballistic Missile 
Defense (ALTBMD) zielt auf die Behebung dieses Problems ab. Das ALTBMD-
Programm, das erst Anfang 2011 operationellen Status erreicht hat (NATO 2011), 
soll eine integrative Plattform für verschiedene Raketenabwehrsysteme bilden und 
damit das amerikanische NMD-Projekt ergänzen. Damit bestünde die Möglichkeit 
eines umfassenden, effektiven Schutzes für die USA und Europa. Hillas 
argumentiert, dass die von manchen NATO-Staaten formulierte Kritik am polnischen 
und tschechischen Alleingang weder glaubwürdig sei noch den realistischen 
Einschätzungen der tatsächlichen sicherheitspolitischen Situation entspreche. Die 
wichtigsten NATO-Staaten verfügten bereits über gewisse Elemente eines 
Raketenabwehrsystems, was als wichtiger Beitrag zur globalen Sicherheit verstanden 
werde: das italienisch-französische mobile System SAMP-T, das amerikanisch-
deutsch-niederländische System Patriot und das amerikanisch-deutsch-italienische 
System MEADS (Hillas 2007: 16). Der Bukarester NATO-Gipfel im April 2008 
brachte eine vorübergehende Bestätigung der polnischen und tschechischen 
Sonderverhandlungen mit den USA: Das BGI-Projekt erfuhr die Akzeptanz aller 
NATO-Staaten. Das amerikanische NMD-System sollte komplementär zu den 
anderen relevanten NATO-Projekten gestaltet werden, damit alle Mitgliedstaaten vor 
möglichen Gefahren geschützt blieben (NATO 2008: Art.37). Die offizielle 
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Entscheidung der NATO wurde in Polen aus zwei Gründen als wichtig erachtet: Zum 
einen verlor die politische Atmosphäre eines polnischen Alleinganges bzw. der 
Versuch zur Etablierung einer polnisch-amerikanischen Sonderbeziehung an 
argumentativer und faktischer Kraft, obwohl zu Beginn des Projekts wohl tatsächlich 
lediglich ein bilaterales Abkommen zwischen den USA und den Partnerländern 
Polen und Tschechien vorgesehen gewesen war, ohne eine Perspektive auf 
Einbettung des Projekts in NATO-Strukturen. Zum anderen erschien es Warschau 
wichtig, eine NATO-Legitimation für das Projekt zu erlangen und damit ein 
politisches Argument gegenüber Moskau zu haben, dass die NATO solidarisch mit 
Polen agiere und dass das Projekt der europäischen Sicherheit dem defensiv 
angelegten BGI-Projekt eine entscheidende Relevanz beimesse.  
 Die polnischen Bemühungen, dem BGI-Projekt offiziell auf verbaler und 
faktischer Ebene keinen antirussischen Charakter zu verleihen – im Gegensatz zu 
Behauptungen der russischen Entscheidungsträger – wurden paradoxerweise durch 
die zeitlichen Ereignisse im August 2008 im Kontext des russisch-georgischen 
Konflikts um Abchasien und Südossetien getrübt. Der Konflikt verschärfte – nach 
Aussagen der konservativen politischen Kräfte in Polen – die relativ stark 
ausgeprägte Wahrnehmung Russlands als Sicherheitsrisikofaktor. Präsident 
Kaczyński bezeichnete in diesem Zusammenhang den Abwehrschild als 
amerikanische Garantie für die Sicherheit in Mittel- und Osteuropa: 
„Ich plädiere für den Raketenabwehrschild nicht deshalb, weil ich daran glaube, dass der Iran 
eine nukleare Attacke ausüben wird oder dass der Schild ein Mittel im Ringen mit Russland ist, 
sondern deshalb, weil der Schild die amerikanische Aufmerksamkeit in dieser Region fördert. Im 
Interesse meines Landes liegen enge Beziehungen mit den Vereinigten Staaten. (…) [ich] weiß, in 
welchem Ausmaß der Schild Polen schützt: er gibt uns die Gewissheit, dass die Amerikaner nicht 
gleichgültig gegenüber den russischen Versuchen, uns in ihre Einflusssphäre einzubeziehen, bleiben“ 
(Kaczyński 2008c; eigene Übersetzung). 
 2.4.3.2. Russische Implikationen 
Obwohl die polnischen, tschechischen und amerikanischen Entscheidungsträger 
einen antirussischen Charakter des NMD-Projekts in Polen und Tschechien 
verneinten, hat Moskau den Bau des Abwehrraketenschildes in Polen und die 
Errichtung der Radarstation in Tschechien stets entschieden abgelehnt. Dafür waren 
(und sind) die geostrategischen Überlegungen Moskaus ausschlaggebend, die die 
Frage nach dem Einfluss der USA in Mittel- und Osteuropa implizieren. Nicht die 
Errichtung der amerikanischen Elemente in Polen per se stellt das Hauptproblem für 
Russland dar, sondern die Erweiterung der amerikanischen Dominanz auf dem 
europäischen Kontinent und die damit verbundene weitere Stärkung der globalen 
Dominanz der Vereinigten Staaten. Das amerikanische Ballistic Missile Defense 
System ist zwar nicht in der Lage, die russische Glaubwürdigkeit einer nuklearen 
Abschreckungsmöglichkeit in Frage zu stellen, stellt Moskau jedoch vor den Zwang, 
84 
 
sein Waffenarsenal technologisch weiterzuentwickeln und qualitativ zu 
modernisieren44.  
 Die weitere Entwicklung des amerikanischen BMDS bedeutet im ersten Schritt 
nicht die nachhaltige Aufgabe des Systems der Mutal Assured Destruction (MAD), 
aber es ist ein weiteres Element des Disproporzes zwischen den früheren Zentren der 
Bipolarität der internationalen Ordnung. Damit ergeben sich weitgehende 
Konsequenzen für die russische Außenpolitik: Russland versucht seit Ende der 
neunziger Jahren entschieden, eine multipolare internationale Ordnung – durch die 
Einbeziehung Indiens und Chinas oder durch gelegentliche Versuche besonderer 
Interessenbeziehungen mit dem Iran und Venezuela – herzustellen und damit die 
amerikanische Hegemonie zu dämpfen. Die Führungsstärke der USA im Bereich der 
militärisch-technologischen Entwicklung stellt die russischen Versuche zur 
Etablierung einer multipolaren Ordnung ernsthaft auf die Probe. Denn Washington 
geht mit dem Ausbau seiner technologischen Stärke wichtige politisch-
wirtschaftliche Kooperationen mit anderen europäischen Staaten, Israel, Japan, 
Südkorea und Australien ein (Durkalec; Parecki, Pugacewicz 2008: 445-450), die 
auch bestimmte außen- und sicherheitspolitische Konsequenzen haben.  
 2.4.3.3. Polen im Spannungsverhältnis zwischen den USA und Russland 
Welche tatsächliche Relevanz Bill Clinton dem ABM-Vertrag von 1972 für die 
Sicherheitsbeziehungen zwischen Moskau und Washington zugesprochen hat, ist 
nicht ersichtlich gewesen. Als Konsequenz überließ er die Entscheidung über den 
Start des BMDS-Projekts seinem Nachfolger. George W. Bush hingegen signalisierte 
von Anfang seiner Amtsperiode an ein grundsätzliches Interesse an der Etablierung 
des BMDS. Dies aber erforderte die Aufhebung des ABM-Vertrags und damit den 
Wegfall der noch während des Kalten Krieges zugesicherten Garantien des 
strategischen Gleichgewichts. Während des Gipfeltreffens zwischen den USA und 
Russland im Juli 2001 wurde zwischen den beiden Staaten ein Kompromiss 
ausgearbeitet, der den Amerikanern die Option eines Ausstiegs aus dem ABM-
Vertrag garantierte, den Washington im Dezember 2001 auch tatsächlich offiziell 
vollzog. Im Gegenzug wurde eine beiderseitige Reduzierung der nuklearen 
Sprengköpfe vereinbart, was – überwiegend aus wirtschaftlichen Gründen – auch im 
                                                 
44 Das amerikanische NMD-System kann technisch gesehen von russischen Raketen RT-2PM (Topol-
M) unbrauchbar gemacht werden. Die Rakete RT-2PM könnte zusätzlich mit einem Antrieb 
ausgestattet werden und damit die Flugbahn der ballistischen Rakete ändern. Die Topol-M Rakete 
Typus RS-24 könnte darüber hinaus mit sechs bis zehn Sprengköpfen ausgestattet werden (MIRV-
Multiple Independently Targetable Reentry Vehicle). Problematisch ist aber, dass die russischen 
strategischen Fähigkeiten jahrelang unterfinanziert wurden; Experten zufolge sind überwiegend die 
noch in der Zeit der Sowjetunion eingeführten Raketen aktiv im Gebrauch. Das russische 
Frühwarnungssystem verfügt darüber hinaus nicht über komplette terrestrisch und satellitengestützte 
Komponenten. Auch deckt das wichtige russische Satellitennavigationssystem GLONASS nicht das 
gesamte russische Territorium ab (Pugacewicz 2008: 197f.; Hypki 2008: 4-6). 
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Sinne Moskaus war45. Der SORT-Vertrag, der am 01. Juni 2003 in Kraft trat, regelte 
eine weitere Reduzierung der nuklearen Sprengköpfe46 und reflektierte gleichzeitig 
die tatsächliche Dominanz der USA in diesem Bereich47. Als die amerikanische Seite 
im Januar 2007 offiziell die Aufnahme der Verhandlungen mit Polen und Tschechien 
bekanntgab, reagierte Moskau auf diesen Schritt mit einer neuen Schärfe der 
diplomatischen Aufmerksamkeit. Zwar hatten sich die amerikanischen Pläne von 
2007 im Hinblick auf den weiteren Bau von NMD-Elementen kaum gegenüber den 
vorgestellten und damit Russland bekannten Plänen geändert; dennoch war die 
rhetorische Schärfe Moskaus befremdlich. Einerseits war die rhetorische 
Zurückweisung der amerikanischen Pläne durch innenpolitische Konstellationen in 
Russland („Präsidentschaftswahlkampf“) und durch geostrategische Befürchtungen 
bedingt, wonach die tatsächliche Errichtung des NMD-Systems in Polen und 
Tschechien eine endgültige Minderung des russischen Einflusses in Mitteleuropa 
bedeuten würde. Anderseits bot der amerikanische Vorstoß Moskau die Möglichkeit, 
die für Russland nachteiligen CFE48- und INF49-Verträge aufzukündigen. Die 
                                                 
45 Der Vertrag START II wurde zwischen Washington und Moskau bereits 1993 unterschrieben und 
sah eine weitere Reduzierung der Sprengköpfe auf bis zu 3.000-3.500 Stück vor. Washington 
ratifizierte den Vertrag drei Jahre später, allerdings lehnte Moskau die Ratifizierung mit der 
Begründung ab, dass der Vertrag sich zum Vorteil der USA entwickele, und verlangte weitere 
Zugeständnisse seitens der USA im Hinblick auf das Weiterbestehen des ABM-Vertrages. 1997 
unterschrieb der russische Präsident ein Zusatzprotokoll zu START II, das eine weitere Kooperation 
im Hinblick auf die Ausarbeitung der neuen rechtlichen Grundlage, diesmal START III, anstrebte. 
START III soll eine weitere Reduzierung der nuklearen Sprengköpfe auf 2.000-2.500 verwirklichen 
und auch die amerikanischen Offensivsysteme einschließen. Im Falle einer amerikanischen 
verbindlichen Zusage hätte die weitere Reduzierung der Sprengköpfe eine Kostenreduzierung für 
Russland und die Chance auf ein (nukleares) Gleichgewicht zwischen Moskau und Washington 
bedeuten können. Die kurze amerikanische Intervention im Irak (1998) und die Intervention auf dem 
Balkan (1999), die ohne Autorisierung des UN-Sicherheitsrats durchgeführt wurde, führten auf den 
ersten Blick paradoxerweise zur russischen Ratifizierung des START-II-Vertrages aus dem Jahr 1993 
samt des Zusatzprotokolls aus dem Jahr 1997. Allerdings hatte nun Washington kein Interesse mehr 
am START-II-Vertrag, so dass dieser praktisch nicht in Kraft getreten ist. Präsident Putin nahm im 
Jahr 2000 eine einseitige Reduzierung der nuklearen Sprengköpfe in Höhe von 1.500 Stück vor 
(Pugacewicz 2008: 202ff). 
46 Im Mai 2002 wurde zwischen beiden Staaten ein „Strategic Offensive Reductions“-Vertrag (SORT) 
unterschrieben, der eine Reduzierung der nuklearen Sprengköpfe auf dem Niveau von 1.700-2.200 
Stück bis zum Jahr 2012 vorsieht. Problematisch ist allerdings, dass der Vertrag nicht zwischen 
passiven und aktiven nuklearen Sprengköpfen unterscheidet, was angesichts des amerikanischen 
technologischen Vorsprungs die Möglichkeit anbietet, die deaktivierten und physisch demontierten 
Sprengköpfe im Jahr 2013 wieder einsatzbereit zu machen, wozu die russische Seite aufgrund ihrer 
veralteten Technologie und der sehr unzulänglichen Modernisierung der eigenen militärischen Kräfte 
nicht in der Lage sei (Pugacewicz 2008: 204). 
47 Es ist nicht auszuschließen, wie mancherorts hingewiesen wurde (Kaczmarski 2004: 53ff.), dass 
Russland gerade nach den terroristischen Attacken vom September 2001 einen radikalen Wechsel in 
seiner Strategie gegenüber den USA vollzogen hat, die man in die Kategorie des bandwagoning 
einstufen kann. Der Wechsel sollte aufgrund der amerikanischen Wirtschaftsinvestitionen in Russland 
erfolgen (Pugacewicz 2008: 202). Allerdings hat die amerikanische unipolare Außenpolitik, ihre 
vorübergehenden Höhepunkte in der irakischen Intervention, in der klaren Unterstützung der 
georgischen Revolution 2003, der ukrainischen Orangen Revolution und in der sporadischen 
öffentlichen Kritik an Putins Innenpolitik hatte, in der Konsequenz zu weiteren Spannungen zwischen 
beiden Staaten geführt.  
48 Der CFE-Vertrag (Treaty on Conventional Armed Forces in Europe) wurde am 19. November 1990 
von der NATO und den Staaten des Warschauer Paktes unterschrieben, in Kraft trat er am 17. Juli 
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Aufkündigung dieser beiden Verträge sollte – der russischen Interpretation zufolge - 
die Zeit der außenpolitischen Schwäche Russlands, die seit den 1990er Jahren 
vorherrschte, beenden und als weiterer Schritt zu einer Reorganisation der russischen 
Sicherheitspolitik mit Aufbau einer neuen Sicherheitsarchitektur dienen. Es ist nicht 
auszuschließen, wie Wilk und Menkiszak in einem Kommentar des polnischen 
Zentrums für Oststudien hingewiesen haben, dass Russland durch den faktischen 
Ausstieg aus dem CFE-Vertrag und durch die Ankündigung des Ausstiegs aus dem 
INF-Vertrag auf sicherheitspolitische Vorteile spekulierte, nämlich auf eine 
verbindliche Zusage der USA und eventuell der NATO-Staaten, den Prozess der 
NATO-Erweiterung zu stoppen (Frage der ukrainischen Mitgliedschaft) und das 
BMDS-Projekt in Mitteleuropa aufzugeben. Für den Fall, dass diese Strategie nicht 
aufgehen sollte, hoffte Moskau zumindest auf eine Spaltung zwischen den alten und 
neuen NATO-Mitgliedern (Wilk; Menkiszak 2007: 2-4).  
 In der russischen Positionierung gegenüber der Errichtung der BDI-
Abfangraketen in Polen lassen sich damit vier Phasen festhalten, die durch eine 
unterschiedliche rhetorische Intensität und Argumentationsweise gekennzeichnet 
sind (Pagucewicz 2008: 215-234). In der ersten Phase (Februar-Juni 2007) 
argumentierte Moskau, dass aufgrund nicht vorhandener Gefahren aus dem Iran oder 
Nordkorea der Bau von NMD-Elementen in Polen und eines Radars in Tschechien 
nicht notwendig sei. Allerdings sprach der russische Präsident Putin noch 2001 von 
der Möglichkeit, ein russisch-europäisches Raketenabwehrsystem zu etablieren. Dies 
erwähnte Putin paradoxerweise im Kontext der potenziellen Gefahren seitens der 
„rouge states“ im Gespräch mit NATO-Generalsekretär Robertson (Rodman 2001: 
40). Zusätzlich wurden seit 2004 von russischen und NATO-Streitkräften 
gemeinsame Übungen durchgeführt, in deren Mittelpunkt die Steigerung der 
Interoperationalisierung der Theatre-Missile-Defence-Systeme (TMD) stand 
(Pugacewicz 2008: 216).  
 Die zweite Phase (Juni-August 2007) zeichnete sich durch russische Versuche 
aus, an dem amerikanischen NMD-Programm in alternativer Form teilzunehmen. 
Russland schlug die Errichtung amerikanischer Radare in Aserbaidschan statt in der 
Tschechischen Republik vor, für die Abfangraketen wurden Plattformen auf dem 
                                                 
1992. Die Rahmenvereinbarung des Vertrags sah die mengenmäßige Beschränkung der militärischen 
Ausstattung und Stationierung der Truppen in bestimmten Bereichen vor. Aufgrund des Zerfalls der 
Sowjetunion und des Beitritts der mitteleuropäischen Staaten in die NATO wurde der Vertrag 
allerdings in angepasster Form von Weißrussland, Kasachstan, der Ukraine und Russland 
unterschrieben. Die NATO-Staaten hatten die Ratifizierung des Vertrags von der Evakuierung der 
russischen Streitkräfte aus Moldawien und Georgien bis Ende 2003 (Istanbul-Verpflichtungen) 
abhängig gemacht (Pugacewicz 2008: 211f.; Kaczmarski, Wilk 2007: 2-4).   
49 Der INF-Vertrag (Intermediate-Range Nuclear Forces Treaty), unterschrieben am 08. Dezember 
1987, sah die Vernichtung aller Raketen mittlerer und kürzerer Reichweite vor. Die russische Seite 
behauptet gegenwärtig aber, dass angesichts der amerikanischen NMD-Pläne in Mitteleuropa die 
Mittel- und Kurzstrecke ein strategisches Instrument der russischen Sicherheitspolitik darstelle; daher 
sei Moskaus Ausstieg aus dem INF-Vertrag notwendig (Gruselle 2007: 25f.).  
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Schwarzen und Kaspischen Meer vorgesehen. Auf rhetorischer Ebene signalisierte 
Russland die Option des Ausstiegs aus dem INF-Vertrag und hatte den CFE-Vertrag 
bereits aufgekündigt (Pugacewicz 2008: 220-222). Gleichzeitig manifestierte sich die 
russische Ablehnungsstrategie in zweifacher Weise: erstens durch die offiziellen 
diplomatischen Stellungnahmen der russischen Entscheidungsträger, die meistens in 
direkten Gesprächen zwischen Moskau, Washington und Warschau zum Ausdruck 
kamen, zweitens in den wichtigen, in der polnischen Publizistik aufmerksam 
verfolgten Aussagen der russischen Verantwortlichen im Moskauer Außen- und 
Verteidigungsministerium. Aufgrund des zentralistischen politischen 
Entscheidungssystems in Russland ist anzunehmen, dass verschiedene Aussagen den 
kontrollierten Charakter eines Drohszenarios hatten. So hatte zum Beispiel bereits 
2007 der russische Generalstabschef Juri Balujewski das System der Abfangraketen 
in Polen und das tschechische Radar als eine eindeutige Strategie gegen Russland 
eingestuft und Warschau davor gewarnt, eine von polnischem Territorium 
abgefeuerte Abfangrakete werde durch das automatisierte russische Abwehrsystem 
als Start einer ballistischen Rakete verstanden und könne damit automatisch einen 
Gegenangriff auslösen (Rzeczpospolita 2007a; Gazeta Wyborcza 2007c; Dylla 
2008a: 6f.). Michail Kamynin stufte im Namen des russischen Außenministeriums 
die amerikanischen Pläne in Mitteleuropa als weiteren Beweis der Militarisierung 
zum Zweck der Minderung des russischen nuklearen Abschreckungspotenzials ein. 
Als Konsequenz nannte er die Notwendigkeit, angemessene Gegenmaßnahmen zu 
erarbeiten, die die Auswirkungen des Abwehrschildes neutralisieren und das 
Kräftegleichgewicht mit den USA erhalten würden (Rzeczpospolita 2007b).  
 In der dritten Phase, die zwischen August 2007 und August 2008 erfolgte, 
versuchte Russland die amerikanische Entscheidung zu verzögern und hoffte, dass 
erst nach den Präsidentschaftswahlen in den USA eine endgültige Entscheidung 
getroffen wird. Zusätzlich drängte Russland auf Kontrollen in den amerikanischen 
Einrichtungen auf polnischem und tschechischem Boden, was aus polnischer 
Perspektive inakzeptabel war. Während dieser dritten Phase kam es zu direkten 
Gesprächen zwischen Moskau und Warschau, was einerseits von den westlichen 
Partnern gefordert und anderseits aufgrund einer neuen innenpolitischen 
Konstellation durch den Regierungswechsel in Warschau (2007) als wünschenswert 
empfunden wurde. So erhoffte sich die Regierung Tusk teilweise einen Durchbruch 
in den Beziehungen zwischen Russland und Polen und erwartete eine neuerliche 
Gelegenheit, die bilateralen Beziehungen neu zu definieren. Die ersten formellen 
Gespräche zwischen Moskau und Warschau wurden im Januar 2008 aufgenommen, 
hatten allerdings einen rein informativen Charakter. Für alle involvierten Akteure 
war daher absehbar, dass aufgrund der bestehenden grundsätzlichen 
sicherheitspolitischen Differenzen kein Durchbruch, nicht einmal ein politischer 
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Kompromiss zwischen den beiden Verhandlungspartnern bevorstand. Vielmehr war 
der polnischen Seite der Versuch wichtig, nach der nationalkonservativen 
Regierungszeit Kaczyńskis mit Russland eine Normalisierungsetappe einzugehen 
(Ćwiek-Karpowicz 2006) und aus dem „Zustand der Ratlosigkeit“ (Kuźniar 2008: 
303) neue Formen des Dialogs auf Ebene der Entscheidungsträger zu finden. Die 
Gespräche mit Moskau dienten der Tusk-Regierung daher in erster Linie der 
Steigerung des außenpolitischen Gewichts in der Region und in der EU. Denn die für 
Washington wichtige politische Bedeutung könne Warschau nur dann erlangen, 
wenn Polen der konstruktiven Rolle eines zuverlässigen Partners und Problemlösers 
gegenüber dem direkten Nachbarn gerecht werde (Dylla 2008a; Ćwiek-Karpowicz 
2006; Kaczyński 2008b, Piekło 2009). Darüber hinaus bot sich die Möglichkeit, zur 
Verbesserung der polnisch-russischen Beziehungen beizutragen und dem „Image 
eines russophoben Landes“ (Dylla 2008a: 9) zu entkommen.  
 Der an der Weichsel mit Spannung erwartete Besuch des polnischen 
Ministerpräsidenten Tusk in Moskau Anfang Februar 2008 brachte zwar eine 
vorübergehende verbale Entspannung, jedoch war kaum zu erwarten, dass Polen sich 
auf die russischen Argumente gegen die Errichtung des Abwehrschildes einließ, 
ebenso wenig wiederum, dass die polnischen sicherheitspolitischen Aspirationen in 
Moskau auf Verständnis stoßen würden. Allerdings schlug der russische Präsident 
Putin eine Möglichkeit zur formellen Zusammenarbeit in puncto Stationierung von 
GBI-Abfangraketen vor. Um zu vermeiden, dass den amerikanischen NMD-
Elementen in Polen ein potenziell antirussischer Charakter nachgesagt würde, 
unterbreitete Moskau den Vorschlag zur Entsendung russischer Offiziere zum Zweck 
der Kontrolle der amerikanischen GBI-Abfangraketen auf polnischem Territorium 
(Dylla 2008b: 8). Vergleichbare Zusagen erwartete Moskau auch von den USA. Die 
amerikanische Außenministerin Rice hatte im März 2008 bei einem Besuch in 
Russland bekräftigt, dass das Raketenabwehrsystem nur dann zum tatsächlichen 
Einsatz kommen würde, wenn eine nachweisbare Bedrohung aus dem Irak 
bevorstünde. Zusätzlich stimmte Washington dem russischen Wunsch zu, seinen 
Kontrolleuren Zugang zu den amerikanischen Militäranlagen auf polnischem und 
tschechischem Territorium zu ermöglichen. Die Kontrollen hätten aber lediglich 
temporären Charakter – eine Einschränkung, die den russischen Erwartungen nicht 
entsprach. Russland argumentierte, dass die Überwachung der amerikanischen 
Raketenbasen nur dann sinnvoll sei, wenn sie einen dauerhaften Charakter habe, 
damit auch tatsächlich überprüft werden könne, in welche Richtung das tschechische 
Radar und die polnische Raketenabwehrbasis positioniert würden (Dylla 2008e: 4). 
Auch die zweite Runde der offiziellen polnisch-russischen Konsultationen brachte in 
dieser Frage keine neuen Ergebnisse. Polen zeigte sich nicht bereit, die russischen 
Wünsche zur permanenten Überwachung des amerikanischen 
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Raketenabwehrschildes auf eigenem Territorium zu akzeptierten. Warschau schlug 
lediglich temporäre und stichprobenartige Inspektionen unter der Bedingung der 
Gegenseitigkeit vor50.  Parallel zu den Gesprächen zwischen Moskau und 
Warschau wurden von Russland seit Oktober 2007 zahlreiche Abschussversuche mit 
ballistischen Raketen (RS-20 Topol, RS-12M Topol und Topol M ausgestattet mit 
MIR V) unternommen (Pugacewicz 2008: 223f.), was auf die Möglichkeit einer 
Zerstörung der amerikanischen BMDS-Komponenten hinweisen sollte. Auch der 
amerikanische Vorstoß über eine neue Form der Vereinbarung mit Russland 
angesichts des 2009 auslaufenden START-I-Vertrages konnte die russischen 
Bedenken gegen die Errichtung von NMD-Elementen in Mitteleuropa nicht 
ausräumen. Zusätzlich verschärft wurde die Situation durch die russische 
Intervention im umstrittenen Teil Georgiens, was die Beschleunigung des 
Verhandlungstempos zwischen Polen und den USA zur Konsequenz hatte51. 
 Der Besuch des russischen Außenministers Lawrow, der kurz nach dem 
Kaukasuskonflikt in Polen stattfand und den ersten Besuch eines russischen 
Außenministers in einem EU-Land nach der Georgien-Krise überhaupt war, wurde in 
Warschau als Zeichen der Entspannung und der gewandelte Wahrnehmung Polens in 
der russischen Außenpolitik gedeutet. Moskau startete einen pragmatischen Dialog 
gerade mit dem Staat, der in Moskau als Teil der „proamerikanischen Komsomol 
innerhalb der Europäischen Union“ (Bielecki 2008) betrachtet wurde. Anlässlich des 
Besuchs erschien in der polnischen Zeitung „Gazeta Wyborcza“ ein 
programmatischer Artikel, in dem der russische Außenminister die Bedenken gegen 
die Stationierung der amerikanischen Abfangraketen in Polen als Streit vor allem auf 
der Linie Moskau-Washington verortete (Lawrow 2008): Die Errichtung 
amerikanischer NMD-Elemente in Polen und Tschechien stelle nach russischer 
Lesart den Bruch einer jahrzehntelang gepflegten Politik der strategischen Stabilität 
und Sicherheit dar, wie sie die Beziehungen zwischen Moskau und Washington 
gestaltet habe. Die amerikanische Sicherheitspolitik werde daher als Politik der 
Dominanz im strategischen Bereich verstanden und sei damit deutlich gegen die 
russische Politik der multiplen Ordnung ausgerichtet. Der Sinn der amerikanischen 
NMD-Elemente in Mitteleuropa weise eindeutig darauf hin, dass lange Zeit kein 
                                                 
50 Das Prinzip der Gegenseitigkeit konnte aber schon rein formell nicht in Betracht kommen, da 
Russland im Dezember 2007 den Vertrag über Konventionelle Streitkräfte in Europa außer Kraft 
gesetzt hatte. In der politischen Elite Polens war der Widerstand gegen die russischen Forderungen 
nach militärischen Inspektionen besonders deutlich. Verteidigungsminister Klich wies den russischen 
Wunsch zurück, indem er sarkastisch anmerkte, dass Polen nicht 1993 die russischen Soldaten 
verabschiedet hatte, um sie jetzt wieder dauerhaft in den amerikanischen Installationen begrüßen zu 
müssen (Dylla 2008e: 5).  
51 Die NATO-Staaten schoben aufgrund des Konflikts zwischen Georgien und Russland die weitere 
Ratifizierung der Anpassungsklausel des CFE-Vertrages aus dem Jahr 1999 auf, und Präsident Bush 
nahm den zur Ratifizierung stehenden Kooperationsvertrag über die Nutzung der zivilen 
Nuklearenergie aus dem Kongress. Gleichzeitig signalisierte die NASA eine Beschränkung der zivilen 
Kooperation mit Russland in der Raumfahrt (Pugacewicz 2008: 227ff.; Boese 2008). 
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anderes Ziel als die russischen Raketen verfolgt werde. Polen, das die USA 
unterstützte, solle die möglichen Konsequenzen und die Verantwortung für die 
entstandenen Risiken bedenken (Lawrow 2008). Lawrow hatte nach dem Gespräch 
mit dem polnischen Außenminister Sikorski geäußert, dass Russland zwar keine 
Gefahr durch Polen sehe, aber die Tatsache nicht ignorieren könne, dass die USA 
Elemente eines militärischen Systems in Europa errichteten, was Russlands Position 
in Osteuropa ändern könne. Es bestünde allerdings in anderen Bereichen, vor allem 
im Energiebereich, die Möglichkeit einer erfolgreichen Zusammenarbeit, in der die 
Beziehungen partnerschaftlich gestaltet werden könnten. Polen, wenn es nicht zu der 
Minderheit der Staaten in der EU gehören wolle, die die Politik der Obstruktion 
gegen Moskau provozierten, könne auf die „richtige Seite“ setzen, die in der EU in 
der Mehrheit sei und mit der Russland schnell eine gemeinsame Sprache finden 
werde (Lawrow 2008; Wojciechowski 2008). Kaczmarski zufolge wurde damit die 
Visite des russischen Außenministers darauf ausgerichtet, Warschau von der 
Eindämmung der eigenen Interessen im Osten zu überzeugen: Die Normalität in der 
russisch-polnischen Beziehungen könne erreicht werden, wenn Polen die russischen 
Interessen im postsowjetischen Raum akzeptiere (Kaczmarski 2008: 4ff.).  
 Die vierte Phase wurde bereits nach den amerikanischen Präsidentschaftswahlen 
eingeleitet. Im November 2008 hatte der russische Präsident Medwedew die 
Stationierung russischer Iskander-Raketen in der Kaliningrader Oblast angekündigt, 
falls Washington die NMD-Stationierungspläne in Polen nicht aufgebe52 (Null-
Option). Gleichzeitig signalisierte Moskau Kooperationsinteresse am Projekt eines 
globalen Raketenabwehrsystems (Pugacewicz 2008: 230). Inwiefern sich die weitere 
Vorgehensweise Moskaus in der Frage der Stationierung seiner Abfangraketen 
änderte, hing im Wesentlichen von den weiteren Schritten der amerikanischen 
Administration ab. Es ist anzunehmen, dass Russland eine gewisse Akzeptanz für die 
NMD-Elemente in Mitteleuropa aufgebracht hätte, wenn es z. B. die Garantie von 
den USA bekommen hätte, dass keine Verschiebung der NATO-Grenze (Ukraine, 
Georgien) angestrebt würde, und wahrscheinlich auch bei der zusätzlichen Zusage, 
dass keine Einbeziehung der weiteren postsowjetischen Republiken (Kaukasus-
Republiken) in das NMD-System erfolgen würde. Aufgrund der historischen 
Prämissen und der weiterhin relativ angespannten Verhältnisse zwischen Moskau 
und Warschau ist nicht anzunehmen, dass eine dauerhafte Stationierung russischer 
Kontrolleure in den amerikanischen Einrichtungen auf polnischem Territorium 
                                                 
52 Medwedew sagte in einem Interview für die französische Presse: « Mais nous sommes prêts à 
abandonner cette décision de déployer des missiles à Kaliningrad si la nouvelle Administration 
américaine, après avoir analysé l'utilité réelle de système pour répondre à des ‹ États voyous ›, décide 
d'abandonner son système antimissile. La première réaction des États-Unis montre que la nouvelle 
Administration réfléchit là-dessus. Nous sommes prêts à négocier sur une ‹ option zéro ›. Nous 
sommes prêts à réfléchir à un système de sécurité globale avec les États-Unis, les pays de l'Union 
européenne et la Fédération de Russie », in: Le Figaro (2008). 
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möglich ist. Dies wäre auch in Abhängigkeit von den jeweiligen innenpolitischen 
Regierungskonstellationen nicht zu verändern.  
 Die US-amerikanische Administration von Präsident Obama hatte bereits 2009 
die Neustrukturierung des NMD-Projekts angekündigt. Technologisch sollen mobile 
Elemente des Antiraketenabwehrschildes eingesetzt und in Polen die Standard 
Missile 3 (SM-3-Raketen) stationiert werden. Dies soll aber erst 2018 erfolgen (PAP 
2010). Damit bleibt formell die Relevanz Polens für amerikanische Elemente des 
Raketenabwehrschilds erhalten, trotz der Änderung des militärisch-technologischen 
Charakters der amerikanischen Sicherheitspläne und der Einbeziehung Rumäniens in 
die Planung zur Errichtung eines vergleichbaren Raketenabwehrsystems (PAP 2011). 
Es wird spekuliert, ob die Änderung der US-Pläne überwiegend aus finanziellen oder 
aus außenpolitischen Erwägungen erfolgte. Während unbestritten ist, dass das SM-3-
System im Gegensatz zu den geplanten GBI-Raketen kostengünstiger ist, bleibt der 
außenpolitische Hintergrund der US-amerikanischen Neubewertung unklar. In US-
amerikanischen Expertenkreisen wird auf einen kausalen Zusammenhang zwischen 
der Aufgabe der amerikanischen NMD-Pläne in Mitteleuropa und neuen Ansätzen in 
der Washingtoner Russlandpolitik hingewiesen (Gillert, Lorenz 2009). 
2.4.3.4. Sicherheitspolitische Implikationen für die EU 
Die Diskussion über die Errichtung von NMD-Elementen in Polen und Tschechien 
zeigte des Weiteren eine sehr differenzierte Positionierung der Staaten innerhalb der 
EU. Das Hauptargument für die Einrichtung amerikanischer NMD-Elemente in 
Mitteleuropa war eine potenzielle Aggression von rogue states wie Nordkorea oder 
dem Iran. Problematisch ist aber, dass der Iran für Frankreich, Deutschland wie auch 
für Spanien ein wichtiger wirtschaftlicher Partner ist. Im Prinzip lassen sich drei 
unterschiedliche Einstellungen beobachten: Die erste Gruppe von Staaten, in die 
Deutschland, Frankreich, Spanien, Italien und die Slowakei einzuordnen sind, 
lehnten im Prinzip den polnisch-tschechischen Alleingang ab und forderten eine 
Verankerung der Gespräche mit den USA in der NATO-Struktur. Allerdings ist diese 
Gruppe mit ihrer ablehnenden Haltung gegenüber NMD-Elementen in Mitteleuropa 
sehr heterogen. Bereits das Beispiel der Bundesrepublik zeigt deutlich, dass die 
Grenze vielmehr entlang der politischen Gruppierungen verläuft. Die SPD lehnte im 
Prinzip die Stationierung der US-Abfangraketen in Polen ab und begründete dies mit 
der Befürchtung weiterer Rüstungssteigerungen (Fried, Roßman 2007). Der damalige 
Außenminister Frank Walter Steinmeier (SPD) sah die Problematik des 
Abwehrschildes differenzierter und wies auf die Notwendigkeit von Konsultationen 
hin – sowohl im Hinblick auf die NATO-Staaten als auch auf Russland. Allerdings 
schloss er die als Begründung ausgeführte Notwendigkeit zur Errichtung von US-
Abfangraketen in Polen wegen der Bedrohung aus dem Iran aus (AP/AFP 2007; 
Handelsblatt 2007). Die Politiker der CDU reagierten hingegen wohlgesonnener auf 
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die amerikanischen Pläne. Die Grundsätzlichkeit des amerikanischen Vorhabens 
wurde nicht in Frage gestellt, jedoch wies man auf die Notwendigkeit der parallelen 
Einbeziehung Moskaus und der Verortung des Projektes innerhalb der NATO hin 
(BMVG 2009). Eine vergleichbare Position nahm auch Bundeskanzlerin Merkel an. 
Der Dialog mit Russland war für sie unabdingbare Voraussetzung für die Steigerung 
des Vertrauens zwischen den NATO-Staaten und Russland (Merkel 2008). Unisono 
abgelehnt wurde die Stationierung amerikanischer NMD-Elemente in Polen und 
Tschechien von den damaligen Oppositionsparteien FDP, Grüne und die Linke53 
(GW 2009).  
 In Frankreich wurde die entscheidende Diskussion über das BMDS bereits im 
Jahr 2000 geführt. Der französische Einwand betraf die Frage nach den technischen 
Umsetzungsmöglichkeiten, weniger wurde in politischen Kategorien diskutiert 
(Kempin; Mawdsley 2005: 505f.). Frankreich partizipierte bis 1996 im MEADS-
Projekt (Medium Extended Air Defense System), das aber von französischer Seite 
mit der Begründung budgetärer Schwierigkeiten verworfen wurde (Global Security 
2009). Allerdings wurde angesichts der Weiterverfolgung vergleichbarer Projekte 
wie FSAF (Future Surface-to-Air Family of Missiles), SAAM (Système Anti-Air 
Missile) und SAMP/T (Sol-Air Moyenne Portée/Terrestre) in Expertenkreisen eher 
auf fundamentale Unterschiede bei der Weiterentwicklung des Projekts und auf 
politische Schwerpunkte hingewiesen (Hodor 2008: 379). Die entscheidende 
Positionierung im Hinblick auf die NMD-Elemente und deren Stationierung in Polen 
hing jedoch von den französischen Interessen der Rüstungsindustrie ab: Die 
wichtigsten Rüstungsunternehmen Frankreichs engagieren sich im technologischen 
Entwicklungsbereich der BMDS-Elemente. Es wurde darauf hingewiesen, dass der 
Erfolg des amerikanischen BMDS prinzipiell zwei Prämissen unterworfen sei: 
erstens der Reichweite sowie der Fähigkeit des Systems, die Gefahren zu 
identifizieren, zweitens dem technologischen Engagement der französischen 
Rüstungsunternehmen54 (Hoder 2008: 381).  
 Die spanischen Bedenken gegenüber dem amerikanischen Projekt waren weniger 
sicherheitspolitischer Natur als vielmehr durch energiepolitische Interessen des 
                                                 
53 Wirtschaftliche Aspekte spielten in der Bundesrepublik zwar auch eine gewisse Rolle, wurden aber 
in offiziellen Gesprächen kaum thematisiert. So ist Deutschland innerhalb der EU-Staaten lange Zeit 
der wichtigste wirtschaftliche Partner für Teheran gewesen. Seit 2006 ist allerdings aufgrund der 
amerikanischen Sanktionen eine gewisse Reduzierung des Handelsvolumens feststellbar, was für 
große deutsche Chemiekonzerne wie BASF, Siemens und Linde wirtschaftlich nachteilig ist (Hodor 
2008: 385). 
54 Der wirtschaftliche Aspekt des französischen Engagements, das teilweise gegen einen 
wirtschaftlichen Partner in Teheran ausgerichtet war, spielte auch eine Rolle. Der Iran ist für 
Frankreich einer der wichtigsten Exportländer, unter den Nahoststaaten befindet er sich diesbezüglich 
auf dem dritten Platz. Vor allem die französische Autoindustrie ist sehr stark in Teheran vertreten, 
neben dem Schienen- und Bergbaubereich sowie dem Seetransport. Frankreichs Importe aus dem Iran 
wiederum sind sehr gering und die iranischen Energieexporte machen lediglich 3 % der Summe der 
gesamten französischen Energieimporte aus (Hodor 2008: 385). 
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Landes bestimmt55, worauf bereits Alberto Navarro, Staatssekretär im spanischen 
Europaministerium, aufmerksam machte, als im Juli 2006 über mögliche politisch-
wirtschaftliche Sanktionen im Kontext des nuklearen Programms im Iran diskutiert 
wurde (NYT 2006). Grundsätzlich lehnt Spanien die Errichtung von NMD-
Elementen in Mitteleuropa nicht ab, da es selbst über Elemente eines Missile 
Defense verfügt; vielmehr erwartet Madrid eine Kontextualisierung der Debatte über 
die europäische Sicherheitsstrategie im Hinblick auf die Verteidigung vor möglichen 
Gefahren, sei es innerhalb der NATO oder der GASP/ESVP. Viel wichtiger erscheint 
aus Madrider Perspektive nämlich eine Abstimmung zwischen den beiden 
Sicherheitsstrategien unter der Berücksichtigung des tatsächlichen technologischen 
Potenzials (Turrión 2007: 45).  
 Der italienische Widerstand gegen die amerikanischen Pläne wiederum leitet sich 
nach Andreas Margaletti aus dem römischen Centro Studi Internazionali aus der 
Überzeugung ab, dass Rom im russisch-amerikanischen Streit die Rolle eines 
Mediators annehmen und für die multipolare Ordnung plädieren könne. Nach 
Überzeugung der italienischen Entscheidungsträger ist eine Konkretisierung der 
Diskussion über die europäische Theater Missile Defense (TMD) notwendig, was 
aber nicht zum Nachteil der Beziehungen zwischen Russland und der EU einerseits 
und der Vernachlässigung eines europäischen Verteidigungssystems in der EU 
andererseits erfolgen sollte (Hodor 2008: 383f.; Bielecki 2008).  
 Unterstützung fanden die polnischen und tschechischen Pläne hingegen bei den 
neuen NATO- und EU- Mitgliedstaaten. Hier sind vor allem Litauen und Estland zu 
erwähnen, was zum Teil aus einer anderen Einschätzung des Sicherheitsrisikos 
rekurriert. Im Falle Litauens spielten zusätzlich die amerikanischen Überlegungen 
eine Rolle, die Abfangraketen alternativ in Litauen zu errichten, falls Polen nicht 
bereit wäre56, sie auf seinem Territorium stationieren zu lassen (Dylla 2008f: 2-4). 
Auch Rumänien und Bulgarien zeigten Interesse am amerikanischen Projekt. Seitens 
der alten EU- und NATO-Staaten konnte Polen mit der Unterstützung von 
Großbritannien und Dänemark rechnen. Tony Blair hatte bereits 2007 die 
Möglichkeit der britischen Teilnahme an Gesprächen zwischen Warschau und 
Washington signalisiert, um über Fragen der Erweiterung des Raketenabwehrsystems 
zu beraten (Hodor 2008: 386f.). 
                                                 
55 Knapp 82 % des gesamten Energieverbrauchs Spaniens wurden 2005 durch Importe gedeckt. Zu 
den wichtigsten Exporteuren gehören neben Russland die arabischen Staaten, von denen Spanien 
knapp 38,8 % des jährlichen Ölbedarfs einspeist (Turrión 2007: 43f.). 
56 Den Berechnungen des Budgetbüros des amerikanischen Kongresses zufolge ist die Errichtung der 
amerikanischen NMD-Elemente in Tschechien und Polen allerdings die günstigste Option sowohl im 
finanziellen Bereich (Kostenfaktor liegt zwischen 18 und 26 Mrd. USD) als auch in der 
sicherheitspolitischen Breite, da sie für die Mehrheit der europäischen Staaten und des amerikanischen 
Territoriums Schutz garantiert (Bosacki 2009). 
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 Einen wichtigen Punkt für weitere Sicherheitsüberlegungen Warschaus bildete die 
Frage nach der Positionierung der relevanten EU-Institutionen, trotz der anfänglichen 
Zurückhaltung Polens gegenüber einer möglichen Einmischung weiterer Akteure. 
Zwar haben die Institutionen der EU keine supranationale Kompetenz in diesem 
Bereich, doch lag es im Interesse Warschaus, im Falle einer positiven Einstellung 
Unterstützung aus dem Umfeld des Europäischen Parlaments und des Hohen 
Beauftragten der GASP zu erfahren (Quistorff 2008: 131f.). Im Kontext der 
informellen Beratungen und des Meinungsaustausches auf institutioneller EU-Ebene 
ist auf die Aussage von Javier Solana hinzuweisen. Dieser lehnte eine direkte 
Einmischung der EU ab und bestand zugleich auf die notwendige Übereinstimmung 
der polnischen und tschechischen Sicherheitsinteressen mit den gesamten 
Sicherheitsinteressen der EU und erachtete den weiteren Dialog innerhalb der NATO 
als erstrebenswert (Hodor 2008: 388f.; Rettman 2007). Während einer Sitzung des 
Europäischen Parlaments im Januar 2008 verwiesen die Vertreter der EU-
Kommission und des Europäischen Rates auf die einzelstaatlichen Entscheidungen 
der jeweiligen EU-Mitgliedstaaten. Zugleich forderten sie eine 
Kompetenzerweiterung für die Kommission in Angelegenheiten der künftigen 
europäischen Sicherheitsstruktur. Im Unterausschuss Sicherheit und Verteidigung 
des Ausschusses für Auswärtige Angelegenheiten des Europäischen Parlaments fand 
im Juni 2007 eine Anhörung statt. Es wurden vor allem sicherheitspolitische 
Experten und Wissenschaftler eingeladen, die unterschiedliche Aspekte des 
amerikanischen Projekts darstellten. Entscheidend war, dass unter den EU-
Parlamentariern Übereinstimmung darüber herrschte, dass die polnischen und 
tschechischen bilateralen Gespräche mit den USA Ergebnis einer sich noch in der 
Aufbauphase befindlichen GASP seien (Hodor 2008: 390). In umgekehrter Lesart 
impliziert dies, dass Polen und Tschechien den amerikanischen Vorschlag hätten 
ausschlagen können, wenn im Rahmen der GASP/ESVP vergleichbare 
Schutzprogramme vorhanden gewesen wären. Ob dies eine allgemeingültige 
Interpretation ist, bleibt dahingestellt.  
III. AUSSENPOLITISCHE PRÄFERENZEN  
1. Konkretisierung der GASP 
Die Diskussion über die europäische Verfassung initiierte in Polen auch inhaltliche 
Konkretisierungsversuche im Hinblick auf die GASP. Dies wurde zum großen Teil 
durch die ersten Wahlen zum Europäischen Parlament in Polen (2004) zusätzlich 
begünstigt. Allerdings blieb die Positionierung wenig konkret, was trotzdem auf 
gewisse Präferenzen schließen ließ. Die konservative Bauernpartei PSL unterstützte 
das Engagement Polens in der GASP/ESVP, ohne es dabei inhaltlich zu präzisieren. 
Die Bürgerplattform und die Freiheitsunion (UW) sahen in der GASP eine 
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Möglichkeit, EU als außenpolitischen Akteur zu stärken. Dafür sei eine weitere 
Koordinierung der GASP notwendig, ohne dabei die transatlantische Gemeinschaft 
zu schwächen (Łoś-Nowak: 2005: 24). Die konservative PiS pochte vor allem auf 
den Souveränitätsanspruch Polens und das Ende einer Außenpolitik, die den 
„Komplexen mancher großer europäischer Staaten“ untergeordnet sei (Kaczyński 
2006a). Die Versuche zur Etablierung einer GASP bewertete der Vorsitzende der 
PiS, Jarosław Kaczyński, hingegen als „Sphäre der Fiktion“, die lediglich die 
Beziehungen Polens zu den USA schwäche und die politische Bedeutung der NATO 
mindere (Łoś-Nowak: 2005: 24f.). Noch kritischer wurde die GASP von der 
ultrakonservativen Liga der polnischen Familien (LPR) dargestellt: Polens 
Mitgliedschaft in der EU und damit auch die intergouvernementale Zusammenarbeit 
in ESVP komme dem Ende der polnischen Souveränität gleich. Die gemeinsame 
Verteidigung der europäischen Grenzen, wie sie im Rahmen der ESVP postulierte 
werde, berge das Potenzial, die eigene territoriale Verteidigung zu schwächen – eine 
Auffassung, die der nationalistischen Logik entsprach (Łoś-Nowak: 2005: 25). 
 Differenzierter wurde die wachsende Bedeutung der GASP in den offiziellen 
Aussagen der Regierungsmitglieder bewertet. Außenminister Cimoszewicz 
konkretisierte die polnischen Vorstellungen bei der Festlegung der GASP: Die 
polnische Position solle drei wichtige Prioritäten umfassen, um die weitere 
Entwicklung der GASP mitbestimmen zu können:  
 die Stärkung der außenpolitischen Kohärenz zwischen den EU-Staaten,  
 die Förderung der transatlantischen Beziehungen sowie 
 die Förderung der europäischen Nachbarschaftspolitik (Cimoszewicz 2003a).  
 
Die Kohärenz in der Konkretisierung und Umsetzung der GASP solle auf Grundlage 
der europäischen Solidarität erfolgen. Deren gemeinsame Positionierung solle 
kontinuierlich auch im Rahmen der harmonisierten und einstimmigen Positionierung 
der europäischen Staaten im UN-Sicherheitsrat (Großbritannien und Frankreich) 
ihren Ausdruck finden. Des Weiteren betrachtete Außenminister Cimoszewicz eine 
machtpolitische Gleichstellung aller EU-Mitgliedstaaten für notwendig, um den 
Eindruck zu vermeiden, dass im Bereich der GASP zwischen unterschiedlichen 
Staaten differenzierte Stufen und Privilegien herrschen57. Am ausführlichsten kamen 
die Fragen im Zusammenhang mit der ENP zur Sprache, wobei das Verhältnis der 
EU zu Russland als problematisch formuliert wurde (Cimoszewicz 2003a). Im 
diesem Kontext wurde die GASP als Konkurrenzspiel der wichtigsten EU-Staaten 
um ein gutes Verhältnis zum wichtigen Energielieferanten Russland angesehen 
                                                 
57 Im Originaltext heißt es wörtlich: „Einige der letzten Erklärungen können als Ausdruck der 
verdeckten Überzeugung wahrgenommen werden, dass alle Staaten gleich sind, aber manche gleicher 
[sind]“ (Cimoszewicz 2003a; eigene Übersetzung).  
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(Trzaskowski; Osica 2004). Polen bestand auf einer inhaltlichen Redefinierung der 
GASP, in der es neue Akzente zu setzen und im Rahmen der Nachbarschaftspolitik 
das Verhältnis zu den östlichen Nachbarstaaten Polens (primär Ukraine und 
Weißrussland) stärker zu akzentuieren galt. Außenminister Cimoszewicz verstand 
die Nachbarschaftspolitik als Instrument zur Förderung von Demokratisierung und 
Wirtschaftsreformen sowie zur Anhebung der innenpolitischen Standards in den 
betreffenden Ländern. Die Westeuropäisierung der östlichen Nachbarn Polens sei für 
Warschau eine raison d’état, wie es Zaborowski formulierte (Zaborowski 2004: 24). 
Konkret schlug der polnische Außenminister vor, die Partnerschaft mit Russland 
auch auf institutioneller Ebene zu stärken. Die Ukraine, Moldawien und 
Weißrussland sollten in langfristiger Perspektive die Chance auf eine Integration in 
die EU erhalten, der die Errichtung einer Freihandelszone und die Stärkung der 
Kooperation im Justizbereich vorausgehen sollte (Cimoszewicz 2003a).  
 Während noch bis zum Zeitpunkt der EU-Mitgliedschaft im Hinblick auf die 
polnische Außen- und Sicherheitspolitik politischer Konsens herrschte, wurde dieser 
nach den Parlamentswahlen von 2005 in Frage gestellt. Der außenpolitische Dissens 
hatte unterschiedliche Ursachen. Als ausschlaggebend können die folgenden gelten:  
 Nach Erreichen der polnischen NATO- und EU-Mitgliedschaft fehlte die 
langfristige Perspektive einer nachhaltigen Zielsetzung und Strategie bei der 
Bestimmung der weiteren Rolle Polens in Europa und in der 
mitteleuropäischen Region;  
 die relativ stabile außenpolitische Lage bot paradoxerweise keinen Anreiz für 
die politische Elite, neue außenpolitische Projekte zu fördern, deren Ausgang 
ungewiss bleiben würde; 
 die polnische Außenpolitik ist nach 2004 zum Spielball des parteipolitischen 
Wettbewerbs geworden. Durch die Pluralisierung der außenpolitischen 
Akzentsetzungen wurde eine gemeinsame außenpolitische Haltung Polens in 
Frage gestellt; 
 die Präsenz der populistischen Parteien in der politischen Landschaft wie 
auch deren Regierungsbeteiligung (2006-2007) erschwerte jeden Versuch 
eines außenpolitischen Konsensus zwischen den beiden größten Parteien (PiS 
und PO) wesentlich (Kaczyński 2008a:71ff.).  
 
 Die diametral unterschiedlichen Auffassungen wurden in den Positionen zwischen 
der konservativ-liberalen PO und der nationalkonservativen PiS deutlich. Die 
Letztere, die im Herbst 2005 die Regierungsgeschäfte übernommen hatte, setzte auf 
eine innenpolitische Diskontinuität (Errichtung der sogenannten Vierten Republik), 
in der Außenpolitik jedoch auf keinen inhaltlicher Kontinuitätsbruch. Dennoch 
offenbarte die Änderung ihrer Sprache bei der Formulierung der Problemlagen und 
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der Politikstile eine inhaltliche Neuakzentuierung der außen- und 
sicherheitspolitischen Schwerpunkte. Der Politikwissenschaftler Aleksander Smolar 
formulierte diese Änderung als Wandlung des Diskussionsgegenstandes, der 
Interessen und der Art der Präsentation bei der Umsetzung des polnischen 
Standpunktes in der Außenpolitik (Smolar 2005: 3). Die neue polnische Außenpolitik 
sollte – in der Intention der Schöpfer der „Vierten Republik“ – eine neue politische 
Stärke Polens manifestieren und einen radikalen Bruch mit einer „[Außen-] Politik 
auf Knien“ (Kuźniar 2008: 277) vollziehen. 
 Exkurs: Gegenwart des Historismus 
Die polnische Außen- und Sicherheitspolitik wurde durch die nationalkonservative 
Regierung in eine geschichtliche Dimension eingebettet. Die Gefährlichkeit dieses 
Ansatzes58 zeigte sich sowohl in der Innen- als auch in der Außenpolitik deutlich. 
Das von den Gebrüdern Kaczyński und anderen Nationalkonservativen gehegte 
generelle Misstrauen gegenüber Deutschland59 und Russland wurde zum 
wesentlichen Element der polnischen Außenpolitik zwischen 2005 und 2007 
(Kuźniar 2008: 287-291). In der Konsequenz war dies die schlechteste Phase in den 
bilateralen Beziehungen Polens mit Russland und Deutschland nach 1989. Die 
Verbindung mit den historischen Erinnerungslasten hatte dies zur Folge, dass in der 
Außenpolitik das alte Dilemma der geostrategischen Lage Polens, die durch 
Russland und Deutschland determiniert wurde, immer deutlicher artikuliert wurde, 
trotz der völlig anderen aktuellen geostrategischen Parameter, die sich aus der 
Einbindung Polens in die NATO und in die EU ergaben (Kuźniar 2008: 276). Das 
von Ministerpräsident Jarosław Kaczyński wie auch von seinem Bruder, Präsident 
Lech Kaczyński, propagierte Postulat einer souveränen Politik, die nicht „auf den 
Knien“ (Kuźniar 2008: 277) betrieben werden sollte, offenbarte eine tiefe 
Verwurzelung in den „alten geostrategischen Dekorationen“ (Kuźniar 2008: 272) des 
Revanchismus und wie Kuźniar es ausdrückte, die Auferstehung des Gespensts von 
                                                 
58 Der historisierende Ansatz der Nationalkonservativen sollte der Legitimation der Vierten Republik 
dienen. Innenpolitisch wurde der Versuch unternommen, die nach 1989 erbrachten politischen und 
wirtschaftlichen Errungenschaften Polens in Frage zu stellen und einen politischen Kampf „jeder 
gegen jeden“ anzuzetteln. Die Konzeption der historisierenden Politik zeigte relativ schnell eine 
strukturelle intellektuelle Schwäche, die mentale Eigentümlichkeit der Nationalkonservativen und eine 
strategische Fehleinschätzung hinsichtlich der Konsequenzen für das Regieren. Das Regieren in Angst 
vor einem Machtverlust musste mittelfristig in einer Wahlniederlage enden (Kuźniar 2008: 287). 
59 Die Nationalkonservativen fürchteten eine angebliche Germanisierung Europas, die sich in der 
Problematik der Stimmgewichtung des Europäischen Rates niederschlug. Der Einfluss Deutschlands 
solle von den Polen gestoppt werden, lautete ein von Jarosław Kaczyński wiederholtes Postulat, das 
auch Präsident Lech Kaczyński zur Sprache brachte. Des Weiteren wurde die antideutsche Stimmung 
mit der Problematik um das Vertreibungszentrum (Causa Erika Steinbach und die Tätigkeit der 
Preußischen Treuhand) in Zusammenhang gebracht, mit kritischer Betrachtung der deutschen 
Außenpolitik gegenüber Russland (Ostseepipelineprojekt). Der Konfrontationskurs soll 
wahrscheinlich dem nationalkonservativen Kalkül zufolge den innenpolitischen Rückenwind stärken 
(Kuźniar 2008: 287-291). 
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Jalta und Rapallo (Kuźniar 2008: 272). Die von der Regierung akzentuierte 
geostrategische Dimension der polnischen Außenpolitik bedurfte einer 
Sicherheitslösung, die außen- und sicherheitspolitischen Schutz garantierte. Dieser 
Logik zufolge gab es „keinen Platz für Polen in der EU, in der NATO oder in einer 
engen Zusammenarbeit mit Deutschland oder der Ukraine“ (Kuźniar 2008: 278). In 
der Vorstellung von Ministerpräsident Kaczyński sollte die polnische Außenpolitik 
eine „harte Politik“ werden, die nach dem Leitmotiv „einer gegen alle“, wie es die 
PiS-Regierung auch in der Innenpolitik praktizierte, gestaltet wurde (Kuźniar 2008: 
278). Damit sei die polnische Außenpolitik zwischen 2005 und 2007 sowie 
besonders nach den Rücktritten von Ministerpräsident Marcinkiewicz und 
Außenminister Stefan Meller (2005-2006) einzigartig im Sinne von Konfrontation 
statt Kooperation geworden und auf ein anachronisches Verständnis von Identität 
und Souveränität bedacht gewesen. Die mangelhafte Bereitschaft zu Dialog und 
Konsens in Verbindung mit dem autistischen Führungsstil von Außenministerin 
Anna Fotyga (2006-2007) eröffnete der Außenpolitik von Ministerpräsident 
Kaczyński geringe Chancen auf Erfolg (Kuźniar 2008: 278). Der bedeutende 
polnische Politikwissenschaftler Roman Kuźniar fasste die Außenpolitik der 
nationalkonservativen Regierung sehr treffend kritisch zusammen: 
„Wenn man die Exotik der Regierungskoalition, den permanenten politischen Kampf, die 
dauerhafte Suche nach einem Feind und die Brutalisierung des öffentlichen Lebens in Polen, das 
Greifen nach nationalistischen oder manchmal antisemitischen Argumenten, die Degradierung der 
politischen Sprache, der Niederfall der Sitten und Charaktere von Persönlichkeiten, die wichtige 
öffentliche Ämter bekleideten, zusätzlich berücksichtigt, dann wird der Kollaps des Polenbildes auf 
der internationalen Bühne, das seit Frühling 2006 das schlimmste seit den Zeiten des 
Ausnahmezustandes [gewesen ist], völlig nachvollziehbar. Dies alles hat in der Tat die Chance zur 
Gestaltung einer effizienten Außenpolitik in bi- und multilateralen Beziehungen geschwächt“ 
(Kuźniar 2008: 278-279; eigene Übersetzung).  
 
Ein analytisches Problem der nationalkonservativen Regierung von Kaczyński war 
die praktische Verengung der Außenpolitik auf eine eindimensionale traditionelle 
Sicherheitspolitik. Das Misstrauen gegenüber dem wichtigsten Partner in der EU, 
Deutschland, wie auch eine reflexive Abneigung gegenüber der Politik des Kreml 
führten zwangsweise zur Verstärkung der einseitigen Beziehungen Polens zu den 
USA. Die USA wurde nicht nur als „Garant der globalen Ordnung“ betrachtet, 
sondern auch als eine entscheidende Gestaltungskraft im Kontext der politischen 
Beziehungen auf dem europäischen Kontinent (Fotyga 2007a). Dieser Logik zufolge 
fehlte es an Energie, über die europäische Dimension und die Rolle Polens in der 
europäischen Außen- und Sicherheitspolitik nachzudenken (Madej 2008: 56f.).  
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2. Polnische Ostpolitik im Spannungsfeld zwischen 
Prometheismus und kritischem Realismus  
 2.1. Grundannahmen der polnischen Ostpolitik 
Die polnische Ostpolitik60 entwickelte seit 1989 zwei kohärente Dimensionen. Die 
erste bezieht sich auf die Gestaltung der Beziehungen zwischen Russland und der EU 
und geht von der Prämisse aus, dass die EU kein Interesse an der Aufnahme 
Russlands in die EU habe, ebenso wie Russland an einer EU-Mitgliedschaft nicht 
interessiert sei. Dennoch bestehe auf beiden Seiten eine wirtschaftlich und politisch 
motivierte Präferenz an der Etablierung einer strategischen Interessengemeinschaft 
und wirtschaftlichen Synchronisierung. Die zweite Dimension der polnischen 
Ostpolitik bezieht sich überwiegend auf die Ukraine und Weißrussland, aber auch 
auf Moldawien, und impliziert in einer langfristigen zeitlichen Perspektive die 
Aufnahme dieser Staaten in die EU und in die NATO. Gemeinsam ist beiden 
Dimensionen eine Überwindung der Teilung Europas, die entlang der Linie der 
demokratisch-nichtdemokratischen Staaten und der freien-unfreien Marktwirtschaft 
verläuft (Dębski 2006: 14f.).  
 Die dogmatische Annahme der polnischen Ostpolitik implizierte, dass für die 
Staaten an der östlichen polnischen Grenze (Weißrussland und Ukraine) eine 
politische und wirtschaftliche Alternativlosigkeit gegenüber NATO und EU bestehe. 
Diese Prämisse basierte überwiegend auf der eigene Erfahrung, dass für ein 
europäisches Land ohne eine Einbindung in die institutionellen Rahmen von NATO 
und EU zivilisatorischer Rückstand, wirtschaftliche Modernisierung und die 
Etablierung institutioneller und faktischer Sicherheit nicht umzusetzen sind. 
Alternative Lösungsversuche, wie sie teilweise in den 1990er Jahren durch Länder 
wie die Slowakei, Rumänien oder Bulgarien unternommen wurden, erwiesen sich 
kaum erfolgversprechend und bestätigten diese Prämisse (Dębski 2006: 13f.). Die 
polnische Logik der Einbettung der Ukraine wie auch Weißrusslands und 
Moldawiens in die westeuropäischen Strukturen ist auf geopolitische Überlegungen 
                                                 
60 Eine wichtige Rolle bei der Konzeptualisierung der polnischen Ostpolitik nach 1989 spielte die Idee 
der Neugestaltung der Beziehungen Polens mit den östlichen Nachbarn, die bereits 1974 von Jerzy 
Giedoryć und Juliusz Mieroszowski im Kreis der polnischen Kultura-Zeitschrift in Paris vorgestellt 
wurde. Eine Schlüsselrolle kommt der Ukraine, Weißrussland und Litauen zu. Die Idee basierte auf 
zwei Prämissen: Polen verzichtet auf jegliche Grenzänderung und verstärkt die politische, 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Zusammenarbeit mit den drei Staaten. Der Verzicht auf die 
Grenzänderung nach 1945 sanktionierte aber nicht die Legitimierung der Jalta- und Potsdamer-
Ordnung. Vielmehr soll er als strategischer Beweis für den Verzicht auf einen polnischen 
Revisionismus verstanden werden. Damit sollte die Funktion Russlands als Garant der litauischen, 
weißrussischen oder ukrainischen Westgrenze für überflüssig erklärt werden, sollte es zur 
tatsächlichen politischen Unabhängigkeit dieser Länder kommen. Während die erste Prämisse durch 
die unterschiedlichen politischen Parteien und Gruppierungen nach 1989 nie in Frage gestellt wurde, 
bleibt gegenwärtig die zweite Prämisse zwar nicht inhaltlich, aber in der Realisierungsform umstritten 
(Alberska 2003: 193-207; Żurawski vel Grajewski 2010: 333-337; Pietraś 2006: 17-28; Kornat 2009: 
225-243). 
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zurückzuführen: Die in Warschau identifizierte Wiedererstarkung der russischen 
Dominanz in der mittel- und osteuropäischen Region kann langfristig nur durch die 
Einbeziehung der direkten westlichen Nachbarstaaten Russlands in westliche – 
strukturelle und institutionelle – Einflusssphären eingedämmt werden. Es lassen sich 
zwei relevante, nachfolgend erläuterte Realisierungskonzeptionen der polnischen 
Ostpolitik feststellen, die um die Deutungshoheit im politischen Diskurs Polens 
konkurrieren. In beiden Konzeptionen sind zwei Elemente von höchster Signifikanz: 
die Stärkung der polnischen Rolle in der mitteleuropäischen Region und die 
Reduzierung der geopolitischen Einflüsse Russlands in der mittel- und 
osteuropäischen Region. Die Existenz zweier unterschiedlicher Konzeptionen der 
polnischen Ostpolitik ist besonders während der Kohabitationsphase (2007-2010) 
deutlich geworden. Auf Ebene des parteipolitischen Spektrums lässt sich der aktuelle 
Konflikt am deutlichsten zwischen PiS und PO ausmachen.  
 In der ersten Konzeption, für welche die nationalkonservative PiS steht, ist Polen 
ein wichtiger regionaler Anführer, dessen primäre außenpolitische Aufgabe und 
Zielsetzung in der Stärkung der Souveränität und politischen Unabhängigkeit der 
Staaten in der direkten östlichen Nachbarschaft besteht. Für die Durchsetzung dieser 
Aufgabe ist Polen auf Unterstützung angewiesen. Zu diesem Zweck sind zwei 
wichtige Bedingungen zu gewährleisten: zum einen die intensivierte Unterstützung 
der US-amerikanischen Interessen in Mitteleuropa, inklusive der militärischen 
Präsenz der US-Streitkräfte im Rahmen der NATO; zum anderen die Etablierung 
einer „Koalition der Gleichgesinnten“ innerhalb der EU, die zwar Interesse an der 
Kooperation Russlands mit der EU hat, aber zugleich an der Neutralisierung 
jeglicher russischer Dominanzbestrebungen in Mittel- und Osteuropa interessiert ist. 
Im diesen Zusammenhang gehören die baltischen Staaten, Tschechien, Rumänien, 
aber auch die skandinavischen Länder und Großbritannien (Żurawski vel Grajewski 
2010: 238ff.). Die „Koalition der Gleichgesinnten“ ist keinesfalls als strategische 
Option für eine antirussische Politik konzeptualisiert, sondern soll dem 
Interessenausgleich innerhalb der EU dienen, um die gesamte Politik der EU 
gegenüber Russland ausgeglichen zu gestalten und statt der vermeintlich 
prorussischen Orientierung der Großstaaten (Deutschland, Frankreich, Italien) die 
Interessen aller EU-Mitgliedstaaten zu berücksichtigen (Żurawski vel Grajewski 
2010: 248f.).  
 Von dieser ersten Konzeption unterscheidet sich die zweite nicht im Hinblick auf 
die Ziele, sondern auf die verfügbaren Mittel: Polen soll demnach die Kooperation 
mit Deutschland und Russland stärken und schrittweise versuchen, mit der 
Unterstützung der beiden Staaten eigene politische Ziele, die die östliche 
Nachbarschaft betreffen, zu realisieren (Ćwiek-Karpowicz 2006: 3ff.). Damit würde 
Polen anstreben, dass die Gemeinsamkeiten der wirtschaftlichen und politischen 
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Interessen besonders zwischen Polen und Deutschland die Summe der 
Gemeinsamkeiten zwischen Deutschland und Russland übersteigt. Auch die 
Intensivierung der Interessen im Rahmen des Weimarer Dreiecks soll auf der 
modellhaften Grundlage der politischen und wirtschaftlichen Kooperation erfolgen 
(Ćwiek-Karpowicz 2006: 4ff.). Indirekt wird postuliert, dass das Modell der 
Koalitionsbildung und der strategischen Politik von Macht- und Einflussausgleich 
keine realistische Option für das gegenwärtige Polen anbietet und die 
„jagiellonischen Ambitionen61“ keine adäquate Antwort auf die geostrategischen und 
identitätsfaktischen Dilemmata des gegenwärtigen Polens darstellen (Sikorski 2009). 
Modernisierung und Integration seien Handlungsimperative für die polnische 
Außenpolitik, auf deren Grundlage die Stärkung der geostrategischen Bedeutung 
Polens zu erfolgen habe. Die europäische Integration und die Integration Polens in 
die europäischen und transatlantischen Strukturen stünden in deutlichem 
Widerspruch zur Politik des Machtausgleichs und der Machtkoalitionen. 
Außenminister Sikorski (PO) fordert daher eine kooperative Handlungsweise Polens, 
die sich im Aufbau einer strategischen Partnerschaft der EU mit Russland oder in der 
Initiative Östliche Partnerschaft manifestiere (Sikorski 2009). Kritiker bemängeln, 
dass die Aufgabe des „jagiellonischen Charakters“ der polnischen Ostpolitik, mit 
dem Begriff des Prometheismus beschrieben, praktisch die Implementierung eines 
„sächsischen Charakters62“ in die polnische Politik bedeute. Dies sei mit der 
Schwächung der außenpolitischen Autonomie Polens und einer Unterordnung 
gegenüber den Großmächten gleichzusetzen, was den Verlust der 
Einflussmöglichkeiten gegenüber den direkten östlichen Nachbarn bedeute 
(Żurawski vel Grajewski 2010: 331).  
 2.2. Russland als Determinante der polnischen Ostpolitik 
Den Dreh- und Angelpunkt der polnischen Ostpolitik bildet das Verhältnis Polens zu 
Russland. Damit determinieren die bilateralen Beziehungen der beiden Staaten das 
gesamte Geflecht an Beziehungen Polens mit den direkten Nachbarstaaten wie auch 
mit den Staaten im postsowjetischen Raum. In der bisherigen Bilanzierung der 
                                                 
61 Damit wird eine starke Akzentuierung der Rolle der Ukraine und Weißrusslands impliziert. Die 
polnische Aufgabe besteht nach dieser Auffassung darin, die russischen Einflüsse durch die 
Einbindung der östlichen Nachbarstaaten in den NATO- und EU-Wirkungskreis zu mindern. Diese 
Strategieoption der polnischen Außen- und Sicherheitspolitik geht auf die Zeit der Ersten Republik 
(bis 1795) zurück und wird mit der Politik der jagiellonischen Dynastie (1386-1572) in Verbindung 
gebracht. In der Zwischenkriegszeit wurde die „jagiellonische Idee“ von Marschall Piłsudski und 
seinen Anhängern als außenpolitisches Modell zur Erweiterung des polnischen Einflusses auf das 
frühere polnische Gebiet verstanden.     
62 Diese Strategieoption ist historisch mit der Außenpolitik von August III dem Sachsen (1733-1763) 
verbunden und unterstreicht den Einfluss Russlands auf Polen. Gegenwärtig wird sie in der 
politischen Diskussion als Synonym der außenpolitischen Abhängigkeit verstanden und mit der 
Akzeptanz eines stärkeren Einflusses Russlands auf die Staaten in der direkten östlichen 
Nachbarschaft Polens gleichgesetzt.     
102 
 
Beziehungen zwischen Polen und Russland überwiegen allerdings Differenzen statt 
Gemeinsamkeiten. Die wichtigsten Kontroversen konzentrieren sich auf:  
 den Fragenkomplex hinsichtlich unterschiedlicher Geschichtsbewertungen, 
u. a. Katyń, Jalta, der Rolle der Sowjetunion bei Inkrafttreten des 
Kriegsrechts 1981 (Marek, Weber 2010a: 16-21; Marek, Weber 2010b: 4ff.);  
 unterschiedliche Einschätzungen der Bedeutung von NATO und den USA 
und ihrer jeweiligen Rolle in Mitteleuropa, einschließlich der Stationierung 
der amerikanischen NMD-Elemente in Polen (Kupiecki 2002: 111-115);  
 differenzierte Interessen im Hinblick auf die Energiepolitik, verbunden mit 
der Frage nach der Instrumentalisierung der russischen Energiepolitik (Buras 
2007); 
 eine unterschiedliche respektive nicht vorhandene nachhaltige 
Konzeptualisierung der bilateralen Beziehungen zwischen Warschau und 
Moskau und die damit verbundene differenzierte Betrachtung der 
Beziehungen mit den Staaten in der direkten Nachbarschaft Polens und 
Russlands (Zięba 2009: 179-182).  
 
In den 1990er Jahren war das dominierende Thema in den Beziehungen zwischen 
Warschau und Moskau die Sicherheitspolitik. Der polnische NATO-Beitritt wurde in 
Russland als antirussische Politik der USA und der anderen NATO-Staaten 
interpretiert (Menkiszak, Piotrowski 2002: 226), was sich in die Logik einreihte, dass 
die gesamte NATO-Erweiterung (1999; 2004) eine geopolitische Kampfansage an 
Russland um die Dominanz in Mittel- und Osteuropa sei (Bryc 2009: 146-154).  
 Die grundlegende Doktrin der polnischen Außenpolitik gegenüber Russland 
wurde im Regierungsdokument „Annahmen polnischer Außenpolitik gegenüber 
Russland“ (13.06.2000) vorgestellt. Das Ziel des Dokuments bestand vor allem in 
der transparenten Darstellung der polnischen Absichten gegenüber Russland. Des 
Weiteren diente es einer Bestandsaufnahme der bestehenden politischen, 
wirtschaftlichen und historischen Differenzen. Zwei wichtige Punkte betrafen die 
polnische Forderung nach einer Einbeziehung Russlands in die Kooperation mit 
NATO und EU sowie die Gestaltung der wirtschaftlichen Beziehungen zwischen den 
beiden Staaten in der transregionalen Kooperation. Obwohl die Realisierung der 
anspruchsvollen Vorhaben nicht nur von den polnischen Möglichkeiten abhängig 
gewesen ist, demonstrierte dieser Schritt dennoch eine neue Qualität – zumindest auf 
der deklarativen Ebene – in den bilateralen Beziehungen. Problematisch blieben die 
Fragen der Sicherheitspolitik: Die polnische Sicherheitsstrategie, am 04. Januar 2000 
offiziell beschlossen, wurde durch regierungsnahe Kommentatoren in Moskau als 
antirussische Sicherheitsstrategie klassifiziert (Kuźniar 2008: 237). Kritisiert wurden 
vor allem die polnischen Pläne zur Intensivierung der Rolle der NATO in 
Mitteleuropa, ebenso wie eine verstärkte Kooperation Polens mit der Ukraine im 
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militärischen Bereich. Diese umfasste vor allem bestimmte Hilfsleistungen im 
Hinblick auf den Reformprozess der ukrainischen Streitkräfte sowie eine technische 
Zusammenarbeit (Madera 2003: 100-107; Visegrád Programme 2007/2008: 9). Die 
kritische Stellungnahme der polnischen Regierungsvertreter, in der Kritik 
hinsichtlich der militärischen Vorgehensweise Russlands im Konflikt um 
Tschetschenien (der zweite Tschetschenienkrieg) artikuliert worden war, führte 
zusätzlich zur wesentlichen Verschlechterung der Beziehungen. Des Weiteren hatte 
Polen im Balkankonflikt eine von der russischen diametral verschiedene Position 
eingenommen und die NATO-Operationen politisch unterstützt.  
 Mit dem Machtwechsel in Polen, infolge dessen die postkommunistische SLD die 
Regierungsgeschäfte übernahm (2001-2005), hatte sich Moskau eine Neuerung im 
bilateralen Verhältnis versprochen, die in den Jahren 2001 und 2002 auch tatsächlich 
erfolgte. Die Verbesserung der Beziehungen war aber auf die Öffnung Russlands zu 
den USA und Westeuropa nach dem 11. September 2001 zurückzuführen. 
Außenminister Cimoszewicz (2001-2005) machte dennoch deutlich, dass die 
Steigerung der politischen Aktivitäten Polens in Osteuropa der Stärkung der 
künftigen Position Polens in der EU dienen sollte (Cimoszewicz 2002). Die 
Verbesserung des politischen Klimas hatte auch positive Auswirkungen auf die 
Regulierung im wirtschaftlichen und energiepolitischen Problembereich. Wiederholt 
stellte sich jedoch heraus, dass angesichts der polnischen Unterstützung der 
amerikanischen Intervention im Irak, der polnischen Position während der 
georgischen Rosenrevolution (2003) sowie angesichts des Engagements der 
polnischen Regierung und vor allem angesichts der von Präsident Kwaśniewski 
unternommenen Mediation während der Orangen Revolution (2004/2005) die 
Beziehungen zwischen Russland und Polen erneut kritische Punkte erreichten 
(Kuźniar 2008: 234-241).  
 Die Partei Recht und Gerechtigkeit deklarierte während ihrer 
Regierungsverantwortung (2005-2007), dass die Beziehungen mit Moskau vor dem 
Hintergrund einer doppelten Strategie Polens – Gewährleistung energetischer 
Sicherheit63 und Einbeziehung der östlichen Nachbarstaaten (Weißrussland und 
                                                 
63 Die Diversifizierung der energetischen Lieferwege und der Strukturen der energetischen Bilanz 
(energy mix), die als strategisches Interesse definiert wurde, ist bereits seit Anfang der 1990er Jahre 
diskutiert worden. Problematisch bleibt bis jetzt deren Implementierung. Alternativen für die 
steigende energetische Abhängigkeit von Russland bilden vor allem Projekte im Bereich der 
Förderung der LNG, AKWs und der Kooperation mit den drei baltischen Staaten im Rahmen des 
Projekts Baltic Ring. Abgesehen vom Projekt der Odessa-Brody-Pipeline bleibt für Polen auch die 
Beteiligung am Nabucco-Projekt von Interesse. Bei der vertragsfaktischen Betrachtung scheinen die 
Gaslieferungen gesichert zu sein. Polen terminierte das Abkommen über die Energielieferungen 
langfristig. Das Gaslieferungsabkommen (via Jamal-Pipeline) wurde im August 1993 unterzeichnet. 
Die Modifizierung dieses Abkommens erfolgte im September 1996. Polen verpflichtete sich 
vertraglich zur Abnahme von 250 Mrd. m³ des Gases bis zum Jahr 2021. Es erwies sich aber, dass die 
polnischen Einschätzungen den tatsächlichen Bedarf zu hoch bewertet hatten. Da der Weiterverkauf 
vertraglich nicht gestattet ist und die polnischen Speichermöglichkeiten stark beschränkt sind, wurde 
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Ukraine) – definiert werden müssten. Es wurde davon ausgegangen, dass in der 
polnischen Außenpolitik gegenüber Russland Konflikte vorprogrammiert seien. 
Diese Annahme entsprach auch dem innenpolitischen Bedürfnis der PiS, in einer 
neuen Außenpolitik die polnische Autonomie und außenpolitische Unabhängigkeit 
besonders zu akzentuieren. Zusätzlich ging die Regierung von 
Marcinkiewicz/Kaczyński davon aus, dass die Beziehungen zu Russland vor allem 
bilateral auszurichten und nicht in den Rahmen der EU einzubetten seien. Damit 
wurde im Prinzip der Fehler der Regierungspolitik Millers wiederholt: Das Modell 
der Außenpolitik, das sich auf die reine Bilateralität der Beziehungen beschränkte, 
erschöpfte sich schnell in Reaktionen auf immer wieder auftretende Konflikte64. In 
Verbindung mit der inneren Strukturlogik der russischen Außenpolitik, die von der 
Priorität der Unterordnung des näheren Auslands ausgeht und durch die 
identitätsstiftenden Elemente der gemeinsamen sowjetischen Vergangenheit 
untermauert wird, kam es so relativ schnell zur Generierung von Konflikten 
zwischen Polen und Russland (Eberhardt 2008: 143). Zusätzlich belastete die 
nationalkonservative Regierungskoalition in Warschau durch ihre demonstrativen 
Gesten, deren Konsequenzen nicht zu Ende durchdacht waren, nicht nur die 
bilateralen Beziehungen, sondern beschränkte schrittweise auch immer stärker den 
polnischen Spielraum im Hinblick sowohl auf die bilateralen Beziehungen zu 
Moskau, als auch auf eine polnische Russlandpolitik im Rahmen der EU.  
 Der Konflikt um das Fleischembargo wie auch um das Nord-Stream-Projekt 
verdeutlichte weniger strukturelle Probleme Polens mit Russland, sondern kann eher 
als Missmanagement bei der Intensivierung der polnischen Schritte in Richtung 
„Europäisierung“ der bilateralen Probleme interpretiert werden (Zięba 2009: 184). 
Die polnische Politik, so hebt Zięba kritisch hervor, wolle zwar gerne die 
                                                 
zwischen russischer und polnischer Seite die Reduzierung der Gaslieferungen um knapp 35 % 
vorgenommen, ohne den zeitlichen Vertragsrahmen zu ändern (Ruszel 2009: 140f.; Zięba 2009: 183). 
64 Im Mittelpunkt stand der Konflikt um das Fleischembargo und das Nord-Stream-Projekt. Konkret 
wurde das russische Fleischembargo bereits im November 2005 eingeführt. In Polen wurde das 
Embargo nach der Durchführung der erforderlichen Inspektionen als grundlos eingestuft. Nach 
erfolglosen bilateralen Lösungsversuchen stellt Polen dieses Problem erst im November 2006 
ausführlicher auf EU-Ebene dar. Das polnische Veto gegenüber erneuten Verhandlungen zwischen der 
EU und Russland über das Partnerschafts- und Kooperationsabkommen (PKA) führte zu einer 
Stellungnahme der EU und der Thematisierung der Problematik in den direkten Verhandlungen 
zwischen der EU-Kommission und Russland. Ein weiterer Konflikt betraf die Nord-Stream-Pipeline: 
Der Streit um die Erhöhung der Transitgebühren im polnischen Abschnitt der Jamal-Pipeline lieferte 
der russischen Regierung einen weiteren Grund für den Bau der Nord-Stream-Pipeline. Auch 
geschäftliche Unstimmigkeiten zwischen den polnischen und russischen Anteilseignern der Jamal-
Pipeline (EuRoPol GAZ) dienten dazu, die – im Vergleich zur Amber-Pipeline oder Jamal II – 
finanziell fragliche Durchführung des Nord-Stream-Projekts zu legitimieren. (Eberhardt 2008: 159). 
Der Ausbau der Nord-Stream-Pipeline könne zwar in Bezug auf die Differenzierung der energetischen 
Lieferwege für Russland von Vorteil sein, sei aber für die polnische Seite nachteilig. Das Beispiel 
einer polnischen Investition in Litauen (Ölraffinerie AB Mažeikių Nafta) zeigt, dass im Falle des 
Auftretens angeblicher technischer Schwierigkeiten bei den Lieferungen jegliche vertragsbindende 
Verpflichtungen der russischen Seite obsolet gemacht werden können (Chalupec; Filipowicz 2009: 
248-277; Eberhardt, 2007: 137-140. 
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Europäizität der Ukrainer oder Weißrussen verstärken, jedoch nicht die der Russen. 
Ob eine solche selektive Betrachtung des Anrechts auf die Zugehörigkeit zu Europa 
– im Sinne der gemeinsamen Werte – eine Chance auf Erfolg habe, sei zweifelhaft 
(Zięba 2009: 188):  
„Im Allgemeinen muss man feststellen, dass die polnische Mitgliedschaft in der EU unsere 
östliche Politik, besonders im Hinblick auf Russland, nicht geändert hat. Polnische politische Eliten 
vermögen nicht über den mentalen Provinzialismus, über das eigene historische Wissen – basierend 
auf den eigenen Stereotypen – und über die neurotische Vision eigener Märtyrergeschichten 
hinauszukommen. Aus unterschiedlichen politischen Motiven waren weder die Rechten noch die 
Linken dazu imstande, aus der Klemme der Beziehungen mit Russland, die bereits seit mehr als 15 
Jahren andauert, herauszukommen“ (Zięba 2009: 186; eigene Übersetzung).    
 
Nicht unproblematisch sind die strategischen Pläne der polnischen Konservativen: 
Polens strategische Partner für die Lösung der bilateralen Probleme mit Russland wie 
auch mit dem postsowjetischen Raum sollte der nationalkonservativen Regierung 
zufolge in den USA und nicht in der EU gesucht werden. Als Beleg dafür wird das 
Bestreben gesehen, die eigene politische Rolle in Osteuropa durch die Versuche zu 
steigern, besondere Beziehungen mit den USA zu etablieren sowie das US-
amerikanische Interesse an Polen über die Etablierung von NMD-Elementen und 
über eine gegenüber den USA gefügige polnische Außenpolitik zu binden.  
 Erst mit der Machtübernahme der liberalkonservativen Regierungskoalition 2007 
wurde begonnen, die polnische Russland- und Ostpolitik innerhalb der EU-
Mechanismen zu akzentuieren (Zięba 2009: 185; Kaca, Łada 2010: 5ff.). Die PO 
betonte, dass Polen für eine erfolgreiche osteuropäische Außenpolitik primär auf 
einen – auf deklarativer Ebene – antirussischen Kurs verzichten und die Politik 
gegenüber Russland in den Kontext der EU einbetten65 und auf Kompromisse hin 
ausrichten müsse. Ministerpräsident Tusk deklarierte die Bereitschaft zum Dialog 
mit der russischen Seite:  
„Obwohl wir unsere eigene Meinung über die Situation in Russland haben, wollen wir einen 
Dialog mit Russland, so wie es ist. Der Mangel an Dialog dient weder Polen noch Russland. Er 
beschädigt Interessen und Reputation beider Länder auf der internationalen Bühne. Daher bin ich 
überzeugt, dass diesbezüglich die Zeit für Änderungen gekommen ist“ (Tusk 2007: 24; eigene 
Übersetzung). 
  
Zur Untermauerung der tatsächlichen Absichten, die Beziehungen zwischen beiden 
Staaten zu verbessern, nahm die Tusk-Regierung das polnische Veto im Hinblick auf 
                                                 
65 In der Energiepolitik ist für Polen von Vorteil, Instrumente der EU zu nutzen. Konkret bedeutet dies 
die Intensivierung der energetischen Kooperation der Transitländer (u. a. Ukraine und Weißrussland) 
und die Modernisierung der bestehenden energetischen Lieferwege, deren Finanzierung teilweise 
durch die EU übernommen werden könnte, falls Europa tatsächlich Interesse an der Diversifizierung 
der Lieferwege hat. Darüber hinaus sind der Aufbau von Jamal II, Amber und die Forcierung des 
Pipelineprojekts Odessa-Brody-Płock-Gdańsk von polnischem und europäischem Interesse. Bis jetzt 
versucht Polen vergeblich, die bestehende Wirtschaftsklausel im Abkommen mit Gazprom 
(„destination clauses“; „territorial restriction clauses“), die den Weiterverkauf des russischen Gases 
unmöglich macht, auszuhebeln. Es stellt sich die berechtigte Frage nach der Rechtmäßigkeit und 
Konformität der wirtschaftsrechtlichen Praktiken Polens mit dem EU-Wirtschaftrecht (Żurawski vel 
Grajewski 2010: 316). 
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Mitgliedschaftsverhandlungen Russlands mit der OECD zurück. Obwohl dieser 
Schritt keine relevante Bedeutung für Russland hatte, da der Mitgliedschaft in der 
OECD eine Mitgliedschaft in der WTO vorausgehen muss, erhoffte man sich 
dadurch in Warschau eine sukzessive Verbesserung der Beziehungen66. Darüber 
hinaus wurde in die direkten Gespräche zwischen Moskau und Warschau 
schrittweise die Thematik der Vergangenheitsbewältigung einbezogen, deren 
Ausgang aber weiterhin offen bleibt. 
 2.2.1. Georgienkonflikt 
Die Relevanz Georgiens für die polnische Politik wird im Kontext der Energiepolitik 
sichtbar. Mit der Entwicklung der Nabucco-Pipeline-Pläne erhoffte man sich vor 
allem eine Reduzierung der Abhängigkeit Polens von russischen Energielieferungen. 
Zusätzlich hatte die beginnende innenpolitische Transformation in Georgien das 
politisch-wirtschaftliche Interesse Polens geweckt. Im Februar 2007 wurde zwischen 
den beiden Staaten eine politische Deklaration zur Kooperation hinsichtlich der 
Förderung der euroatlantischen Integration Georgiens verabschiedet67. Präsident 
Kaczyński hatte bei seinem Staatsbesuch in Tiflis (15.-16.04.2007) nicht nur den 
Wunsch einer baldigen Integration Georgiens in die NATO, sondern auch in die EU 
geäußert (PAP 2007). Auch am Vorabend des NATO-Gipfels in Bukarest postulierte 
Präsident Kaczyński die Aufnahme Georgiens und der Ukraine in die NATO, um die 
Sphäre der Stabilität, Sicherheit und des Friedens auszudehnen und die positive 
Erfahrung Mittel- und Osteuropas aus der Erweiterung der NATO zu wiederholen. 
Die NATO-Erweiterung um Georgien und die Ukraine wurde seitens des Präsidenten 
in der moralisch-historischen Kategorie aufgefasst und als Überwindung der Jalta-
Erbschaft dargelegt. Darüber hinaus deutete Kaczyński auch hier an, dass die 
Integration dieser Staaten in die NATO eine Vorstufe auf die Integration Georgiens 
und der Ukraine in die Strukturen der EU sei (Kaczyński 2008d). Die offensive 
Unterstützung der beiden Staaten durch den polnischen Präsidenten wurde besonders 
in Frankreich und Deutschland kritisch gesehen. Der französische Ministerpräsident 
begründete die Ablehnung der Aufnahme der beiden Staaten in die NATO-MAP mit 
dem Verweis auf die mögliche Störung der Machtbalance zwischen Europa (EU) und 
Russland:  
« Nous sommes opposés à l'entrée de la Georgie et de l'Ukraine parce que nous pensons que 
ce n'est pas la bonne réponse à l'équilibre des rapports de puissance en Europe et entre l'Europe et la 
Russie » (Le Figaro 2008). 
 
                                                 
66 Zusätzlich erlaubte die liberalkonservative Regierung die erneute Durchführung der Kontrolle in 
polnischen Fleischproduktionsstätten durch die russische Seite. Dennoch wurden die Beziehungen vor 
allem durch die Problematik der amerikanischen NMD-Elemente determiniert.  
67 Zusätzlich wurde im Mai 2007 wurde eine energetische Kooperation zwischen Polen und Georgien 
vereinbart. Im Mittelpunkt der Vereinbarung stand die Frage nach Öllieferungen an das polnisch-
ukrainische Projekt der Odessa-Brody-Pipeline (Grodzki 2009: 40f.)  
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 Damit wurde die polnische Überzeugung bestätigt, dass es bei der Problematik der 
NATO- und EU-Erweiterung lediglich um den Erhalt der Einflusssphäre gehe, bei 
der sich vor allem die EU-Großstaaten einen entscheidenden Einfluss sichern wollten 
(Grodzki 2009: 41f.). Die Rhetorik des russischen Ministerpräsidenten (Handelsblatt 
2008) wurde in Warschau als Bestätigung der polnischen Befürchtungen verstanden, 
dass die Aufnahme der beiden Staaten in die NATO aus Moskauer Perspektive ein 
‚Null-Summen-Spiel‘ zwischen Russland und Westeuropa bedeuten würde (Asmus 
2010: 132f.).  
 Eine besondere Brisanz erlangte das Thema der Unterstützung Georgiens im 
Kontext der militärischen Intervention Russlands auf georgischem Territorium 
(August 2008). Die gemeinsame Deklaration der Präsidenten Polens, Estlands, 
Lettlands und Litauens forderte eine eindeutigere Positionierung der NATO- und 
EU-Staaten gegen eine „imperialistische und revisionistische Politik im Osten 
Europas“ (Rzeczpospolita 2008). Durch den Georgien-Konflikt wurde die Thematik 
der georgischen NATO-Mitgliedschaft zwar nicht nachhaltig in Frage gestellt, 
jedoch auch nicht eindeutig beantwortet. Der Krieg in Georgien zeigte erneut die 
fundamentalen Unterschiede bei den mittel-, ost- und westeuropäischen Staaten in 
der Wahrnehmung und Einschätzung des russischen Potenzials, was im Kontext der 
„gemeinsamen“ europäischen Außen- und Sicherheitspolitik eine besondere Brisanz 
erlangt (Rotte, Schwarz 2010b: 46). Polen einigte sich während des russisch-
georgischen Konflikts mit den USA auf den Raketenabwehrschild, was die 
Beziehungen zwischen Warschau und Moskau zusätzlich belastete. Im Kontext der 
russischen Intervention in Georgien erlangte der kaukasische Staat doppelte 
Relevanz für die polnische Außenpolitik: eine praktisch-materielle Signifikanz 
aufgrund des Transitcharakters des Landes (energetische Lieferwege aus 
Zentralasien und dem Kaspischen Meer) sowie eine moralpolitische Signifikanz. Der 
russische Erfolg in Georgien stelle ein gefährliches Instrument zur – aus russischer 
Sicht – aussichtsreichen Lösung ähnlicher Probleme dar und lasse sich auch auf 
andere Länder im postsowjetischen Raum übertragen (Żurawski vel Grajewski 2010: 
310).  Der Konflikt in Georgien bestätigte nicht nur einen hohen Grad an 
Unstimmigkeit zwischen den EU-Staaten im Hinblick auf die politische Strategie 
gegenüber Russland, sondern offenbarte auch eine unterschiedliche innenpolitische 
Perzeption in der polnischen Politik. Der Krieg im August 2008 habe gezeigt, – wie 
im konservativen Diskurs geschlussfolgert wurde (Żurawski vel Grajewski 2010: 
271-291) – dass Russland imstande sei, auch aggressiv militärisch gegen einen 
anderen souveränen Staat vorzugehen und die Infrastruktur eines anderen Staates zu 
zerstören und dessen Territorium zu besetzen. Kritisch gesehen wurde darüber hinaus 
die Tatsache, dass, wie bereits frühere militärische Interventionen Russlands im 
Kaukasus zeigten, die Kreml-Administration den Krieg als Mittel der 
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innenpolitischen Konsolidierung betrachte, um die öffentlich wirksame 
Unterstützung angesichts der kaum wahrnehmbaren demokratischen Opposition zu 
generieren. Kritisch gesehen wurde des Weiteren, dass – trotz deutlicher Anzeichen 
einer prowestlichen und proamerikanischen außenpolitischen Orientierung Georgiens 
– die russische Intervention in Washington zwar zur Kenntnis genommen wurde, 
jedoch die Reaktionen sowohl in der diplomatischen und auch in der 
sicherheitspolitischen Dimension kaum effektiv waren. Angesichts dessen wurde in 
Kreisen der polnischen Konservativen die Frage nach der Glaubwürdigkeit 
Washingtons gestellt und der Wert der amerikanischen Sicherheitsgarantie relativ 
kritisch hinterfragt. Dass die EU als handelnde Gesamteinheit nicht in der Lage 
gewesen ist, eine in Ton und Stil deutlichere und vor allem schärfere Position 
gegenüber dem russischen Einmarsch einzunehmen, wurde in den Kreisen der 
konservativen Partei Recht und Gerechtigkeit wie auch in den konservativen Teilen 
der Bürgerplattform zwar erwartet. Diese Erwartung bezieht sich aber weniger auf 
eine Vorhersehbarkeit der Konzeptualisierung der EU-Außenpolitik, sondern 
vielmehr auf die Überzeugung, dass die EU es – politisch und institutionell – 
vermeide und auch nicht dazu imstande sei, selbst im Konfliktfall eine gemeinsame 
Außenpolitik zu generieren und irgendeine „reizbare Position“ im Hinblick auf 
Russland einzunehmen (Żurawski vel Grajewski 2010: 275ff.). Dennoch lassen sich 
unter den NATO- und EU-Staaten aus polnischer Sicht – auf vergleichbaren 
Einschätzungen Russlands und auf der politischen und wirtschaftlichen Entwicklung 
in den Ländern an der östlichen EU- und NATO-Grenze basierend – ideologische 
Partnerschaften ausmachen, die für die Durchsetzung der polnischen Vorstellungen 
in der EU-Außenpolitik von Nutzen sein können. In diesem Zusammenhang werden 
Großbritannien, Dänemark, Schweden und die drei baltischen Staaten erwähnt. Die 
polnisch-schwedische Initiative der Östlichen Partnerschaft, die Kooperation Polens 
mit den baltischen Staaten während der Orangen Revolution wie auch während des 
Krieges in Georgien sowie die dänische Kooperation mit den baltischen Staaten im 
Bereich der Sicherheitspolitik können zu Kooperationselementen einer Sicherheits- 
und Außenpolitik und zu wichtigen Instrumenten für die Durchsetzung der 
polnischen Prioritäten in der EU und der NATO werden (Żurawski vel Grajewski 
2010: 282-288). 
 2.2.2. Wettbewerb dominierender Strömungen der polnischen 
Russlandpolitik 
Aktuell lassen sich zwei fundamentale Strömungen in der Konkretisierung der 
polnischen Russlandpolitik feststellen, die Auswirkungen auf die außenpolitische 
Vorgehensweise haben. Der konservative Teil der politischen Landschaft Polens, die 
PiS, identifiziert Russland weiterhin in der Kategorie eines gefährlichen Spielers. 
Demzufolge sollten die Beziehungen zwischen Warschau und Moskau zwar bilateral 
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gestaltet werden; als Rückversicherung sei jedoch eine bedingungslose 
proamerikanische Haltung Polens vonnöten. Problematisch sei aber, wie in der 
konservativen Diagnose der Außenpolitik betont wird, dass die USA kein Interesse 
an einer Konfliktgenerierung zwischen Russland und den USA bzw. den 
„Verbündeten“ habe: 
„Trotz allem, was die führenden Politiker und die Vertreter der polnischen Armee von sich 
hergeben, die wichtigste Herausforderung für die Sicherheit Polens sind nicht Terroristen, sondern das 
immer stärker expansionsorientierte autoritäre Russland, das den Gebrauch brutaler militärischer 
Macht gegenüber den Nachbarn nicht scheut, und dem mit sondergleicher Nachgiebigkeit seitens 
Deutschland, Frankreich, Italien und Spanien (also vier von sechs größten EU-Staaten und damit drei 
von vier EU-Machtstaaten) begegnet wird und das auf die Freundschaft und Einflüsse in 
Griechenland, auf Zypern, in Bulgarien, in der Slowakei und noch vor kurzem in Ungarn (Regierung 
Gyurcsány) hoffen kann. Auch das ist Russland, das – unabhängig jeglicher Berechtigung – 
mindestens als potenzieller Verbündeter Washingtons im Krieg gegen den islamischen 
Fundamentalismus und als ein begehrter Partner der USA, nützlich bei der Lösung des Iran- und 
Nordkorea-Problems und ebenso hilfreich für den logistischen Bereich der Afghanistan-Operationen, 
betrachtet wird“ (Żurawski vel Grajewski 2009: 307f.; eigene Übersetzung). 
 
Die russische Expansion, die sich wirtschaftlich in der Energiepolitik und 
sicherheitspolitisch am deutlichsten 2008 in Georgien manifestiere, bedeute 
langfristig eine Steigerung der direkten sicherheitspolitischen Risiken für Polen 
(Żurawski vel Grajewski 2010: 293-303), falls in Russland das System der 
„Militokratie“ (Kryshtanovskaya, White, 2003: 289-306) gefestigt werde.  
 Die von den Liberalkonservativen repräsentierte zweite Strömung weist im 
Gegensatz zu den Nationalkonservativen eine weniger eindeutige außenpolitische 
Position auf. Im Mittelpunkt steht die Kooperation. Die östliche Dimension der 
polnischen Außenpolitik wird zwar als wichtig, jedoch nicht als prioritär definiert. 
Da die Liberalkonservativen vor allem den Wert der Institutionalisierung der 
Außenpolitik betonen, wird die Ostpolitik Polens in den Rahmen der GASP 
eingebettet. Die Entwicklung der Initiative Östliche Partnerschaft stellt dafür ein 
hervorragendes Beispiel dar: Die polnische Ostpolitik soll mit den 
gemeinschaftlichen Instrumenten der EU realisiert werden. Die jagiellonische Idee 
der polnischen Ostpolitik wird aufgegeben, was wiederum den 
Nationalkonservativen Grund zur Kritik gibt. Die Frage der Unabhängigkeit und 
Souveränität der östlichen direkten und indirekten Nachbarn Polens (Weißrussland, 
Ukraine, Moldawien sowie die Kaukasusstaaten) ist für die Liberalkonservativen 
nicht mehr von höchster Relevanz.  
 2.3. Initiative Östliche Partnerschaft  
Noch vor dem tatsächlichen EU-Beitritt hatte Polen als prinzipielles Ziel der ENP die 
Forderung nach Demokratie und wirtschaftlicher Entwicklung der Staaten im 
postsowjetischen Raum deklariert. Im Dokument des Warschauer 
Außenministeriums „Die Ostpolitik der EU in der Perspektive der Erweiterung um 
mittel- und osteuropäische Staaten“ (MSZ 2001) aus dem Jahr 2001 wie auch in dem 
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zu einem späteren Zeitpunkt (2003) veröffentlichten Non-Paper des polnischen 
Außenministeriums über die Vorschläge hinsichtlich der Gestaltung der Beziehungen 
mit den östlichen Nachbarstaaten der EU (MSZ 2003) wurde in einer mittelfristigen 
Zeitperspektive die Einbeziehung Russlands in den EWR und in einer langfristen 
Zeitperspektive ein Assoziierungsabkommen der EU mit der Ukraine, Moldawien 
und Weißrussland gefordert, falls die betreffenden Länder den demokratischen 
Standard implementieren (Wojna, Gniazdowski 2009: 41ff.). Die beiden Ideen 
wurden von polnischer Seite auf dem Forum der intergouvernementalen Kooperation 
innerhalb der Visegrád-Staaten ebenso wie im Bereich der bilateralen Beziehungen 
Polens mit den baltischen Staaten forciert. Sichtbares Ergebnis dieser Bemühungen 
war die Annahme des litauisch-polnischen Vorschlags durch den Europäischen Rat 
zur Entwicklung der südlichen und östlichen Dimension der ENP (Wojna, 
Gniazdowski 2009: 41f.). Die polnische Unterstützung der von Frankreich 
favorisierten Union für das Mittelmeer bezweckte die Gewinnung der strategischen 
Unterstützung Frankreichs für die Idee einer vertieften Kooperation mit den östlichen 
Staaten an der EU-Grenze. Zusammen mit Schweden hatte Polen während des 
Treffens der EU-Außenminister im Mai 2008 die Idee einer Östlichen Partnerschaft 
präsentiert (MSZ 2008c). Das Ziel der Östlichen Partnerschaft, wie es abschließend 
während des Treffens der Visegrád-Gruppe mit Bulgarien, Rumänien, Lettland, 
Litauen und Schweden formuliert wurde (V4 Statement 2008g), sollte in der 
Etablierung neuer Kooperationsformen zwischen der EU und den osteuropäischen 
Staaten bestehen und mittelfristig der Implementierung der EU-Normen und -
Standards in den betreffenden Staaten wie auch der Etablierung der Freihandelszone 
dienen. Es wurde eine institutionelle EU-Koordinationsstelle für Östliche 
Partnerschaft gefordert. Darüber hinaus versprachen sich die Visegrád-Staaten von 
der Initiative eine Stärkung der politischen und wirtschaftlichen 
Transformationsprozesse in den Staaten Osteuropas und im südlichen Kaukasus 
(Wojna, Gniazdowski 2009: 42f.; Grodzki 2009: 52f.).  
 In Moskau wurde die Initiative Östliche Partnerschaft als antirussisch eingestuft. 
Präsident Medwedew sprach in der Anfangsphase der Realisierung dieses Projekts 
über eine „Partnerschaft gegen Russland68“. Besondere Bedeutung erlangte die 
Initiative der Östlichen Partnerschaft im Kontext des russisch-georgischen Kriegs. 
Polen postulierte die Intensivierung der Kooperation im Rahmen der Östlichen 
Partnerschaft, die der Stabilisierung der politischen Lage in der direkten 
Nachbarschaft Russlands dienen sollte. Die konservative politische Elite, besonders 
Staatspräsident Kaczyński, war der Überzeugung, Polen solle die Erarbeitung einer 
                                                 
68 Ohne zu differenzieren, unterstellte Medwedew manchen Staaten antirussische Absichten: “But, 
frankly speaking, what embarrasses me is the fact that some states view this partnership as a 
partnership against Russia” (Lobjakas 2009). 
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gemeinsamen Politik gegenüber Russland übernehmen. Diese gemeinsame Politik 
sollte im Vergleich zur bisherigen entschieden härter ausfallen (Grodzki 2009: 54). 
 2.3.1. Fokus: Ukraine 
Bereits seit Beginn der Souveränitätserlangung durch die Ukraine (1991) hatte Polen 
Interesse an der innen- und außenpolitischen Stabilität des östlichen Nachbarn 
bekundet (Gajewski 2001: 237-243). In der polnischen Strategie gegenüber der 
Ukraine wurden zwei Punkte betont: die demokratische wie wirtschaftliche 
Stabilisierung des Landes und die „Europäisierung“ der außenpolitischen Perspektive 
für die Ukraine. Die Europäisierung bedeutete eine Ausrichtung der ukrainischen 
Außenpolitik auf eine Anbindung an die EU, wie es das ukrainische 
Außenministerium erst 1998 zum ersten Mal offiziell als das langfristige, 
unveränderbare und strategische Ziel deklariert hatte (Federowicz 2009: 83). In dem 
strategischen Dokument der ukrainischen Regierung „Programm der Integration der 
Ukraine mit der EU“ (2001) wurde die Strategie der Annäherung der Ukraine an die 
EU näher definiert. Dem Programm zufolge sollte die Ukraine 2011 die politische 
und wirtschaftliche Bereitschaft zur Aufnahme der Mitgliedschaftsverhandlungen 
zeigen. Problematisch war aber, dass das Programm sehr allgemein formuliert war 
und die politische Bereitschaft der Union zur weiteren EU-Erweiterung nicht 
berücksichtigte. In der Konsequenz einer konkreten Orientierung an den Westen 
hatte der ukrainische Präsident Kutschma (1994-2005) im Mai 2002 auch das 
ukrainische Interesse an einer NATO-Mitgliedschaft erklärt (Menkiszak, Piotrowski 
2002: 242). In Warschau wurden die beiden Deklarationen trotz ihres allgemeinen 
Charakters als point of no return hinsichtlich der ukrainischen außen- und 
sicherheitspolitischen Orientierung verstanden (Kuźniar 2008: 241). Polen, das sich 
als Anwalt der ukrainischen Integration in den Westen versteht, hatte dennoch nicht 
übersehen, dass noch eine erhebliche Kluft zwischen den politischen Deklarationen 
der ukrainischen politischen Eliten und den konkreten politischen Schritten, die sich 
in Demokratisierung und wirtschaftlichen Reformen manifestierten, bestand, wie 
auch Außenminister Cimoszewicz vor dem polnischen Parlament Anfang 2004 
konkludierte (Cimoszewicz 2004; Kuźniar 2008: 246).  
 Die Ereignisse der „Orangen Revolution“ bestätigten den polnischen Imperativ 
der Einbindung der Ukraine in westeuropäische Strukturen und bewiesen darüber 
hinaus – zumindest vorübergehend – die Fähigkeit der osteuropäischen 
Gesellschaften zur Etablierung demokratischer Strukturen (Banat 2007: 65f.; Rotfeld 
2005). In Polen wurde konsequent daran festgehalten, dass die Wahl der Ukraine 
zwischen Russland und der EU eine Wahl zwischen einer Politik der Abhängigkeit 
und einer Politik der Souveränität sei (Ruszkowski 2003: 49). Dennoch sind 
vergleichbare Behauptungen fraglich, da Entscheidungen zugunsten einer stärkeren 
Kooperation, sei es mit Russland, sei es mit der EU, stets einen gewissen Verlust der 
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souveränen Kontrolle und einen gewissen Grad an Abhängigkeit, im politischen wie 
im wirtschaftlichen Sinne, bedeuten. In außenpolitischer Sicht führte das polnische 
Engagement zugunsten der „Orangen Revolution“ zu einem eskalierenden Konflikt 
zwischen Warschau und Moskau. Russland betrachtete die polnische Ukrainepolitik 
als Einmischung in die inneren Angelegenheiten eines unabhängigen Staates 
(Eberhardt 2007: 133-145; Dębski 2006: 5-18; Krastev 2008).  
 Unabhängig von der russischen Bewertung der polnischen Rolle in der Ukraine 
erfolgte nach den ukrainischen Präsidentschaftswahlen (26.12.2004) eine 
Intensivierung der bilateralen polnisch-ukrainischen Beziehungen. In der 
Überzeugung der Entscheidungsträger aus dem Lager der „Orangen Revolution“ 
spielte Polen eine entscheidende Rolle für ukrainische Interessen an einer Einbettung 
in die westlichen Strukturen. Polen verfolgte dabei eine doppelte Strategie: Einerseits 
warb Warschau für die Intensivierung der politischen, wirtschaftlichen, 
gesellschaftlichen wie auch sozialen Beziehungen sowie für die Stärkung der 
Kooperation auf den unterschiedlichen Ebenen der direkten bilateralen Beziehungen 
zwischen Kiew und Warschau (Fundacja Batorego 2005). Andererseits plädierte 
Warschau auf NATO- und EU-Ebene für die Etablierung einer Politik der 
strategischen Partnerschaft zwischen der Ukraine und der EU sowie einer 
realistischen Perspektive für die Aufnahme der Ukraine in die NATO. Im Rahmen 
der Diskussion über ein neues Abkommen zwischen der Ukraine und der EU, 
welches das Abkommen über Partnerschaft und Kooperation aus dem Jahr 1994 
ersetzen sollte, forderte Polen die Einfügung der Klausel einer „europäischen 
Perspektive“ für die Ukraine. Dennoch wurde diese Forderung von der Mehrheit der 
EU-Staaten, in der Deutschland eine führende Rolle spielte (DW 2008), nicht 
unterstützt. Polen, wie auch die ukrainischen Entscheidungsträger aus dem 
Reformlager, hatte sich infolge der Orangen Revolution eine außenpolitische 
Änderungsdynamik im postsowjetischen Raum versprochen. Auch der ukrainische 
Präsident Juschtschenko erhoffte sich, dass die demokratische Revolution in seinem 
Land einen demokratischen Domino-Effekt im Hinblick auf Weißrussland und 
Russland auslösen und dass die ukrainische Westorientierung eine Anziehungskraft 
auf die beiden Länder ausüben würde (Szeptycki 2006: 134).  
 Im August 2005 hatten die Ukraine und Moldawien die EU-Deklaration 
hinsichtlich der Repressionen der weißrussischen Regierung gegen 
zivilgesellschaftliche Akteure politisch unterstützt (Kuźniar 2008: 248f.), und 
während des im Juli 2005 stattfindenden Treffens der Staatspräsidenten Polens, der 
Ukraine, Litauens und Georgiens wurde das Thema der Missachtung der 
Minderheitenrechte in Weißrussland thematisiert. Polen initiierte in Kooperation mit 
der Ukraine, Lettland und Litauen eine gemeinsame Arbeitsgruppe zum Thema 
Weißrussland auf Ebene der hohen Diplomaten und Beamten des 
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Außenministeriums. Ziel dieser Kooperation war die Erarbeitung einer langfristigen 
Strategie zur Einbettung Weißrusslands in die internationale Politik. Dennoch hatte 
das Projekt weder nachhaltige Wirkung, noch erfuhr es tatsächliche politische 
Unterstützung (Szeptycki 2006: 137). Polen und die Ukraine versuchten noch im 
Verlauf des Jahres 2005 die weitere Isolierung Weißrusslands zu vermeiden und die 
steigenden Spannungen hinsichtlich der politischen Vertretung der polnischen 
Minderheit69 in Weißrussland (ZPB) zu deeskalieren. Allerdings verlor die polnisch-
ukrainische Kooperation aufgrund der innenpolitischen Destabilisierungstendenzen 
in der Ukraine und der innenpolitischen Spannungen in Polen ihre ursprüngliche 
Vitalität.  
 Ende 2006 konnte man nüchtern feststellen, dass die Ukraine vor allem aufgrund 
seiner innenpolitischen Instabilität Polens Interesse nicht mehr im gleichen Maße 
beschäftigte wie noch zu den Zeiten der „Orangen Revolution“. Die politischen 
Eliten Polens betrachten die Ukraine im Kontext der Ostpolitik zwar weiterhin als 
wichtig, dennoch wurde zunehmend klar, dass Russland der Ukraine in den 
politischen, wirtschaftlichen und mentalen Handlungsstrukturen näher ist. Die 
Deklarationen sowohl von Staatspräsident Lech Kaczyński als auch seitens der 
polnischen Außenministerin in der national-konservativen Regierung Fotyga (2006-
2007), die anlässlich der ukrainischen Parlamentswahlen 2006 eine eindeutige 
Wahlpräferenz zugunsten der Reformlager erkennbar machten, verkomplizierten 
zusätzlich die bilateralen Beziehungen (Szeptycki 2007: 168). Die 
Regierungsbeteiligung der ukrainischen Partei der Regionen mit dem früheren 
Präsidentschaftskandidaten Janukowytsch wie auch der ausgearbeitete Kompromiss 
zwischen Präsident Juschtschenko und dem designierten Ministerpräsidenten 
Janukowytsch erforderten eine Redefinierung der polnischen Einstellung. Infolge der 
innenpolitischen Änderung in der Ukraine wurden die Beziehungen zwischen Kiew 
und Warschau auf wirtschaftliche Themen beschränkt70. Die von Ministerpräsident 
                                                 
69 Den offiziellen weißrussischen Statistiken zufolge schrumpft die polnische Minderheit Jahr für Jahr. 
Während 1989 die polnische Minderheit auf 420.000 beziffert wurde, ist sie 1999 auf 396.000 
gesunken und soll 2009 bei lediglich 295.000 Einwohnern liegen. Die polnischen Quellen gehen 
hingegen von einer Größe zwischen 500.000 und 1.200.000 der in Weißrussland lebenden 
polnischstämmigen Bevölkerung aus. Die Erklärung für den erheblichen Schätzungsunterschied kann 
auf die differenzierte Definierung der Zugehörigkeit zu einer staatsbürgerlichen, kulturellen und 
sprachlichen Kategorie zurückgeführt werden. Die politische Repräsentanz der polnischen Minderheit, 
die durch das polnische Außenministerium anerkannt wird, ist der Bund der Polen in Weißrussland 
(ZPB). Seine Mitgliederzahl beträgt knapp 30.000, was den Bund zur größten 
regierungsunabhängigen Organisation in Weißrussland macht.  
70 Obwohl die Intensität der politischen Kontakte auf der höchsten diplomatischen Ebene im Verlauf 
der 1990er Jahre stets stieg, erfolgte keine direkte Umsetzung der wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Kooperation zwischen den beiden Staaten. Das größte wirtschaftliche Projekt, die 
Odessa-Brody-Gdańsk-Pipeline, wurde zwar immer wieder thematisiert, jedoch erfolgten keine 
sichtbaren Fortschritte hinsichtlich der Finanzierung und Bau-, Lieferanten- und 
Abnehmerkonkretisierung. Im April 2005 wurde aufgrund der Verhandlungen zwischen Polen, der 
Ukraine und der EU-Kommission der Plan der weiteren Entwicklung des Projekts Odessa-Brody-
Płock(-Gdańsk) wieder aufgenommen. Obwohl aus politisch-strategischer Sicht die Förderung des 
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Janukowytsch definierten Prioritäten der ukrainischen Außenpolitik hoben die 
Intensivierung der Beziehungen mit Russland anstelle der atlantischen und 
europäischen Orientierung hervor. Überwiegend waren dafür energiepolitische 
Interessen des Landes (Gasstreit 2008/2009) ebenso wie wirtschaftliche Interessen 
der Donetsker Wirtschaftseliten ausschlagend (Szeptycki 2007: 169). 
 Die innenpolitische Krise in der Ukraine, die die Zerstrittenheit der politischen 
Elite wie auch Konsequenzen der weltwirtschaftlichen Krise offenbarte, 
beschleunigte die Entideologisierung der polnischen Vorgehensweise hinsichtlich der 
Ukrainepolitik. Nicht ohne Bedeutung war die erfolgte Ablösung der 
nationalkonservativen Regierung in Polen (2007). Die liberalkonservative Tusk-
Regierung änderte die Prioritäten der polnischen Politik gegenüber der Ukraine nicht, 
setzte aber neue politische Akzente: So wurde weniger das polnische Engagement 
zugunsten der Ukraine akzentuiert, sondern vielmehr die Bringschuld der Ukraine im 
Hinblick auf deren europäische und transatlantische Orientierung in der Außenpolitik 
erwartet. Die Tusk-Regierung bettete auch die bisherige Ukrainepolitik in den 
Kontext ihrer multilateralen Vorgehensweise ein, in der für den Annäherungsprozess 
zwischen der Ukraine und der EU im Wesentlichen die ENP-Instrumente und der 
Initiative Östliche Partnerschaft zum Einsatz kamen, anstatt die bisherige bilaterale 
Vorgehensweise zu verfolgen. Von der Abkehr vom bisherigen Imperativ der 
prometheischen Ostpolitik verspricht sich Polen einerseits die Normalisierung der 
außenpolitischen und wirtschaftlichen Beziehungen mit Russland, andererseits die 
Stärkung der europäischen Aufmerksamkeit und die Etablierung einer nachhaltigen 
Konditionalität der EU-Politik gegenüber der Ukraine.  
2.3.2. Interaktionslose Außenpolitik: Weißrussland 
 
„Der Streit um die weißrussische Seele existierte nie, denn diese Seele verblieb in 
postsowjetischer Lethargie und war niemals zögerlich, in welche Richtung zu gehen ist“ (Kuźniar 
2008: 247; eigene Übersetzung). 
 
                                                 
Odessa-Brody-Płock-Projekts sinnvoll erscheint, da es die energetischen Diversifizierung der 
Lieferwege und Lieferquelle verspricht, bleibt die Finanzierung, besonders auf polnischer Seite, 
ungeklärt. Präsident Kaczyński versuchte das Interesse an dem Projekt aufrechtzuerhalten. Diesem 
Ziel diente vor allem der auf seine Initiative zurückgehende Krakauer Energiegipfel im Mai 2007. 
Dennoch stellte das im letzten Moment signalisierte Desinteresse Kasachstans das Projekt der 
Etablierung einer neuen energetischen Kooperation fundamental in Frage. In den nächsten Jahren 
bleibt das Projekt weiterhin offen. Im strategischen Interesse der Ukraine – und dies unabhängig von 
einer pro- oder antirussischen Orientierung der nächsten ukrainischen Regierungskoalitionen – liegt 
die Diversifizierung der Energiequellen. Zu den spektakulärsten wirtschaftlichen Ereignissen gehörte 
in den letzten Jahren die Übernahme des polnischen Stahlwerkes in Tschentochau durch den 
ukrainischen ISD sowie des hoch verschuldeten Autofabrikkomplexes in Warschau. Im Kontext des 
polnisch-russischen Handelsstreites unterstütze die Ukraine das russische Fleischembargo: Die 
Regierung in Kiew führte im Verlauf des Jahres 2006 ein Embargo auf polnische Fleischprodukte ein, 
das bis einschließlich Februar 2007 bestand (Kuźniar 2008: 243f.; Adamski 2008: 227f.; Szeptycki 
2006: 137-139; Szeptycki 2007: 171-176). 
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In der Politik gegenüber Weißrussland wurde sehr lange die These vertreten, dass die 
Aufrechterhaltung der weißrussischen Souveränität im polnischen Interesse liege. 
Obwohl Polen die Politik der EU und der USA im Bereich der politischen und 
praktischen Förderung der Menschenrechte und des demokratischen 
Mindeststandards in Weißrussland unterstützte, sprach sich Polen gegen eine 
weitgehende Isolierung Weißrusslands aus. Dies wurde in Warschau mit dem 
Hinweis auf eine evolutive, wenngleich langsame gesellschaftliche und politische 
Wandlung begründet. Eine relevante Rolle für die Aufrechterhaltung der 
diplomatischen und politischen Kontakte spielte die polnische Minderheit in 
Weißrussland. Die Möglichkeit eines politischen Einflusses auf das Regime in Minsk 
erforderte nach polnischer Überzeugung die Aufrechterhaltung einer zumindest 
minimalen Möglichkeit des Dialogs und politischen Austausches. Daher 
unterzeichnete Polen die 2002 seitens der EU und der USA verhängten Sanktionen 
offiziell nicht mit, trotz der deklarativen Unterstützung für die europäische und US-
amerikanische Initiative. Im russisch-weißrussischen Konflikt, im dem steigende 
Energiepreise eine wichtige Rolle spielten und in dessen Zentrum die Frage der 
politischen und wirtschaftlichen Integration der beiden Staaten stand, versuchte 
Weißrussland das Element der außenpolitischen Mehrdimensionalität zu betonen. 
Dies wurde in Warschau als Chance für die Auslotung der Ernsthaftigkeit der 
politischen Absichten des weißrussischen Regimes interpretiert. Entgegen der 
Skepsis der EU-Staaten intensivierte Polen zwischen 2002 und 2003 die politischen 
Kontakte mit der Regierungsseite in Weißrussland. Als Ziel der polnischen Schritte 
wurde die Stärkung der Souveränität wie auch die Unterstützung des demokratischen 
Wandlungsprozesses und der zivilgesellschaftlichen Akteure angegeben (Kuźniar 
2008: 247-249). Dennoch stellte sich relativ schnell heraus, wie utopisch und naiv 
die polnischen Versuche, eine demokratische Wende in Weißrussland 
herbeizuführen, gewesen waren. Nachdem im März 2006 in Weißrussland 
manipulierte Präsidentschaftswahlen durchgeführt worden waren, erschien nunmehr 
auch Polen die Sprache der Sanktionen und eine weitgehende Isolierung 
Weißrusslands als einzige Möglichkeit zur Disziplinierung der politischen Eliten in 
Minsk71. Dennoch fehlt Polen, wie auch der EU, weiterhin ein entsprechendes 
Instrumentarium zur Initiierung eines dauerhaften demokratischen Wandels in 
Weißrussland. Insgesamt fehlt dem überwiegenden Teil der EU-Staaten der 
politische Wille, um mit Russland in einen Wettbewerb um Weißrussland 
einzutreten. Trotz der weißrussisch-russischen Differenzen (fehlende Unterstützung 
                                                 
71 Auf polnischen Vorschlag hin und mit der Unterstützung der Visegrád Gruppe, der baltischen 
Staaten wie auch Dänemark, Schweden und der Niederlande wurden durch den Europäischen Rat am 
10.04.2006 Visasanktionen gegen die 31 weißrussischen Entscheidungsträger verhängt. Zusätzlich 
wurden die finanziellen Aktiva der betreffenden Personen in westeuropäischen Banken eingefroren 
(Banat 2007: 66f.). 
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der militärischen Intervention Russlands in Georgien, keine diplomatische 
Anerkennung der abtrünnigen georgischen Provinzen) ist Russland für die aktuellen 
weißrussischen Regimeträger die einzige außen- und wirtschaftspolitische Option. 
Dennoch wird deutlich, dass die Spannungen zwischen Russland und Weißrussland 
steigen. Im Mittepunkt des Konflikts steht die energiepolitische Diversifizierung, die 
Russland seit 2003 intensiv betreibt. Die russische Förderung von Nord und South 
Stream, die die Reduzierung der Transitmöglichkeiten über das weißrussische 
Territorium zur Folge hat, wird als Element der außenpolitischen Disziplinierung 
Weißrusslands genutzt. Die Initiative Östliche Partnerschaft bietet Weißrussland 
daher eine außenpolitische und bedingt wirtschaftliche Alternative. Bis jetzt hatte das 
Regime in Minsk eine vorsichtige Öffnung im wirtschaftlichen Bereich gewagt. Die 
Themen Meinungsfreiheit, Menschenrechte, Freiheit der zivilgesellschaftlichen 
Akteure und demokratische Mindeststandards werden jedoch entschieden vermieden 
(Federowicz 2009: 74f.). 
IV. ZWISCHENFAZIT 
Die polnische Sicherheitspolitik ist primär durch eine starke transatlantische 
Ausrichtung geprägt. Diese Dimension der polnischen Sicherheitspolitik kann 
einerseits historisch, anderseits realpolitisch erklärt werden. Die historisch bedingte 
Erklärung, die sich auf das polnische Trauma des Alleingelassenseins und der 
Zustimmung zur Jalta-Ordnung seitens der westeuropäischen Staaten bezieht, 
impliziert das gelegentlich artikulierte mangelhafte Vertrauen der polnischen 
Entscheidungsträger gegenüber westeuropäischen Staaten im Hinblick auf die 
Realisierung der sicherheitspolitischen Garantie, falls diese eines Tages erforderlich 
werden sollte. Die realpolitische Erklärung geht von der Prämisse aus, dass bei einer 
tatsächlichen Bedrohung Polens nur die NATO unter entschiedener Führung der 
USA über die politische Entschlossenheit und ausreichende militärische Mittel 
verfüge, die polnische Sicherheit zu garantieren. Der sicherheitspolitische Wert der 
NATO ist für die polnischen Entscheidungsträger direkt mit dem aktiven 
Engagement der USA in Europa verbunden. Diese vom US-amerikanischen 
Engagement in Europa abhängige sicherheitspolitische Attraktivität der NATO 
machte keine andere Regierung als die der Nationalkonservativen im politischen 
Diskurs deutlich. Das Engagement Polens im Irak an der Seite der USA wie auch die 
polnische Zustimmung zum US-amerikanischen NMD-Projekt in Polen und 
Tschechien werden als Versuche betrachtet, die USA an Mittel- und Osteuropa zu 
binden. Warschau erwartete durch die verstärkte USA-Bindung eine Steigerung des 
außenpolitischen Gewichts in der mittel- und osteuropäischen Region („Polen als 
regionale Macht“), verbunden mit einem geänderten Kraftverhältnis innerhalb der 
EU, vor allem gegenüber Frankreich und Deutschland. Dies kann mit dem Begriff 
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eines „continental balancing“ umschrieben werden (Rhodes 2004: 428ff.). Die 
östliche Dimension des „continental balancing“ wurde mit der Erwartung 
verbunden, dass durch die polnische Solidarität mit Washington eine Art 
Rückversicherungspolice im Falle außen- und sicherheitspolitischer Schwierigkeiten 
mit Russland erworben werden könne (Frank 2005: 23).  
 Das polnische Engagement im Irak ist weder als Ergebnis der direkten 
sicherheitspolitischen Bedrohung Polens zu bewerten, noch kann es als eine Art 
Bündnisverpflichtung eingestuft werden. Die polnische Staatsräson hatte in der Tat 
wenig Interesse an der tatsächlichen Lage der irakischen Bevölkerung, trotz relativ 
intensiver, auf die 1980er Jahre zurückgehender wirtschaftlicher und kultureller 
Beziehungen zwischen den beiden Ländern (Szymański; Bury; Kołakowska 2006: 
83-100; Herczyński 2006: 213-215). Vielmehr war die polnische Irak-Beteiligung 
ursprünglich eine Loyalitätsbekundung gegenüber den USA. Dadurch erhoffte sich 
Warschau einen besonderen Zugang zur Gruppe der Staaten mit einem privilegierten 
Beziehungsstatus zu Washington, der sich im direkten Dialog ohne großen 
diplomatischen Aufwand manifestierte (Osica 2006: 20). Polen hoffte aufgrund 
seiner im Vergleich zu anderen europäischen Staaten intensiven Unterstützung 
Washingtons während der Irakkrise auf eine Art Formalisierung besonderer 
Freundschafts- und Sicherheitsbeziehungen. Allerdings erwies sich der politische 
Traum einer special relationship Polens mit den USA als realitätsfern.  
 Der erneute Versuch zur Bindung der USA an die mitteleuropäische Region ergab 
sich nach Warschauer Logik aus der US-amerikanischen Initiative zur Errichtung 
von NMD-Elementen in Polen und Tschechien. Die Bereitschaft, das 
Raketenabwehrschild auf polnischem Territorium installieren zu lassen, kann als 
kontinuierliche Bemühung gesehen werden, ein gleichwertiges NATO-Mitglied im 
Hinblick auf die Stationierung von US-amerikanischen NATO-Einheiten und 
NATO-Militärtechnologie auf polnischem Territorium zu werden. Obwohl der 
NMD-Initiative in den offiziellen Stellungnahmen der polnischen Regierungen ein 
antirussischer Charakter nachdrücklich abgesprochen wurde, lässt sich der 
abgewehrte Vorwurf nicht pauschal entkräften und behält – in Abhängigkeit von den 
parteipolitischen Präferenzen – unterschiedliche Gültigkeitsgrade. Die polnische 
Regierung, sowohl unter der Führung der National- als auch der 
Liberalkonservativen, hatte die NMD-Problematik erst sehr spät in Zusammenhang 
mit der NATO gebracht. Die anfänglich fehlende Einbindung der NATO lag 
einerseits in der US-amerikanischen bilateralen Vorgehensweise begründet, 
anderseits in dem polnischen Wunsch nach Exklusivität der polnisch-amerikanischen 
Vereinbarung. Auffällig bleibt, dass trotz des gemeinsamen Interesses tschechischer 
und polnischer Regierungen an dem US-amerikanischen Projekt in Mitteleuropa 
keine gezielte kooperative Vorgehensweise der beiden betroffenen Länder 
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stattgefunden hatte. Beide Regierungen haben von Anfang an der bilaterale 
Charakter betont und innerhalb der Staaten der Visegrád-Gruppe keine intensive 
Unterstützung für das NMD-Projekt gesucht. Während der direkten 
Aushandlungsphase über die Stationierung der NMD-Elemente in Polen und 
Tschechien (2007/2008) nahmen die Regierungen von Robert Fico in der Slowakei 
und von Ferenc Gyurcsány in Ungarn ohnehin eine prorussische Haltung an. 
Ausschlaggebend für diese Haltung der Regierungen in Budapest und Bratislava 
waren Fragen der energiepolitischen Sicherheit der beiden Länder. 
 In der sicherheitspolitischen Orientierung Polens lässt sich allerdings zunehmend 
ein langsamer Wandel von der transatlantischen zu einer europäischen 
Akzentsetzung beobachten. Dies ist einerseits als Folge eines kontrollierten 
Desinteresses der USA an der mitteleuropäischen Region zu sehen, andererseits als 
Konsequenz einer politischen Enttäuschung der polnischen Entscheidungsträger. Die 
Alternative bei dem sich langsam abzeichnenden Wandel in der Sicherheitspolitik 
bleibt eine intensivere Hinwendung zur europäischen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik. Aus polnischer Perspektive ist die Sicherheitspolitik der EU 
jedoch noch nicht überzeugend, da es an klar definierten sicherheitspolitischen 
Zielen, einer eindeutigen politischen Entschlossenheit und einer klaren Führungskraft 
fehle.  
 Die realpolitische Haltung Polens in Fragen der Sicherheitspolitik ist 
widersprüchlich. Es wurde argumentiert, dass die polnische transatlantische Position 
durch die schwachen militärischen Kapazitäten und eine wenig entschiedene 
sicherheitspolitische Handlungsvorgehensweise der EU-Staaten bedingt ist. 
Allerdings war die polnische Haltung lange auf die Aufrechterhaltung einer 
schwachen europäischen Sicherheitspolitik ausgelegt. Die polnische Grundforderung 
bestand in einem sicherheitspolitischen Primat der NATO und einer aktiven Rolle 
der USA in Europa. Es ist nicht zu verneinen, dass Polen seit 1999 mit der permanent 
akzentuierten eindeutigen Priorität der NATO kaum zur Steigerung der 
sicherheitspolitischen Signifikanz der ESVP beigetragen hat. Dies ist aber auch ein 
Handlungseffekt der EU selbst, die bis 2004 die EU-Beitrittskandidatenländer in die 
Festlegung der Ziele, Instrumente und Inhalte der ESVP nicht genügend einbezogen 
hatte. Darüber hinaus ist die distanzierte Haltung der polnischen Entscheidungsträger 
– und dies unabhängig von der parteipolitischen Provenienz – durch die historisch 
verstandene Betrachtungsperspektive der polnischen Sicherheitspolitik erklärbar. 
Auch das ambivalente Verhältnis zwischen Warschau und Moskau verhindert eine 
offene Haltung Warschaus im Hinblick auf ein stärkeres Engagement Polens an der 
europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik: Je stärker in Kreisen der 
polnischen Entscheidungsträger die politische Überzeugung die Oberhand gewinnt, 
dass in Brüssel und den westeuropäischen Hauptstädten, vor allem aber Paris und 
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Berlin, eine Instrumentalisierung mittel- und osteuropäischer EU-Staaten durch 
Russland toleriert wird, desto weniger nimmt Warschau die ESVP als glaubwürdig 
wahr.  
 Es ist anzunehmen, dass für Warschau die Attraktivität der ESVP in dem Maße 
steigt, wie eine Kultur der europäischen Solidarität, vergleichbar mit der Wirkung 
des fünften NATO-Artikels, entwickelt wird und sich eine solidarische Politik im 
Hinblick auf wichtige sicherheitspolitische Probleme identifizieren lässt. Des 
Weiteren ist eine – gegenüber den Kapazitäten der NATO – tatsächliche Steigerung 
der Verteidigungskapazitäten der EU-Staaten notwendig, um die europäische 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik eine ernstzunehmende Option werden zu 
lassen. 
 Eine der wichtigsten Prioritäten der polnischen Außenpolitik wird in der 
Etablierung neuer Qualitäten in den Beziehungen zu den direkten östlichen 
Nachbarstaaten gesehen. Die Hauptaufmerksamkeit richtet sich vor allem auf die 
Ukraine, der aus Warschauer Sicht großes außen- und sicherheitspolitisches 
Potenzial zugesprochen wird. Die polnische Unterstützung der ukrainischen NATO- 
und EU-Mitgliedschaft wurde als Element der unmittelbaren Nachbarschaftspolitik 
konzipiert. Für die außenpolitische Unterstützung der Ukraine und die Befürwortung 
der ukrainischen EU- und NATO-Mitgliedschaft wurden unterschiedliche Motive 
dargestellt. Neben den politischen Überlegungen spielen historische und ideelle 
Elemente eine signifikante Rolle. Wesentlich bei der polnischen Forderung einer 
ukrainischen NATO- und EU-Mitgliedschaft ist aber die strategische Überlegung, 
Polens östliche Grenze außenpolitisch zu stabilisieren. Dieser Logik ist auch die 
Tatsache untergeordnet, dass im polnischen innenpolitischen Diskurs Fragen nach 
ökonomischen Nachteilen, die sich im Fall einer tatsächlichen ukrainischen EU-
Mitgliedschaft für Polen wie auch für andere Staaten in der mitteleuropäischen oder 
baltischen Region ergeben würden, kaum berücksichtigt werden (Kuźniar 2008: 
283). Die potenzielle NATO-Erweiterung wurde in Warschau als wichtiges 
Instrument der Erweiterung der sicherheitspolitischen Stabilität an der 
osteuropäischen Grenze verstanden und erst sekundär als Ausdruck der gemeinsamen 
politischen Werte interpretiert. Die ukrainische NATO-Mitgliedschaft, so die 
Überzeugung Warschaus, komme in langfristiger Perspektive dem Abschlussprozess 
der geopolitischen Stabilität und der Stärkung der Modernisierungsprozesse in 
Osteuropa gleich (Ziółkowski 2007: 73f.). Intuitiv wurde gehofft, dass eine klare 
europäische und transatlantische Ausrichtung der ukrainischen Außen- und 
Sicherheitspolitik einen Dominoeffekt herbeiführen könnte, der sich in einem 
Prozess der Demokratisierung in Weißrussland und in den Kaukasusstaaten 
niederschlagen würde. Die Ereignisse der ukrainischen „Orangen Revolution“ hatte 
Warschau als Kulmination der eigenen außenpolitischen Bemühungen hinsichtlich 
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der Einbindung der Ukraine in die EU bewertet. Diese Erwartungen wurden aber in 
der mittelfristigen Perspektive nicht erfüllt.  Problematisch bleibt, dass sich die 
polnische Ostpolitik durch einen starken Grad an individueller Vorgehensweise 
auszeichnet. Versuche, die Staaten der Visegrád-Gruppe intensiver einzubinden, 
finden kaum statt. Ihrerseits beanspruchen die Regierungen in Bratislava, Prag oder 
Budapest für sich zwar stets eine eigene außenpolitische Stärke bei der Förderung 
der ENP unter besonderer Berücksichtigung Osteuropas, jedoch führt auch dies zu 
keiner strukturellen Zusammenarbeit der Visegrád-Staaten. Es ist daher bezeichnend, 
dass eine der wichtigsten Initiativen zur Etablierung der Östlichen Partnerschaft auf 
einen polnisch-schwedischen Vorschlag zurückgeht. Die Reaktion auf die Ereignisse 
der Orangen Revolution in der Ukraine 2004/2005 offenbarte deutlich, dass eine 
koordinierte außenpolitische Vorgehensweise der Visegrád-Staaten vielmehr 
politisches Wunschdenken als eine reale außenpolitische Kooperation ist.  
 Die offensive Ostpolitik Polens steht in direkter Konkurrenz zu den russischen 
Bemühungen, die Ukraine, wie auch andere Staaten im postsowjetischen Raum, 
dauerhaft in die eigene Wirkungs- und Einflusssphäre einzubinden. Kritisch ist 
anzumerken, dass in Warschau die Möglichkeit, die eigene Außenpolitik gegenüber 
Russland im Rahmen der gesamten EU mitzugestalten, nur sehr selektiv 
wahrgenommen wird. Bis 2004 war die polnische Russlandpolitik bilateral 
ausgerichtet. Lange wurde die kooperative Gestaltung der polnischen Russlandpolitik 
im Rahmen der GASP skeptisch betrachtet. Ausschlaggebend dafür war auf der 
einen Seite ein relativ hoher, jedoch empirisch schwer verifizierbarer Grad 
antirussischer Ressentiments der politischen Eliten Polens, besonders in den 
nationalkonservativen Kreisen, auf der anderen Seite ein fundamentales Misstrauen 
der russischen Entscheidungsträger gegenüber der NATO und der transatlantischen 
Orientierung der mitteleuropäischen Staaten. In Verbindung mit einer irreführenden 
geopolitischen Denkweise, die sich in Polen durch ein Misstrauen gegenüber der 
vermeintlich prorussischen Politik der EU-Großstaaten und in dem Schutzbedürfnis 
nach einer starken Partnerschaft mit den USA manifestiert, bieten diese Faktoren 
eine plausible Erklärung für die polnische Distanz gegenüber einer Intensivierung 
der Kooperation zwischen der EU und Russland. Auf russischer Seite, wie in Polen 
immer wieder festgesellt wird (Gniazdowski 2007: 329-331), ist eine Konzentration 
auf die EU-Großstaaten und eine Tendenz zur Bagatellisierung der mittel- und 
osteuropäischen NATO-und EU-Mitgliedstaaten (Zięba 2009: 184f.) sichtbar, was 
mit Sicherheit die Etablierung einer partnerschaftlichen Beziehung zwischen Polen 
und Russland zusätzlich erschwert. Die polnische Russlandpolitik zeichnet sich vor 
allem durch fehlende Interaktion im Bereich der gemeinsamen Initiativen und 
ungenutzten Kooperationsmöglichkeiten aus (Ćwiek-Karpowicz 2006: 2). Der 
Verbleib der politischen Eliten beider Länder in den alten Denkstrukturen wurde 
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besonders deutlich im Verlauf der Diskussion über die Installierung von US-
amerikanischen NMD-Elementen in Polen. Die sicherheitspolitische Komplexität 
dieses Themas wurde auf provokative Feststellungen, einseitige Forderungen und 
gegenseitiges programmatisches Unverständnis reduziert. Der politische Wille zu 
einer kooperativen Vorgehensweise war auf beiden Seiten nicht vorhanden. Sowohl 
in Moskau als auch in Warschau ist der zwar jeweils unterschiedlich interpretierte, 
jedoch in beiden Ländern instrumentalisierte Jalta-Komplex noch nicht überwunden. 
Das Postulat der Vermeidung von Historisierung impliziert für Polen eine Änderung 
der bisherigen politischen Imperative: Statt eine Politik auf Grundlage der 
Geschichte zu forcieren, ist es erforderlich, eine Politik auf Grundlage der 
gemeinsamen Zukunft zu gestalten (Kuźniar 2008; Piekło 2009; Zięba 2009: 179-
190). Es wäre Mut vonnöten, die bisherige Vorgehensweise zu ändern, ist doch 
schließlich keinem Versuch, etwas Neues durchzusetzen, auch der tatsächliche 
Erfolg garantiert. Ohne Risiko bliebe im besten Falle lediglich der Erhalt des Status 
quo. Dieser allerdings vermag es nicht, eine anhaltende freundschaftliche Stabilität 
im politischen Sinne zu gewährleisten, nicht einmal eine fragwürdige. 
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KAPITEL 3 
I. IDENTITÄT SOWIE AUSSEN- UND SICHERHEITSPOLITISCHE 
KULTUR TSCHECHIENS 
1. Kollektive Identität Tschechiens 
1.1. Zwischen nationaler Eigenart und europäischem 
Universalismus 
Eine Analyse der kollektiven Identität Tschechiens muss, wie es die Soziologin 
Krossa postuliert, zwei unterschiedliche Geschichtsinterpretationen berücksichtigen. 
In der ersten Auslegung wird die tschechische Geschichte als die „Realisierung des 
libertären, egalitären und demokratischen Geistes der Nation, vor allem in 
Opposition zur deutschen Autokratie“ (Krossa 2005:100) verstanden. Eine besondere 
Verkörperung dieser Interpretation ist bereits bei dem wichtigsten tschechischen 
Historiker der Aufklärung, František Palacký (1798-1876), anzutreffen, der die 
tschechische Geschichte als eine kontinuierliche Entwicklung eigener nationaler 
Traditionen begreift. Der Einfluss der anderen europäischen Strömungen wird zwar 
grundsätzlich nicht ausgeschlossen, aber als Ergänzung und nicht als konstitutives 
Element des bestehenden tschechischen Nationalcharakters72 verstanden (Plaschka 
1955).  
 Die zweite geistesgeschichtliche Strömung, repräsentiert von Historiker Josef 
Pekař (1870-1937), versteht den tschechischen Sonderweg hingegen als Ergebnis 
umfassender historischer Diskontinuitäten, die in den Kontext der europäischen 
politischen und kulturellen Prozesse eingebunden seien. Die tschechische Geschichte 
                                                 
72 In der historischen Symbolik wird in diesem Zusammenhang stellvertretend auf die 
Hussitenbewegung hingewiesen. Sie verkörperte die Spannung zwischen religiösen – und damit im 
Kontext des damaligen mitteleuropäischen Europa – universellen Werten einerseits und den 
partikularen, ethnisch-sozialen Strukturen (Krossa 2005: 89) andererseits, welche die Individualität 
gegenüber der Kollektivität bevorzugten. Die hussitische Bewegung wurde in universalistischen 
Kategorien formuliert und in die humanistische und demokratische Wertetradition eingebettet, ohne 
den Anspruch auf Autonomie und Selbstdefinierung aufzugeben. Diese Logik wurde vom ersten 
tschechoslowakischen Präsidenten, Tomáš Garrigue Masaryk (1850-1937), übernommen und politisch 
umgedeutet. Masaryk sah in der hussitischen Bewegung die Abgrenzung zwischen Demokratie und 
Theokratie (Janát 1997: 121-129). Die Definition der Demokratie erfolgte in moralischen Kategorien, 
für die prinzipiell die Verantwortung des Individuums und die Selbstbeschränkung als immanente 
Kontrollmechanismen entscheidend seien, und die der auf externe Kontrollmechanismen und 
Autoritätsinstanzen angewiesenen Theokratie überlegen seien (Krossa 2005: 94f.). In politisch-
kultureller Hinsicht war das theokratische Prinzip Masaryk zufolge am stärksten in der germanischen 
Kultur, also in Preußen und in Österreich vertreten. Diese ideengeschichtliche Logik war für Masaryk 
unter anderem im Konflikt um die tschechischen Autonomiebestrebungen präsent: Die Befreiung 
Tschechiens von der Fremddominanz und die Entstehung der Tschechoslowakei (1918) verstand er 
nicht als Ergebnis einer geopolitischen Verschiebung der Machtzentren nach dem Ersten Weltkrieg, 
sondern als Triumph der tschechischen Autonomiebestrebungen über die Machtpolitik (Drulák 2005: 
7; Krejči 1993; 2005). In diesen Kontext reiht sich die Vorstellung einer dem tschechischen 
Nationalcharakter innewohnenden demokratischen Ordnung, stellte letztere doch in der 
Zwischenkriegszeit angesichts der zunehmenden autokratischen Regierungsformen in den Staaten der 
direkten Nachbarschaft eine Besonderheit dar. 
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und das darauf basierende Selbstverständnis sind demnach nicht frei von den 
größeren europäischen Einflüssen. Tschechien erscheint als Bestandteil der 
europäischen Geschichte und parallel als Ergebnis der kulturellen und 
zivilisatorischen Prozesse auf dem europäischen Kontinent. Aus dieser Perspektive 
heraus hatte die tschechische Geschichte, die das Identitätsbild Tschechiens 
wesentlich bestimmte, einen responsiven Charakter. Die Antwort- und 
Projektionsfläche bildeten die europäischen Ereignisse, die sich entweder 
nationalistisch oder a-national manifestierten (Krossa 2005: 101). Besonders die a-
nationale Betrachtung der eigenen Identität ermöglichte demnach einen 
identitätspolitischen Anpassungsmechanismus, in dem die Elemente der 
gemeinsamen europäischen Identität als konstitutive Elemente in das tschechische 
Identitätsbild einflossen (Krossa 2005: 99-102). Aufgrund der unterschiedlichen 
Einflüsse, denen Tschechien ausgesetzt war, bildete sich gemäß dieser Theorie eine 
gewisse Identität des „Dazwischenseins“: Tschechien gehörte nach westlicher 
Auffassung bereits zum Osten; in östlicher Wahrnehmung stellte es wiederum einen 
Teil des Westens dar. Die Logik des „Dazwischenseins“ wurde durch die 
historischen Transformationsprozesse verstärkt: Die tschechische Geschichte 
zwischen 1918 und 1992 ist durch vier historische Wendepunkte (1918, 1939, 1945, 
1992) bzw. Transformationen gekennzeichnet. Zwei davon werden als abgebrochene 
(1938-39, 1968) und zwei als abgeschlossene Transformationen bezeichnet (1918, 
1989). Drei der historischen Wenden (1918, 1939, 1945) wurden durch politische 
Umwälzungen von außen aus initiiert. Dies hatte zur Konsequenz, dass die 
tschechische Gesellschaft ein enormes Anpassungspotenzial zum Überleben 
entwickelte. Diese Fähigkeit zur Adaption und Sozialisation hat eine Kehrseite: den 
Opportunismus, der nicht nur in der gesellschaftlichen Analyse (Brodský 2001: 30f.), 
sondern auch in der Außen- und Sicherheitspolitik immer wieder zur Geltung 
kommt. Die extreme, identitätsbezogene Anpassungsfähigkeit hatte einen 
wesentlichen Einfluss auf die Entwicklung der großen Kompromissfähigkeit, die oft 
als ein Kennzeichen der tschechischen Identität gesehen wird (Holy 1996). Die auf 
Kompromiss und Anpassung ausgerichtete Haltung manifestierte sich in der 
außenpolitischen Position Tschechiens. Der tschechische Politologe Cabada bemerkt 
dazu kritisch: 
„Der Mittelweg hat in der tschechischen Gesellschaft die Qualität eines nationalen Mythos. 
Die Tschechen sind meistens nicht bereit, zwischen zwei klaren Positionen zu wählen. Sie möchten 
immer das Beste von den beiden Seiten bekommen und dadurch eine besondere, mittlere Lage 
erreichen“ (Cabada 2003: 45). 
 
Argumentativ wird auf das Konzept des Vermittlers verwiesen und sich in Begriffen 
wie „Mittel-“, „Zwischen-“, „Zentral-“ und „Brücke“ ausgedrückt. Diese 
Konzeptionen stellten in den 1920er und 1930er Jahren noch eine relativ realistische 
außenpolitische Option dar, denn sie waren in den mitteleuropäischen Kontext 
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eingebettet. Sie hatten jedoch keine praktische Relevanz mehr in der Zeit der 
bipolaren politischen Ordnung, in der die Tschechoslowakei wie auch die anderen 
mitteleuropäischen Staaten dazu gezwungen waren, eine klare außenpolitische 
Position einzunehmen. Damit wurde das Bild einer „Brücke“, die sich nicht als 
russischer Teil Osteuropas verstandenen Staaten bezog, lediglich in den Kreisen 
tschechischer und anderer mitteleuropäischer Intellektueller aktiv am Leben erhalten 
(Kundera 1984: 43-52). Dieses Selbstbild entwickelte jedoch einen ausschließlich 
kulturellen und teilweise eskapistischen Charakter (Schöpflin, Wood 1989). Für die 
tschechischen Dissidenten symbolisierte die Vorstellung von Mitteleuropa eine 
Chance zur „Flucht aus Osteuropa“, das der Sowjetunion unterworfen war (Cabada 
2003: 47). Die Entbindung Mitteleuropas aus Osteuropa wurde als Chance zur 
friedenspolitischen Stabilisierung des gesamten Kontinents gesehen (Dienstbier 
1986: 112). 
 Die postkommunistische (tschechoslowakische) Identität wurde als eine 
demokratische Identität verstanden, die, basierend auf historischen und kulturellen 
Elementen, in die europäische Kultur und Geschichte eingebettet blieb73. Diese 
Identität wurde einerseits in der Abgrenzung von einer osteuropäischen und 
anderseits in den Annäherungsversuchen hin zu Westeuropa konstruiert. Das 
tschechoslowakische Selbstverständnis verwies auf das Bild einer Identität zwischen 
west- und osteuropäischen Identitäten (Holy 1996: 201f.). Dies wurde nicht selten 
mit dem Begriff „Mitteleuropa“ beschrieben (Szűcs 1995). In außen- und 
sicherheitspolitischer Hinsicht wurde die neue bzw. noch im Entstehen begriffene 
Identität mit dem Postulat einer „Rückkehr nach Europa“ verknüpft. Dieses Postulat 
war – wie auch im Falle Polens oder Ungarns – nicht im zivilisatorischen Sinne, 
sondern im politisch-institutionellen Sinne definiert als eine „Rückkehr zur normalen 
Ordnung der Dinge“ (Brodský 2001: 24). Damit wurde einerseits die tschechisch-
slowakische Identität mit einer institutionellen Europäisierung konfrontiert, 
andererseits das neue Konstrukt einer tschechoslowakischen Identität durch die 
politische Entscheidung der Staatsteilung selbst in Frage gestellt. Der Zerfall der 
staatsbildenden tschechoslowakischen Einheit implizierte die Notwendigkeit der 
Herausbildung einer neuen politischen und historischen Identität, wobei der 
slowakische Teil der früheren gemeinsamen Identität relativ schnell als weiteres 
Element der Abgrenzung diente. In der Wahrnehmung vieler tschechischer Bürger 
                                                 
73 Nicht ohne Probleme war aber die Definition der kollektiven tschechoslowakischen Identität. Wie 
es Brodský formulierte, wurde die staatliche Souveränität von der tschechoslowakischen Nation 
garantiert. Allerdings könne die Nation als kollektive Einheit nicht ohne Sprache existieren. Daher 
solle die tschechoslowakische Identität verstanden werden, in der beide Elemente eine 
identitätsstiftende Wirkung besitzen. Während die Tschechen sich als Tschechoslowaken verstanden 
hätten, sei der „Tschechoslowakismus“ in der Slowakei nicht selten als Ausdruck des tschechischen 
Nationalismus angesehen worden (Brodský 2001: 23f.). 
125 
 
„gehört die Slowakei seit 1993 politisch, ökonomisch und sogar geografisch zu 
Osteuropa“ (Brodský 2001: 24). 
 Im europapolitischen Diskurs vor dem EU-Beitritt wurde versucht, an die 
Attraktivität der beiden denkpolitischen Strömungen (europäisch-universalistische 
und tschechisch-individuelle) anzuknüpfen (Krossa 2005: 100-102). Die Frage nach 
der tschechischen Identität im Zusammenhang mit der Mitgliedschaft in der EU 
findet sich – nach Brodský – im öffentlichen Diskurs vor allem durch zwei 
Persönlichkeiten vertreten: Václav Havel und Václav Klaus. Gemeinsam ist den 
beiden mit diesen Personen verknüpften Konzeptionen: Zum einen die Einbettung 
der Frage nach der nationalen tschechischen Identität in das Spannungsverhältnis 
zwischen tschechischer Nation und Staatlichkeit und zum anderen die explizite 
Vermeidung eines antagonistischen Gegensatzes zwischen europäischer und 
tschechischer Identität (Brodský 2001: 34f.). Während jedoch Havel die tschechische 
Identität frei von negativen Elementen politischer Dominanz und in Harmonie mit 
der europäischen Identität sehen will, betrachtet Klaus die tschechische Identität in 
ihrer Gesamtheit in gewisser kampfesfreudiger Konkurrenz zur europäischen74 
(Braun 2006: 15). 
 1.2. Identität im Spiegelbild nachbarschaftlicher Interaktionen   
 1.2.1. Tschechen und Deutschland 
Ein anderer wichtiger Aspekt der tschechischen Identität beruht auf 
Identifikationsmerkmalen, die sich aus der Gegenüberstellung ableiten lassen („Wir 
gegenüber den Anderen“). Die tschechische Identität wird im Besonderen durch die 
Relation zu den beiden wichtigen „Anderen“ definiert: Deutschland und die 
Slowakei. Die Wahrnehmung der eigenen Distanz zu den Nachbarn erlaubt eine 
eigene Identitätsperzeption. Die tschechische Identität kann relativ schwer auf die 
                                                 
74 Die Argumente für die tschechische EU-Mitgliedschaft lassen sich in drei unterschiedliche, 
komplementäre Gruppen aufteilen. Teilweise aufgrund der Typologie von Eriksen und Fossum 
klassifiziert Braun den tschechischen Diskurs innerhalb einer Argumentationslogik von 
instrumentaler, kontextueller und kommunikativer Operationalisierung. Dementsprechend 
argumentierten die tschechischen Entscheidungsträger für die Mitgliedschaft in der EU wie folgt: 
Erstens mit dem Verweis auf ökonomische und geopolitische Interessen, zweitens auf 
identitätsstiftende Elemente und die sowohl tatsächliche als auch „gefühlte“ Zugehörigkeit zu Europa 
und drittens mit dem Verweis auf die konstituierende Geltung der politischen Normen, die im 
deliberativen Diskurs der Entscheidungsfindungsprozesse entstehen bzw. anerkannt werden. Die 
unterschiedliche Einsetzung der typologisierenden Argumente lässt sich nicht einer bestimmten 
politischen Gruppierung zuordnen. Allerdings lassen sich die von der ODS und Václav Klaus 
hervorgebrachten Argumente in den Rahmen der kontextuellen Rationalisierung einbetten. Klaus, wie 
auch große Teile der Konservativen, sprechen der EU jegliche identitätsstiftende Wirkung ab und 
lehnen auch die staatsähnliche Qualitätskomponente der EU ab. Die „eurorealistische“ Strömung der 
tschechischen Politik will, symbolisch ausgedrückt, die tschechische Mitgliedschaft lediglich als 
„Vernunftehe“ und nicht als „Ehe aus Liebe“ verstehen. Ausschlaggebende Argumente für die 
Mitgliedschaft werden lediglich im ökonomischen Bereich gesucht und in der Kategorie der 
Modernisierung gesehen, die nicht in einer kulturellen oder zivilisatorischen Dimension verstanden 
werden (Eriksen, Fossum 2004: 435-459; Braun 2006: 10-16; Hirsch 2008). 
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primordiale oder sakrale Konstruktion zurückgreifen, sondern sucht vor allem die 
Gemeinsamkeiten und Differenzen im Rahmen der bestehenden zivilen Konstruktion 
(Giesen 1999: 54-69; Krosa 2005: 100f.). Dies bestätigt die tschechische Historikerin 
Eva Hahnová, indem sie auf die konstitutive Bedeutung der historischen 
Beziehungen zwischen Deutschland und Tschechien für die Herausbildung der 
tschechischen Identität hinweist: 
“ (…) from the Czech viewpoint, the position of Germany on Czech maps of Europe 
represents for Czechs even a bigger problem than their own placement there. The geographical fact 
that the Germans are the Czechs’ western neighbours can hardly be denied, however, since the 
Germans are traditionally perceived as having a negative influence on the Czech cultural 
development, many a Czech intellectual faces a fundamental problem when contemplating the future 
of Europe, more specifically – how to create an attractive concept of Western Europe without the 
Germans” (Hahnová 1997: 31). 
 
Im diesem Kontext erscheint es hilfreich, auf vergleichbare Überlegungen 
tschechischer Entscheidungsträger hinzuweisen, die in den Beziehungen zwischen 
den beiden Ländern einen identitätsstiftenden Charakter sehen, um es mit Václav 
Havel auszudrücken:  
“Our relationship to Germany and the Germans has been more than merely one of the themes 
of our diplomacy. It has been a part of our destiny, even a part of our identity. Germany has been our 
inspiration as well as our pain; a source of understandable traumas, of many prejudices and 
misconceptions, as well as standards to which we turn. Some regard Germany as our greatest hope, 
others as our greatest peril” (Fawn 2003: 216). 
 
Die Spuren der Abgrenzung gegenüber den Deutschen und all dem, was mit 
Deutschtum assoziiert wurde, sind bereits in der hussitischen Bewegung sichtbar. 
Hussitismus implizierte nicht nur das Streben nach Autonomie und manifestierte den 
Durchsetzungswillen einer kleinen, aber stolz empfindenden Nation in ihrer 
Behauptung gegen mächtige Einflüsse der Anderen, sondern darüber hinaus die 
Abgrenzung par excellence gegen die – in politischer, wirtschaftlicher und 
ökonomischer Dimension – dominierenden deutschen Elemente in Böhmen sowie 
gegen die Habsburger Monarchie im Allgemeinen (Holy 1996: 38). Auch nach der 
Wiedergeburt der tschechischen Staatlichkeit (1989/1993) bedurfte es im 
Herausbildungsprozess der nationalen Identität weiterer Abgrenzungsmerkmale, für 
die die Aktivierung bestimmter Perzeptionsmythen in Verbindung mit der 
wirtschaftlichen Situation der Transformationsjahre eine Rolle spielte75. 
                                                 
75 Holy bringt dies auf den Punkt: “For ordinary Czechs, the image of the German is not that of a 
scholar or philosopher but that of an aggressor and oppressor or a warrior. Many ordinary Czechs 
today view with distaste the penetration of German capital into Czech industry, the proliferation of 
German firms, the growing quantity of German goods on the Czech market, and in particular the 
appearance of advertising slogans and inscriptions in German. They express their fear that, having 
failed to subjugate the Czech nation militarily, the Germans will succeed in subjugating it 
economically” (Holy 1996: 92).  
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 1.2.2. Tschechen und die Slowakei 
Neben der Abgrenzung von Deutschland spielte die von der Slowakei eine ebenso 
wichtige Rolle. Trotz der gemeinsamen tschechoslowakischen Staatlichkeit zwischen 
1918 und 1938 sowie 1945 und 1992 scheiterte die Existenz des gemeinsamen 
Staates letztendlich an der als ungenügend empfundenen Zusammengehörigkeit. Die 
dafür vorliegenden Erklärungsfaktoren gehen bereits auf die Zwischenkriegszeit 
zurück76 und betonen die politische und administrative Dominanz der Tschechen im 
gemeinsamen Staat77. Die erste slowakische Befreiung von der fürsorglichen 
tschechischen Fremdbestimmung78 erfolgte unter der deutschen Fremdbestimmung79 
(1939-45) (Škorvánek 1997: 217-232), die durch Tschechien auch nach 1989 negativ 
bewertet und von einem überwiegenden Teil der tschechischen Bevölkerung mit dem 
Nationalsozialismus assoziiert wurde (Holy 1996: 108-110; Nižnanský 2004: 249-
287). In der Zeit nach 1945 wurde wieder an die Ideologie des 
„Tschechoslowakismus“ (Brenner 2009) angeknüpft. Dessen wichtigstes Element 
war der Anspruch auf die Tschechoslowakei durch die Tschechen selbst. Das 
kaschierte die Illusion, dass die Tschechoslowakei in gleichem Maße den Tschechen 
wie den Slowaken gehören sollte. Die dominante Rolle der Tschechen manifestierte 
sich in der nationalen Symbolik und auf der Ebene der Interaktion zwischen den 
beiden Bevölkerungsgruppen (Felak 1992: 136-162). Die formelle konstitutionelle 
Gleichheit der beiden Teile des gemeinsamen Staates entsprach nicht der ungleich 
strukturierten Teilung der Macht, in der vor allem die slowakische Seite – im 
Einklang mit der kommunistischen Ideologie – einer starken Zentralisierung 
ausgesetzt wurde. 
                                                 
76 Der Frage der sprachlichen Differenzierung, einem wichtigen Merkmal der slowakisch-
tschechischen Beziehungen (Kučera 1999), genauer nachzugehen, würde den Rahmen dieser Arbeit 
sprengen. 
77 Die Dominanz Tschechiens manifestierte sich bereits in der ethnischen Zusammensetzung des 
tschechoslowakischen Staates. Besonders in den Leitungspositionen der Ministerien war ein enormer 
Disproporz zwischen Slowaken und Tschechen feststellbar. Der Berechnung von Rychlik (1988) und 
Beránek (1988) zufolge waren z. B. in den 1920er Jahren unter den gesamten 1300 Mitarbeitern des 
tschechoslowakischen Verteidigungsministeriums lediglich 6 Personen slowakischer Abstammung. 
Von 131 Generälen der tschechoslowakischen Armee war nur ein einziger slowakischer Herkunft. Im 
Prager Bildungsministerium gab es unter den 417 Mitarbeitern nur 4 Slowaken. In der slowakischen 
Dependenz des gleichen Bildungsministeriums in Bratislava waren 94 Tschechien und 68 Slowaken 
beschäftigt. In der gemeinsamen Regierung von 1919 waren nur 2 von 17 Ministerien mit Slowaken 
besetzt, und im Parlament bezifferte sich das Verhältnis zwischen Tschechen und Slowaken auf 254 
zu 40 (Holy 1996: 99; Zückert 2006). 
78 “The Czech is the elder and the Slovak the younger brother. The younger brother is usually inclined 
to believe that the elder aims in his advice only at his own advantage. He rejects your helping hand, he 
kicks you (…). And what about you, elder brother? Your duty is to look after the younger brother 
even more carefully, to make sure that when alone he will not lose his way or drown” (Kálal 1905, 
zitiert nach: Holy1996: 104). 
79 Die Slowakei erlangte zwar eine eigene Staatlichkeit, befand sich aber in voller politischer 
Abhängigkeit vom nationalsozialistischen Deutschland. Dies implizierte das Problem der 
slowakischen Kollaboration mit dem Dritten Reich, das nicht ohne Bedeutung für die spätere 
identitätsbedingte Auseinandersetzung zwischen Tschechien und der Slowakei nach 1989 blieb (Holy 
1996: 101). 
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 Während man von einer politischen Angleichung zwischen Slowaken und 
Tschechen zur Zeit des Sozialismus sprechen musste, traf dies auf der 
gesellschaftlichen Ebene nicht zu. Trotz der bestehenden gemeinsamen Staatlichkeit 
war stets das Gefühl der kulturellen und sprachlichen Fremdheit zwischen den beiden 
ethnischen Gruppen vorhanden. Dies manifestierte sich einerseits in der 
Zentrumsbezogenheit der kulturellen Institutionen, die lediglich mit Prag und dem 
Tschechentum assoziiert wurden, anderseits in der verbreiteten Überzeugung der 
kulturellen und zivilisatorischen Dominanz der Tschechen, was nicht selten einer 
gewissen Ignoranz der slowakischen Geschichte gleichkam: 
“Most ordinary Czech have hardly any factual knowledge of the history of Slovakia. 
Nevertheless, they are aware that Czechs have a rich history during which they have often played a 
decisive role in European politics, whereas Slovakia has always been just a mountainous region of 
Hungary which has been bypassed by history” (Holy 1996: 105). 
 
Zudem wurden die Beziehungen zwischen der slowakischen und tschechischen Seite 
durch die unterschiedliche Bewertung der wirtschaftlichen und politischen Reformen 
nach 1989 beeinflusst. So sehr die tschechische Elite vor allem eine wirtschaftliche 
„Schocktherapie“ und eine relativ schnelle institutionelle Anbindung an 
westeuropäische Strukturen befürwortete (Průcha 2003: 109-131; Hofmann 1998: 
1166-1183), so sehr hatten die slowakischen Entscheidungsträger, und hier vor allem 
die Partei von Vladimir Mečiar, einen Einfluss auf die Verlangsamung der 
wirtschaftlichen Reformen unter Betonung des sozialen Ausgleichs, der besonders 
dem wirtschaftlich schwächeren slowakischen Teil zugutekommen sollte. Ferner 
wurden die Beziehungen zwischen Slowaken und Tschechen durch den Streit um den 
Namen des Staates belastet. „Der Krieg um den Bindestrich80“ implizierte eine erste 
ideologische Differenzierung und offenbarte nach 1989 deutlich slowakische Ängste 
vor der tschechischen Dominanz im gemeinsamen Staat. Die steigenden 
nationalistischen Tendenzen in der Slowakei wie auch der slowakische Wunsch nach 
eigener Souveränität, die Abgrenzung der tschechischen Eliten von den politischen 
Entscheidungsträgern in Bratislava sowie zunehmende Differenzen hinsichtlich der 
Implementierung weiterer Reformen führten unausweichlich zum Zerfall des 
gemeinsamen Staates. Für Tschechien bedeutete die Trennung von der Slowakei eine 
Rückkehr zum historischen Proprium eigener Staatlichkeit und in außenpolitischer 
                                                 
80 Im Streit um den Bindestrich ging es um die Kontroverse hinsichtlich des Staatennamens. Den 
tschechischen Vorschlägen zufolge sollte der Name des postkommunistischen Staates 
Tschechoslowakische Republik lauten, was als direkte Fortsetzung der Masaryk‘schen Tradition 
verstanden wurde. Die Slowaken optierten für die Bezeichnung „Tschecho-Slowakische Föderation“ 
bzw. „Tschecho-Slowakische Föderationsrepublik“. Der Bindestrich wurde von den tschechischen 
Abgeordneten abgelehnt. Dabei wurde argumentiert, dass er im offiziellen Namen des Staates nicht 
der Tradition der gemeinsamen Staatlichkeit entspräche. Präsident Havel unterstützte die 
slowakischen Postulate, so dass sich das Parlament auf einen doppelten Namen einigte: In der 
tschechischen Sprache hieß es „Tschechoslowakische Republik“ und in der slowakischen „Tschecho-
Slowakische Föderationsrepublik“ (Bankowicz 2003: 105f.). 
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Hinsicht zu einer eindeutigen Orientierung an westlichen Strukturen (Segeš, Segeš 
2003: 96; Bankowicz 2003: 106). 
 
2. AUSSEN- UND SICHERHEITSPOLITISCHE KULTUR TSCHECHIENS 
 
Anfang der 1990er Jahre determinierten drei Faktoren die tschechische Außen- und 
Sicherheitspolitik: der Schutz der wiedergewonnenen Unabhängigkeit, die politische 
und wirtschaftliche Einbindung in die westeuropäischen Strukturen sowie die 
Bestimmung der eigenen Rolle in der mitteleuropäischen Region (Hudall 2003; 
Kratochvíl 2004: 21-25; Khol 2005: 470-485). In praktischer Hinsicht implizierte die 
Bewahrung der Souveränität einen schnellen Abzug der russischen Streitkräfte aus 
dem gesamten tschechoslowakischen Territorium und die Auflösung des Warschauer 
Paktes. Der Schutz der eigenen Unabhängigkeit wurde darüber hinaus durch zwei 
konstitutive Überlegungen geprägt: Die Schaffung einer neuen europäischen 
Sicherheitsarchitektur und die Anbindung der tschechischen Republik an die NATO 
und in einer längeren Perspektive an die EU, was mit dem Motto „Rückkehr nach 
Europa“ assoziiert wurde. Des Weiteren hatte die Frage nach der Neureglung der 
Beziehungen mit den USA eine zentrale Bedeutung. Die Bestimmung der eigenen 
Rolle in Mitteleuropa war wiederum – nach der Trennung von der Slowakei – mit 
der Frage nach der Bestimmung der eigenen nationalen Identität verknüpft.   
 2.1. Elemente der tschechischen außen- und 
sicherheitspolitischen Kultur 
Die Sicherheitskultur der mittel- und osteuropäischen Staaten wird wesentlich durch 
die eigenen historischen Erfahrungen bestimmt. Dafür ausschlaggebend sind zwei 
Faktoren: Erstens die mittelbaren und unmittelbaren Erfahrungen des Zweiten 
Weltkriegs und dessen Konsequenzen (Vertrauen und Verrat); zweitens die 
Rahmenbedingungen des Kalten Krieges sowie die besonderen Erfahrungen, die mit 
der problematischen Suche nach Integration in die westlichen Strukturen nach 1989 
verbunden waren. Jedoch ist Geschichte stets bestimmten Interpretationsregeln und 
einem gewissen Druck der Politisierung oder gar Instrumentalisierung ausgesetzt. 
Auf dieses Dilemma macht Seifter bei der Analyse der kulturell bedingten 
Sicherheitspolitik der mitteleuropäischen Staaten aufmerksam. Die historischen 
Ereignisse, auf welche die mitteleuropäischen politischen Eliten zurückgreifen, 
werden nicht selten im Westen missverstanden, da sie auf unterschiedlichen 
historischen Wahrnehmungen basieren: 
“Two sorts of memories and two sorts of moral codes emerged in CEE: that of things done to 
them by the Germans and that of things done by them to others after the war (which were seen as just 
and necessary). […] Until 1948, the two parts of Europe had much in common. From then on their 
histories diverged. The East not only ended up with some of its history distorted for the sake of its 
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own version of a united Europe, but at the same time entered the 1990s with too much memory and 
too many pasts on which to draw. While Western Europe located its problems in 1940-45, the East has 
many more problematic or critical points of reference: 1938/9-1944/6, 1948, 1956, 1968, 1981, 1989. 
They form a multiplicity of memories of wars, civil wars, interventions, occupations, uprisings, 
resistance and collaboration, where groups – ethnic, tribal or social, sometimes racial and religious – 
and also whole nations stood against each other, always seeking their own advantages at the expense 
of the others. This led to separate memories that fortified themselves against accusations from their 
enemies’ memories. Communism made things worse by suppressing these stories in favour of its own 
official one, thus fragmenting them into exclusively private memories that were later developed into 
new version by the church, political oppositions or dissenters” (Seifter 2006: 218). 
 
In der Konsequenz führte dies zu einer unterschiedlichen Gewichtung der aktuellen 
Kooperationsmöglichkeiten, die – wenn auch nicht immer bewusst von den 
politischen Eliten artikuliert – eine besondere Bedeutung in der Europäischen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik oder der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik erlangen.  
 2.1.1. Vertrauen und Misstrauen 
Das erste historische Element für die Bestimmung der tschechischen Außen- und 
Sicherheitskultur ist stark mit der praktischen Frage nach dem Vertrauen gegenüber 
den Alliierten und damit dem Wert der bilateralen und multilateralen 
Vereinbarungen verbunden. Der Angelpunkt bildet sich um die Vertrauensfrage im 
Kontext der tschechischen/tschechoslowakischen Erfahrung von 1938. An diesem 
kritischen Wendepunkt der tschechoslowakischen Geschichte haben die 
westeuropäischen Mächte, Frankreich und Großbritannien, ihre militärischen 
Verpflichtungen trotz der bestehenden Vereinbarungen nicht erfüllt (Davis 1996: 
986-991; Mareš 2005: 234-239; Veselý 2007: 685-687). 
“The Munich Agreement of 1938 remains in the Czech historical memory as an indelible 
trauma. The pattern has imprinted itself on the Czech mind: never allowed to defend themselves 
military, the Czechs depended on the decision of their big – but in the end unreliable – allies. They 
needed the international legal and political system, but in the end it failed to protect them” (Seifter 
2006: 216). 
 
Als Konsequenz der westeuropäischen Appeasement-Politik wurde die Existenz des 
tschechoslowakischen Staates beendet. Ein Eindruck des Verrats war auch 1945 in 
der Folge des Jalta-Abkommens spürbar. Ebenso wurde die Unterlassung jeglicher 
konkreter politischer Unterstützung seitens der westlichen Demokratien während des 
Prager Frühlings 196881 als politischer und zivilisatorischer Verrat interpretiert 
(Boguszakova, Gabal 1996: 69f.). 
                                                 
81 Die Ereignisse des Jahres 1968 in Prag wurden von den kommunistischen Erneuerern um Alexander 
Dubček als Reform innerhalb des sowjetischen Systems und nicht als fundamentale Änderung der 
tschechoslowakischen Außenpolitik verstanden. Die tschechoslowakische kommunistische Führung 
versuchte jedoch, die Kooperation innerhalb des Warschauer Paktes und des Rates für gegenseitige 
Wirtschaftshilfe auf dem Prinzip der Gleichheit aller Mitglieder und nicht der Moskauer Hegemonie 
zu etablieren. Dieser Schritt wurde als direkter Angriff auf die Führungsrolle Moskaus interpretiert 
und führte letztendlich am 20/21.08.1968 zum Einmarsch der von Moskau angeordneten 
Interventionstruppen (Veselý 2007: 688f.). 
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 2.1.2. Autonomie eines Kleinstaats 
Das zweite Element mit beachtlicher Relevanz für die Kleinstaaten ist die aktive 
Einbettung in das System der internationalen Beziehungen und kollektiven 
Sicherheit, die sich im Multilateralismus manifestiert. Bereits kurz nach 
Wiedergewinnung der tschechoslowakischen Unabhängigkeit 1918 ging die 
tschechoslowakische Regierung zwar eine militärische Allianz mit Frankreich, 
Jugoslawien und Rumänien ein, sah ihre eigene Sicherheit jedoch durch die 
multilateralen Instrumenten des Völkerbundes als das effektivste System der 
Friedenssicherung und Sicherheitsgarantien garantiert. Gerade in den 1920er Jahren 
galt in der tschechischen Außen- und Sicherheitspolitik das Prinzip: „Diplomacy, not 
the army, (is) the key to Czech security“ (Seifter 2006: 216)82. Die 
Daseinsberechtigung eines kleinen Staates liege, wie es einst Masaryk formulierte, in 
der Erfüllung einer spezifischen Aufgabe, um nicht in Konkurrenz zu einem großen 
Staat zu treten. Die tschechische Nation habe die Chance zu überleben, so Masaryk, 
wenn sie für „die anderen europäischen Nationen als Vorbild der Demokratie und der 
individuellen Verantwortung und Moral wirkt“ (Cabada 2003: 30). Durch Havels 
außenpolitische Akzentsetzung wurde versucht, diese normative Strömung nach 
1989 fortzusetzen.  
 Fawn identifizierte in der tschechischen Außenpolitik nach 1989 und im 
Besonderen nach 1992 zwei unterschiedliche konzeptionelle Strömungen, die sich 
entlang der argumentativen und praktischen Vorgehensweise ausmachen lassen und 
wiederum einerseits mit Václav Klaus und anderseits mit Václav Havel verbunden 
sind. Der außenpolitische Ansatz, vom ersten tschechischen Präsidenten 
repräsentiert, wird unter dem Begriff „civic foreign policy“ zusammengefasst 
(Murphy 2008: 595-629) und verbindet die universellen Werte einer aktiven 
Bürgergesellschaft mit der Vorstellung von „Europäizität“. Er impliziert 
humanistische Ziele, die durch persönliche Ehrlichkeit, Aufrichtigkeit und nicht allzu 
eng begriffene nationale Eigeninteressen in der Außenpolitik zu realisieren seien 
                                                 
82 Die Tschechoslowakei war maßgeblich an der Formulierung des Kellogg-Briand-Abkommens 
(1928) beteiligt und hatte als eines der ersten europäischen Länder dieses Abkommen ratifiziert. 
Während des Zweiten Weltkriegs determinierte die Suche nach einer kollektiven Sicherheitsgarantie 
die tschechoslowakische außenpolitische raison d’être. Edvard Beneš, der tschechoslowakische 
Exilpräsident, handelte im Dezember 1943 das Abkommen mit Stalin aus, das die Sicherheit der 
tschechischen Republik nach dem Ende des Krieges durch Moskau garantieren sollte. Die 
freundschaftlichen Beziehungen zwischen Moskau und der Tschechoslowakei sollten eine 
ausreichende Garantie für die Nichteinmischung Moskaus in interne Angelegenheiten des künftigen 
unabhängigen Staates darstellen. Die neue Tschechoslowakei sollte in der Überzeugung von Beneš die 
Funktion einer Brücke zwischen Westeuropa und Russland übernehmen. Die Konzeption der Brücke 
hätte einerseits die relative Unabhängigkeit von Moskau garantieren können, andererseits würde man 
dadurch an das tschechische Konzept Mitteleuropas anknüpfen. Die tschechoslowakischen politischen 
Eliten der Exilregierung gingen zusätzlich von der Annahme aus, dass die politische Allianz mit der 
Sowjetunion durch eine militärische Allianz mit Paris ergänzt bzw. ausgeglichen werden müsse. Die 
Teilung des Kontinents aufgrund des Jalta-Abkommens machte diese Kalkulationen der 
tschechoslowakischen Exilregierung allerdings zunichte (Cabada 2003: 42; Veselý 2007: 684-688). 
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(Fawn 2003: 204ff.). So wurde im Verlauf der 1990er Jahre die Mitgliedschaft in der 
NATO nicht primär in militärischer, sondern in normativer und kultureller Kategorie 
als Bestätigung der Zugehörigkeit zum gleichen Zivilisationskreis angesehen. In 
diesem Sinne wurde die tschechische Bereitschaft zum NATO-Beitritt auch Moskau 
gegenüber begründet. In einem der Interviews für die Nezavisimaya gazeta 
begründete Havel die Mitgliedschaft in der NATO damit, dass sie die Bestätigung 
der Zugehörigkeit zu gemeinsamen zivilisatorischen Werten sei. Auch der 
tschechische Verteidigungsminister Vilém Holan (1994-1996) sah die NATO-
Mitgliedschaft nicht nur in ihrer militärischen Dimension, sondern als tschechischen 
Beitrag zum Schutz der europäischen Werte (Fawn 2003: 219.). 
 Klaus’ außenpolitischer Ansatz wiederum steht in direktem Konkurrenzverhältnis 
zu Havels Vorstellungen. Ministerpräsident Klaus sprach sich gelegentlich für eine 
tschechische Sonderrolle aus, die – analog zur Sonderrolle Tschechiens in der 
Geschichte, diesmal jedoch in ökonomischer Dimension – eine neue Bedeutung 
erlangte habe. Diese Parallele beschrieb  Jiří Pehe: 
“Just like during the interwar period, when Czechs believed they were the upholders of 
democracy in Central Europe and the Slavic world in general, and in 1968, when Czechs believed 
their “socialism with a human face” would salvage the communist ideology, the Klaus government 
believed the Czechs were destined to play a special role in reviving democracies and market 
economies in the post-communist world” (Fawn 2003: 209). 
 
Entsprechend bestand das außenpolitische Hauptziel der Regierung Klaus in den 
ersten Jahren der Transformationsphase in der Etablierung einer funktionsfähigen 
Marktwirtschaft, die als Quintessenz der westlichen Werte einer liberalen 
Marktordnung und der besten Elemente des demokratischen Systems gelten sollte 
(Hudalle 2003: 100ff.). In dieser Logik war der marktwirtschaftliche Erfolg ein 
entscheidender Schlüssel zur Erreichung der außenpolitischen Ziele, bei Betonung 
der tschechischen Eigenarten. Klaus hatte im Gegenteil zu den anderen 
Beitrittskandidaten auf die Einladung der EU zum tschechischen Beitritt gewartet. 
Einerseits lag dies in der Angst vor staatlichen Autonomieverlust begründet, 
anderseits aber erklärte sich diese Zurückhaltung aus dem Bedürfnis nach einem 
Schutz der tschechischen Identität vor „europäischen“ Einflüssen (Hudalla 2003: 
100-108). Die Sonderrolle Tschechiens sollte nach Klaus’ Überzeugung nicht direkt 
dem Prozess der Standardisierung und Angleichung, den er vor allem mit der 
Brüsseler Bürokratie assoziierte, ausgesetzt werden. In außenpolitischer Perspektive 
bedeutete dies eine Intensivierung der Beziehungen mit den USA, die im bilateralen 
Rahmen erfolgen sollte. Ausschlaggebend war aber nicht so sehr der 
sicherheitspolitische Aspekt, sondern die marktwirtschaftliche Vorbildfunktion der 
USA für die wirtschaftlichen Reformbestrebungen der Regierung Klaus (Klaus 2006: 
7-20).  
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 In sicherheitspolitischer Perspektive bot die Intensivierung der Beziehungen mit 
den USA auch die Möglichkeit einer schnellen Integration Tschechiens in die 
NATO. Die Integration in die NATO wurde von einer antirussischen Rhetorik 
begleitet, die noch in den 1990er Jahren eine dauerhafte Begleiterscheinung des 
konservativen politischen Lagers in Tschechien war (Weichsel 2007: 59). Die 
Leistungsfähigkeit der tschechischen Wirtschaft erlaubte nach Überzeugung von 
Klaus und der ODS die Verweigerung einer institutionalisierten Kooperation der 
mitteleuropäischen Staaten im Rahmen der Visegrád-Gruppe, die von der ODS 
lediglich als Initiative Havels verstanden wurde und die schnellere Integration 
Tschechiens in die EU vermeintlich behinderte (Hudalla 2003: 96). Oberste Priorität 
hatte der Beitritt zur NATO, da nur sie den realistischen Schutz der Souveränität 
garantieren konnte. Die Konzentration auf die USA hatte einen realpolitischen Wert: 
Aufgrund der Verschiebung der tschechischen Grenzen wurde Tschechien als 
Kleinstaat den Gefahren der Dominanz durch die Großstaaten ausgesetzt (Weichsel 
2007: 59f.). Die Absicherung der äußeren Integrität des Landes könne daher nur, so 
die Annahme von ODS und Vacláv Klaus, in der NATO und in den USA gesucht 
werden (ODA 1999 zitiert nach Weichsel 2007: 59-62). 
 2.1.3. Dauerhafte Sicherheit  
Das dritte Element der tschechischen außen- und sicherheitspolitische Kultur bildet 
die institutionelle und strukturelle Verflechtung Tschechiens im Bereich der 
Sicherheitspolitik. Dabei spielen die Beziehungen zwischen Tschechien und 
Deutschland sowie Tschechien und Russland eine signifikante Rolle (Rupnik 2006: 
41-50). Deutschland ist nicht nur in geografischer Hinsicht der größte Nachbar, 
sondern gegenwärtig im Vergleich zu anderen direkten Nachbarn auch der größte 
strategische Investor für die tschechische Wirtschaft (Bluhm 2007: 128ff.). Einen 
zusätzlichen Aspekt bilden die kulturellen und sprachlichen Faktoren, die über 
Jahrhunderte der organischen Verflochtenheit die Komplexität der Beziehungen 
nachhaltig geprägt haben und in negativer Bilanz als Angst vor der Germanisierung 
verstanden werden (Veselý 2007: 682ff.).  
 Für Tschechien, wie auch für die anderen mittel- und osteuropäischen Staaten, 
stellte sich nach der Auflösung des Warschauer Paktes das Problem, dass es in keine 
anderen sicherheitsrelevanten Bündnisse institutionalisiert und eigebunden wurde. In 
praktischer Hinsicht verfügte Prag über keine Sicherheitsgarantien, abgesehen von 
verschiedenen vage formulierten sicherheitspolitischen Klauseln, die vereinzelt in 
neuen bilateralen Abkommen mit den Nachbarstaaten nach 1990/1991 aufgenommen 
wurden. In der Suche nach der strategischen Partnerschaft versuchte man daher, sich 
auf das Prinzip der sicherheitspolitischen Zuverlässigkeit zu stützen. Eine zentrale 
Rolle für die weitere Suche und Entwicklung der sicherheitspolitischen 
Konzeptionen auf dem europäischen Kontinent spielte zum Beginn der 1990er Jahre 
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in der Überzeugung der tschechischen Entscheidungsträger die KZSE. 
Ausschlaggebend für die Relevanz der KSZE war aus Prager Perspektive, wie auch 
der anderen mittel- und osteuropäischen Staaten, die bisherige Performanz der 
europäischen Sicherheitsorganisation. Die KSZE bot nach 1989 als einzige 
Organisation auf dem europäischen Kontinent die Möglichkeit eines institutionellen 
Austausches über wichtige Fragen zur europäischen Sicherheitspolitik und 
Zusammenarbeit. Des Weiteren stellte sie eine Garantie für die institutionelle 
Annäherung der früheren ideologischen Opponenten dar. Bevor der Warschauer Pakt 
aufgelöst wurde, schlug der tschechoslowakische Staatspräsident Václav Havel vor, 
eine umfassende paneuropäische Initiative zur europäischen Sicherheitspolitik zu 
starten, in deren Zentrum die KSZE anstelle der aufgelösten NATO und des 
Warschauer Paktes treten sollte (Havel 1990; NZZ 2001: 9). Das Postulat der 
Auflösung der NATO und der Warschauer Paktes stellte für Prag eine logische 
Beendigung des Kalten Krieges und in der sicherheitspolitischen Dimension das 
Ende der kontinentalen Aufteilung dar. Während des KSZE-Gipfeltreffens in Prag im 
Januar 1992, der als der letzte Versuch Havels zur Etablierung einer paneuropäischen 
Sicherheitsstruktur interpretiert wird (Šedivy 1994: 61f.), hatte dieser den weiteren 
Ausbau des Helsinki-Prozesses vorgeschlagen. Die Schritte sollten sich auf die 
Überwindung des West-Ost-Konfliktes, die Einbeziehung aller europäischen Staaten 
in die gesamteuropäische Sicherheitspolitik sowie die Vertiefung der 
Institutionalisierung der Kooperation konzentrieren. Des Weiteren schlug Havel die 
Etablierung eines dem UNO-Sicherheitsrat ähnlichen Gremiums vor. Die 
militärischen Aufgaben sollten demnach an die euroatlantischen Organisationen 
NATO und WEU delegiert werden, die vor allem für die Sicherheit aller KSZE-
Mitgliedstaaten verantwortlich werden sollten (Havel 1992):  
“The North Atlantic Alliance, on the other hand, would begin to transform itself rapidly until 
it became part of a completely new security structure which would include the whole of Europe and 
would join it with the North American continent, on the one side, and with whatever the Soviet Union 
turned into on the other side. At the same time, it seemed to us that the most suitable political ground 
for the establishment of such a security structure might be the Conference on Security and 
Cooperation in Europe which would necessarily acquire fresh impulsion and a new order. It seemed to 
us that such an extensive system of security safeguards could be a good background and 
simultaneously a guarantor for the 'integrating' Europe. We were quite aware right from the start that 
NATO, today the only functional and tested defence alliance on European soil, would play an 
important part in this process. We felt that NATO could be a good nucleus, foundation or support for 
such a future pan-European security union. It was not only we, in Czechoslovakia, who thought this 
way - a similar chain of thought was also followed by many other European politicians and a large 
part of the public” (Havel 1991). 
 
Diese Konzeption entsprach einem von Havel bevorzugten multilateralen Ansatz, der 
die Einbindung und Demokratisierung Russlands bezweckte, was in der Konsequenz 
nach Sicherheit für Osteuropa implizierte. Nach der Überzeugung Havels sollte ein 
sicherheitspolitischer Multilateralismus auf dem Fundament der KSZE durch 
Zusammenarbeit in einem kollektiven Sicherheitssystem die Blockkonfrontation 
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beenden (Czempiel 2002: 155f.). Obwohl die Prager Vorstellungen einen Widerhall 
in anderen mitteleuropäischen Staaten gefunden hatten (Pawlikowska 2006: 110), 
wurden die Pläne zur Etablierung eines gesamteuropäischen Sicherheitssystems nicht 
weiterverfolgt. Die unüberschaubaren sicherheitspolitischen Rahmenbedingungen, 
besonders im postsowjetischen Raum, rechtfertigten nach Überzeugung der 
westlichen Staaten nicht die NATO-Auflösung (Šedivy 1994: 62ff.). Das implizierte, 
dass die diplomatischen Initiativen zur Etablierung paneuropäischer 
Sicherheitskonzeptionen, von Prag bis Mitte 1992 betrieben, ohne spürbare Erfolge 
endeten. Dafür waren mehrere Faktoren verantwortlich: Vor allem scheiterte Havels 
Planung an dem geringen Interesse der westeuropäischen Staaten zu einer 
vergleichbaren Umstrukturierung der sicherheitspolitischen Architektur in Europa. 
Nach Überzeugung der westeuropäischen Entscheidungsträger hatte sich die Formel 
eines militärischen Bündnisses im Kalten Krieg bewährt, und auch nach 1989 war 
die westeuropäische Allianz weiterhin die einzige Konstante in der europäischen 
Sicherheitsarchitektur. Die amerikanische Sicherheitspolitik hatte auch weiterhin ein 
Interesse an der militärischen und politischen Bedeutung der NATO, obwohl man 
auch in Washington über eine Neudefinierung der Rolle der NATO nachzudenken 
begann (Varwick, Woyke 2000: 61f.).  
 Mit Aufgabe der Pläne zur Etablierung einer paneuropäischen 
Sicherheitsarchitektur haben die führenden mitteleuropäischen Staaten spätestens seit 
1993 klar die Mitgliedschaft in der NATO und in der EU, und zwar in dieser 
Rangfolge, als primäre eigene politische Ziele identifiziert. Prag akzeptierte schnell, 
dass die KSZE keine übergeordnete Institution für eine neue europäische 
Sicherheitskonstruktion werden konnte und dass die weitere Verfolgung 
tschechischer Sicherheitsinteressen im Rahmen der KSZE aufgrund einer wenig 
konkreten Sicherheitsgarantie nur bedingt im Interesse der tschechischen Republik 
war (Pawlikowska 2006: 122).  
II. SICHERHEITSPOLITISCHE PRIORITÄTEN 
1. Primat der NATO 
 
Die Alternative für die belastete historische Dimension der Beziehungen zwischen 
Tschechien und Deutschland, aber auch zwischen Tschechien und Russland, war die 
Hinwendung zur NATO und zu den USA. Brzeziński führt aus, dass die erste 
Adresse, an der sich Tschechien wie andere mitteleuropäischen Staaten bereits nach 
1991 gewandt haben, nicht die EU, sondern die NATO gewesen sei83. Die Suche 
                                                 
83 Die Argumente für den tschechischen NATO-Beitritt lassen sich in politische, sicherheits- und 
geostrategischen Kategorien aufteilen. Vor allem wurde der NATO-Mitgliedschaft eine 
Stabilisierungsfunktion zugeschrieben. Verbunden wurde die Hoffnung auf eine Steigerung der 
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nach militärischer Sicherheit erschien wichtiger als die wirtschaftliche Stabilisierung 
(Brzeziński 2009: 10). Diese Entscheidung schien nach fünf Jahrzehnten dauernder 
sowjetischer Fremdbestimmung verständlich84. Die institutionelle Einbettung in die 
NATO und der Versuch zur Etablierung besonderer Beziehungen zu den USA 
ermöglichten es einerseits, der Fixierung auf Deutschland zu entkommen, und 
garantierten andererseits zusätzlichen Schutz vor einer zu starken außenpolitischen 
Dominanz der Bundesrepublik. Darüber hinaus hatte die Orientierung auf die USA 
den Vorteil, die eigene Position gegenüber Russland zu stärken (Lang 2003: 10f.). 
Dies aber konnte nur durch die Verstärkung der transatlantischen Solidarität und die 
Erreichung eines politischen Gleichgewichts zwischen EU und NATO erfolgen 
(Biscop 2008: 13-32). 
 Abgesehen von der Überlegung eines geostrategischen und sicherheitspolitischen 
Charakters einer NATO-Mitgliedschaft wurde die Idee von der NATO als einer 
Wertegemeinschaft im Vergleich zu anderen Diskursgemeinschaften in Mitteleuropa 
nirgendwo so stark akzentuiert wie vom tschechoslowakischen/tschechischen 
Staatspräsidenten Vaclav Havel. Das entscheidende Problem, worauf Havel 
aufmerksam machte, war, dass der tschechische Staat in sicherheitspolitischen 
Anliegen stets auf die Unterstützung der anderen Partner angewiesen sei: “Modern 
Czechoslovak politics suffered one chronic deficiency: they relied too much on 
others“ (Havel 1991). Die historischen Erfahrungen und die neuen geopolitischen 
                                                 
sicherheitspolitischen Souveränität gegenüber möglichen russischen Einflüssen. Die Tschechen 
perzipierten das als eine zusätzliche Garantie für die demokratische Stabilisierung des Landes. Im 
Kontext der gesamten mitteleuropäischen Region bedeutete die Option einer NATO-Mitgliedschaft 
die Stabilisierung einer instabilen Region (Khol 2001a: 152). Nicht ohne Bedeutung, worauf die 
Unterstützer eines baldigen tschechischen NATO-Beitritts aufmerksam machten, war in den 
geostrategischen Erwägungen die NATO als ein möglicher Ausgleich für den potenziell zu 
dominanten politischen Einfluss Deutschlands in der Region (Khol 2001a: 152). Auf Seiten der 
Gegner einer militärischen Institutionalisierung Tschechiens mit der NATO wurden lediglich zwei 
stichhaltige Alternativen diskutiert: zum einen die Stärkung des paneuropäischen Sicherheitssystems, 
in dem der KZSE eine entscheidende Rolle zugedacht werden sollte. Dieses Konzept wurde 
programmatisch von der KSČM bevorzugt. Die zweite Lösung sah das Konzept einer 
sicherheitspolitischen Neutralität des Landes vor, die auch die Abwesenheit nuklearer Waffen auf 
tschechischem Territorium implizierte. Dieses Konzept wurde vor allem von den tschechischen 
Republikanern unterstützt (Khol 2001a: 152). Die Regionalisierung als eine langfristige 
außenpolitische Positionierung wie auch der Neutralitätsstatus waren nach 1989 jedoch nie ernsthaft 
diskutierte Optionen der tschechischen Sicherheits- und Außenpolitik (Veselý 2007: 690). Die 
mitteleuropäische Option im Rahmen der Visegrád- Gruppe und der CEFTA stellte nur eine Stütze 
zur Kooperation und Koordination mit dem Zweck der vollwertigen Mitgliedschaft in NATO und EU 
dar. 
84 Allerdings stellt sich die Frage, welche Alternativen gegenüber der Nicht-Erweiterung der NATO 
standen. Brzezinski bemerkt, dass, insofern, als nach 1945 die Teilung in zwei Europas erfolgte, nach 
1989 auch die Teilung in drei Europas hätte erfolgen können: die NATO-Staaten im Westen, die an 
den westlichen Staaten orientierten Staaten Mittel- und Osteuropas und schließlich die neuen 
souveränen, dennoch nicht stabilen Staaten wie Weißrussland, die Ukraine und der Osten Russlands. 
Eine solche Teilung hätte aber zwei schwerwiegende Geburtsfehler gehabt: eine hohe 
sicherheitspolitische Unsicherheit im Hinblick auf die Beziehungen zwischen Russland und Mittel-
/Osteuropa sowie die Tendenz zur „Balkanisierung“ im Bereich der mittel-und osteuropäischen 
Staaten (Brzezinski, 2009: 2-20). 
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Umstände hätten den tschechischen Staat aufgrund der beschränkten militärischen, 
aber auch ökonomischen Kapazitäten zur Suche nach starken Partnern gezwungen, 
um die grundlegenden und die Gesellschaft konstruierenden politischen Prinzipien 
von Freiheit und Demokratie bewahren zu können. Die NATO sei damit ein 
natürlicher Partner für die Umsetzung der tschechoslowakischen Ziele, und zwar 
nicht aufgrund ihrer militärischen Stärke und Überlegenheit, die eine 
sicherheitspolitische Unabhängigkeit garantierten, sondern aufgrund der 
axiologischen Prämissen. Eine wertbezogene Gemeinschaft könne aber, so die 
Überzeugung des tschechischen Präsidenten, nicht einen Exklusivitätsanspruch 
besitzen, sondern müsse eine offene Gemeinschaft sein:  
 “We know that for many different reasons we cannot become full members of NATO at 
present. At the same time, however, we feel that an alliance of countries united by a commitment to 
the ideal of freedom and democracy should not remain permanently closed to neighboring countries 
which are pursing the same goals. History has taught us that certain values are indivisible; if they are 
threaded in one place, they are directly or indirectly threatened everywhere” (Havel 1991). 
 
Die Offenheit der sicherheitspolitischen Allianz sollte einer möglichen Erweiterung 
um die Staaten der früheren sowjetischen Einflusssphäre dienen. Die tatsächliche 
Öffnung implizierte aber auch die Frage nach dem Umgang mit Russland. Eine 
mögliche Isolierung und Ausgrenzung Moskaus sollte vermieden werden. Allerdings 
waren die tschechischen Entscheidungsträger auch wegen der vielen ungeklärten 
Entwicklungstendenzen in Russland selbst unsicher, wie eine Einbindung Russlands 
zu gestalten sei. Ein wichtiges Element in den tschechischen Überlegungen über eine 
umfassende europäische Sicherheitskonstruktion konzentrierte sich spätestens nach 
1996 auf die EU und im Besonderen auf die WEU. Das tschechische Konzept war 
jedoch nicht in der Lage, hierfür einen greifbaren Plan zur Entwicklung der WEU 
aufzuzeigen. Einerseits war dies durch eine gewisse Orientierungslosigkeit der EU-
12 in Konzeption der eigenen Sicherheits- und Außenpolitik und die fehlende 
institutionelle Struktur bedingt. Anderseits war Tschechien in praktischer Hinsicht 
als nicht EU- und NATO-Mitglied nur auf die Rolle eines Impulsgebers reduziert 
(Havel 1991; Kohl 2001a: 147ff.).  
 Die tschechischen politischen Eliten wurden im Verlauf der Diskussion über eine 
neue europäische Sicherheits- und Außenpolitik mit einem weiteren Faktor 
konfrontiert: Sie mussten mit einem relativ großen Widerstand in der eigenen 
Bevölkerung gegenüber einem möglichen Beitritt in die NATO rechnen. Dies war 
auch der entscheidende Grund für die Absage des Referendums über den NATO-
Beitritt (Gabal, Helsusova, Szayna 2002: 2), obwohl unter der politischen Klasse ein 
kontinuierlich hoher Unterstützungsgrad für die Idee einer militärischen Integration 
vorhanden war85. Die schwache Zustimmung der tschechischen Gesellschaft zu einer 
                                                 
85 Die unterschiedliche Positionierung gegenüber der NATO und damit die Rolle der 
sicherheitspolitischen Aspekte in der tschechischen Politik verdeutlichte die parlamentarische Debatte 
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NATO-Mitgliedschaft erwies sich – zum späteren Zeitpunkt, besonders Ende der 
1990er Jahre – im Kontext des Kosovokonflikts mehr als problematisch. Allerdings 
konnte man auch feststellen, dass unter den politischen Parteien kein Konsens über 
das militärische Engagement Tschechiens auf dem Balkan herrschte, was in den 
westeuropäischen Staaten nicht selten als fehlende Loyalität und als 
Unzuverlässigkeit des neuen NATO-Partners ausgelegt wurde (Gabal, Helsusova, 
Szayna 2002: 3).  
 Die Sicherheitsstrategie der tschechischen Republik vom 21. Dezember 1994 
betonte deutlich das prinzipielle Interesse Tschechiens an einer Mitgliedschaft in 
westeuropäischen institutionellen Strukturen, was eine volle Mitgliedschaft in NATO 
und WUE implizierte. Als wichtigste Aufgabe wurde die Anpassung an die 
sicherheitspolitischen und militärischen Anforderungen postuliert (Balaban, Eichler, 
Fučik 2008: 7-18). Die vertiefte Kooperation innerhalb der NACC (North Atlantic 
Cooperation Council) und das Engagement in der Initiative Partnerschaft für den 
Frieden (PfP) waren in Prag im Gegensatz zu den zögerlichen Reaktionen manch 
westeuropäischer Regierungen als konkretere Schritte zur Vorbereitung auf die volle 
Mitgliedschaft in die NATO interpretiert worden (Khol 2001a: 154f.). Die von der 
NATO konzipierte PfP-Initiative wurde in Prag nur unter Vorbehalt akzeptiert, wie 
sie auch in Warschau und Budapest lediglich als ein Schritt in Richtung auf eine 
greifbare NATO-Mitgliedschaft wahrgenommen wurde (Havel 1994). 
 Die National Defence Strategy of the Czech Republic von 1997 formulierte 
deutlich den prinzipiellen Anspruch auf die NATO-Mitgliedschaft (MD CR 1997: 
3f.). Die tschechische Sicherheitsstrategie, von Experten des tschechischen Außen-, 
Innen- und Verteidigungsministeriums 1999 im Bericht Security Strategy of the 
Czech Republic (1999) ausformuliert, konzentrierte sich auf die institutionellen 
Sicherheitsgarantien im Rahmen der vollständigen Mitgliedschaft Tschechiens in 
NATO, WEU und EU (MFA CR 1999b). Die äußeren Sicherheitsgarantien seien für 
einen relativ kleinen Staat mit begrenzten Sicherheitskapazitäten unabdingbare 
Voraussetzung. Im Bericht wurden daher in mittelfristiger Perspektive folgende 
Prioritäten der tschechischen Außenpolitik gesetzt: Mitgliedschaft in der EU, sehr 
gute nachbarschaftliche Beziehungen vor allem mit Deutschland sowie eine aktive 
Partizipation in der NATO (Pawlikowska 2006: 162). In der offiziellen 
Sicherheitsstrategie von 1999, die an die Anforderungen der tschechischen NATO-
                                                 
Anfang Frühling 1998 über den NATO-Beitritt. Während ein relativ weitgehender Konsensus über die 
Notwendigkeit des NATO-Beitritts bestand (dies verdeutlichen die Abstimmungsergebnisse im 
Abgeordnetenhaus mit 154 gegen 38 Stimmen sowie im Senat mit 64 gegen 3 Stimmen) wurde das 
Thema vor allem innenpolitisch von der Opposition ausgespielt. Im Vordergrund der Diskussion 
standen Fragen nach der Informierung der Öffentlichkeit über die sicherheitspolitischen 
Konsequenzen der NATO-Mitgliedschaft sowie die offene Frage einer direkten Einbeziehung der 
Bevölkerung (Referendum), weniger hingegen Fragen zu sicherheitspolitischen Konstellationen und 
zur künftigen Konzeptualisierung der tschechischen Sicherheitsposition (Khol 2001a: 157-160). 
139 
 
Mitgliedschaft angepasst werden musste, wurde betont, dass es im essenziellen 
tschechischen Interesse sei, für die Erhaltung des kollektiven Sicherheitssystems, die 
Verstärkung der transatlantischen Bindung und die Funktionalität der kooperativen 
Sicherheitsstruktur einzutreten (MFA CR 1999a: 43-48). Die tschechische nationale 
Staatsräson ging von der Prämisse einer völligen Integration mit der NATO aus 
(Balabán, Eichler, Fučik 2008: 17f.).  
 Die von der Regierung im Jahr 2001 ausgearbeitete Sicherheitsstrategie 
bestimmte weiterhin die NATO als das grundlegende Element der tschechischen 
Sicherheit86. Havel sprach sich erneut sehr deutlich für die weitere Erweiterung der 
NATO aus. Als potenzielle Kandidaten erwähnte er, abgesehen von der Slowakei, 
deren NATO-Anwärterschaft von Anfang an besondere Aufmerksamkeit und 
Unterstützung bekam, Slowenien, Bulgarien, Rumänien und die baltischen Staaten. 
Im Hinblick auf die baltischen Staaten standen die Fragen nach der historischen 
Gerechtigkeit sowie das Verhältnis zu Russland im Vordergrund von Havels 
Überlegungen. Die Nichtaufnahme der baltischen Staaten in die NATO würde, so 
Havel, der Verleihung einer erneuten Legitimität des Ribbentrop-Molotov-Paktes 
gleichkommen (Havel 2001). Der Prager NATO-Gipfel (2002), gekennzeichnet 
durch das Leitmotiv der drei künftigen Hauptaufgaben („new capacities, new 
members, new relations with partnership countries“, NATO 2002: 1), bot für die 
tschechische Regierung die strategische Gelegenheit, für die Erweiterung der NATO 
um weitere mittel- und osteuropäischen Staaten zu werben, nämlich Bulgarien, 
Estland, Lettland, Littau, Rumänien, die Slowakei und Slowenien (MFA CR 2002: 
5). 
 1. 1. USA als Sicherheitsgarant  
Die starke proamerikanische Haltung in Sicherheitspolitik ist in den 
mitteleuropäischen Staaten in unterschiedlicher Bindungskraft vorhanden; allerdings 
unterscheidet sich die jeweilige Motivation und das Ausmaß in Abhängigkeit von 
den historischen Bedingungen des einzelnen Landes, der Sozialisation der 
politischen Eliten und der Attraktivität der europäischen Sicherheitskonzeptionen im 
Hinblick auf die konkrete geostrategische Lage des jeweiligen Mitgliedstaates (Král 
2005b: 9ff.). Der tschechische Atlantizismus, der auf die Zeit der ersten 
tschechoslowakischen Republik (1918-39) zurückzuführen ist, erlebte kurz nach den 
                                                 
86 Allerdings knüpfte der tschechische Staatspräsident während der Konferenz der Regierungschefs 
der Vilnius-Gruppe in Bratislava (11.05.2001) noch einmal an die Idee einer paneuropäischen 
Sicherheitskonzeption an. Diese Idee, die die Auflösung der NATO implizierte, erkannte Havel nicht 
nur als unrealistisch, sondern aus der Perspektive einer Dekade als gefährlich an. Die 
Herausforderungen im Zusammenhang mit lokalen Konflikten, Terrorismus, der illegalen Ausbreitung 
von Massenvernichtungswaffen und der organisierten Kriminalität – um nur einige Bespiele zu 
nennen – bedingten bereits eine Änderung der NATO-Raison und prägten ein neues Selbstverständnis 
in der NATO. Dies führte bedingt zu einer neuen Sicherheitsstrategie und zur Einbeziehung neuer 
Mitglieder (Havel 2001). 
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Ereignissen der sametová revoluce eine Wiederbelebung. In der Zeit des 
kommunistischen Regimes („Sozialismus mit menschlichem Antlitz“) galten die 
USA als Synonym der Hoffnung sowohl für die deklarierten Gegner des Regimes als 
auch für die nichtkommunistischen Teile der tschechischen Gesellschaft, die geheim 
den verbotenen Radiosender Voice of America empfingen (Řiháčková 2005: 3f.). 
Nach 1989 wurden die Beziehungen mit den USA durch die politischen Eliten des 
Landes mit viel Sympathie gestaltet. In der Logik der tschechischen 
Entscheidungsträger garantierte die aktive militärische und sicherheitspolitische 
Präsenz der US-Amerikaner in Europa die Operationsfähigkeit und Effektivität der 
NATO und erlaubte eine schnelle Einsetzbarkeit in militärischen und humanitären 
Missionen außerhalb des NATO-Territoriums. In politischer Hinsicht ist nicht zu 
übersehen, dass nur die USA einen klaren – basierend auf der relativ breiten 
Akzeptanz unter den westeuropäischen Staaten – Führungsanspruch als ein 
„benevolvent hegemon“ garantieren. Im Umkehrschluss heißt dies, dass sich die 
westeuropäischen Staaten ohne den amerikanischen Führungsanspruch in die 
Situation eines „political deadlock“ begeben würden, da unter den größten 
westeuropäischen Staaten (Großbritannien, Frankreich, Deutschland) keine 
geeigneten Ersatzkandidaten im Hinblick auf einen unbestrittenen Führungsanspruch 
auszumachen sind. Für die tschechische sicherheitspolitische Perspektive ist die 
Akzeptanz des amerikanischen Führungsanspruches auch aus historischen Gründen 
möglich, da es an direkten historischen Vergleichsmöglichkeiten fehlt, die mit einem 
negativen Assoziationspotenzial belastet wären (Khol 2005: 471).  
 Unter den politischen Parteien herrscht prinzipiell eine weitgehende Akzeptanz 
der US-amerikanischen Präsenz in Europa. Dennoch variiert der Intensitätsgrad der 
direkten Unterstützung: Die konservative ODS betrachtet die Präsenz der US-
Einheiten in Europa als Vorbedingung der sicherheitspolitischen Stabilität Europas. 
Die KDU-ČSL und die konservativ-liberale Freiheitsunion (US) plädieren zwar nicht 
so ostentativ wie die ODS für eine starke US-amerikanische Präsenz in Europa; 
dennoch unterscheidet sich ihre Position wesentlich von der Auffassung der 
sozialdemokratischen ČSSD, die ihre sicherheitspolitischen Präferenzen zur 
Stärkung der EU-Sicherheitsarchitektur akzentuiert (Král 2008: 70-75). Realpolitisch 
lässt sich seit Ende der 1990er Jahre eine evolutive politische Entmystifizierung der 
tschechisch-amerikanischen Beziehungen erkennen. Dies manifestierte sich 
hauptsächlich in der langsam abnehmenden Akzeptanz der globalen US-
amerikanischen Rolle im Zusammenhang mit der Intervention im Irak. In den 
direkten bilateralen Beziehungen zwischen den USA und Tschechien wurde die 
Entscheidung für den Kauf der europäischen Kampfflugzeuge JAS-39 Gripen statt 
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amerikanischer F-16-Jets87 als Indikator für die tschechische Orientierung in 
Richtung europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik interpretiert. Eine 
gewichtige Rolle spielte bis Ende 2008 der andauernde Ausschluss der tschechischen 
Bürger vom visafreien US-Verkehr, der in der Öffentlichkeit kritisch bewertet wurde 
(Řiháčková 2005: 22f.).   
 1.2. Exkurs: Kosovokrieg 
Einen wichtigen Test für die tschechische USA-Affinität stellte die Frage eines 
direkten Engagements während des Kosovokrieges (1998/1999) dar. Die 
tschechische Positionierung in der Kosovoproblematik war aber höchst 
widersprüchlich. Einerseits versuchte Prag, den Anliegen der führenden NATO-
Staaten entgegenzukommen und Loyalität gegenüber der Allianz, der sie vor kurzem 
beigetreten war, zu demonstrieren. Sehr deutlich ist auf die nicht immer laut 
artikulierten Befürchtungen im Hinblick auf den tschechischen Beitrag zur NATO 
Außenminister Jan Kavan eingegangen, der signalisierte, dass Tschechien keine 
Belastung für die Allianz werde:   
“We are determined not to become a burden to the alliance, just the contrary, we are prepared 
to fulfill our part of the responsibilities and commitments of member-states and to meet all the 
obligations and duties which stem from membership” (Kavan 1999). 
 
Anderseits war die innenpolitische und öffentliche Debatte durch die stark 
polarisierte öffentliche Meinung über den NATO-Einsatz in Jugoslawien geprägt. 
 Die Debatte um den NATO-Einsatz im Kosovo konzentrierte sich auf zwei 
thematisch unterschiedlich gewichtete Themenfelder: den Vorrang der 
Menschenrechte vor den Souveränitätsrechten des Nationalstaates und die Grenze 
der völkerrechtlichen Legitimität. Für Havels Überlegungen war das militärische 
Engagement der NATO-Streitkräfte eine einzige ethisch motivierte Antwort auf die 
Verletzung der Menschenrechte. Angesichts der widersprüchlichen Gültigkeit der 
Grundsätze im Völkerrecht (Rotte 2006), wonach Autonomie und Souveränität des 
Nationalstaates ein absolutes Prinzip bei zugleich absolutem Vorrang der 
Menschenrechte sei, optierte Havel eindeutig für den ethischen Vorrang der 
Menschenrechte. Das von Havel betrachtete Problem des NATO-Einsatzes lag nicht 
in der Intervention selbst, sondern im Zeitpunkt des direkten NATO-Engagements, 
der Havel zufolge viel zu spät erfolgte (Znoj 1999: 4). Nach den Parlamentswahlen 
1998, infolge derer es zur informellen Koalition zwischen ODS und ČSSD kam, 
wurde die Außenpolitik von dem sozialdemokratischen Ministerpräsidenten Milos 
Zeman (1998-2002) gestaltet, der als einer der schärfsten Kritiker des NATO-
                                                 
87 Für die tschechische Entscheidung, das Angebot des englisch-schwedischen BAE-Saab-
Konsortiums anstelle des amerikanischen Angebots von Lockheed Martin anzunehmen, sollen jedoch 
nicht politische, sondern finanzielle Gründe in Verbindung mit einem lukrativen Offset-Zusatzpaket 
ausschlaggebend gewesen sein (Gábelová 2004: 59). 
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Kampfeinsatzes auf dem Balkan galt. Die Zeman-Regierung versuchte gemeinsam 
mit Griechenland, eine neue Friedensinitiative zu starten, allerdings ohne spürbaren 
Erfolg. Die Positionierung Zemans wurde zusätzlich durch die ablehnende Haltung 
der tschechischen Öffentlichkeit gegenüber einem tschechischen Kriegseinsatz 
bestimmt88. 
 Unverständlich erschien die von Václav Klaus bevorzugte Ablehnung der 
militärischen Operationen im Kosovo durch die NATO-Staaten. Obwohl Klaus, wie 
auch seine Partei ODS, die rasche Mitgliedschaft Tschechiens in der NATO aktiv 
befürwortete, lehnte er das militärische Engagement der NATO auf dem Balkan ab, 
wie dies auch eine Mehrheit der tschechischen Öffentlichkeit tat (Gabal, Helsusova, 
Szayna 2002: 2f.). Die Ablehnungsgründe waren zum Teil populistischer Natur und 
dienten zur Steigerung der Popularität der ODS. Es ist nicht auszuschließen, dass 
Klaus in der Kritik der NATO-Angriffe eine strategische Möglichkeit sah, die 
Besonderheit Tschechiens hervorzuheben, der zufolge sein Land keine 
Positionierung vorzunehmen habe, weil es jegliche militärische Vorgehensweise 
strikt ablehne. Diese Logik stand in der Konsequenz der Überlegungen von Klaus, 
sich gegen eine tschechische NATO-Mitgliedschaft auszusprechen, paradoxerweise 
trotz der Unterstützung der ODS für eine Einbindung Tschechiens in die NATO89 
(Znoj 1999: 3).  
 In der öffentlichen Diskussion wurde angesichts der ablehnenden Haltung 
Tschechiens gegenüber dem Kampfeinsatz auf die historische Verflechtung der 
tschechisch-jugoslawischen Beziehungen verwiesen. Jugoslawien hatte 1968 offen 
die sowjetische Besatzung der Tschechoslowakei kritisiert, und die jugoslawische 
Regierung hatte als einzige in Südwesteuropa die tschechischen Flüchtlinge infolge 
der 1968er-Ereignisse aufgenommen. Diese historischen Tatsachen sollten die 
besondere Positionierung der tschechischen Regierung und Öffentlichkeit gegenüber 
Belgrad erklären. Anderseits ist die sehr kritische Haltung der politischen Elite des 
Landes auch auf die pazifistische Sicherheitskultur der Tschechen zurückzuführen: 
Die Tschechen besaßen im 20. Jahrhundert keine so stark ausgeprägte historische 
                                                 
88 Für die unterschiedliche Bewertung der tschechischen Positionierung gegenüber dem Konflikt in 
ex-Jugoslawien ist der Streit zwischen Václav Havel und Miloš Zeman symptomatisch. Um seine 
Unterstützung des NATO-Einsatzes zu demonstrieren, war Havel gegen den Wunsch seiner Berater 
und engsten Mitarbeiter in den Kosovo gereist, um sich selbst über das Ausmaß der kriegerischen 
Handlungen zu informieren. Ministerpräsident Zeman bekräftigte, dass die Visite des tschechischen 
Präsidenten im Kosovo sowohl von der Regierung als auch vom Abgeordnetenhaus nicht genehmigt 
worden sei; dementsprechend war die Regierung nicht bereit, für die entstandenen finanziellen Kosten 
aufzukommen (Hendrickson 2000: 31f.). 
89 Innerparteiisch bot die Distanzierung von der NATO-Operation die Möglichkeit, den ODS-
Charakter in Anlehnung an die tschechoslowakische Nationale Demokratie-Partei neu zu definieren, 
die in den 1920er Jahren eine relativ aktive, dennoch nicht führende Rolle in der ersten Republik 
gespielt hatte. Die wichtigsten Postulate der tschechoslowakischen Nationalen Demokratie-Partei 
konzentrierten sich auf die Bereiche der wirtschaftlichen Freiheit und der Stärkung des 
Nationalstaates, welche auch die Hauptforderungen Klaus’ waren (Znoj 1999: 3; Bankowicz 2003: 
43f; Weichsel 2007: 44; Vancura 2005: 76f.). 
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oder kulturelle Tradition des Freiheitskampfes wie zum Beispiel die Polen. Die 
Teilung der Tschechoslowakei in der Konsequenz des Münchener Abkommens 1938 
und die spätere Besatzung durch Deutschland erfolgten kampflos. Die Proteste 
sowohl gegen die sowjetische Besetzung 196890 als auch infolge der mittel- und 
osteuropäischen Ereignisse 1989 verliefen in Tschechien/der Tschechoslowakei 
friedlich. Die Bevorzugung gewaltfreier Lösungen bestimmte auch die tschechische 
Staatshandlung angesichts des Konflikts auf dem Balkan. Relativ spät stellte die 
Regierung von Ministerpräsident Tošovský (1997-1998), die als Übergangsregierung 
galt, der NATO eigenen Luftraum zur Verfügung und stimmte der Entsendung von 
125 Soldaten im Rahmen der militärischen Aktion unter britischer Führung zu 
(Hendrickson 2000: 30-32). 1996 nahm Tschechien als NATO-Kandidat an den 
Operationen in Bosnien (IFOR/SFOR), später im Rahmen der KFOR im Kosovo und 
seit 1999 in Mazedonien aktiv teil (Nastoupil 1999: 118). 
 
2. Imperativ der Kohärenz: Verhältnis zwischen NATO und EU 
  
Das EVSP-Projekt, zu dem potenzielle EU-Kandidatenstaaten zwischen 1999 und 
2004 nur bedingt zugelassen wurden, stellte für Prag eine offene Frage im Hinblick 
auf die Ernsthaftigkeit der europäischen Sicherheitspolitik dar. In den Augen der 
Prager Entscheidungsträger bot die Formel 15+15 bzw. 15+6 keine signifikant neue 
sicherheitspolitische Alternative gegenüber der NATO-Mitgliedschaft. Auch die von 
2002 bis 2004 geführten Konsultationen zwischen EU-Staaten und EU-
Beitrittsländern auf Ebene der nicht ranghöchsten Vertreter seitens der EU-Staaten 
stärkten den tschechischen Skeptizismus beim Aufbau einer europäischen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik unter unzureichenden Berücksichtigung der 
Interessen der Kandidatenstaaten (Khol 2002: 203f.; Šedivý 1997). Das prinzipielle 
Interesse Tschechiens bestand an der Erhaltung der faktischen militärischen und 
politischen Integrität des Artikels 5 des NATO-Vertrags, der eine grundlegende 
Sicherheitsgarantie bedeutete. Der institutionelle Anschluss an die EU garantierte 
den Visegrád-Staaten die Erweiterung der Stabilität, die aber wirtschaftspolitisch und 
nicht militärisch verstanden wurde (Khol 2001b: 17). Die wichtigste Frage in den 
Augen der tschechischen Entscheidungsträger war daher jene nach der konkreten 
Ausgestaltung der Beziehungen zwischen NATO und europäischer 
Sicherheitspolitik. Die Beziehungen zwischen EU und NATO sollten vor allem auf 
dem Prinzip der institutionellen und praktischen sicherheitspolitischen 
Konkurrenzlosigkeit ausgestaltet werden (Vondra 2006: 17-18). Tschechien 
                                                 
90 Neben den sowjetischen Truppen, die bereits nach 1968 in der Tschechoslowakei stationiert 
blieben, haben auch bulgarische, ostdeutsche, polnische und ungarische Truppen an der Invasion 
teilgenommen.   
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versuchte als NATO-Mitgliedstaat und EU-Anwärter im Verlauf der Diskussion über 
die Konkretisierung der ESVP (1999-2003) flexible und wenig dogmatische 
Positionen einzunehmen. Die Gestaltungsversuche wurden vor allem bilateral 
zwischen Tschechien, Deutschland, Frankreich, Großbritannien und den USA 
geführt. Sporadisch nutzte die tschechische Diplomatie die gemeinsame Visegrád-
Plattform, um ihren Positionen Gehör zu verschaffen. Die Etablierung der 
kollektiven Außen- und Sicherheitspolitik der EU wurde gemeinsam von allen 
Visegrád-Staaten im Rahmen der intergouvernementalen Vereinbarungen akzeptiert. 
Hinsichtlich der außenpolitischen Verbindlichkeit und der wachsenden Rolle der EU 
als internationaler Akteur waren die Visegrád-Staaten von Anfang an Befürworter 
einer Übernahme von größerer außen- und sicherheitspolitischen Verantwortung der 
EU (Khol 2001b: 18). Hinsichtlich der harten Sicherheitsgarantien waren sie sich 
allerdings weitgehend einig, dass eine starke, aktive Präsenz amerikanischer Truppen 
in Europa sowie die primäre Rolle der NATO als grundlegendes Element der 
europäischen Sicherheitsarchitektur essenziell sind und dies bleiben sollte.  
 Die ESVP wurde in Prag als integraler Teil der europäischen Integration 
verstanden, der die ökonomische und politische Integration ergänzt. Aus Prager 
Perspektive war es aber unabdingbar, dass die Vertiefung der Kooperation im 
Rahmen der ESVP in der euroatlantischen Dimension dem Gebot der Kohäsion und 
Kooperation mit der NATO erfolgen sollte. Das prinzipielle Interesse Tschechiens 
lag in der Erhaltung der politischen, ökonomischen und militärischen Strukturen im 
euroatlantischen Bereich, wie dies im Bericht von 2002 über die Außenpolitik der 
Tschechischen Republik formuliert wurde (MFA CR 2002: 33-37). Die Ergänzung 
der GASP um eine militärische Dimension (ESVP) ist aus Prager Perspektive ein 
logischer Schritt gewesen, um die Effizienz und Glaubwürdigkeit der EU im Bereich 
der internationalen Beziehungen zu erhöhen. Die tschechische Regierung betonte 
Handlungsbedarf hinsichtlich der europäischen Sicherheitsanstrengungen, u.a. auf 
dem westeuropäischen Balkan aktiver zu werden – ein Schritt, der zum Teil auch im 
Rahmen der Petersberger Aufgaben vorgesehen war (Baun, Marek 2010: 11). 
 Die tschechische Seite, das betonen auch die offiziellen Sicherheitsdokumente der 
tschechischen Republik, hatte vor allem ein Interesse an der Steigerung der 
militärischen Ressourcen und Kapazitäten der EU-Staaten, allerdings ohne Anspruch 
auf die Etablierung neuer Institutionen (MFA CR 2002: 32-37). Die 
Effizienzsteigerung der europäischen militärischen Kapazitäten sollte demnach auf 
dem Prinzip der Komplementarität basieren. Daher war die Berlin-Plus-
Vereinbarung vom März 2003, welche auf der Deklaration der strategischen 
Partnerschaft zwischen beiden Institutionen von Dezember 2002 aufbaute, auch im 
tschechischen Sinne (Khol 2008: 80). Zwischen dem Prager Außen- und 
Verteidigungsministerium war eine Unstimmigkeit in der Festlegung der 
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sicherheitspolitischen Prioritäten feststellbar. Während das Außenministerium den 
sicherheitspolitischen Projekten der ESVP gegenüber aufgeschlossener erschien, 
optierte das Verteidigungsministerium für eine starke Einbindung Tschechiens in 
Operationen der NATO. Für das Außenministerium bestand die Konsequenz des 
tschechischen EU-Beitritts nicht nur in einer ökonomischen und politischen 
Anbindung, sondern auch in einer sicherheitspolitischen Dimension (Khol 2008: 81). 
Dies wurde in der tschechischen Sicherheitsstrategie von 2003 deutlich: Die Arbeiten 
an der tschechischen Sicherheitsstrategie verliefen zeitlich parallel zur 
Ausformulierung der Europäischen Sicherheitsstrategie (ESS 2003), so dass die 
tschechische Regierung lediglich zwei Tage vor Annahme der ESS durch den 
Europäischen Rat eine eigene Sicherheitsstrategie verabschiedet hatte. Allerdings 
besteht zwischen den beiden Strategien ein hohes Maß an Kompatibilität und 
strategischer Vergleichbarkeit. Dies war angesichts der Tatsache, dass tschechische 
Experten an der Ausarbeitung der ESS beteiligt waren, auch zu erwarten. Die größte 
Schwierigkeit bestand in der Positionierung hinsichtlich des Konzepts eines 
präventiven und präemptiven Engagements, das als Reflex gegenüber dem US-
amerikanischen Konzept der präemptiven Handlung aufgefasst wurde. Die 
tschechische Seite bevorzugte Lösungen im Sinne des präventiven, nicht-
militärischen und militärischen Engagements unter umfassender Einbeziehung von 
Konfliktlösungsstrategien und -mechanismen, was Solanas Konzept des „präventiven 
Engagements“ entsprach (Khol 2008: 83). Die Regierung, wie es die „Security 
Strategy of the Czech Republic“ von 2003 auslegte, unterstützte das präventive 
Engagement und die umfassenden Strategien, die der Konfliktprävention dienten. Als 
wichtigste Instrumente wurden neben den rechtlichen Kategorien und der 
ökonomischen Unterstützung die militärischen Operationen erwähnt, was innerhalb 
der Kategorie des präventiven Engagements zu verstehen gewesen ist, die auch das 
militärische Instrument zuliess (Khol 2004a). 
 Die ESS hatte der tschechischen Überzeugung zufolge zwei elementare 
Schwachpunkte: Erstens bedrohe ein Mangel an notwendigem politischen 
Handlungswillen der Mitgliedstaaten deren Effektivität und zweitens postulierte die 
ESS eine strategische Sicherheitskultur, die schnelle und – falls notwendig – robuste 
militärische Operationen nicht vorsah (Khol 2008: 83). 
 Die grundlegende Zustimmung Tschechiens zur Stärkung der ESVP basierte auf 
der Annahme, dass dies zur Effektivität der ESVP beitrüge. Des Weiteren ging die 
tschechische Regierung von der Vorbedingung aus, dass der Ausbau der ESVP zur 
Vertiefung der weiteren Kooperation zwischen NATO und EU wie auch zur 
steigenden Kompatibilität der beiden Organisationen führen sollte, was im Sinne der 
Berlin-Plus-Vereinbarung gewesen wäre (MFA CR 2003b: 29f.). Der Bericht über 
die tschechische Außenpolitik von 2004 erwähnt explizit:  
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“The Czech Republic’s approach is based on the assumption that the ESDP should not be 
created as a rival to NATO. Thus the Czech Republic’s priority interest regarding the ESDP preserves 
EU-NATO complementarity” (MFA CR 2004a: 38).  
 
Die NATO blieb nach Überzeugung des tschechischen Außenministeriums ein 
Schlüsselpartner für die ESVP (MFA CR 2004a: 39; MFA CR 2005: 47). Ihre 
gesteigerte Bedeutung für die tschechische Republik wird im Bericht über die 
Außenpolitik des Jahres 2005 wie folgt hervorgehoben:  
 “The Czech republic regards the North Atlantic Treaty Organisation […] as the principal guarantor 
of the Czech Republic’s security and as place where exchange of opinions between Allies shapes the 
security policy of the Euro-Atlantic area” (MFA CR 2005: 52).  
 
 Die weitere Gestaltung des Verhältnisses zwischen NATO und EU sollte auf dem 
Prinzip der Komplementarität erfolgen. In operationeller Hinsicht bedeutete dies die 
Steigerung der militärischen Kapazitäten sowohl in Rahmen der NATO-Response-
Forces als auch der EUBGs. Allerdings sollte der Kapazitätenausbau nicht zur 
Duplizierung der knappen Ressourcen führen (MFA CR 2005: 61). Die auf dem 
Grundsatz der Komplementarität basierende Kooperation zwischen NATO und EU 
wurde im Kontext der ALTHEA-Operation in Bosnien und Herzegowina als ein 
Modell zur Zusammenarbeit zwischen den beiden Organisationen empirisch 
verifiziert (MFA CR 2004a: 44), was als eine erste praktische Umsetzung der Berlin-
Plus-Vereinbarung verstanden wurde (MFA CR 2005: 48f.). Tschechien stand der 
Möglichkeit einer strukturellen Kooperation im Bereich der ESVP nicht ablehnend 
gegenüber solange ein Konsens zwischen den EU-Staaten erreicht werde (MFA CR 
2003b: 29-32). Das Instrument einer strukturell intensiveren Kooperation bat für die 
Staaten, die eine vertiefte Kooperation in der ESVP anstrebten, die Möglichkeit zur 
Durchführung bestimmter kooperativer Maßnahmen, ohne dass dies die nicht 
teilnehmenden EU-Staaten exkludieren würde.  
 Die tschechische Regierung zeichnete sich vor allem durch einen realpolitischen 
Ansatz im Hinblick auf die ESVP aus, der mit der britischen Vorgehensweise 
vergleichbar ist. Die im Rahmen der ESVP getroffenen und vereinbarten Absprachen 
sollen der militärischen Kapazitätensteigerung und der Belebung der atlantischen 
Beziehungen dienen. Gleichzeitig sollten kostspielige institutionelle Veränderungen 
innerhalb der ESVP vermieden werden (Khol 2008: 88). Daher erschien die 
Beibehaltung der Berlin-Plus-Vereinbarung aus Prager Perspektive nicht nur als ein 
logischer Schritt, der die Beziehungen zwischen NATO und EU auf die von Prag 
akzeptierte Grundlage stellte, sondern bedeutete in praktischer Hinsicht, dass jegliche 
Kapazitätenduplizierung vermieden wurde. Prag unterstrich die wachsende 
Bedeutung der EU als internationaler Akteur, der eine gewisse militärische und 
sicherheitspolitische Stärke aufzuweisen habe. Allerdings stand die Regierung dem 
Pariser Anspruch kritisch gegenüber, wonach die EU mit ihrem Entwurf einer 
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multilateralen Weltordnung einen Gegenpol zu amerikanischen unilateralen Reflexen 
bilden sollte (Blunden 2000: 36-41). Diese Aspirationen waren der tschechischen 
Überzeugung nach durch den französischen Anspruch begründet, die EU auch im 
sicherheitspolitischen Bereich zum Gegenpol der Vereinigten Staaten zu etablieren 
(Khol 2008: 89). Das tschechische Verteidigungsministerium lehnte daher die 
ursprünglichen Pläne zur Errichtung eines autonom operationsfähigen EU-
Stabsquartiers ab und akzeptierte lediglich einen ausgehandelten Kompromiss zur 
Etablierung einer zivil-militärischen Planungseinheit mit einem Operationszentrum, 
das in Verbindung zur EU-Planungseinheit in SHAPE91 und EUMC92 stehen sollte 
(Khol 2008: 89). 
 Bereits vor Abschluss der Beitrittsverhandlungen der Visegrád-Staaten mit der 
EU konnte man ein Bündel unterschiedlicher wie gemeinsamer Interessen im 
Hinblick auf die GASP und ESVP ebenso feststellen, die einen mittelfristigen und 
permanenten Charakter hatten. Als permanentes Interesse konnte die aktive 
Teilnahme der Visegrád-Staaten im sicherheitspolitischen Bereich der EU verstanden 
werden. Der Anspruch auf Inklusion basierte einerseits auf der bereits bestehenden 
Mitgliedschaft in der NATO und andererseits auf dem EU-Kandidatenstatus. Damit 
unterschied sich die Situation der Visegrád-Staaten deutlich von jener Norwegens, 
der Türkei, Schwedens, Finnlands oder Österreichs. Das kooperative Potenzial der 
Visegrád-Staaten manifestierte sich im militärischen Bereich in den gemeinsamen 
Initiativen: 
 das gemeinsame tschechisch-slowakische 520 Mann starke Bataillon im 
Rahmen der KFOR-Streitkräfte (2002). Die tschechische Seite stellte 
knapp 400 Mann zur Verfügung und das tschechisch-slowakische 
Bataillon stand ursprünglich unter britischer Führung im Rahmen der 
multinationalen Brigade. Die Hauptaufgabe bestand in der Sicherung der 
serbisch-kosovarischen Grenze. In politischer Hinsicht bedeutete die 
Einbeziehung der Slowakei in die direkten Operationen mit den anderen 
NATO-Staaten die Steigerung der eigenen und slowakischen außen- und 
sicherheitspolitischen Glaubwürdigkeit. 
 das gemeinsame tschechisch-slowakische 450 Mann starke Bataillon im 
Rahmen der Operation Enduring Freedom (2003). Die Besonderheit der 
                                                 
91 SHAPE (Supreme Headquarters Allied Powers Europe) ist neben der Allied Command 
Transformation das strategische Hauptquartier der NATO. Die beiden sind für alle Einsätze und 
Operationen der NATO-Streitkräfte verantwortlich. Das Hauptquartier wird von SACEUR (Supreme 
Allied Commander Europe) geführt. Der Posten wird immer von einem hochrangigen amerikanischen 
Offizier besetzt, der zugleich auch das Kommando über sämtliche US-Truppen in Europa innehat 
(NATO 2009).  
92 Das EUMC (Military Committee of the European Union) ist das höchste militärische Gremium 
innerhalb des EU-Rats, das militärische Konsultationen und Kooperationen zwischen den EU-
Mitgliedstaaten im Bereich der Konfliktverhütung und Krisenbewältigung koordiniert (CONSILIUM 
2010).  
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slowakisch-tschechischen militärischen Einheit bestand in der 
Spezialisierung des Bataillons auf der biologischen, radiologischen und 
nuklearen Abwehr. Die Einheit wurde erst in Kuweit, später nur der 
slowakische Teil im Irak eingesetzt. 
 die Etablierung einer tschechisch-polnisch-slowakischen Brigade: Die 
multinationale tschechisch-polnische-slowakische Brigade (MNB) wurde 
im September 2001 ins Leben gerufen und operierte bis zum 22.06.2005. 
Die Auflösung der Brigade erfolgte aus finanziellen Gründen. Das 
primäre Ziel der multinationalen Einheit war die Steigerung der 
militärischen Operationalisierung innerhalb der NATO-Strukturen, 
Harmonisierung der multinationalen Stabseinheiten und die politische 
Unterstützung der Slowakei auf dem Weg in die NATO. Ursprünglich 
bestand die MNB aus dem slowakischen Bataillon schneller 
Eingriffseinheit (Martin); polnischen 6. Luftbewegliche Bataillon 
(Gliwice) und tschechischen 46. Artillerie Division (Pardubice). Der 
MNB Brigadestab befand sich in der slowakischen Topolczany. Die 
finanziellen Lasten sollten gleichmäßig zwischen den beteiligen Staaten 
geteilt werden. Ursprünglich wurden für das Jahr 2003 die Gesamtkosten 
in Höhe von 11,8 Mil. slowakischen Kronen geschätzt. Im Weiteren 
Verlauf beteiligten sich die Brigade an den Operationen innerhalb von 
NATO, ESVP und UNO (Khol, 2004b: 4 ff.; MON 2005);  
 die gemeinsame Modernisierung der Mi-24-Hubschraubereinheit (2002); 
 die tschechisch-slowakische Zusammenarbeit im Rahmen des „Common 
Sky“-Projekts unter Einbeziehung Polens im Bereich der Ausbildung 
(Khol 2001b: 25; Khol 2004b: 4ff.). 
 
In der Entstehungsphase der EUBG hatte Prag auf die Kompatibilität der 
europäischen EUBG mit der NATO Response Force gepocht. In Expertenkreisen 
wurde anfänglich die Etablierung gemeinsamer Einheiten mit Österreich und 
Deutschland sondiert (MFA CR 2004a: 40). Die tschechische Seite hatte die 
Teilnahme von 350 Soldaten, vor allem Infanterieeinheiten, zugesagt. Die 
operationelle Bereitschaft dieser trinationalen Einheit sollte ursprünglich bereits zum 
01. Januar 2007 erreicht werden (Khol 2004a), was aber nicht erfolgte. Die 
Realisierung wurde um weitere Jahre verschoben. Zurzeit ist die Erreichung der 
Einsatzfähigkeit der trinationalen Einheit für das Jahr 2012 geplant (Žižka 2009). 
Gleichzeitig wurde das aus 1.600 bis 1.800 tschechischen und 400 slowakischen 
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Soldaten bestehende tschechisch-slowakische Bataillon in der zweiten Hälfte des 
Jahres 2009 bereitgestellt93 (Mölling 2007: 9; MFA CR 2005: 51).  
3. Im Spannungsfeld zwischen EU und USA 
 3.1. Irakkrieg  
Der Konflikt um den Irakkrieg verdeutlichte den kontinental-amerikanischen Streit 
um die „Seele“ Mittel- und Osteuropas (Mouritzen 2006: 139). Eine eindeutige 
tschechische Positionierung in der Irakfrage war wie bereits in der Kosovofrage 
(1999) nicht gegeben. Diese Ambivalenz war zum einen durch den Streit innerhalb 
der politischen Eliten (exemplarisch: Havel und Klaus) und den Dissens innerhalb 
der Regierungskoalition bedingt, zum anderen durch eine kritische Haltung einer 
Mehrheit in der tschechischen Gesellschaft hinsichtlich einer direkten Beteiligung 
Tschechiens an den militärischen Operationen im Irak.  
 Václav Havel hatte im Vorfeld der Diskussion über einen möglichen Einsatz der 
amerikanischen Streitkräfte auch ohne das UN-Mandat ein tschechisches 
Engagement nicht ausgeschlossen. Die sichtbare Unterstützung für die amerikanische 
Irakentscheidung stellte die Unterzeichnung des „Briefs der Acht“94 dar. Diese wurde 
zwar nicht überwiegend mit sicherheitspolitischer Argumentationslogik begründet, 
sondern vielmehr auf ethische Handlungswerte bezogen (Gábelová 2004: 57). 
Problematisch war aber – was in der westeuropäischen Diskussion nicht 
wahrgenommen wurde –, dass Havel seine Positionierung weder mit der Regierung 
noch mit dem Parlament abgesprochen hatte95. Allerdings, da der Brief von sieben 
                                                 
93 Zum Engagement der tschechischen Einheiten in den unter NATO- und EU-Führung stehenden 
Operationen zwischen 1999 und 2009 s. Tabelle 6 im Anhang. 
94 Dieser Brief symbolisierte nicht nur die Solidarität mit der Washingtoner Politik im Hinblick auf 
die problematische Lage im Irak, sondern markierte auch die unterschiedliche Wahrnehmung der 
sicherheitspolitischen Konstellationen und Lösungsansätze. Die Spaltung innerhalb der europäischen 
Staaten wurde durch eine weitere Initiative der Vilnius-Gruppe verstärkt, in der Lettland, Litauen, 
Estland, die Slowakei, Rumänien, Bulgarien, Slowenien, Kroatien, Mazedonien und Albanien 
gemeinsam die Unterstützung der amerikanischen Militäraktion im Irak bekundeten: Die Deklaration 
der Vilnius-Gruppe wurde von Bruce Jackson, einem früheren Offizier des US-militärischen 
Nachrichtendienstes und Mitarbeiter des amerikanischen Verteidigungsministeriums, vorbereitet. Der 
Inhalt des Briefes sei nicht verhandelbar gewesen. “Take it or (do not) leave it“ solle es in der E-Mail 
an die litauische Botschaft in Washington, die die Aktion koordinierte, geheißen haben (Gábelová 
2004: 56f.). 
 95 Zur Zeit der Verschärfung der Irakkrise bildete die sozialdemokratische Partei (ČSSD) die 
Regierungskoalition mit der KDU-ČSL und US-DEU. Das Außenministerium wurde von Cyril 
Svoboda (KDU-ČSL) geführt. Im Falle des Staatspräsidenten handelte es sich aber um das höchste 
Organ der Staates, das die Interessen und Positionierung des Staates auch in außenpolitischen Fragen 
repräsentiert. Damit ist in der tschechischen wie auch in der polnischen Verfassung ein Dilemma 
inkludiert, das eine besondere Prägnanz in den Kohabitationsphasen erlangt, was im tschechischen 
Fall in der Zeit der Regierungsverantwortung unter Ministerpräsident Václav Klaus und 
Staatspräsident Václav Havel deutlich wurde. Zusätzlich aber, nicht selten von der Regierung als 
höchst problematisch empfunden, spielt die Tatsache eine Rolle, dass der Präsident vor Parlament 
oder Regierung für seine Auffassung bei der Formulierung der außenpolitischen Prioritäten nicht zur 
Rechenschaft verpflichtet ist (Král, Pachta 2005: 11-13; Vodička 2002: 243f.; Rduch-Michalik 2007: 
50-57). 
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anderen amtierenden Ministerpräsidenten unterschieben worden war, deuteten die 
politischen Experten und Politiker der anderen EU-Staaten Havels Unterschrift trotz 
der Distanzierung der tschechischen Regierung automatisch als offizielle 
Stellungnahme der Tschechischen Republik (Řiháčková 2005: 18). Dennoch ist zu 
berücksichtigen, dass die Unterschrift von einem sich noch im Amt befindlichen 
Staatschef niedergelegt wurde – die Amtsperiode von Havel endete endgültig erst am 
02. Februar 2003 (Král, Pachta 2005: 15f.). Die Motive für Havels Unterschrift 
waren jedoch komplexer als lediglich Ausdruck einer proamerikanischen Haltung. 
Entscheidend war das Argument der mitteleuropäischen Solidarität, wie es Alexandr 
Vondra, stellvertretender Außenminister und früherer tschechischer Botschafter in 
Washington, auslegte (Spengler, Müller 2003).  
 Obwohl Havel eine klare Unterstützung für Washington demonstrierte, war die 
tschechische Positionierung alles andere als eindeutig. Ministerpräsident Vladimir 
Špidla (2002-2004) versuchte, die proamerikanische Haltung der politischen Teile 
der tschechischen Parteienlandschaft zu nutzen und gleichzeitig eine kritische 
Distanzierung gegenüber der amerikanischen Kriegsintervention zu wahren. In 
europapolitischer Hinsicht garantierte diese Taktik einen Ausgleich zwischen den 
westeuropäischen Staaten (überwiegend Frankreich und Deutschland), die sich 
kritisch gegenüber Washingtons Plänen äußerten, und den Staaten, die sie klar 
befürworteten (Großbritannien, Spanien, Polen). Ohne die tschechische 
Öffentlichkeit in Details einzubeziehen, stimmte die Regierung der militärischen 
Unterstützung im Irak zu, ohne – im Gegensatz zu Polen – eine demonstrative 
öffentliche Unterstützung für die amerikanische Operation im Irak an den Tag zu 
legen. Dieses ambivalente Verhältnis der Špidla-Regierung zum Irakkrieg war 
einerseits durch die innenpolitische Spaltung innerhalb der tschechischen Parteien 
bedingt, andererseits durch das diplomatische Bemühen, die unbelasteten 
Beziehungen zu Paris und Berlin aufrechtzuerhalten. Eine Verschiebung der Akzente 
wurde kurz nach Übernahme des Präsidentenamtes durch Václav Klaus (28.02.2003) 
deutlich. Die tschechische Positionierung, so das neue tschechische Staatsoberhaupt, 
dürfe nicht vor die Wahl gestellt werden, sich zwischen den USA und Europa 
entscheiden zu müssen (Baum, Marek 2009: 21f.). Beim Vergleich mit Klaus’ 
Haltung gegenüber dem Kosovo- und Irakkonflikt lässt sich eine prinzipielle 
Gemeinsamkeit feststellen, die in dem Lösungsansatz der Ablehnung militärischer 
Mittel liegt. Das Hauptargument von Klaus zielte hierbei auf eine Lösung mit 
diplomatischen Mitteln: Bevor militärische Mittel als Instrumente zur Konfliktlösung 
eingesetzt würden, müssten alle verfügbaren diplomatischen Maßnahmen ergriffen 
werden. Nach Klaus’ Überzeugung wurde dies sowohl im Falle des Kosovokonflikts 
als auch im Hinblick auf die irakische Problematik nicht erfüllt (Klaus 2003a; 
Řiháčková 2005b). Des Weiteren zweifelte Klaus sowohl an den amerikanischen 
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Argumenten hinsichtlich der Verfügbarkeit der Massenvernichtungswaffen durch das 
Hussein-Regime als auch an der These der Demokratisierung der gesamten 
Nahostregion, die infolge des Sturzes des diktatorischen Systems im Irak erfolgen 
sollte (Domino-Effekt). Die kritische Stellung Klaus‘ gegenüber den amerikanischen 
Plänen brachte ihn und teilweise den konservativen Teil des innenpolitischen 
Spektrums in das Lager der Kritiker der US-Außenpolitik. Diese Zuordnung 
korrespondierte nicht mit den ursprünglichen Absichten Klaus’. Nach seiner 
Argumentation ist die Rolle eines Nationalstaates und die damit verbundene 
Autonomie und Souveränität das entscheidende Element in der Gestaltung der 
Außenpolitik. Václav Klaus reklamierte diese Argumente einerseits für die 
tschechische Vorgehensweise, der zufolge Tschechien keine eindeutige blockmäßige 
Position einnehmen dürfe, anderseits für die internationale Ordnung, was die 
Beachtung auch der irakischen völkerrechtlichen Autonomie mit einschloss: 
 „Die Tschechische Republik hat in der Irak-Frage eine klare Stellung bezogen, die durch den 
Beschluss des tschechischen Parlaments gegeben ist. Sie ist bereit, sich bei der Abwendung einer 
eventuellen humanitären Katastrophe zu beteiligen, ist jedoch nicht das Mitglied der kämpfenden 
Koalition. Für uns steht aber nicht die Frage, ob die Tschechische Republik im Irak-Konflikt auf 
Seiten der USA oder Frankreichs oder Deutschlands ist. In der Irak-Krise vertreten wir einen 
tschechischen Standpunkt. Einerseits wollen wir das Leid der Einwohner Iraks lindern, andererseits 
eine Teilung Europas oder eine Schwächung der transatlantischen Beziehungen verhindern“ (Klaus 
2003b). 
 
Václav Klaus drückte somit zwar Unterstützung für den amerikanischen Kampf 
gegen den Terrorismus aus, kündigte allerdings gleichzeitig an, dass sich die 
tschechischen Soldaten nicht am Irakkrieg beteiligen würden. Die Stationierung 
tschechischer Soldaten in Kuweit, die durch die Teilnahme an der Operation 
Enduring Freedom bedingt waren, sollte der direkte Beitrag zur 
Terrorismusbekämpfung darstellen. Die Positionierung des tschechischen 
Präsidenten entsprach dem innenpolitischen Konsensus und reihte sich in die gleiche 
Positionierung der Prager Regierung und des Parlaments ein (Klaus 2003c). Klaus 
erhob für die Tschechische Republik einen Anspruch auf außenpolitische 
Autonomie. Dies ermöglichte es theoretisch, die Position eines Vermittlers oder 
Brückenbauers zwischen den proatlantischen und den USA-kritischen Staaten 
innerhalb der EU einzunehmen, was sich aber im weiteren Verlauf als unrealistisch 
erwies.  
 3.1.2. Positionierung der Regierung 
Die tschechische Regierung lehnte die direkte militärische Beteiligung am Irakkrieg 
vornehmlich aus Gründen der unzureichenden völkerrechtlichen Legitimität ab (Král, 
Pachta 2005: 22f.). Als amerikanischer Alliierter unterstütze sie allerdings mögliche 
militärische Handlungen, solange diese nicht auf irakischem Boden staatfänden. 
Damit gehörte die Tschechische Republik in formeller Hinsicht zwar nicht zur 
„Koalition der Willigen“; diese Vorgehensweise erlaubte es aber, die tschechische 
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Unterstützung zumindest als einen Beitrag zur „Koalition der Willigen“ einzustufen. 
Die tschechische Positionierung kann einerseits als inkonsistent bewertet werden, sie 
stellte andererseits einen Versuch dar, amerikanische und europäische Belange 
gleichermaßen zu berücksichtigen: Als ein NATO-Staat agierte Tschechien 
solidarisch im Rahmen der völkerrechtlichen Vereinbarungen. Als ein EU-
Kandidaten-Staat versuchte Prag im Voraus, die französischen und deutschen 
Argumente zu berücksichtigen und eine weitere Spaltung innerhalb der EU-Staaten 
zu vermeiden (Král, Pachta 2005: 23-26). Damit entsprach die tschechische 
Handlungsweise außen- und sicherheitspolitischen Annahmen – formuliert bereits 
Anfang 2003 in der offiziellen Konzeptualisierung der tschechischen Außen- und 
Sicherheitspolitik –, die sich im Primat der NATO, im Kooperations- und 
Kohärenzprinzip zwischen EU und NATO und im Solidaritätsprinzip begründeten. 
Die „Konzeptuelle Basis der Außenpolitik der Tschechischen Republik für den 
Zeitraum 2003-2006“ implizierte des Weiteren die Prinzipien des Multilateralismus 
und der Beachtung des Völkerrechts. Die Intervention im Irak, die ausdrücklich ohne 
UNO-Mandat stattfand, widerspreche den Positionen der tschechischen 
Außenpolitik, wie es in den Kommentaren der tschechischen Entscheidungsträger 
hieß (Matthew 2004: 429f.; Král 2003: 1-5). In der Diskussion über die tschechische 
Positionierung gegenüber den amerikanischen Irakplänen wurde auf Seiten der 
Unterstützer der USA-Invasion vor allem das von Havel ursprünglich vorgebrachte 
Argument der Beendigung der Diktatur Husseins erwähnt. Diese Argumentation – 
basierend zum Teil auf ethischen Überlegungen und teilweise auf eigenen 
historischen Erfahrungen mit der Diktatur – wurde vom tschechischen 
Außenminister Cyril Svoboda (KDU-ČSL) aufgegriffen (Král, Pachta 2005: 25). 
Svoboda war innerhalb der Regierungskoalition einer der wenigen, der sich deutlich 
auf amerikanischer Seite positionierte und nach Ausbruch des Krieges eine 
tschechische Teilnahme – auch im militärischen Bereich – befürwortete (Král, Pachta 
2005: 31-33). Eine direkte Unterstützung der amerikanischen Vorgehensweise 
äußerte darüber hinaus Verteidigungsminister Jarolslav Tvrdik (ČSSD).  
 Der offizielle Standpunkt der Regierung (MFA CR 2003d) verwies auf die 
bestehende Inkonsistenz der tschechischen offiziellen Positionierung gegenüber dem 
Irakkrieg. So wurde der Beginn der militärischen Aktion durch die Streitkräfte der 
„Koalition der Willigen“ im Allgemeinen akzeptiert, ohne eine direkte militärische 
Beteiligung der Tschechischen Republik an der Intervention zu erwähnen. Die 
Regierungsdeklaration sah allerdings die Möglichkeit einer Beteiligung der in 
Kuweit stationierten ABC-Einheiten vor, falls von den irakischen Truppen 
Massenvernichtungswaffen eingesetzt würden. Zusätzlich kündigte die Regierung 
ihre humanitäre Hilfe und Teilnahme am Wiederaufbau des Iraks an. Damit vermied 
sie, eine klare antiamerikanische Position zu beziehen und strebte gleichzeitig an, 
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sich auf amerikanische bzw. auf die Seite der „Koalition der Willigen“ zu stellen. 
Diese Diskrepanz lässt sich vor allem auf die schwierige Thematik selbst96, darüber 
hinaus aber auch auf die bestehenden Konfliktlinien zwischen und innerhalb der 
politischen Koalitionsparteien und im Abgeordnetenhaus zurückführen97.  
 3.1.2.Innenpolitischer Dissens  
Paradoxerweise favorisierte die größte Oppositionspartei ODS – im Gegensatz zu 
ihrem früheren Parteivorsitzenden Václav Klaus – die amerikanische 
Vorgehensweise auch ohne vorliegendes UN-Mandat. Die ODS hatte bereits Havels 
Signatur unter den Brief der Acht unterstützt. Ihre Kritik richtete sich nicht auf die 
Frage der tschechischen bzw. amerikanischen Partizipation am Irakkrieg; vor allem 
bemängelte die Partei die Inkonsistenz und Unentschlossenheit der tschechischen 
Regierung und forderte, eine klare Position einzunehmen (Král, Pachta 2005: 55). 
Problematisch war für die ODS die Positionierung des Staatspräsidenten, welcher 
wiederum die zweideutige Regierungsdeklaration unterstützte. Während zwischen 
dem Präsidenten und der ODS Übereinstimmung in der Einschätzung darüber 
herrschte, dass nicht die Massenvernichtungswaffen primäres Ziel der 
amerikanischen Invasion im Irak gewesen seien, sondern dass die Beendigung der 
Diktatur den Ausschlag gegeben habe, sah die ODS im Gegensatz zu Klaus auch 
darin ein legitimes Ziel militärischer Handlungen (Král, Pachta 2005: 55-57). Eine 
völlige Gegenposition nahm die kommunistische Partei ein: Die KSČM lehnte vor 
allem die proamerikanische Einstellung der Regierung ab und schloss jegliche 
Unterstützung für die Pläne einer tschechischen Beteiligung im Irakkrieg aus, 
solange kein formelles UN-Mandat vorläge. Dies entsprach im Übrigen der Logik 
der kommunistischen Partei, die bereits in der tschechischen NATO-Mitgliedschaft 
einen Sicherheitsrisikofaktor gesehen hatte (Král, Pachtal 2005: 57). Bezüglich der 
Positionierung der KSČM in der Irakfrage sind jedoch gewisse ideologisch 
                                                 
96 Treffend beschrieb dieses Dilemma der politische Kommentator Ivan Hoffman im tschechischen 
Rundfunk: „Die Politiker wählten einen Kompromiss, der wohl weder jene Bürger zufriedenstellt, die 
Amerika die Daumen drücken, noch solche, die in erster Linie die Vernichtung von Menschenleben 
bedauern. Bevor wir den Politikern aber wegen ihres Alibis ein schlechtes Zeugnis ausstellen, sollten 
wir darüber nachdenken, ob sie hier überhaupt eine Antwort auf eine richtig gestellte Frage suchen, 
beziehungsweise ob es eine einfache Antwort auf diese Frage gibt. Tausende Zivilisten werden 
präventiv getötet werden, damit man das Töten verhindert. Die Entwaffnung des Irak ist ein 
kontroverses Projekt, und von unseren Politikern können wir kaum ein einfaches Ja oder Nein 
erwarten. Wenn es um Menschen geht, dann ist Zögern menschlich“ (Schubert 2003). 
97 Die Regierungsmehrheit verfügte im Abgeordnetenhaus lediglich über eine Stimme mehr als die 
gesamte Opposition. Innerhalb der führenden Regierungspartei, d. h. sowohl im Regierungskabinett 
als auch in der Fraktion der Tschechischen Sozialdemokratischen Partei (ČSSD), war das Thema des 
Irakkriegs höchst umstritten, so dass Ministerpräsident Špidla keinesfalls auf eine eigene Mehrheit 
hoffen konnte, falls das Thema zur Abstimmung in der Abgeordnetenkammer käme. Um den weiteren 
Streit in der Koalition, in erster Linie auch in der eigenen Partei zu vermeiden und die innenpolitische 
Glaubwürdigkeit der Sozialdemokraten zu bewahren, versuchte die Regierung, das Thema öffentlich 
nicht in der militärischen, sondern in der Kategorie der humanitären Maßnahmen einzuordnen (Král, 
Pachta 2005: 36-39).  
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motivierte Gemeinsamkeiten mit dem linken Flügel der ČSSD erkennbar. Diese 
bezogen sich vor allem auf die völkerrechtliche Priorität und die Beachtung der Rolle 
der UNO.  
 Der konservative Koalitionspartner KDU-ČSL wiederum agierte in der Irakfrage 
einstimmig: Trotz der starken katholischen Wählerschaft in Mähren und einer klaren 
Kritik der US-Pläne durch die katholische Kirche unterstützte die Partei die 
amerikanische Vorgehensweise in Irak. Unproblematisch stellte sich die 
Unterstützung der wenig klaren Positionierung der Regierung dar, die sich einerseits 
nicht direkt am Irakkrieg beteiligte und anderseits Sympathie für die amerikanische 
Handlungsweise erkennen ließ (Handl 2003: 69-74). Auch die kleinste 
Regierungspartei, US-DEU, die aus der Spaltung der ODS hervorgegangen war und 
damit ideologisch große Ähnlichkeit zur Oppositionspartei ODS aufwies, zeigte 
Verständnis für die amerikanische Vorgehensweise und plädierte für die tschechische 
Teilnahme am Irakkrieg (Král 2003: 2; Král, Pachta 2005: 54f.).  
 Unklar für die Beobachter von außen war die Positionierung der 
sozialdemokratischen Partei. Sofern überhaupt eine Trennlinie zwischen 
Unterstützern und Opponenten eines direkten tschechischen Engagements im Irak 
entlang des Schemas Rechts/Links verlief, stellte sich die Positionierung innerhalb 
der größten sozialdemokratischen Regierungspartei, der ČSSD, am 
problematischsten dar. Die am Parteitag der ČSSD (28-30.03.2003) angenommene 
Resolution lehnte den amerikanischen und britischen Alleingang ab und verwies auf 
die Missachtung des Völkerrechts, da der Krieg ohne vorliegendes UN-Mandat 
begonnen wurde98 (Král, Pachta 2005: 51f.).  
 Auf der Ebene der Regierungsverantwortung zeichnete sich unter den 
Sozialdemokraten eine Unterstützung für die amerikanische Vorgehensweise ab. Der 
Beschluss des tschechischen Parlaments vom 17.01.2003 erlaubte die Einsetzung 
tschechischer Truppen innerhalb der Operationen, die, basierend auf dem UN-
Mandat, eine Vollstreckung der früheren UN-Beschlüsse zur Abrüstung des Iraks 
bezweckten. Da aber die USA über kein neues UN-Mandat verfügte und die Invasion 
im Irak dennoch begann, stellte die Washingtoner Anfrage über die Entsendung der 
tschechischen ABC-Einheit in den Irak die Regierung in Prag vor eine schwierige 
Entscheidung: Einerseits konnte die Regierung von Ministerpräsident Špidla 
                                                 
98 Zu den wichtigsten sozialdemokratischen Autoren der Resolution gehörte neben dem Abgeordneten 
Jan Kavan, zu dieser Zeit Präsident der 57. UN-Generalversammlung, auch Vladimir Lastuvka, der 
Vorsitzende des außenpolitischen Ausschusses der Abgeordnetenkammer (Král, Pachta 2005: 52). 
Lastuvka forderte bereits in der parlamentarischen Diskussion die Streichung der Tschechischen 
Republik aus der vom US-State Department vorbereiteten Liste der teilnehmenden Staaten an der 
„Koalition der Willigen“, um den Eindruck zu vermeiden, dass Tschechien die Gewaltanwendung 
gegen den Irak unterstütze. Die tschechische Position sei, so der Vorsitzende des parlamentarischen 
außenpolitischen Ausschusses, näher der französisch-deutschen Position als der amerikanisch-
britischen Vorgehensweise gewesen (Král, Pachta 2005: 51.). 
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aufgrund der innenpolitischen Einschränkungen keine Truppen in den Irak senden 
(Handl 2003: 69ff.); andererseits wollte Prag aufgrund der besonderen Bedeutung der 
tschechisch-amerikanischen Beziehungen und des Rangs der transatlantischen 
Bindung eine direkte negative Antwort vermeiden99. Der offizielle Beschluss der 
Regierung vom 19.03.2003 versuchte, den Spagat zwischen den innenpolitischen und 
internationalen Anforderungen aufrechtzuerhalten: Formell blieben die tschechischen 
Einheiten in die Operation Iraqi Freedom auf irakischem Territorium nicht involviert 
(Král, Pachta 2005: 29), aber im Falle eines irakischen Einsatzes von 
Massenvernichtungswaffen hätten die bereits in Kuweit stationierten tschechischen 
Streitkräfte jedoch direkt in die Operation eingreifen dürfen. Die ursprünglich 200 
Mann starke Truppe wurde vom tschechischen Parlament mit einem breiten Mandat 
ausgestattet, das im Rahmen der Operation Enduring Freedom den Einsatz in 24 
Ländern erlaubte. Die Kooperation der tschechischen ABC-Einheiten wurde dem 
Central Command (CENTCOM) unterstellt, die Finanzierung aber von der 
tschechischen Regierung übernommen. In der Anfangsphase kooperierten die 
Tschechen mit den deutschen und amerikanischen ABC-Einheiten und übernahmen 
teilweise Aufgaben hinsichtlich der Ausbildung ziviler Fachkräfte im Bereich der 
chemischen, biologischen und nuklearen Prävention100. Erst Mitte April 2003 
erlaubte das tschechische Parlament das Engagement der bereits in der Region 
stationierten tschechischen Truppen im Irak, schränkte es allerdings auf 
ausschließlich humanitäre Maßnahmen ein101. Die Regierung in Prag stimmte der 
Stationierung eines tschechischen Lazarettkrankenhauses in Basra zu, wofür ein UN-
Mandat vorlag (Král, Pachta 2005: 29f.). Nach der ursprünglichen Planung der 
tschechischen Regierung sollte Prag nach Abschluss der militärischen Konfrontation 
am Stabilisierungs- und Aufbauprogramm im Irak partizipieren. Zu diesem Zweck 
wurden 20 Experten im Rahmen der ORHA (Office for Reconstruction and 
                                                 
99 In Februar 2003 unterstützte die tschechische Regierung das türkische Anliegen, Ankara zusätzliche 
Sicherheit im Falle eines möglichen irakischen Angriffs zu gewährleisten. Der Prager Vorschlag sah 
die Entsendung von ABC-Experten in die Türkei vor, allerdings nicht im Rahmen der NATO, sondern 
auf Grundlage bilateraler Abkommen (Gabal 2003: 58f.). 
100 Seit 2003 wurde die Einheit aufgrund des vom tschechischen Parlament erneuerten Mandates auf 
400 Mann aufgestockt und zusätzlich um die Möglichkeit einer territorialen Operation in Israel und 
Irak erweitert. Allerdings wurde eine solche Operation im Irak ausdrücklich von der Zustimmung des 
UN-Sicherheitsrates abhängig gemacht. Darüber hinaus wurden in die tschechische Einheit 
slowakische Soldaten (79 Mann) integriert, die aufgrund einer unterschiedlichen parlamentarischen 
Konditionierung jedoch mit einem robusten Mandat ausgestattet waren. Bratislava hielt es auch ohne 
ein separates Mandat des UN-Sicherheitsrates für möglich, slowakische Soldaten in Kooperation mit 
den US-Streitkräften im Irak agieren zu lassen. Das im Rahmen der Operation Enduring Freedom in 
Kuweit stationierte tschechisch-slowakische Bataillon wurde aufgeteilt und die slowakische Einheit 
direkt in die Operation Iraqi Freedom einbezogen (Gabal 2003: 58f.). 
101 Die Diskussion in der Abgeordnetenkammer unterschied sich wesentlich von der im Senat. Sofern 
in der Abgeordnetenkammer ideologisch argumentiert wurde, war im Senat eine sehr praxisorientierte 
Vorgehensweise erkennbar. Dies lässt sich sowohl auf den unterschiedlichen Charakter der 
Argumentation als auch auf die politische Zusammensetzung der beiden Kammern zurückführen. Die 
Unterstützung für die Vorgehensweise der Regierung im Senat war im Gegensatz zur 
Abgeordnetenkammer sehr hoch (Král, Pachta 2005: 36f.). 
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Humanitarian Assistance) entsendet. Das Mandat für die Teilnahme an den ORHA-
Arbeiten war für ein Jahr vorgesehen. Kurz nach Abschluss der militärischen 
Kämpfe nahm die tschechische Regierung an den ersten zwei Konferenzen zum 
institutionellen Wiederaufbau im Irak teil (Gabal 2003: 59f.). Die USA 
klassifizierten all diese Schritte als eine klare Unterstützung und setzten Prag auf die 
Liste der in der „Koalition der Willigen“ partizipierenden Länder, was allerdings aus 
Prager Sicht nicht zutreffend war.  
 Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die offizielle tschechische Haltung 
zum Irakkrieg sich durch eine unklare Positionierung der Regierung charakterisierte. 
Während die amerikanische Intervention im Nahen Osten von der tschechischen 
Öffentlichkeit sehr kritisch begleitet wurde (Gabal 2003: 60-66), sendete die 
Regierung bezüglich der amerikanischen Konzeption einer Demokratisierung der 
Region durch den Sturz der Hussein-Diktatur deutliche Signale der Unterstützung 
aus, war aber anderseits durch klare Vorgaben des Parlaments eingeschränkt. Das 
Prager Parlament erlaubte die Beteiligung tschechischer Streitkräfte ausdrücklich nur 
unter der Bedingung einer Zustimmung des UN-Sicherheitsrates. Darüber hinaus 
musste die Regierung in der innenpolitischen Auseinandersetzung Rücksicht auf 
kritische Stimmen innerhalb der eigenen Parteikoalitionen nehmen, was angesichts 
der geringen Mehrheit im Parlament notwendig erschien (Handl 2003: 72; Gabal 
2003: 66). Der Widerstand gegen den Irakkrieg innerhalb der sozialdemokratischen 
Parteien führte zu dem Paradox, dass die eigene parlamentarische 
sozialdemokratische Mehrheit zeitweise gegen den Kurs der in der 
Regierungsverantwortung stehenden Sozialdemokraten votierte102.  
 In dem von Mouritzen entwickelten theoretischen Ansatz wird das Verhalten der 
tschechischen Republik als inkonsistent bezeichnet. Gemäß den historischen 
Determinanten, die sich in dem Einfluss und der Angst vor den Großmächten 
(Russland und Deutschland) ausdrückten, sei die tschechische Positionierung nicht 
im Lager der französisch-deutschen Opposition gegen die amerikanische 
Vorgehensweise zu erwarten gewesen. Dennoch hätten sich die tschechische 
Regierung wie auch Staatspräsident Václav Klaus nicht völlig auf die französisch-
deutsche Seite gestellt, sondern die formelle Distanzierung sowohl gegenüber dem 
atlantischen als auch gegenüber dem kontinentalen Lager aufrechterhalten. Der 
                                                 
102 Die Sozialdemokraten sahen sich besonders dem Druck der kommunistischen Partei ausgesetzt, die 
von Anfang an gegen die amerikanische Irakpolitik von Präsident George W. Bush gewesen war und 
eine starke Übereinstimmung mit der gesellschaftlichen Mehrheit, die ebenfalls das direkte 
tschechische Engagement im Irak ablehnte, aufwies. Die Position der Kommunisten wurde zusätzlich 
durch den Präsident Václav Klaus gestärkt. Klaus verdankte nämlich den Stimmen aus dem 
kommunistischen Lager seine Wahl zum Staatspräsidenten. Allerdings lag der Unterschied zwischen 
der kommunistischen Partei und Klaus in der Argumentationslogik: Während die Kommunisten an 
der amerikanischen Politik vor allem die außenpolitische Dominanz kritisierten und den 
wirtschaftlichen Motiven eine primäre Rolle für die amerikanische Intervention im Irak zuschrieben, 
standen für Václav Klaus völkerrechtliche Konsequenzen im Vordergrund (Gabal 2003: 67). 
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Versuch, eine Vermittlerrolle anzunehmen, habe sich aufgrund des fehlenden 
innenpolitischen Konsenses in der Irakfrage als unmöglich erwiesen. Daher ließe 
sich die tschechische Positionierung einzig durch die innen- und parteipolitische 
Konstellation plausibel erklären (Mouritzen 2006: 155). Angesichts der 
innenpolitischen Rahmenbedingungen und der parteipolitischen Konditionalitäten 
innerhalb der sozialdemokratischen Partei konnte Tschechien im humanitären 
Bereich eine maximale Teilnahme im Rahmen seiner Kapazitäten im Irak 
gewährleisten. Die Einsetzung von ABC-Einheiten im Vorfeld des Krieges trug zu 
Interoperationalisierung der tschechischen Truppen innerhalb der NATO-Streitkräfte 
bei. Während die Teilnahme Tschechiens an der „Enduring-Freedom“-Operation 
politisch akzeptabel war, war das Engagement innerhalb der „Koalition der 
Willigen“, deren Einstufung als tatsächliche Teilnahme Tschechiens in Irakkrieg 
bewertet wurde, aufgrund der unterschiedlichen rechtlichen Auslegung strittig. Die 
von der Regierung beschlossene und vom Parlament akzeptierte militärische 
Unterstützung der Aktion „Enduring Freedom“ stellte Tschechien eindeutig auf die 
Seite der USA (Král, Pachta 2005: 50-57). Als problematisch erwies sich die 
Positionierung der wichtigen innenpolitischen Akteure. Die Regierung war nicht in 
der Lage, eine klare außenpolitische Leitlinie zu präsentieren, was sowohl bei den 
Unterstützern der amerikanischen Intervention im Irak als auch bei deren 
Opponenten die Frage nach der außenpolitischen Glaubwürdigkeit der 
Tschechischen Republik aufwarf. 
 Der Versuch, die amerikanische Vorgehensweise in das bestehende System des 
Völkerrechts einzubinden, war sowohl durch die tschechische Kultur des 
Multilateralismus als auch durch die Rücksichtnahme auf die kritische Positionierung 
wichtiger EU-Länder bedingt. Die jeweilige Positionierung der europäischen 
Staaten,103 so machte der Irakkonflikt deutlich, wurde nicht durch das Schema 
„Gaullisten versus Atlantiker“ bzw. durch zu erwartende politische und 
wirtschaftliche Vorteile bestimmt, sondern vor allem durch geopolitische Faktoren. 
Entscheidend sind historische Einflüsse sowie insbesondere wirtschaftliche, 
kulturelle und politische Bindungen der kleinen und mittelgroßen Staaten zu den 
europäischen Großstaaten (Frankreich, Deutschland, Großbritannien und Russland), 
die das Verhalten der kleinen und mittelgroßen Staaten bestimmten. Die Koalition 
Deutschlands und Frankreichs mit russischer Unterstützung determinierte wiederum 
                                                 
103 Das undiplomatische Verhalten des französischen Staatspräsidenten Jaques Chirac wurde in Prag 
stark abgelehnt. Der tschechische Außenminister Cyril Svoboda verwies auf die gemeinsamen 
Absprachen unter den EU-Ländern und Kandidatenstaaten, die keinen Konsensus darstellten und 
somit, abgesehen von losen und unverbindlichen nationalen Sichtweisen, auch in der Konsequenz die 
Spaltung in der Irakfrage innerhalb der alten EU-Staaten repräsentierten. Auf der einen Seite standen 
Großbritannien, Spanien und Italien mit ihrer proamerikanischen Haltung in der Irakfrage, auf der 
anderen Seite Frankreich, Deutschland, Belgien (und hilfsweise Russland) mit ihrer 
antiamerikanischen Haltung (Cameron 2003). 
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das proamerikanische Verhalten der mittel- und osteuropäischen Staaten und 
bestimmte ihr Engagement auf amerikanischer Seite. Die historischen Faktoren 
waren gleichsam die Prädisposition, wurden aber zusätzlich durch die zu 
erwartenden Vorteile begünstigt (Mouritzen 2006: 137-163). Für die tschechische 
Regierung war die Unterstützung der USA aus historischer Perspektive angesichts 
des sich abzeichnenden Konsensus zwischen Paris-Berlin-Moskau weniger 
problematisch (Gabal 2003: 66). Es ist anzunehmen, dass im Falle einer 
Regierungsverantwortung der ODS während der Irakkrise die Positionierung der 
tschechischen Republik proamerikanischer ausgefallen wäre und das militärische 
Engagement sich dem polnischen Fall angeglichen hätte (Král 2005b: 13).  
 3.2. US-Radaranlage in Tschechien  
Die offiziellen Verhandlungen zwischen der tschechischen und der amerikanischen 
Regierung über die Stationierung einer Radaranlage auf tschechischem Territorium 
begannen in Januar 2007. Zuvor wurde auf Expertenebene über technische und 
politische Kooperationsmöglichkeiten gesprochen, so dass die ersten amerikanischen 
Anfragen auf das Jahr 2002 und erneut 2005 datiert werden können. Den 
amerikanischen Plänen zufolge sollte in Tschechien eine X-Band-Radarstation 
stationiert werden und zusätzlich durch in Polen stationierte silogestützte 
Abfangraketen ergänzt werden104 (Quistorff 2008: 126ff.).  
 Die tschechische Regierung hielt die Ziele der amerikanischen 
Verteidigungsstrategie für berechtigt. Eine deutliche Unterstützungsposition, die die 
amerikanischen Verteidigungspläne mit der europäischen Sicherheit verband, stellte 
der tschechische Außenminister Karel Schwarzenberg (2007-2009) vor. Die 
Betonung der europäischen Dimension der amerikanischen Strategie diente einem 
zweifachen Ziel (Schwarzenberg 2008): Auf innenpolitischer Ebene sollte das 
Projekt im breiteren multilateralen Kontext dargestellt werden und keinen 
ausschließlichen bilateralen, tschechisch-amerikanischen Charakter aufweisen. Im 
Hinblick auf die außenpolitische Perspektive, die sich vor allem an die EU-Staaten 
                                                 
104 Als primärer Grund für die geplante Aufstellung von Teilen amerikanischer NMD auf 
mitteleuropäischem Territorium wird die Steigerung der europäischen bzw. transatlantischen 
Sicherheit genannt. Abgesehen davon lassen sich aber auch andere Gründe identifizieren: hohe Profite 
für die US-amerikanische Rüstungsindustrie und ein verstärkter Rüstungsdruck auf das 
Nuklearpotenzial Russlands. Die russischen Kapazitäten werden auf 503 ICBM mit 1853 
Sprengköpfen beziffert (Stand 2006), was angesichts der 10 silogestützten Raketen auf polnischem 
Territorium kaum zu vergleichen ist. Angesichts der in der nächsten Dekade zu erwartenden starken 
Reduktion landgestützter ICBM, die altersbedingt erfolgen muss, erscheint jedoch eine Beibehaltung 
der gegenwärtigen Anzahl aufgrund der kostenintensiven Ausgaben mehr als unwahrscheinlich. Für 
die amerikanische Seite erscheint allerdings die Aufstockung der geplanten Raketenstationierung in 
Polen möglich. Für die Stationierung operationsfähiger Radarteile in Tschechien spricht die 
Möglichkeit einer Überwachung von Teilen der Russischen Föderation, da das Radarsystem in 
Tschechien potenziell aus dem russischen Territorium in Richtung der amerikanischen Westküste 
abgefeuerte ICBM erfassen könnte, was in der theoretisch-strategischen Überlegungen keine 
unwesentliche Rolle zu spielen vermag (Mangott, Senn 2007: 13f.; Quistorff 2008: 126-129).  
159 
 
richtete, versuchte die Prager Regierung, mögliche Vorteile auch für andere EU-
Staaten, nicht nur Tschechien und Polen, aufzuzeigen, um die Akzeptanz der 
regierenden Entscheidungsträger (überwiegend in Berlin) zu erlangen. Darüber 
hinaus – darauf machte Präsident Klaus aufmerksam – würde die Etablierung einer 
amerikanischen Radarstation in Tschechien die Verbesserung der tschechisch-
amerikanischen Beziehungen bedeuten (AFP 2008) und eine starke Einbindung der 
amerikanischen sicherheitspolitischen Interessen in Mitteleuropa implizieren. Der für 
Polen und Tschechien gemeinsame Hauptgrund für die Beteiligung am 
amerikanischen NMD-Projekt lag im Bestreben, die amerikanische Präsenz in 
Europa aufrechtzuerhalten und die eigenen militärischen Kapazitäten durch 
Einbindung der US-Streitkräfte zu erhöhen. Der russische Faktor als mögliche 
Bedrohung spielte zwar ebenfalls eine Rolle, wurde aber in Prag und Warschau 
unterschiedlich bewertet. Der Konflikt in Georgien hatte zusätzlich verursacht, dass 
die Ängste vor einer destabilisierenden Rolle Russlands in Tschechien lauter 
artikuliert wurden (Radio Praha 2008; AFP 2008). Der tschechische 
Ministerpräsident Mirek Topolánek folgerte angesichts des Georgienkonflikts, dass 
dieser die beste Werbung für das amerikanische Raketenabwehrsystem und die 
Stationierung eines US-amerikanischen Radarsystems in Tschechien sei (Radio 
Praha 2008). Polen hatte kurz nach Ausbruch des Konflikts am 04.07.2008 die auf 
Eis gelegten Gespräche mit der amerikanischen Administration wieder 
aufgenommen und hatte bereits Mitte August 2008 das Abkommen mit Washington 
über die Stationierung der NMD-Elemente unterschrieben. Im Verlauf der seit 2002 
geführten Gespräche zwischen Prag und Washington wurde von tschechischer Seite 
die Frage nach dem Radarsystem auf tschechischem Territorium im Kontext der 
festen Zugehörigkeit Tschechiens zur transatlantischen Gemeinschaft akzentuiert. 
Die polnische Argumentationsweise basierte wiederum auf dem Argument der 
Herstellung eines militärischen Gleichgewichts zwischen den alten und den neuen 
NATO-Mitgliedern (Parecki 2008: 360-363).   
 3.2.1. Innenpolitische Implikationen  
In der tschechischen innenpolitischen Debatte über die Stationierung US-
amerikanischer NMD-Elemente wurden von den Befürwortern grundsätzlich zwei 
Argumente vorgebracht: die Steigerung der Sicherheit der Landes und direkte 
wirtschaftliche Vorteile, die mit dem Bau der Radarstation verbunden sein würden 
(Technologietransfer und Verbesserung der lokalen Infrastruktur). Die Steigerung 
der Sicherheit bedeutete nicht nur die physische Anwesenheit amerikanischer 
Soldaten auf tschechischem Territorium und die defensive Nutzung der Radaranlage, 
sondern bildete ein weiteres Zeichen der besonderen Beziehungen zwischen Prag 
und Washington (Topolánek 2007). Darüber hinaus steigerte das amerikanische 
Angebot, so Ministerpräsident Topolánek, das Verteidigungspotenzial im Hinblick 
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auf den tschechischen Luftraum und stärke die gesamte Sicherheitsarchitektur der 
transatlantischen Gemeinschaft. Daher sollte das Radar-Projekt als Chance und nicht 
als Gefahr interpretiert werden (Štefka 2007). Die Pläne zur Errichtung der US-
Radaranlage in Tschechien wurden gegenüber der tschechischen Öffentlichkeit vom 
tschechischen Verteidigungsministerium mit dem polnischen 
Raketenabwehrsystemprojekt in Verbindung gebracht. Die NMD-Elemente sollten 
integraler Bestandteil der Politik gegen die Verbreitung von 
Massenvernichtungswaffen sein, und das Missile Defence System würde nicht gegen 
das russische oder chinesische militärische Potenzial, sondern lediglich gegen 
Schurkenstaaten oder terroristische Gefahren gerichtet (MD CR 2007). 
 Die konservative ODS, die konstant das amerikanische Engagement in Europa 
innerhalb der NATO als beste Garantie euroatlantischer Zivilisation hielt und es auf 
lange Sicht als die Grundbedingung europäischer Sicherheit erachtete (Weichsel 
2007: 62), unterstützte das aktive Engagement Tschechiens in der NATO (ODS 
2003) sowie die Errichtung der Missile-Defence-Elemente (Nečas 2003). Allerdings 
sollte die Missile Defence innerhalb der NATO und nicht auf Grundlage bilateraler 
Abkommen erfolgen (Král 2008: 75). Die von der ODS geführte Koalitionsregierung 
von Mirek Topolánek, der die Stationierung der Radaranlage mit Washington 
aushandelte, musste sowohl mit dem Widerstand in der eigenen Partei als auch mit 
der prinzipiellen Ablehnung der Radarpläne von der oppositionellen ČSSD rechnen. 
Auch im Europäischen Parlament hatten sich die tschechischen sozialdemokratischen 
Abgeordneten gegen die Pläne der Regierungen in Warschau und Prag 
ausgesprochen. Libor Rouček wies auf die Notwendigkeit hin, die europäische 
Außen- und Sicherheitspolitik besser zu koordinieren und zu stärken. Die 
amerikanischen Pläne tangierten nicht nur die bilateralen Beziehungen zwischen 
Washington und Prag bzw. Warschau, sondern beträfen das Verhältnis der USA zur 
EU wie auch zu Russland (Europäisches Parlament 2007; Quistorff 2008: 132ff.). 
Seitens der Öffentlichkeit wurde ein relativ starker Widerstand gegen die 
Regierungspläne signalisiert (Král 2008: 77). Die Sozialdemokraten opponierten 
gegen das Radarprojekt aufgrund seines bilateralen Charakters. Als prinzipielle 
Befürchtung wurde vor allem auf die Schwächung der Rolle der NATO und der 
Europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik hingewiesen. Darüber hinaus 
befürchteten die Sozialdemokraten die Verschlechterung der Beziehungen mit 
Moskau (Král 2008: 77f.). Den kleinen Parteien kam in der innenpolitischen Debatte 
über die Radarpläne ebenfalls eine wichtige Rolle zu: Die ODS koalierte zu dieser 
Zeit mit der KDU-ČSL und der SZ (Strana zelených). Die KDU-ČSL akzeptierte 
zwar das Radarprojekt, allerdings nur unter der Bedingung, es in das NATO-
Raketenabwehrsystem mit einzubeziehen, um den ausschließlich bilateralen 
Charakter zu verlieren. Die Strana zelených signalisierte ihre Zustimmung und 
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forderte – zusätzlich zu den von der KDU-ČSL gestellten Bedingungen – eine 
positive Stellungnahme der NATO-Staaten sowie die Übernahme der tatsächlichen 
militärischen Verantwortung für das Projekt durch die NATO, falls das System 
funktionieren sollte. Die von den Grünen und Christdemokraten gestellten 
Bedingungen zielten wiederum auf die Einbeziehung weiterer relevanter NATO-
Partner (Deutschland, Großbritannien und Frankreich). Sie bezweckten, die 
sicherheitspolitischen Vorhaben von dem Charakter des bilateralen Abkommens zu 
befreien. Wichtig war ihnen außerdem, dass das amerikanisch-tschechische Projekt 
nicht das Verhältnis zu anderen EU-Staaten beeinträchtigte. Es sollte der Eindruck 
vermieden werden, dass eine zu stark proamerikanische Positionierung der 
tschechischen Regierung den Konsens zwischen NATO und EU-Staaten im Rahmen 
der ESVP nachhaltig zum tschechischen Nachteil beeinflussen werde. Der 
politischen Klasse war allerdings klar, dass das Abkommen mit den USA im Kontext 
des Missile Defence Systems eine der kontroversesten Angelegenheiten für die 
tschechische Sicherheits- und Außenpolitik war. Die Meinungsverschiedenheiten 
zwischen den wichtigsten Parteien ODS und ČSSD verdeutlichen die polarisierten 
politischen Standpunkte für die weitere Entwicklung der tschechischen 
Sicherheitspolitik (Parecki 2008: 344-350; Král 2008: 75-80; Gehrold 2008: 59ff.). 
 In tschechischen Fachkreisen wurde auch eine geteilte Meinung über die 
amerikanischen Pläne artikuliert. Jiři Schneider, früherer tschechischer Botschafter in 
Israel und sicherheitspolitischer Experte im PASS-Institut, betonte, dass die 
ausschließlich bilaterale Vorgehensweise das Fundament der NATO untergrabe 
(WEU 2007). Außer auf politische Bedenken wurde vor allem auf die technische 
Unzulänglichkeit des amerikanischen Projekts hingewiesen. Der sicherheitspolitische 
Analytiker und Spezialist für Raketenabwehrsysteme im tschechischen 
Verteidigungsministerium, Luboš Marek, erwähnte, dass die Radarsysteme und die 
in Polen stationierten Abfangraketen keine ausreichende Sicherheit für die beiden 
Staaten böten und es angesichts der gescheiterten Tests des Raketenabwehrsystems 
in den USA zweifelhaft sei, ob die gesamte technologische Konstruktion tatsächlich 
ausgereift sei (Gehrold 2008: 51). Eine der wichtigsten von tschechischen und EU-
Sicherheitsexperten identifizierten Gefahren, die regelmäßig in verschiedenen 
Sicherheitsstrategiedokumenten einzelner NATO- und EU-Staaten wie auch in der 
Europäischen Sicherheitsstrategie (2003/2008) erwähnt werden, ist neben dem 
internationalen Terrorismus, regionalen Konflikten, failing states und organisierter 
Kriminalität vor allem das Thema der (un-)kontrollierten Verbreitung von 
Massenvernichtungswaffen (ESS 2003: 3f.; Stojar 2005: 8-19). Damit rückte die 
Frage nach dem Träger/Trägersystem der Massenvernichtungswaffen ins Zentrum 
der tschechischen Überlegungen, wie es Frühling und Sinjen (2008: 9-22) ausführen: 
Die bestehende Sicherheitslücke im Hinblick auf die Raketen der Typen SM3 und 
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THAAD wurde trotz zahlreicher Diskussionen und politischer Anregungen innerhalb 
der europäischen NATO-Staaten nicht geschlossen. Die langfristige 
Sicherheitsentwicklung musste aber auch mögliche konservative Annahmen im 
Hinblick auf potenzielle künftige Gefahren berücksichtigen. Der amerikanische 
Vorstoß zur Errichtung von Basen in Mitteleuropa wurde teilweise von einem Worst-
Case-Szenario abgeleitet und stellte gleichzeitig eine – wenn auch nicht die 
kostengünstigste – Verteidigungsalternative gegenüber möglichen zukünftigen 
Bedrohungen aus Staaten wie Nordkorea oder Iran, die in verschiedenen 
Sicherheitskonzepten als „gefährlich“ definiert wurden. Das Abwehrsystem könnte – 
den Überlegungen zufolge mindestens in technologischer Hinsicht – gegen andere 
asiatische Staaten eingesetzt werden, wie z. B. gegen die Volksrepublik China. Eine 
Kooperation mit den USA würde die bestehende Lücke im Hinblick auf die 
ballistischen Raketen schließen und eine potenzielle Bedrohung durch 
technologischen Vorsprung reduzieren. Damit könnte, so die Überlegung, eine 
grundlegende Erweiterung der militärisch-technologischen Fähigkeiten der NATO-
Staaten erfolgen, was sicher nicht ohne Bedeutung für die weitere 
sicherheitspolitische Identität der NATO bliebe (Frühling, Sinjen 2008: 10-12; 20-
22). 
 3.2.2. Außenpolitische Konsequenzen  
Für die tschechische Diplomatie war es problematisch, eine angemessene Antwort 
auf die russischen Einwände zu finden. Analog zum polnischen Beispiel wurde das 
Problem durch starke verbale Angriffe der russischen Entscheidungsträger im 
Verteidigungs- und Außenministerium, die nicht immer dem Standard eines fairen 
diplomatischen Umgangs entsprachen, verschärft. Das Hauptargument Moskaus, 
Russland sei nicht in ausreichender Weise informiert worden, wurde in Prag nicht 
beachtet. Erstens, so wurde vom tschechischen Außenministerium sowie 
Ministerpräsidentenamt argumentiert, sei Russland seit dem Prager NATO-Gipfel im 
Jahr 2002 über die amerikanischen Pläne in Kenntnis gesetzt worden und das Thema 
im Verlauf der Jahre 2005 bis 2007 mehrmals während der Treffen amerikanischer 
und russischer Diplomaten besprochen worden (Gehrold 2008: 48). Zweitens, wie 
Außenminister Schwarzenberg argumentierte, verfüge Russland über ausreichende 
militärische und finanzielle Mittel, gegen potenzielle amerikanische Pläne defensiv 
vorzugehen. Die Stationierung der amerikanischen Abfangraketen in Polen und der 
Radaranlage in Tschechien sei aus militärischer Perspektive unproblematisch, 
vergleiche man die Proportionen: In russischem Besitz befänden sich mehr als 1000 
Trägerraketen mit mindestens so vielen Sprengköpfen (KAS 2007). Im 
Umkehrschluss heiße dies, dass man eher von einer Bedrohung der 
mitteleuropäischen Staaten durch Russland sprechen könnte als von einer möglichen 
Gefahr für die Russische Föderation. Das Raketenabwehrsystem wurde laut der 
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tschechischen Regierung keinesfalls als Angriffssystem konzipiert. Die 
tschechischen Sicherheitsexperten argumentierten, dass das russische System über 
ausreichende technische Kapazitäten verfüge und dem amerikanischen System 
gegenüber gewachsen sei. Ausschlaggebend seien daher nicht die militärischen, 
sondern die politischen Argumente. Die russische Angst sei nämlich durch den 
drohenden Bedeutungs- und Einflussverlust begründet, der für Russland einer 
ungünstigen politischen Ausklammerung gleichkäme und den steigenden Einfluss 
der NATO in Mittel- und Osteuropa impliziere (Parecki 2008: 350ff.).  
 Die deutliche Wortwahl, die klare Ausrichtung auf Konfrontation statt 
Kooperation erinnere eher an die Zeit des Kalten Krieges und sei durch das 
Wiedererwachen der russischen imperialen Ambitionen bedingt. Russland, so Prag, 
tue sich knapp zwanzig Jahre nach dem Zusammenbruch der sowjetischen 
Machtdominanz und der Erlangung der politischen Autonomie vieler Staaten der 
ehemaligen russischen Einflusssphäre immer noch schwer mit der Akzeptanz der 
außenpolitischen Autonomie früherer Satellitenstaaten. Ministerpräsident Topolánek 
spitzte diese Betrachtung noch zu, wonach die russische Vorgehensweise105 vor 
allem als Manöver zur Ablenkung von innenpolitischen Schwierigkeiten zu begreifen 
sei, mit welchen die russische Regierung gegenwärtig konfrontiert werde (Gehrold 
2008: 52).  
 Im Gegensatz zur Debatte in Polen ist die tschechische Diskussion über die 
außenpolitische Auswirkung des Projekts auf die Beziehungen zwischen Prag und 
Moskau weniger intensiv gewesen. Die Radarstation in der Tschechischen Republik 
wurde kontinuierlich als wichtiges Instrument der politischen, nicht der militärischen 
Verbundenheit mit den USA angesehen. Obwohl das Projekt in den Rahmen der 
NATO eingebettet werden sollte, was auch den tschechischen Erwartungen 
entsprach, blieb der Raketenabwehrradar weiterhin ein US-amerikanisches Projekt. 
Problematisch ist, worauf die tschechischen Experten aufmerksamen machten, dass 
die Realisierung des Projekts in technologischer wie finanzieller Hinsicht fraglich 
war. Mit dem Machtwechsel in den USA wurde durch die Obama-Administration 
das Thema des Ausbaus der amerikanischen NMD-Elemente in Mitteleuropa nicht 
weiter intensiv verfolgt. Der letzte US-amerikanische Vorschlag, statt eines Radars 
ein Frühwarnzentrum in der Tschechischen Republik entstehen zu lassen, in dem 
Informationen verschiedener Satellitensensoren gebündelt, ausgewertet und in das 
                                                 
105 Während des G8-Gipfels in Heiligendamm im Juni 2007 unterbreitete der russische Präsident 
Vladimir Putin den Vorschlag zur Errichtung eines gemeinsamen Raketenabwehrsystems in 
Aserbaidschan. Der russische Vorschlag wurde vom tschechischen Ministerpräsidenten Topolánek mit 
dem Hinweis auf eine illegitime Einmischung des Kremls in mitteleuropäische Angelegenheiten 
abgelehnt. Darüber hinaus betonte Europaminister Alexandr Vondra, der zum Flügel der Atlantiker 
gerechnet wurde, dass der russische Vorschlag zur Stationierung der Radaranlage in Aserbaidschan 
lediglich als eine Ergänzung, nicht als Ersatz für die mitteleuropäischen Elemente zu verstehen sei 
(Lothar 2007). 
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System des NATO-Raketenabwehrsystems integriert würden, wurde mit einer 
gewissen Enttäuschung zur Kenntnis genommen. Diese Enttäuschung gründet 
einerseits in der mit dem Vorschlag verbundenen Herabstufung der militärischen 
Signifikanz der Tschechischen Republik im Rahmen der direkten Beziehungen mit 
den USA sowie innerhalb der NATO, andererseits in den zusätzlichen Mehrkosten, 
die für die Prager Regierung nach 2012 entstehen würden, falls das 
Frühwarnzentrum errichtet wird (Rühmkorf 2011). 
III. AUSSENPOLITISCHE PRÄFERENZEN  
1. Östliche Dimension  
Aus Perspektive der erweiterten EU ist festzustellen, dass lange keine kohärente 
Nachbarschaftspolitik hinsichtlich der osteuropäischen Nicht-EU-Kandidatenländer 
entwickelt worden ist (Michels, Zervakis 2005: 253-270). Die Aufmerksamkeit der 
EU konzentrierte sich sowohl auf die Erweiterungspolitik als auch auf die 
Neugestaltung der Beziehungen zu Russland. Staaten wie Weißrussland, Ukraine, 
Moldawien oder die Ländern des südlichen Kaukasus kamen nur gelegentlich ins 
Blickfenster der EU. Vielmehr spielen auf diesem Gebiet die Initiativen der größeren 
Staaten wie Deutschland, Frankreich, aber auch des kleinen Finnlands eine größere 
Rolle. Die Ausformulierung der Politik gegenüber den östlichen EU-Nachbarstaaten 
wurde zwischen 2002 und 2004 begonnen und konzentrierte sich zunächst auf die 
Ukraine, Weißrussland und Moldawien. Parallel dazu wurde, vor allem aufgrund 
französischer und spanischer Interessen, die Konkretisierung der Mittelmeerpolitik 
vorangetrieben. Die neue Nachbarschaftspolitik soll eine nicht institutionelle 
Partnerschaft zwischen den EU-Staaten und den Staaten an der mittelbaren und 
unmittelbaren Grenze der Gemeinschaft bilden (Kommission der EU 2003, 2004). 
Dies wurde oft als eine mögliche Alternative zur Vollmitgliedschaft begriffen 
(Koopmann, Lequesne 2006: 7-20; Smith 2005: 757-773; Vobruba 2007: 7-20; 
Tulmets 2007: 105-116; Missiroli 2004: 12-26).  
 Während die außenpolitische Prioritätensetzung im Rahmen der „Konzeptuellen 
Grundlage der Außenpolitik der Tschechischen Republik im Zeitraum 2003-2006“ 
(MFA CR 2003a) die östliche Nachbarschaftspolitik nicht erwähnte, wurde ihr seit 
2006 von den offiziellen Repräsentanten des tschechischen Außenministeriums eine 
immer wichtigere Rolle zugeschrieben (Kratochvil, Tulmets 2007: 7). Das 
tschechische Interesse an der ENP wurde im Zusammenhang mit den aufkommenden 
Problemen der (illegalen) Migration und der Energiepolitik intensiviert. Während das 
polnische Interesse sich vor allem auf die Staaten in der direkten Nachbarschaft 
richtete, plädierte Tschechien für die Erweiterung der ENP um die Staaten des 
südlichen Kaukasus (MFA CR 2004a: 10). Ein großes Interesse zeigte Prag an der 
Schwarzmeerregion, was mit der Diversifizierung der Energiebezugsquellen 
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zusammenhing. Allerdings versuchte hier Prag, sich zwischen Polen und 
Deutschland zu positionieren106. Thematischer Schwerpunkt des tschechischen 
Interesses an der ENP blieb die Demokratisierung und die Beförderung der 
Menschenrechte. Das tschechische Außenministerium hatte bereits 2004 eine 
administrative Einheit geschaffen, die die Frage der demokratischen 
Transformationsprozesse in anderen Ländern intensiver begleiten sollte. Parallel zur 
institutionellen Hilfe wurden auch im Rahmen der Entwicklungspolitik zusätzliche 
finanzielle Mittel zur Verfügung gestellt. Der größte Anteil der Hilfe wurde nach 
geographisch-strategischen Schwerpunkten verteilt, so dass die Ukraine, Moldawien, 
Weißrussland und Georgien die größten Profiteure dieser Hilfen wurden. Das 
systematische Engagement der tschechischen Regierung bestand in einem Bottom-
up-Ansatz mit direkter Einbeziehung der tschechischen NGOs (z. B. Člověk v tísni) 
im zivilgesellschaftlichen Austausch (Kratochvíl, Tulmets 2007: 5-7). Auf EU-Ebene 
hatte neben Polen auch Tschechien die konkrete Ausarbeitung der EU-Politik 
gegenüber dem Lukaschenko-Regime initiiert (Quistorff 2008: 175-179). Dies blieb 
aber ohne spürbare Erfolge. Diese Erfahrung führte mittelbar zur Verstärkung des 
institutionellen Ansatzes. Zugleich wuchs die Bedeutung der ENP für die gesamte 
EU und parallel dazu wurde die östliche Dimension für die tschechische 
Außenpolitik neu gewichtet.  
 1.1. Europäische Nachbarschaftspolitik und Östliche Partnerschaft 
Parallel zu den tschechischen Schwerpunkten im Rahmen der Vorbereitung auf EU-
Präsidentschaft (Government Office CR 2008) hatten Polen und Schweden einen 
gemeinsamen Vorschlag im Hinblick auf die Neugestaltung der ENP ausgearbeitet, 
um eine neue Qualität in der Kooperation zwischen der EU und Armenien, 
Aserbaidschan, Weißrussland, Georgien, Moldawien sowie der Ukraine zu erreichen. 
Prag postulierte eine punktuelle, projektbezogene Arbeit und mehrdimensionale 
Kooperation, ohne neue institutionelle Rahmenbedingungen in der Gemeinschaft 
etablieren zu wollen. Die von Prag während seiner EU-Präsidentschaft aktiv 
mitgestaltete Initiative „Östliche Partnerschaft“ verfolgte ein zweifaches Ziel: 
Einerseits sollte die Initiative zur Verstärkung der politischen und ökonomischen 
Beziehungen zwischen den EU-Staaten und den Partnerländern führen, anderseits 
sollte sie die nationale Autonomie der Partnerstaaten stärken (Kommission der 
Europäischen Union 2008: 2f.). Eine Beeinträchtigung der Souveränität sah Prag vor 
allem in der russischen offensiven Außenpolitik gegenüber den Staaten, die Moskau 
                                                 
106 Während Polen die Abhängigkeit von russischen Öl- und Gasquellen zu minimieren und 
politischen Einfluss auf die Ukraine und Weißrussland zu gewinnen versuchte (Żurawski vel 
Grajewski 2009: 298-304), bevorzugte Deutschland die Strategie, kürzere und allem Anschein nach in 
ökonomischer Hinsicht günstigere Lieferwege zu finden. Dabei vermeidet Deutschland die 
energiepolitische Problematik mit dem Thema der innenpolitischen Stabilisierung der Demokratie in 
Russland und im postsowjetischen Raum in Verbindung zu bringen (Buras 2008:66ff.). 
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als „näheres Ausland“ betrachtete und damit als eigene Interessensphäre definierte. 
Prag signalisierte zwar im Konflikt zwischen Georgien und Russland, dass der 
unkritischen Politik mancher EU-Staaten gegenüber Russland eine gewisse 
Gefährlichkeit innewohne (Dan, Marek 2009: 25, 32), konzentrierte sich aber mit der 
Übernahme der EU-Präsidentschaft auf die Suche nach einem Gleichgewicht 
zwischen der EU, Prag und Moskau. Vor dem Hintergrund, dass knapp drei Viertel 
der auf Osteuropa bezogenen tschechischen Exporte nach Russland gehen (Lothar 
2006; Votápek 2004: 103), ist es verständlich, dass Prag auch auf einer rhetorischen 
Ebene bereits im Vorfeld der eigenen EU-Präsidentschaft potenzielle Konflikte mit 
Russland zu vermeiden suchte107. 
 Die tschechische Vorgehensweise bei der Initiative „Östliche Partnerschaft“ 
verdeutlichte einmal mehr die Differenzen bei der Wahl der Instrumente für eine 
koordinierte „Ostpolitik“ der EU-Mitgliedstaaten. Als wichtiges Instrument 
betrachtete Prag die zivilgesellschaftliche Dimension der politischen Kooperation. 
Nach Überzeugung der tschechischen Entscheidungsträger sollte der Dialog auf einer 
zivilgesellschaftlichen Ebene unter Einbeziehung der NGOs vor Ort eine wichtige 
Austausch- und Initiativplattform und somit ein zentraler Bestandteil der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik werden. Allerdings hing die praktische 
Umsetzung nicht nur vom politischen Willen, sondern auch vom finanziellen 
Aufwand ab. Prag war – im Kontext seines EU-Vorsitzes – maßgeblich an der 
Erhöhung des Finanzrahmens für die „Östliche Partnerschaft“ von zuerst 
veranschlagten 350 Mio. Euro auf 600 Mio. Euro beteiligt (Král, Bartovoc, 
Řiháčkova 2009: 52ff.). Vor dem Hintergrund der politischen Projektion, die mit der 
Initiative Östliche Partnerschaft verbunden ist und der Anzahl der beteiligten Staaten, 
erscheint die für den Zeitraum 2010 bis 2013 vorgesehene Summe nur bedingt 
ausreichend.  
 Nicht ohne Bedeutung ist auch ein sicherheitspolitischer Aspekt: Die tschechische 
Republik verfolgte im Rahmen der NATO-Politik einen differenzierten Ansatz. Die 
                                                 
107 Wie sensibel Prag mit Russland umzugehen versuchte, zeigte Prags Verhalten Russland gegenüber 
im erneuten Gaskonflikt zwischen Kiew und Moskau bereits während der tschechischen EU-
Präsidentschaft: Die tschechische Diplomatie versuchte zunächst, den Konflikt als bilaterales Problem 
zwischen Russland und der Ukraine herunterzuspielen, wohl wissend, dass von der Kürzung der 
Gaslieferungen andere EU-Staaten mit betroffen wären. Notwendig zeigte sich bei der Suche nach 
Lösungen erst die „Europäisierung“ der Problematik und die direkte Mediation der tschechischen 
Präsidentschaft zwischen Kiew, Moskau, Brüssel und Gazprom sowie Naftogaz, trotz der 
vergeblichen ukrainischen und russischen Versuche, die EU von dem Konflikt fernzuhalten 
(Fuksiewicz, Łada 2009: 12f.). Der Gas-Konflikt verdeutlichte die Dringlichkeit, die Bezugsquellen 
und Transitrouten der Energieressourcen zu diversifizieren, um die Abhängigkeit von Russland zu 
verringern. Prag nutzte die EU-Präsidentschaft, um im Verbund mit anderen mittel- und 
osteuropäischen Mitgliedstaaten das europäische Engagement im Nabucco-Projekt zu intensivieren. 
Im Zuge der Verhandlungen über die Finanzierung der energiepolitischen Projekte hatte Prag im März 
2009 die finanzielle Förderung der Nabucco-Pipeline durchgesetzt, was von Ministerpräsident 
Topolánek bereits im Vorfeld der Präsidentschaft als einer der wichtigsten Punkte hervorgehoben 
wurde (ČTK 2008). 
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Transformation der EAPC (Euro-Atlantic Partnership for Peace) und die PfP-Inititive 
(Partnership for Peace) sollten stärker die Individualität der kaukasischen Staaten 
(Georgien, Aserbaidschan, Kasachstan und Armenien) wegen ihrer unterschiedlichen 
ökonomischen, politischen und militärischen Voraussetzungen berücksichtigen 
(MFA CR 2004a: 45; MFA CR 2005: 62). Mit der Unterstützung der „Politik der 
offenen Tür“ verfolgte die tschechische Politik innerhalb der von der NATO 
vorgesehenen Möglichkeiten die weitere Integration der südeuropäischen Staaten mit 
der NATO unter der Voraussetzung der Umsetzung der demokratischen Werte, 
Rechtsordnung und Menschenrechte (MFA CR 2005: 63). Wegen eigener 
Schwerpunkte innerhalb der GASP richtete sich die tschechische Aufmerksamkeit 
auf die Balkanstaaten (Bosnien und Herzegowina, Serbien, Kosovo und Montenegro) 
wie auch auf die Ukraine und Russland (MFA CR 2005: 45). Die tschechische 
Regierung unterstützte im Verlauf des Jahres 2005 aktiv die Implementierung der im 
Action Plan mit der Ukraine vorgesehenen rechtlichen Maßnahmen zur Forderung 
der Demokratie und Menschenrechten (MFA CR 2005: 46), was als eine der 
tschechischen Schwerpunkte innerhalb der ENP angesehen wurde (Quistorff 2008: 
175-180). Damit stand die Tschechische Republik im Wettbewerb mit den anderen 
Staaten in der Region, da auch diese, vor allem Polen und Ungarn aus der Visegrád-
Gruppe, eine vergleichbare Kompetenz für sich beanspruchten. Die tschechischen 
Schritte waren relativ konkret und manifestierten sich in zweifacher Weise: in der 
Erhöhung der direkten Finanzhilfen und in einer aktiveren Wirtschaftspolitik, die 
sich in steigenden Handelsvolumen niederschlug. Größte Nutznießer der 
tschechischen Direkthilfen waren seit 2004 vor allem Weißrussland, die Ukraine und 
Russland. Von der Steigerung der Handelsumsätze profitierten besonders 
Aserbaidschan, die Ukraine und Russland (Kratochvíl 2004: 21-25).  
 1.2. Russland als Determinante der tschechischen Ostpolitik? 
Der tschechische Politologe Kratochvíl teilt die Beziehungen zwischen Russland und 
Tschechien in unterschiedliche Phasen ein, die sich im Hinblick auf Intensität, Inhalt 
und Umgangsform voneinander unterscheiden lassen (Kratochvíl 2004: 22f.). Die 
erste Phase (1989-1993), die im Kontext der russischen Ablehnung jeglicher 
Erweiterung der NATO eingebettet ist, zeichnet sich durch wachsende Instabilität der 
russischen Innen- und Außenpolitik aus, was in Prag mit Misstrauen registriert 
wurde. Die Unwilligkeit der russischen Diplomatie, die neuen politischen und 
geopolitischen Rahmenbedingungen der tschechischen Souveränität nach 1989/1993 
anzuerkennen, resultierte in einer wachsenden Distanz zwischen Moskau und Prag, 
was sich auch im wirtschaftlichen Bereich niederschlug (Barnaházi 2006: 22-29; Réti 
2002: 146-151; Baluk 2005: 291ff.). Eine nennenswerte Gemeinsamkeit zwischen 
Moskau und Prag bildete die auf Havels paneuropäischer Sicherheitskonzeption 
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basierende tschechische Initiative, die die Auflösung des Warschauer Paktes und der 
NATO implizierte. Beide Länder gingen von der Prämisse eines ganz Europa 
umfassenden Sicherheitssystems aus, in dem die OSZE eine primäre Rolle zu 
übernehmen hätte. Das Projekt wurde spätestens seit der slowakisch-tschechischen 
Dismembration nicht weiter in Prag verfolgt.  
 Die zweite Phase (1993-1999) ist durch eine Verfestigung der starren Positionen 
charakterisiert: Je stärker sich die tschechische Außenpolitik nach Westen hin 
orientierte, umso mehr wurde Moskau – gedankliche Strukturen aus dem Kalten 
Krieg fortführend – als „the archenemy of the free, democratic world“ (Kratochvíl 
2004: 23) beschrieben. Die tschechische Republik nahm ebenso wie auch weitere 
ost- und mitteleuropäische Staaten gegenüber Russland eine kritische Position ein. 
Zwar wurden die politischen Beziehungen zwischen Tschechien und Moskau im 
Laufe der 1990er Jahre normalisiert, waren weiterhin durch Skepsis und politische 
Vorsicht gekennzeichnet.  
 Die dritte Phase, in der es zur langsamen Annäherung zwischen Prag und Moskau 
(seit 2000) kam, lässt sich als Stabilisierungs- bzw. Normalisierungsphase 
bezeichnen (Weichsel 2000: 89-108) und wurde durch eine veränderte 
innenpolitische Konfiguration Moskaus ermöglicht. Der realpolitische Ansatz der 
russischen Außenpolitik schlug sich in der Akzeptanz der vollzogenen NATO-
Mitgliedschaft Tschechiens nieder. Im Gegensatz zur vormaligen Priorität strikter 
politischer Dogmen wurde den wirtschaftlichen Beziehungen eine primäre Rolle 
eingeräumt. Dies wurde auf tschechischer Seite nach Übernahme der 
Regierungsverantwortung durch die Sozialdemokraten und den seit Anfang 2003 
amtierenden tschechischen Präsidenten Václav Klaus begünstigt. Die 
Sozialdemokraten sprachen sich für eine auch auf institutioneller Ebene intensivere 
Kooperation zwischen der NATO und Russland aus. Auf präsidentieller Seite kam es 
zum ersten Besuch des Präsidenten Klaus in Moskau. Klaus vertrat eine im 
Gegensatz zu Havel wenig kritische Haltung gegenüber Moskau (Kratochvíl 2004: 
24). Er verzichtete auf Kritik an der russischen Vorgehensweise in Tschetschenien 
und sprach auch nicht mehr – im Gegensatz zu Havel – über die Unzulänglichkeiten 
der russischen Demokratie. Stattdessen bevorzugte er eine realpolitische 
Vorgehensweise und konzentrierte sich auf die künftige Entwicklung der 
wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Russland und Tschechien (Khol 2008: 97), 
was sich aufgrund der tschechischen Abhängigkeit von russischen Rohstoffen 
nachvollziehen lässt108.  
                                                 
108 Die tschechische Abhängigkeit von Russland ist – wie auch im Falle der anderen mittel- und 
osteuropäischen Staaten – im Bereich der Energielieferungen enorm groß. Zum Beispiel betrugen im 
Jahr 2005 die tschechischen Gas-Importe fast 78 %, die Öl-Importe knapp 71 %. In den 
darauffolgenden Jahren änderte sich diese Tendenz – bedingt durch die langfristigen Lieferverträge – 
nicht wesentlich (Khol 2008: 97; MIT 2007: 41; MIT 2008: 37). 
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 Die Prager Motive für eine Normalisierung der bilateralen Beziehungen mit 
Russland waren nicht ausschließlich wirtschaftlicher Natur. Die politische 
Motivation für die Normalisierung sieht Kratochvíl in der Europäisierung der Prager 
Außenpolitik: 
“While for Poland, for instance, the attitude to Russia reflects long-standing historical 
divergences and so cannot be overcome by short-term rhetorical pressure, the otherness of Russia in 
the Czech foreign policy discourse was by no means deeply rooted, but was brought in mainly to 
facilitate the Czech incorporation into Western structures. As complex as the decoupling of negative 
images of Russia from the Czech European identity was, once Russia started to signal its readiness to 
form normal relations, the process ran quite smoothly (…). The othering against Russia was part of 
the game of identity-building, but simultaneously the stigmatisation and ostracisation of Russia by 
Czech foreign policy was not in line with the norms of the European community, which the country 
was keen to belong to” (Kratochvíl, Cibulková, Beneš 2006: 508f.). 
 
Der von Präsident Klaus unternommene Versuch einer Normalisierung erwies sich 
als nicht nachhaltig. Für Irritationen sorgte vor allem die starre russische Haltung im 
Streit um die Gaslieferungen 2006 und 2009, in dem neben der Ukraine vor allem die 
Slowakei und Ungarn direkt betroffen waren, sowie die höchst brisante Frage nach 
der Installierung einer amerikanischen Radaranlage in Tschechien. Auch im Kontext 
der russischen militärischen Intervention in Georgien im August 2008 waren sehr 
kritische Signale aus Prag erkennbar: Die tschechische Seite verglich den Angriff 
Moskaus mit dem Einmarsch der sowjetischen Truppen in die Tschechoslowakei 
1968. Allerdings war die tschechische Stimme im Fall des georgischen Konflikts 
gespalten. So sah Präsident Klaus die Verantwortung für den Ausbruch des Konflikts 
einzig auf georgischer Seite (Baun, Marek 2009: 24).  
 Das aktuelle tschechische Verhaltensmuster gegenüber Russland wird, sieht man 
einmal von sozialhistorischen Einflüssen ab, von folgenden Faktoren bestimmt: der 
Problematik der Energieversorgung, der innenpolitischen Polarisierung der Parteien 
und der tschechischen Regierung gegenüber der Russlandpolitik sowie dem 
Engagement der jeweiligen Staaten in der GASP unter besonderer Berücksichtigung 
der strategischen Interessen innerhalb der Europäischen Nachbarschaftspolitik 
(Cadier 2008: 12-14). Die russische Dominanz wird seit dem tschechischen NATO- 
und EU-Beitritt nicht länger als primäre Gefahr für die tschechische Souveränität und 
außenpolitische Selbstbestimmung verstanden. Allerdings spielt sie eine erhebliche 
Rolle in der tschechischen Energiepolitik: Die Krisen zwischen der Ukraine und 
Russland um die Gaslieferungen im Jahr 2006 und erneut 2009 trugen zur 
Abkühlung der tschechisch-russischen Beziehungen bei und verdeutlichten die 
tschechische Verletzbarkeit in der Energieversorgung (Khol 2008: 97f.).  
 Die tschechische Außenpolitik vertrat zu Russland eine differenziertere 
Sichtweise als die offizielle italienische, französische oder deutsche Außenpolitik 
(Pörzgen 2009: 3-25). Radek Khol, einer der führenden sicherheitspolitischen 
tschechischen Experten, hat in den ersten Wochen der tschechischen EU-
Mitgliedschaft das Verhältnis zu Russland wie folgt beschrieben:  
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“EU policy is seen as sometimes naive and plagued by special deals or special statuses 
awarded to Russia without any reference to its progress in building democracy or the rule of law” 
(Khol 2004a).  
 
Die Differenzen hinsichtlich der Wahrnehmung Russlands sowie der Beziehung 
Russlands zu Europa sind im Kontext der tiefen mitteleuropäischen historischen 
Erfahrungen mit Russland zu verorten. Danach wird Russland in Tschechien immer 
noch als ein undemokratisches und instabiles Land wahrgenommen. Alexandr 
Vondra, der in der Regierung von Topolánek verantwortlich für europäische 
Angelegenheiten war (2007-2009), resümierte, dass diese jeweilige Perzeption 
Russlands abhängig von den unterschiedlichen historischen Erfahrungsperspektiven 
der EU-Mitgliedstaaten sei (Vondra 2008b; Cadier 2008: 21). Warschau wie auch die 
baltischen Staaten betrachten Russland als eine latente „Gefahr“ (Grodzki 2009: 37-
51), während Berlin das Verhältnis zu Moskau als eine „Gelegenheit“ und London 
als eine „Balance“ sehe, behauptet Vondra. Der tschechische Vorteil lege nicht in der 
Wahl einer der hier erwähnten Zugangsmöglichkeiten, sondern in den Erfahrungen 
der (historischen) Nähe und den daraus resultierenden intimen Kenntnissen der 
russischen Politik (Cadier 2008: 21). 
 1.3. Nahe Ferne: Ukraine 
Das tschechische Interesse an der Ukraine war in den 1990er Jahren nicht mit dem 
polnischen politischen Engagement für die östliche Dimension der EU-Erweiterung 
vergleichbar. Prag schenkte zunächst Russland und Weißrussland mehr 
Aufmerksamkeit als der Ukraine (Král 2007: 7ff.). Die Gründe für die wenig 
dezidierte Positionierung Tschechiens im Hinblick auf die Ukraine waren mehrfacher 
Natur: Erstens ist die tschechisch-ukrainische Interaktion in eine institutionelle EU-
Infrastruktur eingebettet; als zweiter Grund ist die innenpolitische 
Unentschlossenheit der tschechischen Entscheidungsträger im Hinblick auf die 
tschechische Rolle im Osten Europas zu nennen, und drittens verhinderte die 
schwierige innenpolitische Lage der Ukraine selbst und die damit verbundene 
unklare außenpolitische Zielsetzung der Regierungen in Kiew eine klare 
außenpolitische Positionierung Tschechiens (Král 2007: 12). Zusätzlich konnte man 
in Tschechien seit der Teilung des tschechoslowakischen Staates eine Abkehr von 
osteuropäischen, d. h. in Verbindungen mit dem postsowjetischen Raum stehenden 
Problemen beobachten. Dies betraf sowohl die Länder im postsowjetischen Raum als 
auch Russland selbst. Zum Teil ist diese Entwicklung auf die intensive Vorbereitung 
der institutionellen Einbindung in die NATO und die EU, zum anderen auf die 
regionale Konzentration Tschechiens auf die mittel- und südeuropäische Region (V4, 
westlicher Balkan) und die geographische Verschiebung nach Auflösung der 
Tschechoslowakei zurückzuführen (Drúlak 2007; Král 2005c). Die geographische 
wie auch die mentale Reorientierung der politischen Entscheidungsträger und der 
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tschechischen Öffentlichkeit in westliche Richtung wurde ferner durch drei weitere 
Faktoren begünstigt: Erstens den Verlust der gemeinsamen Grenze mit der Ukraine, 
zweitens die negativen Presse-Schlagzeilen über das östliche Europa im 
postsowjetischen Raum (Moskauer Putsch 1991, Tschetschenien-Krieg, Demokratie- 
und Staatlichkeitszerfall während der 1990er Jahre) und drittens durch die Versuche 
Moskaus, den NATO-Beitritt der früheren Satellitenstaaten zu verzögern (Kratochvíl 
2004: 21-25; Drúlak 2007). 
 In den 1990er Jahren hatte Polen die östliche Agenda unter besonderer 
Berücksichtigung der Ukraine in den europapolitischen Diskurs eingebracht. Auch 
war die polnische Diplomatie die erste, die sich um die Lockerung des Schengen-
Regimes bei der Visa-Vergabe an ukrainische Bürger bemühte und für eine EU-
Politik im Rahmen einer klar konturierten östlichen europäischen 
Nachbarschaftspolitik plädierte. Aus polnischer Perspektive war es auch nicht 
überraschend, dass der polnische Staatspräsident Kwaśniewski beim Ausbruch der 
Orangen Revolution die Mediation zwischen Regierungs- und Oppositionskräften 
übernahm. Nach 2003 begann die tschechische Politik aktiver, die Ukraine in den 
WTO-Beitrittsverhandlungen zu unterstützen. Gleichzeitig positionierte sich die 
Regierung in Prag relativ vorsichtig im Hinblick auf die ukrainische EU-
Mitgliedschaft. Eher wurde die Idee einer engeren Partnerschaft mit der Ukraine 
bevorzugt, im Rahmen derer eine Art Freihandelszone zwischen der Ukraine und der 
EU etabliert werden könnte (Král 2007: 22-27). Allerdings ist für die tschechische 
Politik und Wirtschaft eine europäische Orientierung der Ukraine – im Gegensatz zu 
einer russischen – attraktiver, was bei den politischen und wirtschaftlichen Akteuren 
in Tschechien immer unstrittig gewesen ist (Král 2007: 12f.). Die Ukraine ist für die 
tschechische Wirtschaft aufgrund ihres Status als Transitland vor allem in Fragen der 
Energielieferung wichtig. So wurde vom tschechischen Außenministerium versucht, 
zwischen Prag und Kiew ein Abkommen im Bereich der Energie und des 
Umweltschutzes zu vereinbaren. Das Vorhaben ist aber letztendlich an mangelndem 
Interesse seitens der ukrainischen Partner gescheitert. Eine Wiederbelebung dieser 
Pläne wurde während der tschechischen EU-Präsidentschaft – allerdings erfolglos – 
unternommen (Král 2007: 10; Král 2009: 11-13). 
 Die Betrachtung der tschechischen Beziehungen zur Ukraine impliziert aber noch 
eine weitere Frage, die einerseits im Rahmen der Visegrád-Gruppe und anderseits in 
der GASP von Relevanz ist. Sie betrifft die Positionierung hinsichtlich der 
Erweiterung der EU. Nach dem tschechischen EU-Beitritt hatte die EU alle Fragen 
zur konkreten Beitrittsperspektive für weitere Kandidatenstaaten ausgeklammert. 
Einerseits wurde dies mit der notwendigen institutionellen Stabilisierung der EU 
begründet. Dies erschien nach den Referenden und im weiteren Verlauf der 
Diskussion um die Ratifikation des europäischen Vertrages plausibel. Im Hinblick 
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auf die Ukraine109 lässt sich zwar eine fundamentale Unterstützung feststellen, 
jedoch ist diese durch einen hohen Grad an Unverbindlichkeit, wenn nicht gar 
fehlender konkreter Perspektive gekennzeichnet.  
 Das Thema einer ukrainischen EU-Mitgliedschaft war im tschechischen Diskurs 
bis zum Zeitpunkt der Orangen Revolution kaum präsent. Nach den schicksalhaften 
Wahlen in Kiew 2004/2005, infolge derer die prowestlichen politischen Kräfte die 
Regierungsgeschäfte übernahmen, gewann das Thema im Zuge der ukrainischen 
Bekundungen für eine Mitgliedschaft in der EU (Schneider-Deters 2008: 346-371) 
und NATO (Lohmann, Henri 2002) neue Aufmerksamkeit (Král 2006: 47-50). Die 
KDU-ČSL betonte vor allem den europäischen Charakter der Ukraine und setzte 
dieses Land in Opposition zur Türkei. Für die Konservativen stellte sich die Frage 
nach der EU-Erweiterung um die Ukraine daher nicht in einer so dramatischen 
Weise, wie dies bereits im Fall der Türkei gewesen war110. Auch die 
erweiterungsfreudige ODS befürwortete die ukrainische Mitgliedschaft. Für die ODS 
spielten vor allem geostrategische Überlegungen eine wesentliche Rolle: Die Ukraine 
könne aufgrund ihrer geographischen Lage direkt am Schwarzmeer ein wichtiges 
Element innerhalb der amerikanischen Sicherheitspolitik werden (Mankoff 2009: 
293-311). Allerdings wurde die Aufnahme der Ukraine in die euroatlantischen 
Strukturen in Tschechien nicht mit einer derartigen Vehemenz unterstützt, wie es in 
Polen der Fall war. Die tschechische Mitte-Links-Regierung machte die weitere EU-
Erweiterung von einer institutionellen Vertiefung abhängig. Die Mitte-Rechts-
Regierung wiederum unterstützte die Aufnahme von Verhandlungen mit neuen 
möglichen Kandidatenstaaten, ohne einen endgültigen neuen institutionellen Rahmen 
der EU zur Vorbedingung zu machen (Král 2007: 10). Damit wird deutlich, dass der 
tschechische Beitrag zur EU-Erweiterungspolitik hinsichtlich einer ukrainischen 
Mitgliedschaft ein strategisches Konzept vermissen lässt. Nicht ohne Bedeutung ist 
                                                 
109 Die ukrainische Minderheit stellt in der Tschechischen Republik nach der slowakischen die 
zweitgrößte Ausländergruppe. Die offiziellen Statistiken gehen von knapp 70.000 ukrainischen 
Staatsbürgern aus, die sich legal in Tschechien aufhalten und arbeiten. Inoffizielle Statistiken schätzen 
die ukrainische Minderheit jedoch auf knapp 200.000 Personen. Der Großteil der Beschäftigten 
arbeitet legal und illegal im Niedriglohnsektor. Problematisch ist aber, dass die ukrainische 
Minderheit im öffentlichen Diskurs nur über sehr schwache Sympathiewerte seitens der tschechischen 
Gesellschaft verfügt. Nicht ohne Bedeutung ist zudem die relativ pejorative Darstellung der 
ukrainischen Bürger in der Presselandschaft und ihre vorschnelle Assoziierung mit der organisierten 
Kriminalität (ausführlicher: Král 2007: 5-7). 
110 Der tschechische Abgeordnete im Europäischen Parlament, Jan Zahradil (ODS), folgerte, dass die 
EU-Erweiterung nicht automatisch auch eine Vertiefung der EU mit sich bringen würde. Der Beitritt 
wurde vielmehr als Möglichkeit zur Stärkung der Liberalisierungstendenzen im 
integrationspolitischen Projekt Europa betrachtet (Riishøj 2005: 37f.). Dieser Logik zufolge sollte am 
Ende eines solchen Prozesses statt einer politischen Föderation ein Europa der bilateralen 
Freihandelszonen stehen. Der tschechische Vorteil etwa eines ukrainischen Beitritts wurde daher auch 
nicht politisch, sondern handelspolitisch begründet: Tschechien, ein relativ kleines Land mit 
überschaubarem ökonomischen Potenzial, aber einer liberalen Marktökonomie könne von den 
Vorteilen einer entbürokratisierten europäischen Wirtschaft immens profitieren (Riishøj 2003; Riishøj 
2005: 32-39). 
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allerdings das allmähliche Desinteresse der ukrainischen politischen Eliten an der 
konkreten Option einer EU-Mitgliedschaft, die mit weiteren wirtschaftlichen, 
sozialen und innenpolitischen Veränderungen einhergehen würde und mit klarer 
verbindlichen außenpolitischen Orientierung des Landes verbunden wäre 
(Melnykovska, Schweickert 2009: 49-64; Guggenberger 2007: 91-112). 
 Dennoch bleibt die Ukraine als politisches Thema der tschechischen Außenpolitik 
relativ weit unten auf der Prioritätenliste. Der tschechische Außenminister Alexandr 
Vondra (2006-2007) gab zu, dass die geographischen Prioritäten des tschechischen 
Engagements nicht in der Ukraine, sondern in Serbien, Bosnien und Herzegowina, in 
Mazedonien, Moldawien, Georgien und – bezüglich der Herbeiführung eines 
demokratischen Wandels – in Weißrussland zu verorten sind. Darüber hinaus solle 
die tschechische Diplomatie beim östlichen Engagement die Einbeziehung Russlands 
nicht vernachlässigen (Vondra 2006). Im Gegensatz zur polnischen Seite betonte 
Tschechien kein geostrategisches Interesse an der Ukraine, etwa deren potenzielle 
Mitgliedschaft in euroatlantischen Institutionen, was in Warschaus Verständnis den 
endgültigen Abschied der Ukraine aus der politischen Abhängigkeit von Russland 
bedeutet hätte. Auch die kurz- und mittelfristige Perspektive eines EU-Beitritts der 
Ukraine sah Prag eher als unrealistisch an, trotz rhetorischer Unterstützung für die 
ukrainischen EU-Aspirationen (Topolánek 2009). Das Fehlen mit Polen 
vergleichbarer geostrategischer Projektionen war teilweise dadurch bedingt, dass 
keine gemeinsamen tschechisch-ukrainischen Grenzen existieren. Stattdessen suchte 
Prag realpolitische punktuelle Lösungen in einzelnen Sachbereichen, z. B. in der 
Migrationspolitik, und postulierte eine differenzierte Vorgehensweise im Hinblick 
auf die östliche und südliche Dimension der Europäischen Nachbarschaftspolitik. 
Diese Strategie entsprach dem Konzept des Berliner Ansatzes im Rahmen der ENP 
Plus (Kratochvil, Tulmets 2007: 9f.) und wurde im Rahmen der tschechischen 
Präsidentschaft in der Visegrád-Gruppe (2007/2008) fortgesetzt (Government Office 
CR 2008). 
2. Südliche Dimension: Wiederentdeckung des westlichen 
Balkans  
Die tschechische Regierung begann 2002 sich aktiver auf dem westlichen Balkan zu 
engagieren. Zu diesem Zweck sagte sie polizeiliche Unterstützung im Rahmen der 
EU Police Mission in Bosnien und Herzegowina zu, die die Entsendung von Personal 
und finanzielle Teilhabe an den Missionskosten vorsah111. Das politische Interesse an 
einem Engagement auf dem westlichen Balkan ergab sich nicht nur aus 
geostrategischen Überlegungen, sondern ist auf die früheren Beziehungen (vor 1989) 
zu Jugoslawien zurückzuführen. 1996 hatte Tschechien als NATO-Kandidat an den 
                                                 
111 Die finanzielle Beteiligung belief sich im Jahr 2002 auf 500.000 CZK, und im Rahmen der Mission 
wurden sechs Polizeioffiziere entsendet (ausführlicher in: MFA CR 2002: 33-35). 
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Operationen in Bosnien (IFOR/SFOR) und im Rahmen der KFOR im Kosovo und 
seit 1999 in Mazedonien aktiv teilgenommen (Nastoupil 1999: 118). Zwischen 1999 
und 2008 steuerte die Tschechische Republik militärische und polizeiliche Hilfe 
bei112.  
 In den Regierungsberichten über die tschechische Außenpolitik im Zeitraum von 
2004 bis 2008 ist bereits seit 2004, also dem Zeitpunkt der tschechischen Aufnahme 
in die EU, eine konstante politische Unterstützung der Staaten des westlichen 
Balkans auf dem Weg in die EU deutlich erkennbar (MFA CR 2004a: 27; MFA CR 
2005: 32,35f.; MFA CR 2006: 37-49; MFA CR 2007: 19f.; MFA CR 2008: 8, 35). 
Dabei unterscheidet Prag bei der Berücksichtigung der zeitlichen 
Aufnahmeperspektive zwischen den Kandidatenstaaten: Im primären Interesse der 
Prager Politik liegt die relativ schnelle Integration Kroatiens in die Gemeinschaft 
(MFA CR 2008: 8). Noch während der Diskussion um die Ratifizierung des neuen 
europäischen Vertrages 2008/2009 wurde signalisiert, dass die Aufnahme von 
Kroatien unabhängig vom tatsächlichen Ausgang der Vertragsdiskussion erfolgen 
solle (MFA CR 2008: 36; Vondra 2008a; Lazarová 2008; AFP 2008). Problematisch 
war jedoch der slowenisch-kroatische Streit um den Grenzverlauf. Dennoch fasste 
Prag während der tschechischen EU-Präsidentschaft diese Unklarheit weiterhin als 
bilaterales Problem zwischen Slowenien und Kroatien auf und unternahm keine 
Mediationsversuche (Král 2010: 12). Den offiziellen Bekundungen zufolge hält Prag 
die Beitrittsperspektive für Montenegro, Mazedonien, Serbien und Albanien offen, 
ohne allerdings einen möglichen Zeitpunkt zu definieren (MFA CR 2008: 8; Král, 
Bartovic, Řiháčková 2009: 57-59). Die Konkretisierung der EU-Erweiterung bleibt 
nach tschechischer Auffassung von der jeweiligen innenpolitischen Entwicklung in 
den betreffenden Ländern sowie von der strategischen Orientierung der EU selbst 
abhängig.  
 Für Prag steht aus geopolitischen Überlegungen fest, dass Kroatien, Serbien und 
Montenegro den Mittelpunkt der tschechischen indirekten Nachbarschaftspolitik 
bilden (Kratochvíl, Tulmets 2007). Im Hinblick auf die mittelbaren Nachbarn in der 
Region will Tschechien die Rolle eines Brückenbauers wahrnehmen. Dies gilt 
insbesondere für die Länder des früheren Jugoslawien sowie für Bulgarien. 
Signifikante Teile der lokalen Eliten Ex-Jugoslawiens und Bulgariens wurden nicht 
nur in Tschechien ausgebildet, sondern suchten in der Transformationsphase am 
politischen und wirtschaftlichen Modell Tschechiens Orientierungspunkte (Khol 
2004a). Besondere Aufmerksamkeit wurde in Prag auf die Situation auf dem Balkan 
und insbesondere in Serbien und Montenegro gerichtet. Tschechien hatte 2003 im 
                                                 
112 Wichtige Eckpfeiler des tschechischen Engagements auf dem westlichen Balkan sind: Das 
PROXIMA-Engagement in Mazedonien, die EU-Militärhilfe im Rahmen der ALTHEA, die 
polizeiliche Mission in Bosnien und Herzegowina sowie die Truppenstationierung im Kosovo im 
Rahmen der EU-geführten militärischen Mission. 
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Rahmen der NATO an den Missionen KFOR im Kosovo (400 Soldaten) und 
CONCORDIA in Mazedonien (2 Soldaten) teilgenommen. 2004 hatte der 
tschechische Beitrag im Rahmen des tschechisch-slowakischen KFOR-Bataillons 
knapp 420 militärische und zivile Mitarbeiter gezählt und damit die stärksten 
Truppeneinheit gebildet (MFA CR 2004a: 43). Die sicherheitspolitische Relevanz 
des Balkan, besonders Serbien wie auch des Kosovo, zeigt die entsprechende 
Steigerung des finanziellen und personellen Aufwands seitens der Tschechischen 
Republik: 2005 wurde das tschechische militärische Kontingent in Serbien und 
Montenegro aufgestockt, um kontinuierlich bis Ende 2009 im Rahmen der KFOR-
Mission zu einer der größten (zwischen 400 und 500 Soldaten) Kampftruppen aus 
den NATO-Staaten zu werden (MFA CR 2005:  58; Nastoupil 1999: 110-122 ). 
 Problematisch für die Tschechische Republik ist die Frage nach der 
Unabhängigkeit des Kosovo. Die kosovarische Deklaration der Unabhängigkeit 
zerteilte die politische Szene in Prag. Die Regierung erkannte offiziell den Status des 
Kosovo an, obwohl Staatspräsident Václav Klaus sich gegen die Anerkennung der 
Unabhängigkeit ausgesprochen hatte (Baun, Marek 2009: 22). Gleichzeitig schloss 
sich die Tschechische Republik den EU-Initiativen zur Stabilisierung der Region im 
Rahmen der EULEX-Mission an. Im Rahmen der NATO-Operationen (Ahtisaari-
Plan; KFOR) hatte Prag 2008 knapp 400 Soldaten zur Verfügung gestellt, die als Teil 
der MNTF-C (Multinational Task Force Centre) zusammen mit Finnland, Schweden, 
Irland, der Slowakei und Litauen beim Aufbau der militärischen KSF-Einheiten 
(Kosovo Security Force) mitwirkten (MFA CR 2008: 12;17.).  
IV. ZWISCHENFAZIT 
Die tschechische Sicherheitspolitik hatte bereits seit der Trennung der Föderation mit 
der Slowakei NATO und USA zu einzigen verlässlichen Beschützern der staatlichen 
Souveränität gemacht. Ausgangspunkte für die Konstruktion der Sicherheit in einer 
neuen geostrategischen Lage waren die Größe des Staates, der in technischer 
Hinsicht über relativ geringe Verteidigungskapazitäten verfügte, sowie die Angst vor 
einer Destabilisierung aufgrund hegemonialer Ansprüche Russlands in der 
mitteleuropäischen Region (Khol 2004a). Das fundamentale Festhalten an der 
NATO-Option wie auch an der militärischen Präsenz der USA in Europa änderten 
sich bis zum Zeitpunkt des tschechischen Beitritts in die EU kaum. Bei der 
Formulierung der sicherheitspolitischen Strategien spielten die Beziehungen 
zwischen Prag und Washington im tschechischen Diskurs eine grundlegende Rolle. 
Auch nach 2004 hatte Tschechien, wie auch andere mitteleuropäische „Newcomer“ 
in der EU, die Option der transatlantischen Beziehungen stark akzentuiert und in 
außenpolitischer Hinsicht nicht selten zwischen den beiden Seiten USA und EU 
balanciert. Allerdings ist eine sukzessive Änderung der tschechischen Einstellung im 
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Hinblick auf die eindeutige proatlantische Positionierung festzustellen: War noch im 
Zeitraum zwischen 1999 und 2002 eine klare, dominierende proatlantische 
Ausrichtung der tschechischen Sicherheitspolitik vorherrschend, so wurde seit Ende 
2002 die Europaorientierung der tschechischen Sicherheitspolitik immer deutlicher. 
Die realpolitische tschechische Vorgehensweise war im Zeitraum zwischen 1999 und 
2004 durch den problematischen Status Tschechiens als NATO-Mitglied und EU-
Nichtmitgliedstaat bedingt. Als EU-Kandidat war Tschechien zusammen mit 
weiteren beitrittswilligen Staaten zur Übernahme des Acquis communautaire und 
damit auch aller Regelungen im Hinblick auf die GASP/ESVP verpflichtet. Im 
gesamten Zeitraum der Beitrittsverhandlungen hat Tschechien die Anforderungen im 
Hinblick auf die GASP erfüllt und das Kapitel über die GASP war auch als eines der 
ersten abgeschlossen worden. Dennoch hatte Tschechien, wie auch Polen und 
Ungarn und in abgestufter Form die Slowakei, weder einen formellen noch einen 
praktischen Einfluss auf GASP und ESVP. Allerdings konnten diese 
mitteleuropäischen Staaten als NATO-Mitglieder die Beziehungen zwischen EU und 
NATO mittelbar auf bilateralem Weg beeinflussen, dennoch gingen sie mit diesem 
Instrument nicht so offensiv um wie etwa die Türkei, die manche EU-Initiativen im 
Rahmen der GASP/ESVP effektiv ausbremste (Zeyrek 2008). Das rationale Interesse 
Tschechiens bestehe, wie es Radek Kohl formulierte, in der Beibehaltung des 
amerikanischen Engagements in Europa, was wiederum das Gleichgewicht zwischen 
den größten Staaten Europas garantiere (Khol 2008: 80).  
 Für Washington war lange Zeit selbstverständlich, dass Prag wie auch die anderen 
ost- und mitteleuropäischen Staaten die amerikanische Außen- und Sicherheitspolitik 
unterstützte und zur Gruppe der Staaten eines „neuen Europa“ (Roter, Šabič 2004: 
517-542) gehörten. Die Tatsache, dass Tschechien die US-amerikanische Politik 
vorbehaltlos mittrug, bedeutete nicht automatisch eine bedingungslose Solidarität mit 
Washington. Prag vertrat in für die EU essenziellen Fragen zur Errichtung eines 
Internationalen Strafgerichts oder zum Kyoto-Abkommen andere Positionen als die 
USA. Die Politik der wachsenden Distanz gegenüber Washington wurde im Verlauf 
der zweiten Amtszeit von George W. Bush deutlicher, was durch die tschechische 
Öffentlichkeit aktiv unterstützt wurde (Král 2008: 70-74). Allerdings bleibt der 
tschechische Widerstand gegen den amerikanischen Einfluss auf politischer Ebene 
nur vage formuliert. NATO-Operationen bzw. militärischen Operationen unter US-
Führung wurden nach wie vor hohe Relevanz beigemessen. Dies spiegelte sich in der 
wiederholten Unterstützung der USA durch Prag – auch in militärischen Einsätzen – 
wider. Die Visegrád-Staaten haben trotz der bestehenden inhärenten Differenzen 
wiederholt eine relativ deutliche proamerikanische Orientierung demonstriert (Irak, 
Raketenabwehrsystem, Kohärenz zwischen ESDP und NATO), was der 
mitteleuropäischen Logik der harten sicherheitspolitischen Präferenzen entspricht. 
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 Die Positionierung der Tschechischen Republik, wenngleich deutliche Anzeichen 
einer Sympathie für das Projekt einer koordinierten ESVP erkennbar waren und sind, 
bleibt eindeutig auf die NATO unter der Einbeziehung der aktiven Rolle der USA 
ausgerichtet. Was Khol bereits nach der ersten institutionellen Erfahrung 
Tschechiens in der NATO gefolgert hatte, bleibt weiterhin aktuell: 
“America’s leading position and continuing interest in the Atlantic Alliance is seen as a 
sufficient safeguard that NATO will remain an effective political-military organization providing the 
best available tools for a broad spectrum of activities, from search and rescue missions, to different 
types of crisis management operations (as seen primarily in the Balkans) up to eventual collective 
defence tasks. Most of these military activities are either facilitated to a great extent, or even entirely 
dependent on US forces, assets and capabilities. One thing remains clear – European allies on their 
own would not be able to conduct major crisis management operations without recourse to US assets 
in the area of strategic lift, mobile command and control facilities, satellite communications and 
intelligence” (Khol 2002: 199). 
 
Die tschechische Republik unterstützt zumindest deklarativ die weitere Erweiterung 
der NATO und der EU. Die Prager Unterstützung für eine Erweiterung der EU ist 
auch von idealistischen Motiven geleitet. Als relativ neues EU-Mitglied betrachtete 
Prag jegliche Erweiterung aus der Perspektive der Solidarität und Fairness, die aus 
historischer Perspektive eine Versöhnung unter den europäischen Völkern in Ost und 
West und die Wiedervereinigung des Kontinents implizierte. Die geopolitische 
Argumentation betonte die Notwendigkeit der EU-Erweiterung mit dem Verweis auf 
die Stabilität in der direkten EU-Nachbarschaft (Kaczyński M. 2008: 10-13). Aus 
eigener Erfahrung, so argumentierten die politischen Entscheidungsträger in Prag, 
böte die Erweiterung eine Chance zur Vollendung der wirtschaftlichen und 
politischen Transformation, die zu innenpolitischer Stabilität und wirtschaftlichem 
Wachstum führe (Král 2005b; 2006; 2007). Das Konzept der ENP wurde in Prag als 
wichtiges Koordinierungsinstrument der außenpolitischen Aktivitäten für die 
Mitgliedstaaten der Visegrád-Gruppe angesehen. Obwohl in Prag auch die 
Unterstützung der Annäherungsversuche zwischen der Ukraine, Weißrussland und 
EU deklariert wurde, galten die beiden Staaten für Prag nicht prioritär im Sinne eines 
echten außenpolitischen Interesses. Vielmehr konzentriert sich die tschechische 
Aufmerksamkeit deklarativ und faktisch auf dem westlichen Balkan. Dabei wurde 
vordergründig auf das Problem der innenpolitischen Stabilität des westlichen 
Balkans und auf das wirtschaftliche Wachstum in der Region hingewiesen (Král 
2008: 92f.). Ein primäres Interesse an baldiger EU- und NATO-Mitgliedschaft 
reklamierte Prag vor allem für die Staaten des westlichen Balkans, insbesondere für 
Kroatien. Dies erklärt sich primär aus dem relevanten Argument einer historischen 
Gemeinschaft, die auf die Zeit der österreichisch-ungarischen Doppelmonarchie 
zurückgeht. Darüber hinaus bestanden und bestehen zwischen beiden Staaten 
intensive Wirtschaftskontakte, und für die tschechischen Bürger ist Kroatien ein 
wichtiges touristisches Ziel.  
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 Im Hinblick auf Russland ist in der tschechischen Außenpolitik ein 
Paradigmenwechsel erfolgt: Die Beziehungen zu Russland werden primär durch die 
außen-, statt die sicherheitspolitische Perspektive betrachtet – so auch trotz der 
spannungsreichen Diskussion über die Installierung des US-amerikanischen 
Radarsystems. Im Verhältnis zu Russland spielen wirtschaftliche Interessen eine 
immer signifikantere Rolle, überwiegend im energiepolitischen Bereich. Dennoch 
wird deutlich, dass der jeweilige Grad der Normalisierung der Beziehungen zwischen 
Prag und Moskau oft von der innenpolitischen Parteienkonstellation der Prager 
Regierungskoalitionen und handelspolitischen Interessen abhängig bleibt. Dieses 
Phänomen lässt sich, auch in Polen und Ungarn feststellen. 
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KAPITEL 4 
I. IDENTITÄT SOWIE AUSSEN- UND SICHERHEITSPOLITISCHE 
KULTUR DER SLOWAKEI 
1. Grundlagen der kollektiven Selbstwahrnehmung  
Die Geschichte der Slowakei, die die staatliche Identität dieses Landes bestimmt, 
wird als eine Reihe von zufälligen historischen Ereignissen dargestellt. Der 
slowakische Historiker L’ubomir Lipták merkte dazu an: 
“The inevitable result is a degradation of Slovak history into a series of long episodes 
separated by voids, in more fortunate cases at least crudely plugged by superficial accounts of eras, 
events and phenomena that seem to be significant to the authors from a doctrinal point of view. (…) 
An impression can easily be made that the Slovaks do not have history, but only events” (Lukáč 2004: 
88). 
 
Damit ist das charakteristische Merkmal der slowakischen Geschichte als ein 
„Syndrom des Jahres Null“ (Lipták 1999: 257-267) angesprochen. Diese bruchhafte 
Wahrnehmung als Folge wechselnden Rahmenbedingungen manifestiert sich in der 
Überzeugung, dass nach jedem historisch relevanten Umbruch keine Kontinuität 
zwischen der Vergangenheit und der Gegenwart bestehe. Für die kollektive Identität 
bedeutet dies praktisch eine selektive Auswahl der Ereignisse, die auch politisch 
jederzeit (ir-)relevant werden können (Miháliková 2008: 179). Dafür sind zwei 
wichtige Parameter der historisch bezogenenen kollektiven Identität als 
Erklärungsvariable zu berücksichtigen: die Änderungen der bestehenden 
Rahmenbedingungen, die die slowakische Staatlichkeit formulierten113, und die 
Konkretisierung der eigenen Wahrnehmung, die sich nach außen wie nach innen 
vollzog. 
 1.1. Identitätsstiftende Stereotype 
Im politischen und historischen Diskurs des 20. Jahrhunderts, wie es die 
slowakischen Historiker Vladímir und Dušan Segeš feststellen, definieren vier 
grundlegende Stereotype die slowakische Identität:  
                                                 
113 Bis zum Ende des Ersten Weltkrieges war die Slowakei integraler Bestandteil des Königreichs 
Ungarn. Infolge des Zusammenbruchs der vom Habsburgerreich gesetzten politischen Ordnung wurde 
die Slowakei Teil der Tschechoslowakischen Republik (1918-38). Nach dem Münchener Abkommen 
(1938) und dem formellen Zerfall der tschechoslowakischen Staatlichkeit betritt die Slowakei – aus 
„Gnade“ des Dritten Reiches – die weltpolitische Bühne als erste Slowakische Republik (1939-1945). 
Nach dem Zweiten Weltkrieg wird die slowakische „Unabhängigkeit“ degradiert und die Slowakei in 
die Tschechoslowakische Republik (1945-1993) integriert. Trotz der bestehenden innenpolitischen 
Autonomie, die 1968 formell durch das Föderationsgesetz bestätigt wurde und nachdem sich die 
Tschechoslowakische Republik aus zwei autonomen Teilen, der Slowakischen und der Tschechischen 
Sozialistischen Republik, zusammensetzte, kam es erst mit dem Zerfall der gemeinsamen tschechisch-
slowakischen Staatlichkeit 1993 zur souveränen Staatlichkeit der Slowakei (Segeš, Segeš 2003: 83-
110; Schönfeld 2003). 
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 das „Stereotyp der Eigenständigkeit“ und „Größe der slowakischen 
Eigenstaatlichkeit“,  
 das „Stereotyp der Unterdrückung“, 
  das „Stereotyp der Mitte“ (Brücken-Konzeption) 
 und zuletzt, für die vorliegende Arbeit allerdings nicht relevant, und nur der 
Vollständigkeit halber hier zu erwähnen, das „Stereotyp des Plebejischen“114.  
 
Diese Stereotype, die bereits im Verlauf des 19. Jahrhunderts ausformuliert und in 
der slowakischen Kultur wie auch im Schulwesen Eingang gefunden haben, 
bezweckten – nach innen – ein Zusammengehörigkeitsgefühl und – nach außen – die 
Stärkung der souveränen Tendenzen, die sich in der Abwehr gegen die Dominanz der 
„Anderen“, vor allem der Ungarn, aber auch der Tschechen manifestierten (Segeš, 
Segeš 2003: 96; Hrušovský 2003: 16-23). Sie formten und (formen noch) die 
Identität des Individuums und des Kollektivs und erfüllten die Funktion, 
identitätsstiftende Merkmale für den Prozess der Differenzierung und 
Harmonisierung innerhalb der slowakischen Gesellschaft zur Verfügung zu stellen. 
 Das Stereotyp der Eigenständigkeit und der Größe der slowakischen 
Eigenstaatlichkeit kann nur im Zusammenhang mit der Opposition gegenüber den 
Ungarn verstanden werden und knüpft an den „Mythos der ruhmreichen Geschichte“ 
(Lipták 1999: 67ff.) der Slowakei an. In der historischen Konstruktion der 
slowakischen Vergangenheit werden zwei grundlegende Elemente betont: erstens die 
Herkunft der slowakischen Staatlichkeit, die auf die Epoche Großmährens im 9. und 
10. Jahrhundert zurückgeht, und zweitens eine kontinuierliche historische Präsenz 
des slowakischen Volkes in der Region. Der zweite Aspekt wird aus der Opposition 
zur „nomadischen Herkunft der Magyaren“ (Segeš, Segeš 2003: 93) heraus 
konstruiert, was inhaltlich ein Element des Stereotyps der Unterdrückung ist. In der 
historiographischen Logik der Konstruktion des slowakischen Nationalbewusstseins 
sind deutliche Spuren einer Selbstidealisierung vorhanden, in der die besonderen 
Züge des slowakischen Volkes betont und in Opposition gegenüber Ungarn und 
                                                 
114 Dieses Stereotyp akzentuiert die volkstümlichen Aspekte der slowakischen Identität: die 
Einfachheit des Volkes, verbunden mit der Entdeckung der Folklore. Dieses Bild implizierte eine 
weitere Schicht der identitätsstiftenden Erzählung. Das einfache Volk symbolisierte die 
Gesellschaftsschicht, die eine eigene Autonomie bewahrte und den Einflüssen der Oberschicht, die 
mit Fremdherrschaft gleichgesetzt wurde, nicht unterlag. Die Bewahrung einer Kultur, die im 
ethnographischen Sinne als Folklore verstanden werden muss, hatte auch einen antimodernistischen 
Reflex. Ein wichtiger Aspekt der Stilisierung der Einfachheit des slowakischen Volkes war die 
Beibehaltung der eigenen Sprache. Im 19. Jahrhundert wurde dieses Bild als Symbol des 
Widerstandes gegen die von der Regierung in Budapest betriebene Assimilierungspolitik verstanden. 
Die Reaktivierung dieses Bildes erfolgte auch nach 1993 und wurde in den Kontext der 
Vergangenheitsbewältigung eingebettet: Das slowakische Volk habe dank seiner 
Traditionsverbundenheit eine gewisse Unschuld in der Zeit der totalitären Macht bewahrt. Die zweite 
Implikation des antimodernistischen Reflexes bezog sich auf den Widerstand der slowakischen 
Gesellschaft, den in der Zeit der gemeinsamen tschechisch-slowakischen Staatlichkeit von der 
Regierung Klaus propagierten wirtschaftlichen Reformkurs zu akzeptieren (Segeš, Segeš 2003: 95f.)  
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Deutschen gebracht werden. Ferner ist für die Betrachtung der slowakischen Identität 
ein Element, das sich im Stereotyp der Mitte niederschlägt, konstitutiv: Eine starke 
emotionale Bindung der slowakischen Kultur mit dem gesamten Slawentum 
prädestinierte – in geographischer Hinsicht – die slowakische Nation zur Rolle eines 
Bindegliedes zwischen den östlichen und den westlichen slawischen Völkern. Diese 
im Panslawismus verankerte Idee aus dem 19. Jahrhundert erlebte eine besondere 
Aufmerksamkeit im Kontext des slowakischen Abwehrkampfes gegen die 
Magyarisierung (Segeš, Segeš 2003: 93f.; Szarka 1994: 13-20). Die Konzeption 
eines Bindegliedes reinterpretierend, in der die charakteristischen slawischen Züge 
als zweitrangig galten, wurde sie erneut im politischen Diskurs nach 1993 aktuell. 
Der neuen Auffassung zufolge soll das slowakische Konzept der Mitte nicht nur im 
slawischen Kontext, sondern auch im gesamteuropäischen Sinne verstanden werden. 
Demnach solle die Slowakei unter anderem aufgrund ihrer geopolitischen Lage die 
Funktion einer Brücke zwischen Westeuropa und Russland übernehmen. Kritisch ist 
anzumerken, dass ein Land wie die Slowakei, das permanent an der Peripherie der 
gesamthistorischen Entwicklung Europas blieb (Lipták 1999: 166-175), keine 
politischen und natürlichen Voraussetzungen für eine solche Brückenfunktion bzw. 
das Konzept eines Bindegliedes zwischen West und Ost erfüllt (Segeš, Segeš 2003: 
94).  
 Neben der Erschaffung eines Zusammengehörigkeitsgefühls dienten die 
Stereotype der Abgrenzung gegenüber den „Anderen“. Dies führte in historischer 
Perspektive zur Verzerrung des eigenen Geschichtsbildes. Im politisch motivierten 
Diskurs trug dies zur Konstruktion eines polarisierenden Bildes der eigenen 
geschichtlichen Verherrlichung bei (Kirschbaum 1996: 185-205; Segeš, Segeš 2003: 
101). Diese erwähnten Stereotype besitzen keine allgemeinverbindliche Gültigkeit, 
und historisch erweisen sie sich nicht nur als selektiv, sondern auch als faktsich 
falsch. Die in den Stereotypen verankerten Ideen blieben dennoch in der breiten 
Wahrnehmung des slowakischen gesellschaftlichen Gedächtnisses präsent. Nach 
1918 haben die Slowaken zwar die westeuropäischen Normen und Werte 
übernommen, aber die Elemente der Unterdrückung und Befreiung wurden in der 
kulturellen Tradierung beibehalten. Das Bild der Fremdbestimmung aus der Zeit der 
österreichisch-ungarischen Dualmonarchie hatte weiterhin eine klare antiungarische 
Tendenz. In der Zeit der ersten Tschechoslowakischen Republik erfuhr dieses Bild 
eine weitere Modifizierung: Das „slowakische Volk“ wurde nun statt durch Budapest 
durch das Entscheidungszentrum in Prag dominiert, worauf bei der Darstellung der 
tschechischen Identität in Abgrenzung der Tschechen gegenüber den Slowaken 
hingewiesen wurde (s. Kapitel 3, I, 1.2.2). Verfassungsmäßig war die erste 
Tschechoslowakische Republik ein Konstrukt, das nicht nur Slowaken und 
Tschechen eine eigene Staatlichkeit garantierte, sondern das den Slowaken auch 
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einen weiteren Schutz vor den zahlenmäßig stärkeren deutschen und ungarischen 
Minderheiten bot (Segeš, Segeš 2003: 97). Der nationalkonservativen 
Identitätsbildung zufolge wurde die slowakische Selbstbestimmung – „nach tausend 
Jahren“ (Gruber 2010: 129) – erst in der Existenz des ersten Slowakischen Staates 
(1939-45) verwirklicht (Eicher, Beichelt 2006: 400). Paradoxerweise erfolgte die 
Verwirklichung der eigenen slowakischen Autonomie durch die Fremdbestimmung 
Hitlers (Schönfeld 2003: 100-150).  
 1.2. Selektive Wahrnehmung von Kontinuität 
Die aktuelle slowakische Geschichtspolitik nimmt keinen Rekurs auf die 
gemeinsame tschechisch-slowakische Vergangenheit. Die Etablierung der Ersten 
Tschechoslowakischen Republik (1918) oder die Ereignisse hinsichtlich der 
Samtenen Revolution (sametová revoluce bzw. nežná revolúcia) werden in der 
offiziellen slowakischen Geschichtspolitik, anders als in der tschechischen, kaum 
erwähnt (Gyárfášová 2001: 48). Dafür ist eine je nach nationalem Geschichtsbild 
unterschiedliche Wahrnehmung des Erfahrbaren verantwortlich, trotz der 
bestehenden traditionellen Gemeinsamkeiten. 
“(…) an important piece of knowledge is that although we did live through many of the 
events together, we seem to have experienced them differently; although we do share a number of 
traditions, we seem to attribute to them a different importance, a different value, perhaps even a 
different meaning. There are numerous years which enjoy a prominent place in both nations’ historical 
calendars, for instance 1848, 1918, 1938, 1948, 1968, or 1989, but we seem to view these years from 
different perspectives. All these events have been written into both nations’ memories as pictures of 
identical contours but of different colors and sizes. While some people keep these pictures in a 
prominent place on the wall in their living room, other keep them hidden behind their kitchen dresser 
or perhaps even threw them into a trash heap a long time ago” (Lipták 1999: 231f; englische 
Übersetzung nach Gyárfášová 2001: 48). 
 
Dies wurde besonders während der Arbeiten an der slowakischen Verfassung 
deutlich. In der slowakischen Diskussion über die Präambel zur neuen Verfassung 
vom 1. September 1992 fanden sich Rückgriffe auf historisch zweifelhafte Fakten 
und die unmittelbare tschechisch-slowakische Vergangenheit wurde ausgeblendet. 
Das geistige Erbe von Kyrillios und Methodios aus dem 9. Jahrhundert sowie das 
Großmährische Reich115, das das Territorium der heutigen Slowakei umfasste, 
werden erwähnt; dagegen fand die Zeit der gemeinsamen Koexistenz von Slowaken, 
Tschechen und Ungarn – erst im ungarischen Königreich und später mit den 
Tschechen in einem konföderativen Staat vor 1939 und nach 1945 – keinen Eingang 
in die Präambel116 (Ústava Slovenskej Republiky 1992). Es lassen sich in der 
                                                 
115 Der Rekurs auf das Großmährische Reich impliziert ein aus dem 19. Jahrhundert stammendes 
Gegenbild zum ungarischen Geschichtsverständnis, indem auf die slowakische Überlegenheit in 
kultureller Hinsicht und das primäre Anrecht auf das Territorium zwischen Tatra und Donau 
hingewiesen wird (Michela 2006: 19). 
116 Die Diskussion um die Modifizierung der Präambel der slowakischen Verfassung bestätigte 
darüber hinaus ein exklusives und selektives Verständnis der slowakischen Identität in der politischen 
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slowakischen Gesellschaft zwei dominierende Perzeptionen im politischen und 
gesellschaftlichen Diskurs hinsichtlich der eigenen Geschichte ausmachen. Die 
Vertreter der ersten Wahrnehmung empfinden Geschichte als einen anonymen 
Prozess, der durch die Abwesenheit der Slowaken im Zivilisationsprozess 
charakterisiert wird. Die zweite Gruppe befürwortet ein Konzept, in dem die 
Slowakei mit ihrer Geschichte als eine „einzigartige, abgeschirmte Insel betrachtet 
wird, die von der mitteleuropäischen Region und Europa vollkommen isoliert 
[gewesen] ist“ (Segeš, Segeš 2003: 101). Die Koexistenz der beiden Konzeptionen 
wurde durch die bis 1989/1993 vorhandenen Umstände begünstigt, in denen kein 
freier Diskurs über die wesentlichen und für die Identitätsbildung konstituierenden 
Merkmale der slowakischen Vergangenheit stattfand. Zusätzlich ist auf eine 
bestehende Inkohärenz zwischen der Identität der politischen Eliten und der 
allgemeineren der slowakischen Gesellschaft zu verweisen. Das historische 
Gedächtnis der Gesellschaft und der politischen Eliten ist nicht nur sehr subjektiv 
und unterliegt verschiedenen Einflüssen und Interpretationsmöglichkeiten, sondern 
kann durch eine selektive Vorgehensweise und Betonung der „gewollten“ Fakten 
missbraucht werden. Die politischen und gesellschaftlichen Eliten haben 
zweifelsohne einen Einfluss auf die „Vergeschichtlichung“ bestimmter faktischen 
Ereignisse gehabt, die gezielt eingesetzt werden können: zur Schaffung von 
historischen Mythen. Demzufolge können die politischen Eliten eine bestimmte 
Deutungshoheit über die Interpretation des Vergangenen erlangen und nicht selten 
eine verbindliche Erzähllogik durchsetzen (Lukáč 2004: 87f.). Dies versuchte die 
politische Elite des slowakischen Staates, insbesondere die konservativ-nationale 
Regierungskoalition unter Ministerpräsident Mečiar, nach 1993.  
 1.3. Europäisierte Identität 
Wie erwähnt, erfolgte die Konstruktion der slowakischen Identität primär aufgrund 
einer selektiven Wahrnehmung der Geschichte und wurde in Opposition zu den 
„Anderen“, konkret Ungarn (Michela 2006:15-26) und Tschechen, konstruiert 
(Gyárfášová 2001: 39-56). Durch Europäisierungsprozess erfolgte zwar keine 
umfassende Reinterpretation der bisherigen slowakischen Identität; dennoch lassen 
sich in politischen und historischen Diskussionen neue Elemente deutlicher 
ausmachen. Dies betrifft einerseits das Verhältnis zwischen einer europäischen und 
                                                 
Klasse: Die politische Repräsentanz der ungarischen Minderheit (SMK) schlug einen inklusiven 
Charakter der slowakischen Verfassungspräambel vor, allerdings fand der Vorschlag keine 
ausreichende politische Unterstützung. Nach diesem sollte der Eingangssatz in der Präambel „Wir, 
das slowakische Volk“ in den Satz „Wir, die Bürger der Slowakischen Republik“ umformuliert 
werden (Gyárfášová 2001: 44). Dies hätte nicht nur ein anderes offenes Verständnis der bisherigen 
slowakischen Geschichte vorausgesetzt, sondern auch einen integrativen Ansatz, in der die ethnischen 
Minderheiten (Ungarn, aber auch Roma) einen gleichberechtigten Platz in der Gesellschaft 
beanspruchen hätten können (Eicher, Beichelt 2006: 389).  
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einer slowakischen Identität; andererseits wird die „ungarische Erbschaft“, die im 
Verlauf der 1990er Jahre im slowakischen Geschichtsverständnis und 
Identitätsdiskurs noch negativ besetzt war, neu interpretiert. Hinsichtlich des 
Verhältnisses zwischen einer europäischen und einer slowakischen Identität lassen 
sich zwei unterschiedliche Konzeptionen ausmachen, die auf dem Inklusions- und 
Exklusionsprinzip basieren. Die erste Konzeption betont die Universalität der 
slowakischen Identität, die sich in eine europäische Identität einfügt. Damit wird auf 
die vorhandene Kohärenz zwischen beiden Identitätsverständnissen verwiesen. 
Dieses Verständnis wird im politischen Spektrum überwiegend durch die christlich-
demokratische Bewegung (KDH) repräsentiert. Sie betrachtet den 
Entwicklungsprozess der europäischen Identität nicht in der Kategorie einer 
möglichen Gefahr für die slowakische Identität. Eine vergleichbare Positionierung 
gegenüber der notwendigen Koexistenz der beiden Identitäten wird in der Partei der 
demokratischen Linken (SDL) vertreten (Gyárfášová 2001: 52). Die Volkspartei-
Bewegung für eine demokratische Slowakei (HZDS) betrachtet die Diskussion über 
die slowakische und die europäische Identität in einer realpolitischen Weise: Statt 
über die vorhanden Elemente der Identität zu sprechen, wich sie der Problematik aus 
und betonte die slowakischen Interessen. Den programmatischen Aussagen der 
HZDS zufolge werde der beste Schutz der slowakischen Identität durch eine 
entschiedene Durchsetzung der nationalen Interessen der slowakischen Politik in der 
EU realisiert (Gyárfášová 2001: 52f.). Aggressiver im Inhalt, aber nicht unbedingt in 
der Formulierung, positionierte sich die Slowakische Nationalpartei (SNS), die die 
Priorität und Sonderstellung des Slowakischen postulierte und unter anderem eine 
Ausgrenzung der ethnischen Minderheiten wie den Roma oder den Ungarn 
(Hrušovský 2003: 20) in der Slowakei forderte. Die europäische Identität wurde als 
zweitrangig im Verhältnis zu den slowakischen – konservativen und bewährten – 
Werten angesehen (Gyárfášová 2001: 53).  
 Für eine umfassende und nicht selektive Vorgehensweise bei der Betrachtung der 
slowakischen Geschichte und der Bestimmung der identitätsstiftenden Merkmale ist 
im slowakischen politischen Diskurs die viel beachtete (Lukáč 2004: 87-93) Rede 
des von 2002 bis 2006 amtierenden slowakischen Parlamentspräsidenten Pavol 
Hrušovský maßgebend (Hrušovský 2003: 16-23). Die von ihm erfolgte Rezeption der 
slowakischen Geschichte ist in zweifacher Hinsicht für das neue Verständnis der 
außenpolitischen Identität der Slowakei wichtig: Erstens wird die slowakische 
Identität in einen breiteren europäischen Kontext eingebettet. Ihre charakteristischen 
Merkmale umfassen demnach nicht nur eine kulturelle Dimension der Verbundenheit 
mit der westlichen Zivilisation; die slowakische Identität müsse zudem im 
Zusammenhang mit der Geschichte der österreichisch-ungarischen Monarchie 
gesehen werden (Hrušovský 2003: 18). Damit entkommt dieses neue europäische 
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Identitätsverständnis dem slowakischen Topos einer isolationistischen 
Sonderstellung, die dem slowakischen Provinzialismus gleichkommt (Lukáč 2004: 
89). Die Berücksichtigung aller konstitutiven historischen Elemente wird in das 
kohärente Bild einer geschichtlichen Prozesslogik eingebettet. In dieser Logik wird 
der – noch in den 1990er Jahren und aktuell im nationalkonservativen 
parteipolitischen Spektrum vertretene – These widersprochen, es sei eine 
Abgrenzung der Slowakei von der ungarischen Dimension der slowakischen 
Geschichte notwendig. Der Prozess der Vergangenheitsbewältigung muss aber 
gesellschaftlich intensiver rezipiert werden, damit das Syndrom der Exklusivität 
keine allgemein verbindliche Deutungshoheit erlangt. Die Sensibilisierung für 
unterschiedliche Interpretationsmöglichkeiten der slowakischen Geschichte wie auch 
für das relationale Verständnis der slowakischen Identität erlauben eine 
Pluralisierung in der geschichtlich begriffenen Selbstwahrnehmung, was einen 
mittelbaren positiven Einfluss auf die Qualität und Intensität der historisch belasteten 
Beziehungen mit den Nachbarstaaten und -gesellschaften haben kann.  
2. Außen- und sicherheitspolitische Kultur 
 2.1. Im Schatten der Geopolitik 
Wie im Fall der Tschechischen Republik spielte auch für die Slowakei die Geopolitik 
eine erhebliche Rolle. Obwohl sich die ursprünglichen, auf geopolitischen 
Annahmen basierenden Erwartungen hinsichtlich der Signifikanz der Slowakei für 
West- und Osteuropa nicht bestätigt hatten, übten geopolitische Denkmuster als 
Handlungsmaxime bis einschließlich 1998 entscheidenden Einfluss auf das 
außenpolitische Selbstverständnis und Handeln der Regierung in Bratislava aus. Die 
geostrategische Lage der Slowakei wurde mit dem Verweis auf die zentrale 
geographische Position des Landes innerhalb der Visegrád-Staaten bzw. innerhalb 
Europas begründet. Besonders in der dritten Regierung Mečiars (1994-1998) wurde 
die Geopolitik zur maßgeblichen Determinante der slowakischen außen- und 
sicherheitspolitischen Orientierung erhoben: 
“Slovak political, military and even academic circles got just fascinated by the fact, that the 
geographical position of Slovakia can be geopolitically interpreted as unique and crucial not only for 
CE [Central Europe], but for Europe as a whole. (…) They tried, in fact, to apply the traditional 
geopolitics of the beginning of the 20th century to complex geopolitical relations after the end of the 
bipolar conflict. The modern geopolitical research in Slovakia tries – by means of classical 
geopolitical terms – to harmonize the power relations that prevail in CE, in Europe and in the world at 
the end of the millennium with the modern Slovak geopolitical research” (Samson 1999a: 10.). 
 
Das slowakische Verständnis der eigenen geopolitischen Bedeutung manifestierte 
sich in drei fundamentalen Applikationsvarianten (Samson 2000: 42-73): 
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Eurozentrismus117, Zentraleuropäismus118 und Slowakozentrismus119. In der 
praktischen Umsetzung der slowakischen Außen- und Sicherheitspolitik wurden 
diese Varianten in der Konzeption einer Brücke zwischen Ost- und Westeuropa 
(Wlachovský 1996a: 4; 1996b: 2) und in der Konzeption der Neutralität mit den 
isolationistischen Elementen (neutrale Zone; Pufferzone120) forciert (Bombik, 
Samson 1996: 150-152). Parallel wurde die institutionelle Einbindung in die 
bestehenden westlichen NATO- und EU-Strukturen als eine der außenpolitishen 
Prioritäten deklariert.   
 2.1.1. Konzeption der Brücke  
Die Konzeption einer Brücke ging von der Prämisse zweier inkompatibler Teile des 
europäischen Kontinents aus, die auf unterschiedlichen politischen und 
gesellschaftlichen Axiomen basieren. Eine direkte Annäherung zwischen den beiden 
Teilen erscheint zwar möglich, erfordert jedoch eine gewisse subsidiäre 
„Übersetzungsleistung“, die für die Verständigung in den politischen, sozialen und 
gesellschaftlichen Bereichen von Relevanz sein könnten. Sowohl die geographische 
Lage als auch die historischen Erfahrungen der Slowakei, sei es seit der Zeit der 
ungarisch-österreichischen Doppelmonarchie oder der tschechoslowakischen 
Koexistenz in der Zwischenkriegszeit, sollte sie zur Rolle eines kulturellen 
Vermittlers zwischen West und Ost prädestinieren (Samson 2000: 56f.). Die 
Konzeption der Brücke, auf die Mečiars Regierungskoalition so stark fixiert war, 
barg allerdings zwei potenzielle Gefahren. Statt einer bevorzugten Behandlung von 
Russland und Westeuropa und der sich daraus ableitenden wirtschaftlichen Vorteile 
                                                 
117 Der Eurozentrismus ging von der Prämisse aus, dass Russland künftig in einer abgestimmten 
sicherheitspolitischen Kooperation mit Deutschland die USA aus Europa verdrängen würde. Aufgrund 
dieser geopolitischen Neugewichtung käme es zu einer Schwächung bzw. zum Zerfall der NATO, und 
das Projekt der europäischen Integration würde obsolet. Für die slowakische außenpolitische 
Orientierung implizierte dies eine Hinwendung zu Russland. Während diese Prognose aus der 
gegenwärtigen Perspektive lediglich als interessantes Gedankenspiel betrachtet werden kann, wurde 
sie in slowakischen Regierungskreisen bis Mitte der 1990er Jahre als feste Annahme betrachtet, nach 
welcher die slowakische Außenpolitik ausgerichtet wurde. In diesem logischen Konstrukt wurde auch 
auf die Obsoletheit der europäischen Integration hingewiesen. Daher erachtete u. a. die 
nationalkonservative Regierung Mečiars die Implementierung der europäischen Normen als nicht 
notwendig (Samson 2000: 46-49). 
118 Der Zentraleuropäismus war kulturell mit dem Konzept Mitteleuropas verbunden, das in der 
zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts überwiegend von tschechischen, ungarischen und polnischen 
sowie deutschen Intellektuellen entwickelt wurde. Die politische und wirtschaftliche Dimension des 
mitteleuropäischen Konzepts implizierte eine verstärkte Kooperation der teilnehmenden Staaten, die 
u. a. in der Visegrád-Initiative und der CEFTA stattfand. Der Slowakei wurde in diesem Konzept 
keine Sonderrolle zugedacht (Samson 2000: 49-53). 
119 Der Slowakozentrismus postulierte die Bedeutung der Slowakei als wichtiges Element einer neuen 
europäischen Sicherheitsordnung, die, abhängig von der Perspektive, als zentrale Peripherie bzw. als 
peripheres Zentrum zu bezeichnen sei. Die Idee des Slowakozentrismus manifestierte sich in der 
Konzeption der Brücke oder Pufferzone. Darüber hinaus kam sie in den Erwägungen einer 
potenziellen Neutralität des slowakischen Staates zum Ausdruck (Samson 2000: 53-55). 
120 Das Modell einer neutralen Zone lässt sich zwar analytisch vom Modell einer Pufferzone 
unterscheiden, ist allerdings in der sicherheitspolitischen Betrachtung mit der Frage nach 
Einflussfaktoren verknüpft.  
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drohte sich eine asymmetrische Abhängigkeit der slowakischen Wirtschaft zu 
verstärken: von Österreich und der Bundesrepublik Deutschland im Bereich der 
Importe und des Technologietransfers (Samson 2000: 188-190) sowie von Russland 
hinsichtlich Rohstoffen und Rüstungsprodukten (Samson 2000: 134-151). Damit 
wäre die Slowakei in zweifacher Weise, wirtschaftlich und sicherheitspolitisch, von 
großen Staaten abhängig (Samson 2000: 276).  
 In Anbetracht der slowakischen NATO-Anwärterschaft war die steigende 
sicherheitspolitische Abhängigkeit von Russland mehr als problematisch. Daher 
schlug die Bratislavaer Regierung vor, ein intensiveres Engagement im Rahmen der 
KSZE zu entwickeln, und deklarierte ihre Bereitschaft zur Teilnahme an 
Friedensmissionen unter KSZE-Vorsitz (MD SR 1996: 15; Duleba, Lukáč, 
Wlachovský 1998: 11ff.). Während dieses slowakische Engagement im Bereich der 
paneuropäischen Sicherheit (KSZE) noch in den 1990er Jahren bevorzugt wurde121, 
ist es – je konkreter die NATO-Mitgliedschaft der Slowakei wurde – seit 1998 
marginalisiert worden (MFA SR 2000: 12-13), trotz der gelegentlichen Bekundungen 
über das Interesse der Slowakei, die europäische Sicherheit im Kontext der KSZE 
stärken zu wollen (Duleba, Lukáč, Wlachovský 1998: 11-14).  
 2.1.2. Konzeption der Neutralität 
Die Konzeption der Slowakei als ein neutrales Land ist mit dem in den 1970er Jahren 
formulierten Anspruch einer atomwaffenfreien geopolitischen Sphäre in Verbindung 
mit einer Demilitarisierung Zentraleuropas verknüpft. Dies wurde besonders im 
tschechoslowakischen Diskurs akzentuiert (Samson 2000: 57). Konkret forderten die 
Vertreter dieser Konzeption eine Neutralisierung Mitteleuropas wie auch den 
Rückzug der sowjetischen Streitkräfte aus dem Territorium mitteleuropäischer 
Staaten. Diese Forderung wurde in den Kontext der nationalen Selbstbestimmung der 
tschechoslowakischen Opposition eingebettet. Die Auflösung der bipolaren 
Weltordnung implizierte die Erfüllung der tschechoslowakischen Forderung und 
ging mit einer Renaissance der Neutralitätsidee einher. Während der 
parlamentarischen Diskussion über die Militärdoktrin der Tschechischen und 
Slowakischen Föderativen Republik (1989-92) wurde von den slowakischen 
Abgeordneten der Vorschlag der Neutralität zwar eingebracht, aber nicht weiter 
verfolgt. Erst nach der Dismembration (1993) wurde er in der Slowakei wieder 
aktuell und in der grundlegenden Diskussion über die slowakische Sicherheitspolitik 
– als eine Idee der slowakischen Neutralität – konkreter thematisiert (Samson 2000: 
57f.). Obwohl in den offiziellen Stellungnahmen der slowakischen Regierungen 
                                                 
121 Die Konzeption der paneuropäischen Sicherheit basierte der Bratislavaer Logik zufolge auf der 
Annahme, dass die KSZE eine essentielle Rolle in der europäischen Sicherheitspolitik zu spielen 
habe, ohne allerdings die Fragen der Verteidigungspolitik zu tangieren (Korčok 2003: 28-30; Samson 
2003b). 
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(1993-1998) die Konzeption einer sicherheitspolitischen Neutralität keinen Eingang 
gefunden hatte, wurde sie von den führenden Politikern der damailigen 
Regierungskoalitionen als ernstzunehmende Option erwogen (Samson 2000: 152-
155). Unter verschiedenen Modellen sicherheitspolitischer Neutralität122 kam vor 
allem das österreichische Modell als Vorbild für die slowakische Neutralität in 
Frage123. 
 2.1.3. Slowakischer Isolationismus  
Das Konzept der slowakischen Neutralität bekräftigte die vorhandenen 
isolationistischen Tendenzen der slowakischen Außenpolitik und wurde oft als 
Beweis für die tatsächliche Orientierungslosigkeit der slowakischen Regierungen im 
Verlauf der 1990er Jahre interpretiert124. Als Quelle des außen- und 
sicherheitspolitischen Isolationismus der Slowakei können mehrere Faktoren 
identifiziert werden: So wird auf die Kontextlosigkeit der slowakischen 
außenpolitischen Orientierung, ein relativ niedriges gesellschaftliches Interesse an 
der Außenpolitik (Gyárfášová, Velšic 2000a) sowie einen fehlenden intensiven 
Kontakt mit der politischen Kultur der demokratisch etablierten Länder (Westen) 
verwiesen (Weiss 2003: 51f.). Paradoxerweise wurde auch die geopolitische Lage 
des Landes, diesmal als Peripherie interpretiert, für die Erstarkung des Isolationismus 
verantwortlich gemacht (Wlachovský 1996b: 2f.; Gyárfášová, Velšic 2000a: 7f.). Die 
Tendenz zum Isolationismus kam in den 1990er Jahren sowohl den politischen als 
auch den wirtschaftlichen Eliten des Landes gerade recht: 
“Isolationism became the ideology of the new owners, who obtained their property due to 
political and nepotistic privatization and who dared not to participate in the increasingly demanding 
economic competition related to the growing integration tendencies of Slovakia. It was promoted by 
political elites representing the ‘investment sphere’, which was based on clientelism and an economy 
and competition regulated by ‘their’ political power, and on the strengthening of their economic 
power via privileges granted to them by governing political parties, which were in turn financially 
supported by the investment sphere” (Weiss 2003: 51). (…). The spontaneous fear of the complex and 
                                                 
122 Man unterscheidet systematisch zwischen den verschiedenen Typen der staatlichen Neutralität, 
u. a. immerwährende Neutralität, bewaffnete Neutralität, politische Neutralität, „positive Neutralität“ 
(Joenniemi 1988: 53-67; Morgenthau 1939: 473-486; Devine 2006: 115-139; Luif 2002:  57-81; 
Neumann, Gstöhl 2004). 
123 Während die österreichische Neutralität von beiden Militärblöcken garantiert worden war, hätte die 
Regierung in Bratislava auf keine vergleichbare Garantie hoffen können. Die slowakischen 
Befürworter der Neutralität verknüpften die Neutralitätsidee mit der Brückenfunktion, die die 
Slowakei zu übernehmen habe. Allerdings hatte diese Idee nicht zuletzt durch die institutionelle 
Etablierung direkter Konsultations- und Kooperationsmechanismen zwischen der NATO und 
Russland (1997) ihre Wirkungsmächtigkeit bezüglich der Brückenfunktion weitgehend verloren 
(Samson 2000: 69f.). 
124 Der slowakische Isolationismus kann aus der Perspektive der Gegenwart als Akt der „politischen 
Hysterie“ oder „kollektiven Hysterie“ interpretiert werden: Gesellschaften, die bereits vor großen 
Herausforderungen stünden oder einem radikalen Wandel im politischen und wirtschaftlichen Bereich 
unterworfen seien, würden zusätzlich mit dem Problem der Bestimmung der eigenen Identität 
konfrontiert. Diese Situation führe nicht selten zu irrationalen Handlungen, die in der Sprache der 
Politik mit einer Steigerung des Populismus oder auch isolationistischen Tendenzen einhergehe (Bibó 
1997: 18-25 und 129-139). 
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sophisticated EU and NATO business, political and social environment, in general, became the 
common source of their isolationism. That was, why the traditional prejudices against the West – 
presented as the mother of destructive liberalism, free-thinking and secularism, the exporter of 
amorality, violence, pornography, drugs and organized crimes, or as the imperialistic and neo-colonial 
power striving to conquer a virtuous but vulnerable Slovakia – where intensively revived in the mid-
1990s. This ideology largely referred to Cold War re-sentiments“ (Weiss 2003: 52).  
 
Die politische Elite des Landes, die einen entscheidenden Einfluss auf die 
slowakische Außen- und Sicherheitspolitik hatte, ist laut dem Politologen 
Wlachovský einer dreifachen Illusion verfallen, die er wie folgt zusammenfasst: 
„Wichtigkeit der geostrategischen Lage, vollständige nationale Souveränität und 
gleichwertige Optionen“ (Wlachovský 1996b: 1). Ausgehend von einer zentralen 
geostrategischen Lage der Slowakei, nahm die Regierung in Bratislava als erste 
Illusion die NATO-Mitgliedschaft als garantiert an, ohne dafür entscheidende 
innenpolitische Reformen durchzuführen und die demokratischen 
Regierungsstandards einzuhalten. Die zweite Illusion war, dass man ohne 
Einschränkungen an der eigenen Souveränität festhalten wollte. Problematisch war 
das Verständnis von Souveränität als einer statischen Größe, die in der Zeit der 
Globalisierung und steigender wirtschaftlicher Verflechtung nicht teilbar im Sinne 
der Kompetenzabtretung sei (Wlachovský 1996b: 2). Dieses Verständnis staatlicher 
Souveränität kann durch die Tatsache erklärt werden, dass die Eigenstaatlichkeit der 
Slowakei erst mit der Dismembration 1993 begann. Die dritte Illusion ging von der 
Prämisse der bestehenden, im politischen und wirtschaftlichen Sinne 
gleichbedeutenden außenpolitischen Optionen aus. Mečiar formulierte dies in einem 
berühmt gewordenen Satz: „Wenn uns der Westen nicht will, gehen wir in den 
Osten125“. Was damit impliziert wurde, führt Wlachovský so aus:  
„[D]ie Mängel der slowakischen Außenpolitik [lässt sich] durch aktive Ostpolitik 
kompensieren. Das insolvente Russland kann der Slowakei den Zugang zu den westlichen Märkten 
einfach nicht ersetzen, auf die derzeit die Mehrheit unserer Exporte ausgerichtet ist und die einen 
derart hohen Anteil der so gepriesenen makroökonomischen Ergebnisse der Slowakei ausmachen“ 
(Wlachovský 1996b: 2). 
  
Die innenpolitische Konstellation zwischen 1994 und 1998 führte die Slowakei in ein 
außenpolitisches Abseits. In der Konsequenz wurde die NATO- und EU-
                                                 
125 In diesem Zusammenhang ist es naheliegend, auf die Bemerkung Sergej Chelemendiks, eines 
russischen, in der Slowakei lebenden Autors, hinzuweisen: „Die Ostpolitik Mečiars ist zu einem 
großen Teil die Folge des Mißerfolgs seiner Politik im Westen. Es blieb einfach nichts anderes übrig, 
als sich dem Osten zuzuwenden. Aber infolge dieser Notwendigkeit kann seine Politik sowohl im 
Westen als auch im Osten verdächtig erscheinen. So schaut das kurze Schema der geopolitischen 
Sackgasse der Politik Mečiars aus. Der im Westen abgewiesene Mečiar zieht die relativ wohlhabende 
Slowakei gen Osten, an die Seite Russlands, das in Ruinen liegt und sich immer mehr dem Westen 
zuneigt. Es entsteht eine geradezu komische Situation. Russland hat heute die prowestlichste 
Regierung seiner gesamten tausendjährigen Geschichte. Es neigt sich, fast zu eindeutig, dem 
europäisch-amerikanischen Entwicklungsweg zu. Der Westen lehnt Jelzins Team, das an der Spitze 
der prowestlichen Reformen steht, nicht nur nicht ab, sondern betet, im Gegenteil, darum, dass sich 
dieses Team über Wasser halten kann. Und der vom Westen abgelehnte charismatische Mečiar sucht 
zur selben Zeit Moskaus Freundschaft und Schutz“. (Sergej 1996: 29f., zitiert nach: Wlachovský 
1996a: 4; auch bei Samson 1999b: 27). 
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Mitgliedschaft zwar nicht prinzipiell in Frage gestellt, die slowakische NATO-
Mitgliedschaft allerdings verzögert126. 
II. SICHERHEITSPOLITISCHE PRIORITÄTEN  
1. Sicherheitspolitische Integrationsperspektive 
 
Die slowakische Verteidigungsstrategie vom 20. Juni 1994 (Defence Doctrine of the 
Slovak Republic) verwies auf die prinzipielle Orientierung der slowakischen 
Sicherheitspolitik an der NATO, was nicht nur in Übereinstimmung mit den 
politischen und militärischen Zielen der Slowakei, sondern als grundlegende 
wertebezogene Entscheidung zu verstehen war. Die NATO wurde als ein sicherer 
Garant der Stabilität in der gesamten mitteleuropäischen Region betrachtet (Samson 
1999a: 6-10). Die slowakische Vorbereitung auf die NATO-Mitgliedschaft 
implizierte nicht nur innenpolitische Änderungen im Hinblick auf das normative 
Demokratieverständnis (politische Stabilität, zivile Kontrolle über die Armee) und 
die außenpolitische Orientierung (intensivere Beziehungen mit den USA und den 
westlichen Staaten), sondern auch eine grundlegende Änderung der militärischen 
Philosophie und eine Reform der slowakischen Armee, was die nationalkonservative 
Regierung von Mečiar ablehnte.  
 Im Grundsatzdokument über die slowakische Sicherheitspolitik von 1996 (Basic 
Principles and Aims of National Security of the Slovak Republic) wurde die 
Integration mit den transatlantischen und europäischen Strukturen deklariert, ohne 
jedoch eine konkrete inhaltliche Präzisierung vorzunehmen – sowohl im Hinblick auf 
die Integrationssubjekte als auch auf genauere Strategieschritte zur Erreichung der 
Integration (Nečej 2005: 35f.). Die slowakische Außenpolitik habe hier getreu die 
Innenpolitik widergespiegelt, wie der slowakische Politikwissenschaftler Samson bei 
der Analyse der außenpolitischen Orientierung der Slowakei im Hinblick auf die 
Positionierung gegenüber NATO und EU feststellt (Samson 2000: 210-271). Die 
nicht konsequente und größtenteils aktionsabhängig geführte Politik hatte im Inland 
zu einer starken Polarisierung der slowakischen Gesellschaft geführt und wurde im 
Ausland als nicht glaubwürdig wahrgenommen (Samson 2000: 274). Dass die 
Slowakei bei der ersten NATO-Erweiterung (1999) nicht aufgenommen wurde127, ist 
                                                 
126 Das Ziel einer NATO-Mitgliedschaft wurde während der Regierungszeit Mečiars nicht 
aufgegeben. Mitte 1993 hatte die slowakische Regierung die NATO-Mitgliedschaft als Bestätigung 
der westlichen Einbindung deklariert und im November 1994 einen offiziellen Antrag in Brüssel 
gestellt. Zwischen 1994 und 1998 partizipierte die Slowakei im „Partnership for Peace“-Programm 
(PfP), und die slowakische Armee nahm weiterhin an mehreren gemeinsamen NATO-Übungen teil. 
127 Noch 1996 war es denkbar gewesen, dass die Slowakei zu den Staaten der ersten 
Erweiterungsrunde der NATO gehören würde. Dafür war die Erfüllung der westlichen Standards 
notwendig, die auch durch die oppositionellen Parteien (Demokratische Partei) moniert wurden: a) die 
Änderung der wichtigsten Gesetze und Gesetzesentwürfe hinsichtlich der Kompetenzteilung; b) die 
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weniger auf die beschränkte Aufnahmefähigkeit des Bündnisses oder auf 
geopolitische Gründe zurückzuführen als vielmehr auf die innenpolitischen 
Versäumnisse der slowakischen Regierung in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre. 
Problematisch stellte sich die Implementierung der demokratischen Regeln in der 
Slowakei dar (Miháliková, Mesežnikov 1998: 447-498; Samson 2000: 232f.; Samson 
1999b: 16f.). Zwar hatte die Regierung in Bratislava außenpolitisch den Beitritt zu 
den westeuropäischen wirtschaftlichen und politischen Sicherheitsstrukturen als 
grundlegendes Ziel verkündet, jedoch stand das innenpolitische demokratische 
Defizit in klarem Wiederspruch zum anvisierten Ziel (Samson 2000: 233), was 
international kritisiert wurde128.  
 Der Ausschluss der Slowakei aus der ersten Gruppe der mitteleuropäischen 
Staaten, die 1999 der NATO beitraten, unterstrich weiterhin die Aktualität der drei 
sicherheitspolitischen Optionen: erstens die Fortsetzung der Bemühungen um eine 
NATO-Mitgliedschaft, zweitens die slowakische Neutralität und drittens eine 
politische Einbindung des durch Russland dominierten postsowjetischen Raums 
(Samson 1999a: 30-39). Die slowakische Option für Russland und den 
postsowjetischen Raum implizierte keine tatsächliche Lösung der bestehenden 
wirtschaftlichen Probleme. Vielmehr wäre bei dieser Option mit zusätzlichen 
Schwierigkeiten zu rechnen gewesen, etwa nicht vorhersehbare politische und 
wirtschaftliche Entwicklungen in Russland und in den Ländern der GUS. Bei 
Annahme einer negativen Entwicklung wäre die Slowakei mit den ökonomischen 
Problemen einer der wirtschaftlich schwächsten Regionen Euroasiens konfrontiert 
worden. Hinzu kam die politische Instabilität des postsowjetischen Raumes, die 
durch die Wiederkehr des Nationalismus und durch die Betonung der auf ethnischen 
Elementen basierenden Politik gekennzeichnet war (Samson 1999a: 36). 
                                                 
Abberufung gewisser Regierungsmitglieder, die im Verdacht der Korruption und Vetternwirtschaft 
standen; c) die Abberufung der Staatsanwälte, die Standards des Lustrationsgesetzes nicht erfüllt 
hatten; d) die Abberufung des Generaldirektors des Slowakischen Fernsehens (STV); e) die Änderung 
des parlamentarischen Wahlsystems; f) die Änderung der Kontrollmechanismen des Slowakischen 
Informationsdienstes; g) die Beachtung der Autonomie des Präsidentenamtes auch im Hinblick auf die 
Privatsphäre; h) die Transparenz des Privatisierungsprozesses; i) die Einstellung der Ausbildung der 
Angehörigen des slowakischen Geheimdienstes und des Offizierskorps in Russland (Samson 2000: 
241f.). 
128 Innerhalb von weniger als einem Jahr wurde der Zustand der slowakischen Demokratie in 
verschiedenen Demarchen und Resolutionen des Europäischen Parlaments stark kritisiert. In der EU-
Demarche vom 25.10.1995 und der US-Demarche vom 27.10.1995 wurden die Verletzung der 
Verfassungsnormen und die aus den Partnerschafts- und Assoziierungsbeziehungen resultierenden 
Verpflichtungen kritisiert. Konkret prangerten die USA und die EU die steigenden Spannungen 
innerhalb der slowakischen Gesellschaft und zwischen den Verfassungsinstitutionen an, eine 
Diffamierungskampagne gegen den Präsidenten der Slowakei im Kontext der Entführung seines 
Sohnes, eine wachsende Konzentration der Macht in den Händen der Regierungskoalition und der 
praktische Ausschluss der Opposition aus der politischen und parlamentarischen Teilnahme (Samson 
1999b: 16f; 22-24). 
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 1.1. Stabilisierung durch Integration  
Die Kontinuität der angestrebten slowakischen Einbindung in die NATO wurde 
durch die neue innenpolitische Konstellation nach 1998 deklarativ bekräftigt. So 
boten die Parlamentswahlen von 1998 nicht nur eine neue Möglichkeit, die 
innenpolitischen Verhältnisse diametral zu ändern, sondern eröffneten auch in der 
Außen- und Sicherheitspoltik die Möglichkeit zu einer neuen Orientierung des 
Landes. Trotz der nicht erfolgten NATO-Mitgliedschaft (1999) hatte die Regierung 
Dzurinda erst einmal eine langfristige Sicherheitsstrategie gewählt. In pragmatischer 
Hinsicht bedeutete dies auf der Handlungsebene, dass sich die Slowakei ein 
sicherheitspolitisches Verhalten zu eigen machen wollte, „als ob“ sie ein NATO-
Mitglied wäre129.  
 Die Regierungskoalition des Ministerpräsidenten Dzurinda betrachtete die NATO 
nicht nur unter dem Aspekt des sicherheitspolitischen und militärischen Bündnisses, 
sondern als eine auf demokratischen Werten und Rechtsstaatlichkeit basierende 
Solidaritätsgemeinschaft (Gyárfášová, Velšic 2000b: 12). Damit wurden mit dem 
NATO-Beitritt konkrete Modernisierungsvorteile assoziiert, die in erster Linie mit 
einer Modernisierung der militärischen Strategie der slowakischen Armee und mit 
einer technologischen Nachrüstung verbunden waren (Gyárfášová, Velšic 2000b: 
16). Darüber hinaus versprach sich die prowestlich orientierte politische Elite von 
der Mitgliedschaft in der NATO auch eine innenpolitische Stabilisierung 
(Gyárfášová, Velšic 2000b: 17). 
 Unter den neuen Prioritäten der slowakischen Außenpolitik im Zeitraum von 2000 
bis 2003 wurde die NATO als einziger Garant der kollektiven Sicherheit angesehen, 
die angesichts der globalen Herausforderungen als einziges Bündnis imstande sei, 
wirksam zu agieren (MFA SR 2000: 6). Die Sicherheitsstrategie der slowakischen 
Republik aus dem Jahr 2001 betonte dementsprechend die Notwendigkeit einer 
schnellen institutionellen Einbindung in die NATO wie auch in die EU (SS SR 2001: 
Abs. I. 4.). Damit wurde im Gesamtdokument gleichmäßig der Beitritt in die NATO 
und in die EU akzentuiert. Zusätzlich wurde mehrfach auf die slowakischen 
Nationalinteressen hingewiesen, die abhängig vom Kontext als „vital130“ oder 
„wichtig131“ qualifiziert wurden.  
                                                 
129 Die Slowakei hatte während des Kosovokrieges der NATO seinen Luftraum zur Verfügung gestellt 
und auch Überflugs- und Transitrechte im Rahmen der Afghanistan-Mission gewährt. Darüber hinaus 
beteiligte sich das Land an ISAF-Einheiten in Afghanistan. Während der Kosovokrise hatte die 
Slowakei entschieden im Sinne der transatlantischen Solidarität gehandelt und damit in gewisser 
Konkurrenz zur Tschechischen Republik gestanden. Es ist nicht auszuschließen, dass das Motiv des 
außenpolitischen Wettbewerbs mit Tschechien um die Gunst der USA eine zwar nicht entscheidende, 
aber dennoch relevante Rolle gespielt hätte (Gyárfášová 2009: 28). 
130 Als vitale Nationalinteressen werden vier Bereiche spezifiziert: erstens die allgemeine Garantie der 
slowakischen Sicherheit, der Souveränität und der Integrität des Landes; zweitens die Erhaltung und 
Entwicklung der demokratischen Ordnungsprinzipien; drittens die Gewährleistung der ökonomischen, 
sozialen, kulturellen und ökologischen Entwicklung und viertens die Erhaltung des Friedens und der 
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 Dennoch herrschte im Hinblick auf die sicherheitspolitische Orientierung des 
Landes eine Kluft zwischen den politischen Eliten132 und der Gesellschaft133: Die 
atlantische Orientierung der Regierung nach 1998 konnte sich nicht auf eine breite 
Unterstützung in der slowakischen Gesellschaft verlassen (Khol 2001: 8; Gyárfášová 
2005: 182). Dafür war einerseits die starke Polarisierung in Fragen der slowakischen 
NATO-Mitgliedschaft und andererseits die als Hegemon wahrgenommene USA in 
Verbindung mit dem Jugoslawienkrieg134 und später dem Irakkrieg verantwortlich. 
Darüber hinaus hatte sich in der Gesellschaft längst die Überzeugung gefestigt, dass 
die Neutralität als eine ernstzunehmende Option anzusehen sei (Krivý 2003: 6-19).  
                                                 
Stabilität in Mitteleuropa. Mit dem letzten Punkt wird die Frage nach der vollen Mitgliedschaft in EU 
und NATO verbunden, die als fundamentale Voraussetzung für die Garantie von Demokratie, 
Sicherheit und Wohlstand in der gesamten Region definiert wird (SS SR 2001: Abs. II, 7). 
131 Parallel zu den vitalen Interessen hebt die Sicherheitsstrategie 2001 sechs „wichtige Interessen“ 
hervor, die einerseits als Ergänzung zum vitalen Interesse aufgefasst, andererseits als formelle 
Voraussetzungen für die Erreichung der allgemeinen sicherheitspolitischen Ziele verstanden werden 
können. Als „wichtige Interessen“ werden demzufolge erwähnt: a) Vermeidung von globalen Krisen 
und friedliche Lösung der auftretenden Konflikte; b) gute nachbarschaftliche Beziehungen und das 
Kooperationsgebot; c) innenpolitische Stabilität; d) ökonomische Transformation der slowakischen 
Wirtschaft; e) innenpolitische Stabilität und Frieden unter Beibehaltung der Prinzipien von 
Rechtstaatlichkeit; f) Erreichung der Sicherheit innerhalb der vorhanden innen- und außenpolitischen 
Bedingungen (SS SR 2001: Abs. II, 8). 
132 Eine deutliche Unterstützung des slowakischen Beitritts in die NATO wurde bei der Abstimmung 
2003 im Parlament deutlich: Von den 136 anwesenden Abgeordneten haben sich 124 für die NATO-
Mitgliedschaft ausgesprochen. Allerdings waren sich die politischen Parteien über eine konkretere 
Zusammenarbeit und die künftige Gestaltung der NATO nicht einig (Gyárfášová 2005: 199). 
133 Das slowakische Referendum über den NATO-Beitritt, das zwar abgehalten wurde, hatte in der 
politischen Praxis jedoch keine Relevanz und konnte aufgrund einer sehr niedrigen Beteiligung keine 
verbindliche Antwort auf die Präferenzen der slowakischen Gesellschaft geben: Die 
Regierungsmehrheit legte im Referendum drei Fragen vor, obwohl die Zentrale 
Referendumskommission für den Stimmzettel vier Fragen konzipiert hatte: 1) Sind Sie für den 
NATO-Beitritt der Slowakei?; 2) Sind Sie dafür, dass in der Slowakei atomare Waffen stationiert 
werden?; 3) Sind Sie dafür, dass in der Slowakei fremde Militärbasen errichtet werden?; [4) Sind Sie 
damit einverstanden, dass der Präsident der SR von den Bürgern der SR laut beiliegendem Entwurf 
eines Verfassungsgesetzes direkt gewählt wird?]. Ungewöhnlich war aber die Tatsache, dass die 
Abhaltung des Referendums formell nicht vom Parlament gebilligt und die Verfassungsmäßigkeit des 
Referendumsinhalts unterschiedlich, sei es vom Präsidentenamt oder der Regierung, gewertet wurde. 
Da die Regierung lediglich 3 Fragen auf den Stimmzettel drucken ließ, hatte die Zentrale 
Referendumskommission die Abstimmung für ungültig erklärt. Die Oppositionsparteien KDH, DU, 
DS, SDDS, die Ungarische Bürgerpartei (MOS) und die Ungarische Christliche Bewegung für 
Demokratie (MKHD) hatten in einer gemeinsamen Erklärung zum Boykott des Referendums 
aufgerufen, denn es sollten nur drei Fragen auf dem Abstimmungszettel stehen. An der 
Volksabstimmung am 23. und 24. Mai 1997 haben nur 9,5 % der Wahlberechtigten teilgenommen. 
Daher wurden die erforderlichen bindenden 50 % nicht erreicht, was in der Konsequenz zur 
Annullierung der Abstimmung führte (Miháliková, Mesežnikov 1998: 470-472). 
134 In den Medien, überwiegend in den elektronischen, wurde das Engagement von USA und NATO 
im Jugoslawienkrieg negativ dargestellt. In den verschiedenen Beiträgen fehlten vor allem im 
Zeitraum von 1998 bis 1999 ausreichende notwendige Hintergrundinformationen, die die Ursachen 
der Ereignisse in Serbien und im Kosovo dargestellt und diese darüber hinaus im breiten Rahmen der 
europäischen Sicherheitsproblematik eingebettet gezeigt hätten (Gyáfášová 2000: 56f.)  
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2. Transatlantische Dimension 
 2.1. Priorität der NATO 
Die neue offizielle slowakische Sicherheitsstrategie wurde erst nach dem Beitritt in 
die NATO und in die EU veröffentlicht135. Die natürlichen Rahmenbedingungen, 
unter denen die slowakische Sicherheits- und Verteidigungspolitik realisiert wird, 
bleiben die NATO und die EU (MD SR 2005: I, 4). Beide Organisationen werden als 
wesentliche Sicherheitsgarantien der Slowakei dargestellt (MD SR 2005: II, 12). 
Während die Sicherheitsstrategie von 2001 die OSZE als weiteren relevanten 
Bezugsrahmen erwähnte (SS SR 2001: 4), präzisiert die Sicherheitsstrategie von 
2005: NATO und EU dienen der Durchsetzung der slowakischen 
sicherheitspolitischen Interessen (SS SR 2005: 13) und Status und Qualität der 
slowakischen Sicherheit werden durch die Mitgliedschaft und das 
Sicherheitsversprechen innerhalb EU und NATO garantiert (SS SR 2001: 7; 9, 13; 
SS SR 2005: 13). Die NATO wird als Schlüsselelement für die Bewahrung von 
Frieden und Sicherheit in der Welt erachtet und als die entscheidende Plattform für 
die europäische und transatlantische Sicherheit identifiziert (SS SR 2005: 36). 
Versuche, die auf die Schwächung der NATO abzielen, liegen nicht im slowakischen 
Interesse (MFA SR 2004: 7). Die Sicherheitsallianz ist der wichtigste Garant der 
slowakischen Sicherheit und bleibt in der weiteren Entwicklung die wichtigste 
Plattform der multi- und bilateralen Kooperation in Fragen der militärischen und 
außenpolitischen Sicherheit des Landes. Das Dokument betont zugleich die Relevanz 
der EU-Sicherheitspolitik, an der die Slowakei teilnimmt. Allerdings wird sehr 
deutlich auf die Komplementarität der beiden sicherheitspolitischen institutionellen 
Aspekte hingewiesen. Damit versucht das Konzept die Einbindung der Slowakei, die 
die USA als strategischen Partner deklariert, nicht zum Widerspruch zwischen der 
europäischen und transatlantischen Dimension der Sicherheitspolitik werden zu 
lassen (MFA SR 2004: 7).  
 Vor dem Hintergrund der 1999 verpassten Chance auf eine NATO-Mitgliedschaft 
war die Intensivierung der Kontakte mit Washington neben der innenpolitischen 
Konsolidierung zu einer der beiden notwendigen Optionen geworden. Die 
proamerikanische Orientierung der Regierung in Bratislava beschränkte sich nicht 
nur auf rhetorische Deklarationen: Bereits während des Kriegs im Kosovo hatte die 
Regierung Dzurindas einen klaren proamerikanischen Kurs demonstriert, trotz 
starker innenpolitischer Widerstände seitens der Oppositionsparteien und der 
Mehrheit der Bürger, die die Einsetzung militärischer Mittel wie auch ein direktes 
militärisches Engagement der Slowakei ablehnten (Gyáfášová 2000: 60; Gyárfášová, 
                                                 
135 Die Sicherheitsstrategie der slowakischen Republik 2005 ersetzte die bisher gültige 
Sicherheitsstrategie aus dem Jahr 2001.  
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Velšic 2000a: 8f.; Gyárfášová; Velšic 2000b: 20). Der proamerikanische Kurs wurde 
nach den Parlamentswahlen von 2002 fortgesetzt. Für eine klare Unterstützung dieser 
Vorgehensweise war nicht nur der Wunsch nach einer NATO-Mitgliedschaft 
maßgeblich. Die Erklärung der slowakischen Position musste die innenpolitische 
Regierungskonstellation berücksichtigen, die zwischen 2002 und 2006 die 
slowakische Außen- und Sicherheitspolitik bestimmte. Dabei war die Teilnahme des 
Koalitionspartners SDKÚ, der eine klare transatlantische Orientierung der Slowakei 
in der Außenpolitik forderte, ausschlaggebend. Das Wahlprogramm der konservativ-
liberalen SDKÚ von 2002 ließ keine Zweifel an der Bush-Doktrin nach dem 11. 
September 2001 und befürwortete einen entschiedenen „Kampf gegen den 
Terrorismus“ an der Seite der USA (Weiss 2008: 203ff.). Darüber hinaus hatte die 
SDKÚ – als stärkste Partei in der Regierungskoalition – für gute außenpolitische 
Beziehungen mit den USA plädiert, die als wesentlicher Schlüssel zur raschen 
NATO-Mitgliedschaft verstanden wurden. Die SDKÚ besetzte zudem personell die 
für die Außen- und Sicherheitspolitik relevanten Regierungspositionen 
(Ministerpräsident, Außen- und Verteidigungsministerium). Vorteilhaft für die 
Stärkung der transatlantischen Bindung war die Haltung des slowakischen 
Staatspräsidenten Ivan Gašparovič, der kurz nach der Präsidentschaftswahl 2004 das 
slowakische militärische Engagement im Irak und in Afghanistan deutlich 
befürwortete (Samson 2005a: 229).  
 2.2. Relevanz der USA 
 2.2.1. Gesellschaftliche Interaktion  
Ein wichtiges Element für die positive Perzeption der USA ist deren Rolle in der 
slowakischen Geschichte (Bútora, Gyárfášová 2008: 13-48). Als problematisch stellt 
sich, wie einschlägige soziologische Untersuchungen zeigen, das sehr geringe 
gesellschaftliche und politische Bewusstsein über die slowakisch-amerikanische 
Interaktion dar (Gyárfášová 2005: 177-201). Zusätzlich verstärkt wird das öffentliche 
Desinteresse durch einen sehr geringen gesellschaftlichen Austausch zwischen den 
beiden Staaten136. Die positive Einstellung der politischen Klasse und der 
gesellschaftlichen Mehrheit zur Führungsrolle der USA (Samson 2000: 223) ist aus 
historischer Perspektive in der Slowakei nicht so stark ausgeprägt wie in Polen,  
Ungarn und in der Tschechishen Republik. Die Autoren der Studien zu den 
slowakisch-amerikanischen Beziehungen formulieren dies deutlicher:  
“This lack of confidence, so important for developing fruitful and equal partnerships, has 
been reflected in the fact that Slovaks have not had great political or cultural figures and/or great 
political events that would capture American imagination – like Poles with Tadeusz Kościuszko and 
Kazimierz Puławski, with Warsaw uprising, with Solidarity and Lech Walesa; like Hungarians with 
Lajos Kossuth who has a bust in the U.S. Congress, and with Hungarian revolution in 1956; like 
                                                 
136 Die aus der Slowakei stammende Gruppe der US-Bürger stellt weniger als 0,8 % der gesamten 
amerikanischen Bevölkerung dar (Gyárfášová 2005: 181). 
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Czechs with Tomáš Garrigue Masaryk whose monument was unveiled in Washington in 2003, with 
Václav Havel and freedom-fighters. We have not had our own Czesław Miłosz or Milan Kundera. 
While all those nations, together with the Baltics, have been perceived as the victims of oppression – 
the Slovaks were remembered in American iconography as a part of this story, regretful, but heroic, 
only in so far as we were a part of the former Czechoslovakia which has presented a warning 
testimony of Western failures and defeats Munich in 1938, the communist coup d’état in 1948, and 
Soviet occupation in 1968. Once Slovakia was considered as a separate entity, it was, unfortunately, 
rather associated with the Holocaust than with the tradition of anti-Nazi Uprising against the Nazis in 
1944” (Bútora, Gyárfášová 2008: 15). 
 2.2.2. Garantie einer „hard security“  
Am Anfang des 21. Jahrhunderts war die Slowakei aus amerikanischer Perspektive 
wesentlicher Bestandteil eines „neuen Europas“. Allerdings wurden solche 
Behauptungen nur deklarativ vorgebracht und hatten in der Praxis nur am Rande eine 
geopolitische Bedeutung für Washington137. Im Gegensatz zur amerikanischen 
Perzeption der Slowakei bleibt für Bratislava die USA der wichtigste strategisch-
sicherheitspolitische Partner138. Während die Europäische Sicherheitsstrategie von 
                                                 
137 Bútora und Gyárfášová identifizieren in ihrer Studie drei Phasen der amerikanischen Perzeption der 
Slowakei: Die erste Phase diente vor allem der Etablierung der diplomatischen Beziehungen und einer 
allgemeinen politischen Annährung zwischen den beiden Staaten. Die zeitliche Dimension wird den 
Jahren zwischen der Etablierung der slowakischen Staatlichkeit (1993) und dem Ende der Regierung 
Mečiars zugeordnet (1998). Die zweite Phase (1998-2005) ist durch eine slowakische Reformdynamik 
und ein wirtschaftliches Interesse amerikanischer Investoren in der Slowakei gekennzeichnet. In 
dieser Phase werden wichtige außenpolitische Weichen gestellt, die die NATO- und den EU-Beitritte 
der Slowakei einschließen und eine proamerikanische Positionierung der slowakischen Regierung in 
der Frage des Kosovokonflikts und des Irakkrieges hervorheben. Die nach der Parlamentswahl 2006 
eingeleitete dritte Phase (2006) ist durch eine widersprüchliche amerikanische und auch slowakische 
Desorientierung in der Außenpolitik gekennzeichnet, die jedoch von einer relativen stabilen 
wirtschaftlichen Handelsentwicklung zwischen den beiden Staaten begleitet wird. Darüber hinaus ist 
darauf hinzuweisen, dass in der Formulierung der slowakisch-amerikanischen Beziehungen 
gesellschaftliche Akteure eine zunehmende Rolle spielen: U.S.–Slovakia Action Commission 
(Initiative Center for Strategic and International Studies in Washington und Slovak Foreign Policy 
Associations), U.S.–Slovak Security and Foreign Policy Working Group (Initiative Center for 
Strategic and International Studies und Friends of Slovakia), New Atlantic Initiative (Initiative 
American Enterprise Institute, Friends of Slovakia, Euro-Atlantic Center and Slovak Atlantic 
Commission): Bútora, Gyárfášová 2008: 20-28. 
138 Auf der slowakischen Seite werden fünf Phasen der Perzeption der USA identifiziert: Die erste 
Phase ist vor allem durch das Fehlen elementarer Beziehungen zwischen den beiden Staaten 
charakterisiert und wird auf die Zeit der Etablierung der slowakischen Staatlichkeit datiert (1992-
1993). Die zweite Phase ist auch relativ kurz. Allerdings ist sie von der „Wiederentdeckung“ der USA 
auf der Ebene der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Akteure geprägt. Die Übernahme der 
Regierungsgeschäfte durch die populistische Regierungskoalition von Mečiar beendete diese 
Annährungsphase und leitete eine durch Misstrauen und antiwestliche wie auch antiamerikanische 
Rhetorik gekennzeichnete dritte Phase ein. Nach der Parlamentswahl 1998, als Mikuláš Dzurinda als 
Ministerpräsident an die Macht kam, begann eine deutliche prowestliche Orientierung der 
slowakischen Außenpolitik, die als vierte Phase definiert wird. Im Mittelpunkt der slowakischen 
außenpolitischen Bemühungen stand nicht nur die Verbesserung des Images der Slowakei, sondern 
primär eine außenpolitische Reorientierung, die ihren konkreten Ausdruck in der NATO- und der EU-
Mitgliedschaft fand. Das slowakische Engagement an der Operation Enduring Freedom und die 
Beteiligung an der Koalition der Willigen verdeutlichte zusätzlich die erneuerte proamerikanische 
Stellung der Regierung in Bratislava. In der fünften Phase, wie Bútora und Gyárfášová konkretisieren, 
kam es zur Korrektur der demonstrativen proamerikanischen Stellung. Die Regierung von Robert Fico 
kritisierte das amerikanische Projekt der Etablierung der GBI-Raketen in Polen und der Radaranlage 
in der Tschechischen Republik. Auffällig an dieser Kritik war die Übernahme der Argumente, die 
bereits von Putin vorgebracht worden waren. Auch in der Positionierung gegenüber der 
Unabhängigkeit des Kosovo ist eine große argumentative Ähnlichkeit mit Russland feststellbar. Trotz 
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2003 die Beziehung zwischen EU und USA als eine „balanced partnership“ definiert 
(Nečej 2005: 46) und den besonderen Status der USA in den Kontext der Sicherheit 
einbettet, wird in Bratislava den Beziehungen zu den USA eine Sonderbedeutung 
zugeschrieben:  
“A special place in the enforcement of security interests of the Slovak Republic will be 
assigned to the relationships between the Slovak Republic and the United States. The U.S. is a 
strategic ally of the Slovak Republic. The Slovak Republic will strive for an active involvement of the 
United States in the building of a stable and secure Europe” (SS SR 2005: 15). 
 
Die USA wird als ein „strategic ally“ (Nečej 2005: 40), „strategic partner“ (MFA SR 
2004: 7) oder „crucial strategic ally of the Slovak Republic“ (Samson 2005b: 73) 
charakterisiert. Die atlantische Orientierung der Slowakei manifestierte sich in der 
Unterstützung der NATO-Einheiten im Kosovo, in einer breiten Solidarität mit den 
USA nach den Anschlägen des 11. Septembers, in der Teilnahme slowakischer 
Einheiten am Einsatz Enduring Freedom in Afghanistan sowie an der „Koalition der 
Willigen“ im Irak an der Seite der USA und in einer „amerikafreundlichen“ 
Interpretation der Resolutionen des UNO-Sicherheitsrates (besonders 1483, 1516, 
1546) zur Irakproblematik (Samson 2004: 7). In Bratislava werden NATO und USA 
als konstituierende Elemente der slowakischen Sicherheit gesehen. Eine besondere 
Bedeutung erlangte Artikel 5 des NATO-Vertrages, wie es der slowakische 
Außenminister Kubiš betonte (Kubiš 2008b). Er forderte jedoch, die faktischen 
Beziehungen zwischen NATO und EU effektiver zu gestalten, um die tatsächliche 
Sicherheit der EU-Mitgliedstaaten zu gewährleisten (Kubiš 2008b). Zwar wird auch 
die EU im Kontext der Sicherheit betrachtet, allerdings werden die wirtschaftlichen, 
weniger die militärischen Sicherheitsaspekte in den Vordergrund gestellt (Nečej 
2005: 37). 
3. Irakkonflikt und transatlantische Solidarität   
 
Die Debatte um den Irakkrieg war konstitutiv für den Bildungsprozess der 
slowakischen außen- und sicherheitspolitischen Prioritäten. Innerhalb der 
slowakischen Parteien verdeutlichte sie differenzierte sicherheitspolitische 
Affinitäten hinsichtlich der künftigen Gestaltung der Beziehungen zwischen der EU 
(ESVP) und den USA (NATO). Demzufolge lassen sich drei unterschiedliche 
Einstellungen differenzieren:  
                                                 
der außen- und sicherheitspolitischen Differenzen kam es während der Fico-Regierung zur 
Aktivierung der Beziehungen zwischen der Slowakei und den USA (u. a. Aufhebung der Visa-Pflicht 
für slowakische Bürger, neue Impulse im Bildungsbereich, die mit der Eröffnung des Center for North 
American Studies an der Bratislavaer Universität zusammenhängen, neue Kooperation zwischen The 
American Chamber of Commerce und dem slowakischen Bildungsministerium; Bútora, Gyárfášová 
2008: 16f.) 
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 Unterstützung einer starken und von den USA unabhängigen europäischen 
Sicherheitspolitik,  
 Unterstützung des NATO-Primats in Fragen der Sicherheit unter der 
Beibehaltung der Kohärenz zwischen NATO und ESVP,   
 starke proamerikanische Einstellung, die auch auf Kosten eines Konsenses 
mit den anderen europäischen Staaten erfolgen könnte (Král 2005: 13). 
 
Trotz der anfänglich unklaren Mandatierung der amerikanischen Vorgehensweise 
gegenüber dem Irak und einer kritischen Haltung von Deutschland und Frankreich 
hatte sich die slowakische Regierung für die Unterstützung der USA 
ausgesprochen139. Ministerpräsident Dzurinda fragte rhetorisch im Zusammenhang 
mit der slowakischen Entscheidung, wie sie sich gegenüber der amerikanischen 
Vorgehensweise im Irak zu positionieren habe:  
“Who is the leader of the democratic world? Who bears the greatest political, economic, and 
material responsibility for the resolution of crisis? We should not hesitate to answer these questions 
and to say that it is the United States – the leader of the democratic world. That’s why I say that we 
want to be a strong ally of the United States” (Korba 2003: 41).  
 
Während der gemeinsamen Konferenz mit dem amerikanischen 
Verteidigungsminister Donald Rumsfeld bekräftigte Dzurinda die slowakische 
Position: “Slovakia is and will be a firm, strong ally of the United States of America. 
In any case, under any circumstances“ (Samson 2005: 31). In einer vergleichbaren 
Weise äußerte sich der Außenminister Kukan: 
 “The United States is our key alley and has a dominant position in our interests. The alliance 
with the United States is the official policy that SKDU [Slovak Democratic and Christian Coalition] 
has adopted without hesitation” (Korba 2003: 41).  
 
Ivan Kurčok, Staatssekretär im Außenministerium, fügte hinzu, dass die Slowakei 
auch ohne formelle Berechtigung des UN-Sicherheitsrates die US-amerikanische 
Vorgehensweise, einen Krieg inklusive, unterstützen könne (Korba 2003: 50). Die 
wichtigsten Architekten der slowakischen Außenpolitik – Präsident, 
Ministerpräsident, Außen- und Verteidigungsminister – wählten eindeutig die 
proamerikanische Option. Präsident Schuster, Parlamentspräsident Pavol Hrušsovský 
                                                 
139 Der Vergleich der Handlungen der Dzurinda-Regierung während des Konflikts im Kosovo und 
Irak lässt eine deutlich differenzierte Vorgehensweise erkennen. Im ersten Konflikt versuchte die 
Regierung vor allem, unauffällig in der Öffentlichkeit zu agieren, und trotz der formellen 
Unterstützung der NATO, die sich u. a. in der Gewährung der Überflugrechte niederschlug, blieb die 
Regierung distanzierter als während des Irakkonflikts. Die Problematik der Irakkrise wurde sehr 
offensiv und kommunikationsfreudig in der Öffentlichkeit angegangen. In der direkten Ansprache an 
die slowakische Bevölkerung ist der Ministerpräsident auf die Versäumnisse der irakischen Regierung 
und deren unkooperative Haltung gegenüber der internationalen Gemeinschaft eingegangen, die eine 
friedliche Lösung des Konflikts unmöglich gemacht haben, und betonte, dass trotz der kritischen und 
überwiegend ablehnenden Haltung der slowakischen Gesellschaft gegenüber dem Krieg im Irak die 
slowakische Regierung in der Überzeugung handle, das „Beste für Sicherheit der Slowakei, Europas 
und der Welt“ zu tun (Korba 2003: 43).  
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und Ministerpräsident Dzurinda rechtfertigten in der gemeinsamen Deklaration zum 
ersten Tag der US-amerikanischen Operationen im Irak gegen das Regime von 
Saddam Hussein (20.03.2003, Iraqi Freedom) die Notwendigkeit militärischer 
Schritte. Außenminister Kukan relativierte die Notwendigkeit einer erneuerten 
Mandatierung der US-amerikanischen Operation durch den UN-Sicherheitsrat mit 
dem Hinweis, dass der Irak die Bedingungen der 1441-Resolution nicht erfülle, was 
in der Konsequenz eine militärische Auseinandersetzung implizieren müsse (Korba 
2003: 40f.). Präsident Rudolf Schuster signalisierte den USA, nachdem formell die 
Resolution 1441 des UN-Sicherheitsrates verabschiedet wurde (UNSC 2002: 250-
255), dass sich die Slowakei auf eine mögliche Unterstützung einlasse. Im ersten 
Schritt stellte er die Flug- und Landungsrechte für die US-amerikanischen 
militärischen Transporte wie auch eine mögliche unmittelbare militärische 
Unterstützung im Fall des Angriffs auf den Irak in Aussicht (Korba 2003: 40f.; 
Schuster 2003). 
 Für die entschlossene Handlungsfähigkeit der Regierung waren die 
innenpolitische Stabilität und der relativ breite Konsens der Parteien in der Außen- 
und Sicherheitspolitik auschlaggebend. Die slowakische Unterstützung der USA 
wurde von der SDKÚ, SMK und ANO mitgetragen. Während die HZDS und KDH 
eine unklare und widersprüchliche Position bezogen, optierten die KSS und SMER 
eindeutig dagegen (Weiss 2008: 195-201). Der stellvertretende Vorsitzende der 
SMER, Boris Zala, erklärte, dass im Interesse der Slowakei eine europäische(re) statt 
einer proamerikanischen Außenpolitik zu betreiben sei (Korba 2003: 41). Die US-
amerikanische Intervention im Irak wurde aufgrund der Verletzung des Völkerrechts 
und des Unterminierens der Autorität der UNO von der sozialdemokratischen SMER 
abgelehnt (Weiss 2008: 196f.). Außenpolitisch war die slowakische Positionierung 
vor der anstehenden Konkretisierung der institutionellen Einbindung der Slowakei in 
die NATO und in die EU von großer Bedeutung (Šimko 2002: 22), obwohl die 
Differenzen unter den NATO- und EU-Staaten groß waren140. Dennoch spielten 
diese Spannungen eine sekundäre Rolle bei den slowakischen Überlegungen 
hinsichtlich der außenpolitischen Positionierung, obwohl die Slowakei, wie auch 
andere mitteleuropäische Staaten, nach einer Möglichkeit für einen Ausgleich 
                                                 
140 Vor dem Hintergrund des Irakkrieges liefert der slowakische Sicherheitsexperte eine Beschreibung 
der europäischen Stimmung am Vortag der militärischen Operation im Irak: „Die Stimmung ließ sich 
vielleicht nicht unbedingt mit Barbaren vor den Toren! beschreiben, aber es herrschte doch reichlich 
Besorgnis, als die acht mitteleuropäischen EU-Kandidatenländer nur wenige Wochen vor dem EU-
Beitritt beim Thema Irak den Standpunkt der USA unterstützten. Einige Mitgliedstaaten erfuhren von 
der öffentlichen Präferenzerklärung durch zwei Offene Briefe. (...) Die Europäische Union befand sich 
in einem völlig dysfunktionalen Gleichgewicht: in zwei etwa gleich große Lager aus Nationen geteilt, 
deren Regierungen diametral entgegensetzte Ansichten in Bezug auf den Irak vertraten. Die Kluft war 
unübersehbar und tief; der deutsch-französische Konsens gab nicht länger den Ton an, aber ebenso 
wenig tat dies eine der anderen offensichtlichen Machtkonstellationen – ist dies etwa der Weg, eine 
gemeinsame Sicherheitspolitik zu verfolgen?“ (Valášek 2005: 217, deutsche Übersetzung nach: 
Gyárfášová 2009: 29).  
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zwischen den USA und den kritisch zu den US-amerikanischen Plänen stehenden 
Staaten der EU (Frankreich und Deutschland) suchte. Vor allem wollte die 
slowakische Regierung nicht vor die Wahl gestellt werden, die Position der USA 
anstelle der EU-Position zu favorisieren.  
 Während des Prager NATO-Gipfels (21.-22.11.2002), der die Mitgliedschaft der 
Slowakei in der NATO bestätigte, hatte sich die slowakische Seite im Rahmen der 
Deklaration der Vilnius-Gruppe bereit erklärt, die internationale Koalition unter 
Führung der USA zu unterstützen, wenn der Irak die Bedingungen der Resolution 
1441 nicht erfülle. Im Zusammenhang mit der Deklaration der Vilnius-Gruppe 
versicherte Außenminister Kukan, dass die Slowakei eine Teilnahme an einer Ad-
hoc-Koalition als denkbar betrachte, trotz der kritischen Stimmen mancher NATO-
Mitgliedstaaten. Kukan erwartete, dass sich die „Koalition der Willigen“ vor allem 
aus den Mitgliedstaaten der NATO rekurriert. Es spreche kein Grund gegen die 
Formierung einer möglichen Koalition innerhalb der NATO, die zu Frieden und 
Sicherheit in der Welt beitragen könnte (Korba 2003:41). Die Unterstützung der 
Vilnius-Initiative wurde von der Bratislavaer Regierung als klare Positionierung im 
Irakkonflikt verstanden und als Bestandteil der Solidarität innerhalb der NATO 
ausgelegt (Grigorescu 2008: 285; Asmus 2003: 11). Die Unterstützung der 
Deklaration offenbarte nicht nur eindeutig die slowakischen Präferenzen, sondern 
verdeutlichte den offenen Dissens unter den europäischen Staaten und den 
Mitgliedstaaten der NATO. Die Deklaration der Vilnius-Gruppe transformierte den 
ursprünglichen Dissens zwischen den USA und dem „alten Europa“ zu einer neuen 
Auseinandersetzung innerhalb Europas (Korba 2003: 48). 
 Die US-amerikanische Seite kam relativ schnell auf die slowakische 
Unterstützung zurück. Am 23. Januar 2003 hatte US-Botschafter Ronald Weiser eine 
offizielle Anfrage an die slowakische Regierung bezüglich der militärischen 
Teilnahme an der Koalition unter US-amerikanischer Führung gestellt. Am 29. 
Januar 2003 stimmte die slowakische Regierung Überflugrechten über das 
slowakische Territorium zu und genehmigte die Einsetzung einer 75 Soldaten starken 
ABC-Abwehreinheit in der Krisenregion, was nach der slowakischen Verfassung 
zusätzlich vom Parlament genehmigt werden musste. Dieses stmmte am 6. Februar 
2003 der Entsendung zu. Allerdings wurde das direkte Engagement von zwei 
grundlegenden Bedingungen abhängig gemacht: einerseits von einer erneuerten 
Resolution des UN-Sicherheitsrates, andererseits von einer tatsächlichen Bedrohung 
bzw. der Nutzung von ABC-Waffen durch irakische Streitkräfte (Korba 2003: 44; 
Hummel 2007: 24f.). Die slowakische Einheit wurde im Bereich der humanitären 
Hilfe eingesetzt und in die tschechischen militärischen Strukturen inkorporiert. Im 
Verlauf des Jahres 2004 wurde die Präsenz der slowakischen Soldaten im Irak auf 
105 Mann erhöht (Gabal 2003: 58f.; Korba 2006: 49-65). 
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 Nach den Parlamentswahlen 2006 erfolgte eine Korrektur hinsichtlich des Irak-
Engagements. Der sozialdemokratische Ministerpräsident Fico kündigte einen 
raschen Abzug der slowakischen Soldaten aus dem Irak an, was Ende 2007 auch 
realisiert wurde (Noack 2010). Dafür erwog die neue Regierung eine Stärkung der 
militärischen Beteiligung in Afghanistan. Aus dem Einsatz des slowakischen Militärs 
im Irak wurde allerdings eine wichtige politische Konsequenz gezogen: Jegliche 
Beteiligung der Slowakei an vergleichbaren Ad-hoc-Koalitionen, wie dies bei der 
US-geführten „Koalition der Willigen“ der Fall gewesen war, wurde entschieden 
zurückgewiesen. Die slowakischen Streitkräfte dürften lediglich an solchen 
Operationen beteiligt werden, die auf Grundlage eines robusten Mandats des UN-
Sicherheitsrates bzw. einer Entscheidung des Nordatlantikrates der NATO oder des 
Europäischen Rates zustande kämen (Korba 2006: 63). 
4. Europäische Dimension 
 4.1. Prinzip der Komplementarität: Verhältnis zwischen NATO und 
EU 
Obwohl sich eine prinzipielle Zustimmung zur Europäischen Sicherheitsstrategie 
2003 erkennen ließ, war die slowakische Seite lange nicht von der europäischen 
Sicherheitspolitik, die ihren vorläufigen Ausdruck in der ESS 2003 fand, überzeugt. 
In einem Non-Paper des slowakischen Außenministeriums (MFA SR 2003b), das als 
informelle Stellungnahme gegenüber dem ersten Vorschlag zum ESS 2003 
konzipiert war, wurde die ungenügende Berücksichtigung der transatlantischen 
Beziehungen und die fehlende Relevanz der NATO bemängelt. Die Diskussion über 
die europäische Sicherheitsstrategie solle zur Nivellierung der vorhandenen 
politischen Differenzen Sicherheitsverständnis innerhalb der europäischen Staaten 
beitragen und zu einer einheitlicheren Profilierung der außen- und 
sicherheitspolitischen Beziehungen zwischen EU und den Vereinigten Staaten führen 
(Samson 2005a: 230f.). Grundlage für die gegenseitige Annäherung bildeten die 
gemeinsamen Werte und die geteilte Wahrnehmung der Sicherheitsgefahren und 
bevorstehenden Herausforderungen. Daher betrachte die Bratislavaer Regierung die 
stärkere Einbeziehung der NATO in die Planung und Entwicklung der europäischen 
Sicherheit als angemessen, da sie nicht nur „ein wichtiger Ausdruck der 
transatlantischen Beziehung“, sei sondern auch „eine wesentliche Säule der 
europäischen Sicherheit, Stabilität und des Wohlstands, die gewährt und weiter 
unterstützt werden soll“ (MFA SR 2003b zitiert nach: Samson 2005a: 231). Im 
slowakischen Non-Paper (MFA SR 2003b) wurde deutlich auf das Prinzip der 
Kooperation zwischen EU und NATO hingewiesen. Allerdings ist die slowakische 
Position postulativ formuliert. Es wird betont, dass die Differenzen zwischen USA 
und Europa angesichts der gemeinsamen Werte und auch möglicher Gefahren eine 
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Übereinstimmung im Hinblick auf gemeinsame Lösungsansätze erforderlich 
machten. Die slowakische Seite sah darüber hinaus die Möglichkeit oder gar die 
Notwendigkeit, militärische Einsätze außerhalb der EU-Grenzen auszuführen. Dies 
kann als eine Annäherung an die NATO-Position verstanden werden. Darüber hinaus 
bestehe die Slowakei auf den Prinzipien der Kohärenz zwischen den beiden 
Organisationen und betone die Notwendigkeit einer Nicht-Duplizierung der 
militärischen Kapazitäten (Bilčik 2004: 45f; Samson 2005: 231f.; Ušiak 2008). 
 Wie auch für die anderen mitteleuropäischen Staaten bleibt die NATO die primäre 
Plattform für die Durchsetzung der sicherheitspolitischen Interessen der 
slowakischen Republik (Nečej 2005: 34): 
“The Slovak Republic’s NATO membership constitutes a guarantee of its security and it is an 
instrument for enforcing its security interests. The Slovak Republic will act on NATO behalf, which 
the only remaining key platform for multilateral and bilateral cooperation in the security and military 
fields in the Euroatlantic space” (SS SR 2005: 14). 
 
Gleichzeitig wird betont, dass im slowakischen Interesse sowohl die Kompatibilität 
als auch die Gemeinsamkeit der Interessen zwischen NATO und EU beizubehalten 
sei, was ein wesentliches Element einer nachhaltigen Sicherheit des slowakischen 
Staates darstelle.  
“The Slovak Republic will assert the fulfillment of the objectives laid down in the European 
security strategy, and will strengthen its crisis management capabilities with the objective of 
contributing to the EU-led operations and missions. It will support building the European Security and 
Defence Policy operational capacities in order to ensure their complementarity with the capabilities of 
NATO and with our interests in NATO. In harmony with the EU solidarity clause, the Slovak 
Republic will help the states attacked or threatened by terrorist attacks or hit by natural disasters. The 
Slovak Republic will support the development of activities of the European Defence Agency with 
emphasis on full involvement of the Slovak industrial and technological base in building the European 
defence market”(SS SR 2005: 14). 
 
Ministerpräsident Mikulaš Dzurinda wies auf die Notwendigkeit einer kohärenten 
Partnerschaft zwischen den USA und der EU hin: „Wir wollen ein vereinigtes 
Europa, das ein Partner für die USA wird. Wir möchten kein Europa [aufbauen], das 
ein Konkurrent der USA ist“ (Pawlikowska 2006: 234; eigene Übersetzung).  
 Die Formulierung der ESVP wurde von der slowakischen Regierung lange als 
komplementärer Prozess im System der kollektiven Sicherheit, die primär mit der 
NATO assoziiert wurde, betrachtet (Nečej 2005: 37). Allerdings fällt bei der Analyse 
der slowakischen Sicherheitsdokumente und der offiziellen Politik der slowakischen 
Regierung immer wieder die absolute Relevanz der NATO („NATO first“) für die 
slowakische Sicherheitspolitik  auf (Nečej 2005: 38):  
“NATO is, from the view of Slovakia, the most important expression of the Trans-Atlantic 
relations and guarantee of the long-term stability in the region and for Slovakia it represents the 
decisive security forum. The Slovak Republic regards the Organisation as basic pillar of both 
European and own security. However Slovakia takes into account the fairly fast development on the 
field of the European security and defense. In its security the Slovak Republic intends to achieve that 
NATO remains the main platform for the development of multilateral and bilateral cooperation in the 
security and military areas within the Euro-Atlantic space. However it also envisages the active 
involvement in the creation and implementation of the EU common foreign and security policy, the 
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enforcement of objectives defined in the European Security Strategy and the strengthening of the 
crisis management capacity” (Nečej 2005: 51). 
 
Die Staatssekretärin im Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten, Magda 
Vásáryová, bringt die Rolle der NATO für die slowakische Sicherheit auf den Punkt, 
wenn sie auf die historische Beispiellosigkeit der Sicherheitsgarantie im Kontext der 
slowakischen NATO-Mitgliedschaft verweist (Vásáryová 2005: 7). Die 
Verteidigungsstrategie der Slowakischen Republik141 betont gleichzeitig, dass die 
ESVP ein weiteres wesentliches Element der slowakischen Sicherheit sei, die sowohl 
neben als auch in Kooperation mit NATO, UNO und OSZE zur Geltung komme 
(MD SR 2005: II, 14). Die Entwicklung der ESVP solle sich streng an die 
Entwicklung der NATO orientieren. Des Weiteren wurde auf der slowakischen 
„Eigenständigkeit“ im Bereich der Terrorbekämpfung und der Teilnahme an 
friedenserhaltenden Missionen bestanden (Samson 2005a: 229). Sollten NATO oder 
EU keine Entscheidung im Hinblick auf die Hilfsteilnahme in einem internationalen 
Konflikt oder Krisengebiet treffen, behalte sich die Slowakische Republik vor, ihr 
Handeln entsprechend der eigenen Sicherheitsinteressen anzuleiten (MD SR 2005: II, 
15). Die Sicherheitsstrategie von 2005 erwähnt explizit den Mechanismus einer 
Teilnahme der slowakischen Streitkräfte an einer „Ad-hoc-Koalition“ (SS SR 2005: 
III, 63). Diese Formel wurde direrkt nach dem Engagement in der amerikanischen 
„Koalition der Willigen“ in den offiziellen Sicherheitsdokumenten eingeführt. Das 
direkte slowakische Engagement an der ESVP sollte die Effektivitätskosten der 
transatlantischen Beziehungen (Samson 2003a: 92-95; Samson 2005a: 219-238;) 
nicht beeinträchtigen. Um die tatsächliche Kontrolle über die ESVP (wie auch die 
GASP) beizubehalten, lehnte die Regierung in Bratislava die Einführung einer 
qualifizierten Mehrheit in diesem Bereich ab. Sie befürchtete, dass diese entgegen 
den Erwartungen eine zu starke Ausdifferenzierung von GASP und ESVP sowie eine 
Steigerung der Differenzen zwischen NATO und EU zur Konsequenz hätte. Im 
Bereich der ESVP lehnte die Slowakei die Etablierung eines Kerneuropas ab, durch 
die eine exklusive Gruppe von EU-Staaten ein neues Integrationsniveau hätte 
erreichen können. Die Slowakei unterstützte das Konzept einer Kooperation im 
Verteidigungsbereich, lehnte jedoch ein Modell der strukturierten Zusammenarbeit 
ab, das zu einer dauerhaften Teilung und zu einer unterschiedlichen 
Integrationsdichte im Bereich der ESVP geführt hätte (Bilčík, Világi 2007: 27).  
                                                 
141 The Defence Strategy of the Slovak Republic aus dem Jahr 2005 ersetzte die bereits vorhandene 
Strategie aus dem Jahr 2001. 
204 
 
 4.2. Militärische Kompatibilität im Spannungsfeld von NATO und 
EU 
Während des Prager NATO-Gipfels (2002) priorisierte der slowakische 
Verteidigungsminister die qualitative Leistungssteigerung und militärische 
Fokussierung der slowakischen Armee in vier Bereichen: Infanterie („engineering 
units“), Vorbeugung gegen Massenvernichtungswaffen („protection against weapons 
of mass destruction“), Feldjäger („military police“) und Spezialeinheiten (special 
forces“). Es stellte sich bald heraus, dass das ambitionierte Vorhaben nicht in 
absehbarer Zeit zu realisieren war. Theoretisch wurde in der langfristigen, bereits 
2005 beschlossenen Planung („Long Term Plan of the Development of Armed 
Forces of the Slovak Republic 2010“) angenommen, dass 2 % des BIP für das 
Budget des Verteidigungsministeriums bestimmt würden (Nicolini 2005: 2; MD SR 
2005: IV, 45). Die geplanten Investitionen im militärischen Bereich wurden aber (bis 
jetzt) durch steigende Kosten (Wartung, Personalkosten und nicht geplante 
Auslandseinsätze) stark begrenzt (Nicolini 2005: 3). Damit blieben sie unter dem 
anvisierten Budgetierungsziel (MD  SR 2006: 8). Die Regierung Ficos (2006-2010) 
versuchte, Kosten und Radius der möglichen Auslandseinsätze zu reduzieren und sie 
dem Prinzip einer effektiveren Anwendung zu unterwerfen142. Allerdings hatten die 
Einsätze der slowakischen Armee unter der Führung von UNO und EU im direktem 
Vergleich mit den unter der NATO geführten Einsätzen eher einen symbolischen 
Charakter, was auf die geringe praktische Gewichtung der slowakischen 
militärischen Einsätze verweist (Samson 2005b: 73-83). Die slowakischen 
Gestaltungsmöglichkeiten sind nach den Kriterien der politischen, militärischen und 
finanziellen Machbarkeit beschränkt. Umso wichtiger war es für die Slowakei, die 
unterschiedlichen Aktivitäten sowohl im Rahmen der NATO- als auch der ESVP-
Operationen kohärent zu koordinieren und ein Set von gemeinsamen Prioritäten zu 
verfolgen143. Die Konzentration der politischen und militärischen Aufmerksamkeit 
geht von der Prämisse aus, dass die (in-) direkte Nachbarschaft Vorrang zu genießen 
habe (Balkan). Darüber hinaus werden die militärischen Auslandseinsätze, die bis 
jetzt in NATO- und UNO-Missionen erfolgten, zusammengelegt. Bereits 2007 
zeichnete sich die Bereitschaft der slowakischen Regierung ab, sich verstärkt im 
Rahmen der ISAF (NATO-Mission) zu engagieren (MD SR 2007). Im Juni 2008 
wurde der slowakische Einsatz an der syrisch-israelischen Grenze (Golanhöhen) 
beendet und das militärische Kontingent für die Aufgaben in Afghanistan 
abkommandiert (Korba 2009: 44f; Valášek 2008: 41). 
                                                 
142 Im Rahmen dieser Modifizierung wurde das bis Ende 2007 unter UNO-Führung in den 
Golanhöhen stationierte slowakische Truppenkontingent aufgrund eines 2007 zwischen Kroatien und 
der Slowakei getroffenen Abkommens durch eine kroatische Einheit ersetzt (Valášek 2008: 41). 
143 Zum Engagement der slowakischen Einheiten in den unter NATO- und EU-Führung stehenden 
Operationen zwischen 1999 und 2009 s. Tabelle 7 im Anhang.  
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 Im aktualisierten „Long-Term Development Plan of the Ministry of Defence of 
the Slovak Republic 2015” wird der weitere slowakische Beitrag zur europäischen 
schnellen Eingreiftruppe konkretisiert, der auf die Kapazitätensteigerung zur 
Bekämpfung der asymmetrischen Gefahren abzielt und sowohl im Rahmen der 
NATO als auch der ESVP eingesetzt werden soll (MD SR 2006; Fedor 2006; 
Tarasovič 2009). Die slowakischen Ambitionen im Hinblick auf die Anzahl der 
außerhalb der Grenzen der Slowakei operierenden Soldaten variieren zwischen 700 
und 800 Soldaten (Ondrejcsák 2006: 87). Dennoch sind slowakische 
Auslandseinsätze (Kosovo, Afghanistan, Irak)144 nicht nur im militärischen Sinne 
problematisch, da sie immens das slowakische Verteidigungsbudget strapazieren wie 
von der Mehrheit der Bevölkerung sehr kritisch betrachtet wurden (Nicolini 2005: 3; 
Gyárfášová 2009: 28-34).  
 Nach der Wahl 2006 erklärte die neue slowakische Regierung als eines der 
Schlüsselziele die Steigerung der eigenen militärischen Kapazitäten. Die Regierung 
plannte für Ende 2010 die militärische Bereitschaft für die Teilnahme an zwei 
parallelen Operationen (Government Office of Slovak Republic 2006: 54). Demnach 
sollte davon eine militärische Einheit im Rahmen der NATO-Streitkräfte eingesetzt 
werden. Die zweite Gruppe war für die Peacekeeping-Missionen vorgesehen, die im 
Rahmen der mit einem internationalen Mandat ausgestatteten Operationen stattfinden 
(MD SR 2005: III, 27). Die beiden Operationen sollten im Rahmen der Streitkräfte 
von NATO und EU erfolgen (MD SR 2005: III, 18-20). Die zeitlich definierte 
Steigerung der eigenen militärischen Kräfte sollte in zwei weiteren Etappen erfolgen: 
Bis zum Jahr 2015 sollten die slowakischen Verteidigungskräfte einen adäquaten 
Beitrag zur Konfliktvorbeugung und zum Krisenmanagement leisten. Deren 
weltweite Einsetzbarkeit sollte der Deklaration zufolge im Rahmen entweder der 
NATO oder der ESVP erfolgen. Nach 2015 ist überwiegend die Steigerung der 
Kapazitäten und der militärischen Operationsfähigkeit im breiten Spektrum der 
verschiedenen Operationen innerhalb der NATO bzw. anderen internationalen 
Organisationen vorgesehen (MD SR 2005: III, 20). Auffällig ist, dass die 
Kompatibilität und die Kapazitätssteigerung der slowakischen Streitkräfte wesentlich 
den Zielen der NATO untergeordnet bleiben und die Sicherheitsarchitektur der 
ESVP sehr selten als Referenzpunkt erwähnt wird (MD SR 2005: IV, 36, 37, 40, 42, 
44). 
                                                 
144 Die slowakischen Einheiten wurden in der Tarin Kowt Base (Provinz Oruzgan) eingesetzt und 
kooperierten mit niederländischen und kanadischen Streitkräften. Im Bereich des Engagements in 
Afghanistan sind aber slowakische Defizite im Bereich der Einsetzung von zivilen Experten 
feststellbar. Diese Defizite sind nicht nur von punktueller Natur im Hinblick auf die Auslandseinsätze 
in bestimmten Ländern, sondern resultieren aus einer bislang unentwickelten strukturellen 
Zusammenarbeit zwischen zivilen und militärischen Experten innerhalb der slowakischen Streitkräfte 
sowie einer fehlenden Kooperationskultur zwischen den Ressorts des Außen-, Justiz- und 
Verteidigungsministeriums (Kubiš 2008a: 11; Korba 2009: 40; Valášek 2008: 41f.). 
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 Die NATO bot für die Slowakei eine weitere Plattform zur Modernisierung der 
slowakischen Streitkräfte. Im Rahmen des NATO Investment Program wurden für 
die Verbesserung der Infrastruktur der slowakischen AFSR (Air Force of the Armed 
Forces of the Slovak Republic) knapp 26 Millionen Euro bestimmt, die insgesamt für 
die Förderung von 12 Projekten, überwiegend im Bereich der Luftwaffe investiert 
wurden. Darüber hinaus hatte das Land am Programm Strategic Air Lift Interim 
Solution (SALIS) teilgenommen. In diesem Rahmen hatte das 
Verteidigungsministerium einen Letter of Intent unterzeichnet und dem Kauf von 
strategischen C-17-Transportflugzeugen zugestimmt (Korba 2006: 54). Die 
Modernisierung und Professionalisierung des militärischen Bereiches ist praktischen 
Implikationen im Bereich der Steigerung der Operationalisierung innerhalb der 
NATO untergeordnet. Die slowakische Regierung hatte zwar mehrmals das relativ 
geringe Potenzial der Slowakei im Hinblick auf den militärischen Beitrag 
signalisiert, jedoch die Ziele im Rahmen der Erfüllung der NATO-Kriterien als 
prioritär behandelt. Dies beweist die Zusage, slowakische Einheiten im Rahmen der 
NRF (NATO Response Forces) bis Ende 2010 zur Verfügung zu stellen, was im 
Wesentlichen auch realisiert wurde. Praktisch impliziert dies die permanente 
Bereitschaft von 3.600 Soldaten und zivilem Personal, an NATO-Operationen 
teilzunehmen, wobei 720 Soldaten turnusgemäß in permanenter Einsatzbereitschaft 
bleiben (Korba 2006: 56f.). 
 Die Errichtung einer ABC-Einheit, die innerhalb der NATO einzusetzen ist, war 
ursprünglich bis 2007 geplant. Zusätzlich festgelegt wurde die Etablierung eines 
Infanteriebataillons, das aber bis Ende 2009 keine operationelle Bereitschaft 
erreichte145. Die Realisierung der slowakischen Zusage ging nur schleppend voran, 
während die Einheiten praktisch parallel sowohl der NATO als auch der EU zur 
Verfügung gestellt wurden. Um die Kompatibilität der slowakischen Luftwaffe mit 
der NATO zu stärken, hatte das Verteidigungsministerium beschlossen, die 
Kampffliegereinheiten in NATINEADS (NATO Integrated Extended Air Defense 
System) zu integrieren (Nicolini 2005: 2f.). 2008 zog sich das 
Verteidigungsministerium aus dem „Strategic Airlift Capability“-Projekt, das von 
der USA geführt wird und neben 10 NATO-Mitgliedstaaten auch Schweden und 
Finnland umfasst, zugunsten des europäischen Projekts European Air Transport 
Fleet (EATF) zurück (EDA 2008; Bútora, Martin, Strážay, Tomaš, Bilčík, Vladimír 
2009: 87). 
                                                 
145 Im Rahmen der EU Headline Goals stellte die Slowakei militärische und zivile Kapazitäten zur 
Verfügung: a) mlitärische: eine mechanisierte Kompanie samt unterstützender Einheiten, vier Mi-17-
Transporthubschrauber, eine Sappeureinheit, eine Gendarmerieeinheit und ein Feldkrankenhaus; b) 
zivile: ein mobiles Labor, eine zivile chemische und radioaktive Erkennungseinheit und 
unterstützende Kapazitäten im Bereich der humanitären Hilfe (Bilčik 2002: 33). 
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 Die Slowakei kann sich die Duplizierung der notwendigen Ressourcen im 
Hinblick auf NATO und EU nicht leisten. Gleichzeitig muss die slowakische 
Position hinsichtlich der ESVP auf einem praktischen Ansatz basieren, sowohl im 
Hinblick auf die Kapazitäten als auch auf den institutionellen Anspruch. Damit wird 
die Nutzbarkeit im militärischen und institutionellen Bereich impliziert (Ecker 2009: 
4). Die größte slowakische Befürchtung besteht in der Etablierung einer 
konkurrierenden Sicherheits- und Verteidigungspolitik mehrerer europäischer 
Staaten, die sich letztendlich im Hinblick auf die transatlantischen Beziehungen und 
auf die tatsächlichen militärischen und politischen Fähigkeiten kontraproduktiv 
auswirken könnten (Ecker 2009: 4). Weitere Kapazitäten im Rahmen der ESVP 
sollten daher der slowakischen Überzeugung zufolge unter dem Gebot der 
Komplementarität mit der NATO entwickelt werden (MFA SR 2004: 7). Die 
Dominanz der NATO in den sicherheitspolitischen Überlegungen der slowakischen 
Regierung basiert wesentlich auf drei Prämissen:  
 sicherheitspolitische Mechanismen der NATO scheinen aus der Perspektive 
des Nationalstaates weniger kompliziert, da die Anzahl der beteiligten 
Akteure übersichtlicher ist;  
 die politisch-militärische Relevanz der NATO hat sich historisch bewährt;  
 die NATO-Allianz bietet eine klare Garantie im Bereich der „hard security“ 
(Valášek 2005: 225-227).  
 
Im Prinzip wird die Entwicklung der ESVP nicht abgelehnt, allerdings sollte sie die 
transatlantischen Beziehungen nicht schwächen (Gábelová 2004: 59; Henrikson 
2004; Samson 2005b: 73ff.). Damit, so betont der slowakische Politologe Valášek, 
werde in der slowakischen Vorgehensweise weiterhin von der Koexistenz der beiden 
Dimensionen – der europäischen und der transatlantischen – ausgegangen, auch 
wenn praktisch die transatlantische Dimension dominierend bleibe:  
“NATO and the United States represent an insurance policy, which can and must, in the view 
of the accession states, coexist with a strong EU security vision. There is nothing hypocritical or 
contradictory about a policy of hoping for the best but preparing for the worst” (Valášek 2005: 220). 
 
“If some Europeans are indeed from Venus and Americans from Mars, most accession states 
can best be described as “Earthlings” – firmly occupying the space in between, eager to deepen and 
expand the EU model of international relations but equally appreciative of the hard-security role 
played by the United States” (Valášek 2005: 225). 
 III. AUSSENPOLITISCHE PRÄFERENZEN 
1. Westlicher Balkan als destabilisierende Kraft 
 1.1. Orientierungslosigkeit des westlichen Balkans 
Die schwache Staatlichkeit, die relativ anfällige Rechtsstaatlichkeit, die nicht 
spannungsfreie ethnische Zusammensetzung der Balkanstaaten sowie ungelöste 
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Grenzprobleme stellen die gesamte westliche Balkanregion vor vielfältige 
Herausforderungen (Pridham 2007a: 446-471; Pridham 2008: 72-89; Szilágyi, 
Strážay 2009: 7-18). Hinzu kommen eine politische und wirtschaftliche Instabilität in 
Verbindung mit Korruption, illegaler Migration, organisierter Kriminalität, Waffen- 
und Drogenhandel, deren Bekämpfung seit Jahren bei den Balkanstaaten und ihren 
direkten Nachbarn wie auch bei der EU Priorität genießt. In der Betrachtung der 
Probleme darf die westliche Balkanregion nicht als homogene Einheit angesehen 
werden, obwohl Anzeichen einheitlicher außen- und sicherheitspolitischer Strukturen 
bestehen, die sich im Wunsch nach Integration in die NATO und in die EU 
ausdrücken. Trotz der komplexen Problematik der Balkanregion ist – abgesehen von 
den Konflikten 2000-2001 in Südserbien, 2001 in Mazedonien sowie 2008 
(Februar/März) in Mitrovica, die alle auf ethnische Spannungen zurückzuführen sind 
– seit 2000 die positive Tendenz einer abnehmenden Anzahl bewaffneter Konflikte 
zu verzeichnen (Szilágyi, Strážay 2009: 5f.).  
 Ein wichtiger Faktor, dem noch zu wenig Aufmerksamkeit geschenkt wird und 
dessen Konsequenzen in demokratischen Kategorien schwer abzuschätzen bleiben, 
was besonders am Beispiel Serbiens deutlich wird, ist die Müdigkeit der 
Gesellschaften auf dem Balkan. Sie ist ein Ergebnis der Spannung in einer Situation 
zwischen Hoffnung auf eine baldige EU-Mitgliedschaft und Enttäuschung in den 
Bevölkerungsgruppen, die aus der Distanziertheit der europäischen 
Völkergemeinschaft gegenüber einer möglichen Aufnahme der westlichen 
Balkanstaaten resultiert. Die politischen Eliten sehen (noch) die Zukunft ihrer Länder 
in der EU; aber je stärker die wirtschaftliche Transformation mit immer größeren 
Anstrengungen verbunden ist, desto mehr stellt sich die Frage nach der Bereitschaft 
der Gesellschaft, die anvisierte Zielrichtung weiterhin zu unterstützen146. Zusätzlich 
wird die EU mit dem Problem der eigenen Glaubwürdigkeit hinsichtlich der 
politischen Handlungsfähigkeit auf dem Balkan konfrontiert. Der offene Status des 
Kosovo und der immer stärkere Einfluss Russlands auf Bosnien und Herzegowina 
wie auch Serbien147 sind weitere Elemente, auf die die EU bisher keine 
überzeugenden Antworten gefunden hat (Memišević 2008: 22).  
                                                 
146 Obwohl viele politische Parteien in Serbien einen proeuropäischen Kurs in der Außen- und auch 
Innenpolitik unterstützen, sind im Grunde genommen nur drei Parteien zu identifizieren, die eine klare 
und eindeutige EU-Politik bevorzugen: Demokratische Pertei (Demokratska Stranka), G17 und 
Liberaldemokratische Partei (Liberalno-demokratska partija). Die Serbische Radikale Partei (Srpska 
Redikalna Stranka) deklariert zwar eine Unterstützung der serbischen Integrationsbemühungen, 
allerdings hat diese Erklärung einen instrumentalen Charakter (Machterwerb) und wird nicht von einer 
tatsächlichen europäischen Überzeugung getragen (Morvai-Horvat 2008: 12f.). 
147 Russland unterstützt offen die serbische Führung in Bosnien und Herzegowina. Vor allem hatte 
Russland mehrfach seine Bedenken gegen die besonderen Befugnisse des Hohen Repräsentanten in 
Bosnien und Herzegowina („Bonn Powers“) signalisiert und drohte mit der Ablehnung der 
Mandatserweiterung für die EUFOR im Sicherheitsrat. [Mit „Bonn Powers” werden die besonderen 
Befugnisse des Hohen Repräsentanten in Bosnien-Herzegowina bezeichnet. Die Grundlage dafür 
bildet der Dayton-Vertrag (1995), der den bosnischen Bürgerkrieg beendete. Der Hohe Repräsentant 
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 Auf der anderen Seite ist die EU zweifellos ein wichtiger Katalysator für die 
nationalistisch implizierten Prozesse in Bosnien und Herzegowina148 geworden. Die 
Durchsetzung der EU-Standards und EU-Kriterien ist eine mögliche Lösung für die 
durch Populismus und Nationalismus geprägte Innenpolitik der westlichen 
Balkanstaaten. Die EU als Wertegemeinschaft stellt für die progressiven politischen 
Kräfte im westlichen Balkan einen wichtigen Orientierungs- und Referenzpunkt dar 
(Šagát 2006; Lajčák 2008; Memišević 2008: 23f.). Allerdings lässt sich innerhalb der 
politischen Klasse nicht abstreiten, dass ein grundsätzlicher Mangel an einer klaren 
künftigen außenpolitischen Richtung erkennbar ist (Memišević 2008: 25). 
 
 1.2. Vorrang der Stabilisierung  
Neben der besonderen Akzentuierung eigener außenpolitischer Interessen in 
Osteuropa (Ukraine, Weißrussland) und in Russland (MFA SR 2007) richteten sich 
die bisherigen Kernaktivitäten der slowakischen Außenpolitik auf die Balkanstaaten. 
Dabei wurden vor allem Serbien sowie Bosnien und Herzegowina als besondere 
Interessenschwerpunkte der Regierung in Bratislava identifiziert. Kurz vor dem 
slowakischen EU-Beitritt nannte Ministerpräsident Dzurinda die westlichen 
Balkanstaaten und die Ukraine als potenzielle Schwerpunkte der außenpolitischen 
Interessen der Slowakei (Bilčik 2004: 42). Hier ist vor allem das Interesse an Serbien 
und Montenegro zu erkennen, wofür zwei Gründe ausschlaggebend sind: Während 
der Zeit der Habsburgermonarchie wanderten knapp 60 000 ethnische Slowaken in 
die Vojvodina (Serbien) aus, was noch gegenwärtig eine historische Verantwortung 
angesichts der schwindenden slowakischen Minderheit impliziert149. Aufgrund dieser 
slowakischen Minderheit bekundete die Slowakei ein Interesse an der Etablierung 
                                                 
in Bosnien und Herzegowina ist die höchste Instanz für die Auslegung und Umsetzung des 
Abkommens. Die Befugnisse des Hohen Repräsentanten wurden auf der Bonner Konferenz (1997) 
festgelegt. Diese Befugnisse sahen die Möglichkeit vor, bosnische Politiker oder Verwaltungsbeamte 
ihrer Posten zu entheben, falls es zum Verstoß gegen den Dayton-Vertrag kommt]. Es stellte sich eine 
grundsätzliche Frage nach den möglichen Motiven der russischen Haltung. Einerseits wird auf die 
traditionelle russische Solidarität mit Bosnien hingewiesen. Die russische Haltung ermöglichte den 
Bosniaken, mit der Sezession zu drohen und damit weitere europäische Stabilisierungsversuche zu 
torpedieren. Andererseits wird behauptet, dass vor allem Russland die Balkanpolitik für seine eigenen 
Zwecke instrumentalisierte, um den Einfluss im UNO-Sicherheitsrat und darüber hinaus auf der 
internationalen Bühne zu verdeutlichen. Im russischen Interesse ist sicherlich eine Verhinderung 
künftiger Integration der Balkanstaaten in die NATO, was bereits im serbischen Fall deutlich 
geworden ist. Die politische Unterstützung der Serben in Bosnien und Herzegowina wird als die 
Fortsetzung dieser Strategie gedeutet (Memišević 2008: 25-28). 
148 Bosnien und Herzegowina ist neben dem Kosovo einer der problematischsten Staaten auf dem 
Balkan. Das Hauptproblem für die eigene Staatlichkeit liegt im „Dayton-Abkommen“, auf dessen 
Grundlage die drei Nationen zur einer ethnisch gemischten Kohabitation in einem neuen Staat 
gezwungen worden sind, die in der gesellschaftlichen Perzeption in Bosnien und Herzegowina als 
„ungewollte Lösung“ betrachtet wird (Szilágyi, Strážay 2009: 8).  
149 Die slowakische Minderheit in Serbien wird auf 0,79 % der Gesamtbevölkerung in Serbien 
berechnet. In der Vojvodina beträgt sie 2,78 %, was im Vergleich zu 1991 einen Rückgang um 0,93% 
bedeutet. Die slowakische Minderheit in der Vojvodina ist mit 56.637 Einwohnern im Jahr 2002 die 
drittgrößte ethnische Minderheit gewesen (OSCE 2008). 
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einer „besonderen Beziehung“ zu Serbien (Lukáč 2002: 50). In diesem Punkt sind 
zwischen der Slowakei und Ungarn vergleichbare Interessen feststellbar (Bilčik 
2004: 50), allerdings erfolgte bisher keine Koordinierung der gemeinsamen 
Interessen seit Anfang der EU-Mitgliedschaft der beiden Nachbarstaaten. 
 Die Kosovo-Problematik, die zwischen 2006 und 2009 eine enorme 
Aufmerksamkeit der slowakischen Diplomatie erfuhr, wurde in den Kontext Serbiens 
eingebettet. Im politischen Diskurs ist die Balkanproblematik mit geopolitischen 
Stabilität und Sicherheit in der Region, ethnischer Minderheitsrechte sowie Fragen 
nach den möglichen ökonomischen Vorteilen durch die regionale Kooperation 
verknüpft worden. Die Tatsache, dass der Balkan für die slowakische Außenpolitik 
ein natürliches Betätigungsfeld ist, verdeutlicht den vom slowakischen 
Außenministerium gewählten Ansatz eines komparativen Vorteils. Die 
vergleichbaren historischen Erfahrungen, ein intuitives Verständnis der Region, eine 
kulturelle und geographische Nähe (Lukáč 2002: 51) sowie die Anwesenheit von 
ethnischen Minderheiten sind Elemente, die die Priorität des slowakischen 
Engagements bestimmen und, im direkten Vergleich mit anderen Staaten der Region 
(Bulgarien, Rumänien, Österreich), der Slowakei einen Vorteil im Hinblick auf den 
thematishen und politischen Zugang verschaffen können (Šagát 2006: 111f.; Lajčák 
2008: 48). Zudem hatten die eigenen slowakischen Schwierigkeiten mit der 
Konsolidierung der Demokratie während der dritten Regierung Mečiars (1994-1998) 
die slowakischen Entscheidungsträger und zivilgesellschaftlichen Akteure für die 
innen- und außenpolitische Stabilität und Demokratie im westlichen Balkan sowie 
für die Abrechnung mit dem Milošević-Regime sensibilisiert (Lukáč 2000: 82f.; 
Lukáč 2002: 47;  Šefčovič 2002: 69).  
 Bis Ende der 1990er Jahre waren die Balkanstaaten noch kein relevanter 
Schwerpunkt der slowakischen sicherheits- und außenpolitischen Interessen (Duleba, 
Lukáč, Wlachovský 1998), was durch eine relativ unklare Entwicklung auf dem 
westlichen Balkan selbst bedingt war (Pridham 2007b: 347-376) und aufgrund der 
unklaren außenpolitischen Positionierung der Slowakei. Während der Jahre 1994-
1998 kam es trotz der ersten diplomatischen Aktivitäten, die noch auf die Zeit vor 
dem „Mečiarismus“ zurückgingen, zum kompletten Stillstand des slowakischen 
Engagements auf dem Balkan (Lukáč 2002: 48). Im Zuge der verstärkten 
Kooperationsversuche innerhalb der Visegrád-Gruppe wurde vom slowakischen 
Außenministerium schrittweise die Bedeutung der regionalen Kooperation, die sich 
auf die Balkanstaaten erstrecken sollte (Mojžita, Škvarna 1992; Lőrincz 2008: 65), 
identifiziert (MFA SR 2004: 5). In diesem Kontext wurde vor allem auf die 
Notwendigkeit einer demokratischen und wirtschaftlichen Stabilisierung des Balkans 
verwiesen (MFA SR 2004: 6). Noch 2001/2002 hatte die Regierung in Bratislava 
gehofft, dass die V4-Gruppe eine entscheidende Plattform des demokratischen 
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Wandels in der direkten Nachbarschaft (Ukraine, Serbien, Bosnien und 
Herzegowina) werden könnte (Lukáč 2002: 50), was aber aufgrund der 
differenzierten außenpolitischen Schwerpunktsetzung im Hinblick auf die direkten 
Nachbarstaaten nicht erfüllt wurde.  
 Die ersten slowakischen Versuche zur Stabilisierung der Balkanregion gehen auf 
die von der slowakischen Diplomatie 1999 initiierte Initiative “Bratislavaer Prozess“ 
(Bilčik 2004: 42). Die Initiative bezweckte eine weitgehende und breite 
Mobilisierung der serbischen Opposition und der serbischen zivilgesellschaftlichen 
Akteure (NGOs; Think-Tanks) gegen die Politik von Miloševic150 und sollte eine 
Demokratisierung und institutionelle Konsolidierung in Serbien herbeiführen 
(Lőrincz 2008: 66). Der größte Vorteil des slowakischen Engagements bestand in der 
Ermöglichung einer freien Dialog- und Austauschplattform für die serbische 
Opposition (Lukáč 2002: 48). Eine weitere slowakische Initiative war die Errichtung 
eines Bratislava-Belgrad-Fonds, der die slowakischen Projekte in Serbien und 
Montenegro finanzierte151. Zudem wurde 2006 von der slowakischen Regierung der 
Western Balkan Fund ins Leben gerufen152. Die grundlegenden Ziele der 
slowakischen Regierung wurden im inoffiziellen Dokument des Außenministeriums 
von 2001 „Main Objectives and Interests of the Slovak Republic towards the Russian 
Federation, Ukraine and the Western Balkans“ (Lukáč 2002: 49f.) formuliert. Dabei 
wurden fünf elementare Orientierungspunkte konkretisiert:  
 Integration der westlichen Balkanregion in die euroatlantischen Strukturen,  
 Etablierung der Zivilgesellschaft,  
 Schaffung der Marktwirtschaft,  
 Etablierung der multiethnischen Gesellschaft mit Achtung der 
Menschenrechte, Freiheit und Demokratie,  
 Anerkennung der territorialen Integrität und der bestehenden Staatsgrenzen in 
den bilateralen Beziehungen (Lukáč 2002: 49f.).  
 
Damit verfolgte die Slowakei eine Politik der Stabilisierung in der indirekten 
Nachbarschaft und unterstützte pragmatisch die EU-Nachbarschaftspolitik auf dem 
Balkan. Ein wichtiger Aspekt für die Regierung in Bratislava bildete die konsequente 
                                                 
150 Man kann in der innenpolitischen Praxis zwischen den Regierungen von Mečiar und Miloševic 
viele Gemeinsamkeiten erkennen, denen ein gemeinsames Verständnis von Nationalismus und einer 
nationalistisch motivierten Außen- und Minderheitenpolitik zugrunde lag (Lőrincz 2008: 64).   
151 Im Mittelpunkt der Aktivitäten lag die finanzielle Unterstützung der Projekte im Bereich der 
Zivilgesellschaft und der Förderung der ethnischen Minderheiten, der Unterstützung des 
Bildungssektors und der Reintegration der Jugendlichen auf dem Arbeitsmarkt, der Förderung der 
Projekte im Gesundheitswesen und der Unterstützung der lokalen Verwaltungsebenen (Lőrincz 2008: 
66f.).  
152 Im Rahmen des Fonds sollen Projekte für den Aufbau der Infrastruktur und 
Unternehmensförderung finanziert werden: 2007 und 2008 wurden dafür 250.000 Euro überwiesen, 
im Jahr 2009 hat Bratislava weitere 200.000 zur Verfügung gestellt (Lőrincz 2009: 87). 
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Anwendung eines Ansatzes zur bedingten Unabhängigkeit („conditional 
independence conception“). Demzufolge wird die Unabhängigkeit eines neuen 
politischen Subjekts nur unter der Bedingung gewährt, dass es auf die Änderung der 
gegebenen Staatsgrenzen verzichtet, Menschenrechte und die Rechte der ethnischen 
Minderheiten beachtet sowie Bereitschaft zur Aufnahme der Staatsbürger, die sich 
mit einer neuen Einheit identifizieren, akzeptiert (Lukáč 2002: 52). 
 1.2.1. Sicherheitspolitisches Engagement 
Während die Slowakei noch bis Ende 2004 eigene außenpolitische Akzente im 
Rahmen der bilateralen Beziehungen und der regionalen Kooperation etabliert hatte, 
wurde nach dem NATO- und EU-Beitritt erkannt, dass ein Erfolg des Balkan-
Engagements der slowakischen Politik nur durch eine kohärente Vorgehensweise in 
Abstimmung mit den anderen NATO- und EU-Ländern gewährleistet werden 
konnte. Ein wichtiges Anliegen der slowakischen Politik ist die Verbesserung der 
Arbeitskoordination zwischen NATO und EU gewesen, sowohl was die zivil-
militärischen Missionen auf dem Balkan anbelangt als auch die konsequente „Politik 
der offenen Tür“ für die Balkanstaaten hinsichtlich NATO- und EU-Mitgliedschaften 
betrifft (Kubiš 2007: 11f.). So wurde von slowakischen Regierungsvertretern 
mehrmals die Unterstützung für die NATO- und EU-Erweiterung um Montenegro 
oder Serbien zugesagt (SS SR 2001: 7; insbesondere Punkt 42; SS SR 2005: 16; 
MFA SR 2009: 26). Die EU-Erweiterung um die westlichen Balkanstaaten 
(Kroatien, Mazedonien, Bosnien und Herzegowina, Serbien und Montenegro) wird 
vor allem als Instrument zur Stabilisierung der gesamten Region, zur Stärkung der 
wirtschaftlichen Lage und zur politischen Konsolidierung angesehen. Gerade im 
Hinblick auf die sicherheitspolitische Stabilität der Balkanregion erfolgte für die 
Slowakei ein Übergang von einem Sicherheitskonsumenten zu einem 
Sicherheitsproduzenten. Obwohl die Slowakei lediglich dazu imstande ist, einen 
relativ bescheidenen Beitrag zu leisten, gehört sie zu den wenigen Staaten der 
direkten Nachbarschaft, die kontinuierlich in der KFOR-Mission seit 2002 beteiligt 
sind. Im Zeitraum zwischen 2002 und 2008 waren insgesamt 2.995 Soldaten der 
slowakischen Armee auf dem Balkan tätig. Im Rahmen der KFOR waren 2008 139 
slowakische Soldaten und 2009 193 Soldaten stationiert (MFA 2009: 8). Bis Ende 
2010 wurden sie aber abgezogen, mit Ausnahme von nicht mehr als 20 
verbleibenden Soldaten im Kosovo. Trotz der bescheidenen militärischen 
Möglichkeiten partizipiert die Slowakei an den EU-Missionen (EUFOR und EUPM) 
in den Balkanstaaten (Korba 2009: 45f.): an KFOR/EULEX im Kosovo sowie an 
EUFOR/ALTHEA und EUPM in Bosnien und Herzegowina (MFA 2009: 7; MFA 
2010: 9); an der ALTHEA-Mission hatten 39 Soldaten im Verlauf des Jahres 2009 
teilgenommen, an EULEX 8 Polizisten, an EUPM 5 Polizisten (MFA SR 2009: 8; 
2010: 9). 
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 1.2.2. Zivilgesellschaftliche Mitwirkung  
Die „Medium-Term Strategy for Official Development Assistance: 2003-2008“ und 
„Slovakia’s Foreign Policy Orientation 2007” bildeten die Rahmenbedingungen für 
die slowakische Entwicklungshilfe. Als prioritäre Länder wurden Serbien und 
Montenegro identifiziert, also die beiden Länder, die seit 2004 bereits kontinuierlich 
in den Genuss der slowakischen Förderung kommen. Darüber hinaus wurden seit 
2007 verstärkt auch die Ukraine und Weißrussland berücksichtigt. Das „National 
Program of the ODA“ definiert drei Bereiche der Förderung: Zivilgesellschaft 
(soziale Revitalisierung, Bildungsprogramme und lokale bzw. regionale 
Entwicklung), Ausbau und Verbesserung der technischen Infrastruktur sowie 
Unterstützung der Integration in die EU und Welthandelsorganisation (Beňáková, 
Havelková 2007: 111).  
 Ein weiterer Aspekt des slowakischen Engagements auf dem Balkan richtet sich 
auf verschiedene zivilgesellschaftliche slowakische Akteure, die in den Staaten des 
westlichen Balkans tätig sind (Čaučík, Krátka, Pastorová 2006: 127), wie zum 
Beispiel People in Peril (Bosnien und Herzegowina, Serbien, Kosovo), Pontis 
Foundation (Serbien), Integra Foundation (Serbien), ADRA (Serbien), Evangelic 
DIAKONIA (Serbien), Slovak Foreign Policy Association (Serbia), Civic Eye 
(Montenegro) oder Slovak Catholic Charity (Albanien). Sie werden prinzipiell vom 
Außenministerium im Rahmen der slowakischen ODA (Official Development 
Assistance-Slovakaid153) in Bratislava finanziert154.   
 1.3. Sonderproblemfelder: Serbien und Kosovo 
Serbien ist sowohl im positiven als auch im negativen Sinn ein Schlüsselstaat im 
westlichen Balkan (Šagát 2008:54). In der slowakischen außenpolitischen Strategie 
wird Serbien daher eine entscheidende Rolle zugeschrieben. Die Stabilität der 
gesamten Balkanregion ist von dem größten und problematischsten Land des 
Balkans abhängig, das einen (de-)stabilisierenden Einfluss auf die Staaten in der 
direkten Nachbarschaft hat (Šagát 2006: 110). Die tatsächliche Stabilisierung der 
                                                 
153 Mit Beginn des Jahres 2007 wurden institutionelle Änderungen im slowakischen 
Entwicklungsdienst durchgeführt. Die ODA wurde in eine neue Körperschaft, die Slovak Agency for 
International Development Cooperation, integriert, die hinzu die Verantwortung für den Slovak 
UNDP Trust Fund und den Bratislava-Belgrad Fund übernahm.  
154 2006 hatte die Slowakei von insgesamt 161 Mio. SK im Rahmen der Entwicklungshilfe circa 50 
Mio. SK für Projekte in Serbien (mit Kosovo) und Montenegro bestimmt. 2007 hatte das slowakische 
Außenministerium, das die Projekte in Entwicklungsbereich finanziert, knapp 1,652 Mrd. SKK 
(0,093 % des slowakischen BIP) für die Förderung der Entwicklungshilfe bestimmt. Die slowakische 
Entwicklungshilfe und das Außenministerium in Bratislava hatten im Jahr 2008 in den Ländern des 
westlichen Balkans insgesamt 35 Projekte initiiert. Davon wurden 24 Projekte in Serbien und 5 in 
Montenegro von der slowakischen ODA realisiert. Von den übrigen Programmen, ebenso durch die 
slowakische ODA finanziert, wurden drei in Bosnien und Herzegowina und drei in Mazedonien 
durchgeführt. Das slowakische Außenministerium förderte in Kooperation mit den slowakischen 
Botschaften in Belgrad und Sarajevo zusätzlich 24 kleinere Projekte (24 „micro-grants“) (Lőrincz 
2009: 87f; Šagát 2006: 116). 
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Region muss zwei weitere wichtige Elemente berücksichtigen: die innenpolitische 
Stabilität in Bosnien und Herzegowina sowie eine international akzeptierte, 
nachhaltige Lösung der Kosovofrage, die allerdings von allen Balkanstaaten 
befürwortet werden muss (Šagát 2006: 117).  
 Die konkreten Schritte der slowakischen Außenpolitik hinsichtlich Serbiens 
wurden im Regierungsdokument „Ziele der Außenpolitik der Slowakischen Republik 
in 2006“ formuliert. Darunter wird, abgesehen von der Intensivierung der bilateralen 
Beziehungen zwischen Serbien und der Slowakei, auf die Notwendigkeit verwiesen, 
die finanzielle Unterstützung Serbiens im Rahmen der slowakischen 
Entwicklungshilfe fortzusetzen und die slowakische Minderheit in der Vojvodina, in 
der knapp 57 000 ethnische Slowaken wohnen, direkt zu unterstützen. Im 
internationalen Kontext sichert die Slowakei eine weitere Unterstützung der 
serbischen Integration in die Strukturen der EU und der Welthandelsorganisation zu 
(Šagát 2006: 114). Um allerdings den Prozess der Integration Serbiens in die EU zu 
ermöglichen, sind zwei wichtige Vorbedingungen zu erreichen: ein politischer 
Konsensus unter allen relevanten serbischen Parteien im Hinblick auf die 
außenpolitische Orientierung des Landes sowie die Etablierung der geeigneten 
Bedingungen für eine Implementierung der EU-Rechtsprechung (Morvai-Horvat 
2008: 7).  
 Die kosovarische Unabhängigkeitsfrage155 ist ein weiteres Element der 
innenpolitischen Instabilität Serbiens. Die serbischen Politiker bestehen darauf, dass 
das Kosovo von der EU weiterhin als Teil Serbiens behandelt wird, und nur unter 
dieser Voraussetzung würden sie die Bereitschaft zur Mitgliedschaft in der EU 
signalisieren (Szilágyi, Strážay 2009: 14). Die bisherige Politik Serbiens gegenüber 
dem Kosovo bezweckte die Mobilisierung der serbischen Minderheit zum Boykott 
der lokalen kosovarischen Verwaltung und zu einer aktiven Unterstützung der 
serbischen Minderheit im Nordkosovo. Ob sich diese obstruktive Haltung der 
serbischen Politik gegenüber dem Kosovo und indirekt gegenüber den EU-Staaten, 
die das Kosovo als unabhängigen Staat anerkannt haben, in langfristiger Perspektive 
auszahlt, ist zu bezweifeln. Die slowakische Republik hat bis jetzt – trotz der 
anfänglich positiven Signale – die Unabhängigkeit des Kosovo nicht anerkannt. 
Damit stellt die Slowakei zusammen mit Rumänien, Griechenland, Zypern und 
Spanien (MFA KS 2011) eine klare politische Minderheit innerhalb der EU dar. Die 
slowakische Positionierung war noch im Verlauf des Jahres 2007 undeutlich 
gewesen. Sowohl im Außenministerium als auch im Präsidentenamt wurde die 
Möglichkeit der diplomatischen Anerkennung des Kosovo in Erwägungen gezogen 
(Lőrincz 2009: 87-91). Bútora, Stražay und Bilčík weisen darauf hin, dass die 
                                                 
155 Bis Anfang Februar 2011 haben von 192 UNO-Mitgliedsländern 75 Staaten das Kosovo anerkannt. 
China und Russland als ständige Mitglieder des UNO-Sicherheitsrates lehnen das Kosovo als 
unabhängigen Staat ab (MFA KS 2011). 
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slowakischen Bedenken gegen die Anerkennung der kosovarischen Unabhängigkeit 
nicht wegen der besonderen Beziehungen mit Serbien bedingt, sondern einzig auf die 
Wiederbelebung des nationalistischen Charakters der innenpolitischen Debatte 
zurückzuführen sei (Bútora,Strážay, Bilčík 2009: 83). Die kategorische Ablehnung 
der Unabhängigkeit des Kosovo wurde gelegentlich durch den slowakischen 
Ministerpräsidenten Fico verstärkt wiederholt, wenn er behauptete, dass das Kosovo 
ein integraler Teil Serbiens sei („Kosovo je Serbija“); daher werde der slowakische 
Staat die kosovarische Unabhängigkeit nie anerkennen. Dass eine Ethnie zwei 
Staaten habe (Albanien und Kosovo) mache die Situation mehr als ungewöhnlich 
(Fico 2008; Rochon, von de Rakt, Savin 2008: 29). Darüber hinaus stellte 
Ministerpräsident Fico fest, dass die Anerkennung des Kosovo als Staat die 
territoriale Integrität des serbischen Staates verletzten würde, wie auch analog die 
Anerkennung der Souveränität von Abchasien und Südossetien eine Verletzung der 
georgischen territorialen Integrität nach sich ziehen würde156.  
 Ausschlaggebend für die slowakische Ablehnung der Unabhängigkeit des Kosovo 
ist die Furcht, dass innerhalb eines Staates eine (ethnische) Minderheit eine eigene 
Souveränität proklamieren könnte. Marián Leško, ein slowakischer Journalist, 
notierte, dass die slowakischen Parteien auf den Athisaari-Vorschlag157 zur Frage der 
kosovarischen Unabhängigkeit so reagiert hätten, als ob es sich um den südlichen 
Teil des slowakischen Staates handele (Leško 2007b; zitiert nach Petőcz 2006: 77). 
In den offiziellen Stellungnahmen der slowakischen Regierung bzw. der für die 
Gestaltung der Außenpolitik verantwortlichen Politiker wurde zwar nicht explizit auf 
die ungarische Minderheit hingewiesen, jedoch ist – im Kontext der gelegentlich 
artikulierten Autonomieerwägungen durch Vertreter der ungarischen Minderheit – 
tatsächlich mit dieser Vermutung zu rechnen (Fico 2008). Die politische Diskussion 
über die Unabhängigkeit des Kosovo im slowakischen Parlament (28.03.2007) zeigte 
mit Ausnahme der Partei der Ungarischen Koalition (SMK) eine weitgehende 
Übereinstimmung in der Ablehnung der kosovarischen 
Unabhängigkeitsbestrebungen (Lőrincz 2009: 89). In der slowakischen Diskussion 
über den Status des Kosovo wird die praktische Vorgehensweise akzentuiert: Die 
unilaterale Proklamation der kosovarischen Unabhängigkeit löse nämlich in keiner 
Weise das Problem der politischen, sozialen und ökonomischen Stabilität des 
Kosovo und der gesamten Region. Vielmehr wird es für notwendig erachtet, die 
                                                 
156 Der Vorsitzende der SNS, Ján Slota, hatte unter anderem behauptet, dass die Unabhängigkeit des 
Kosovo ein amerikanischer Plan sei, der eine Schwächung und Destabilisierung der EU impliziere. 
Darüber hinaus hatte Slota Deutschland, Großbritannien und Frankreich beschuldigt, infolge der 
Anerkennung des Kosovo die EU verraten zu haben und das Völkerrecht zu verletzen (Bútora, 
Strážay, Bilčík 2009: 93). 
157 Der Vorschlag sah die Möglichkeit einer beschränkten Souveränität des Kosovo vor, was aus 
serbischer wie aus slowakischer Perspektive als weitgehende Autonomie des Kosovo im Rahmen der 
Serbischen Republik verstanden worden ist (Samson 2006: 47). 
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unterschiedlichen politischen Lösungen zu koordinieren und die europäischen und 
amerikanischen Vorschläge zu harmonisieren (Lőrincz 2009: 93). Allerdings ist bis 
jetzt von der slowakischen Seite keine konkrete Harmonisierung der europäischen 
und amerikanischen Vorgehensweise näher erörtert worden. Es zeugt jedoch von 
slowakishen Pragmatismus, dass trotz der Ablehnung der kosovarischen 
Unabhängigkeit durch die slowakische Regierung das Außen- und Innenministerium 
in Bratislava die für die Bürger des Kosovo von den kosovarischen Behörden 
ausgestellten Reisedokumente (Personalausweis und Pass) als gültige Dokumente 
anerkannen (Bútora, Strážay, Bilčík 2009: 92). 
 1.4. Unzulänglichkeiten des slowakischen Engagements 
Die Bedeutung der Slowakischen Republik in der Region kann nur unter der 
Prämisse steigern, dass, wie es Miroslav Lajčák – früherer Hoher Repräsentant der 
internationalen Gemeinschaft, EU-Sonderrepräsentant in Bosnien und Herzegowina 
und slowakischer Außenminister (2009-2010) – formulierte, eine klare Bestimmung 
der politischen Ziele erfolgt, welche als regional bezogene Umsetzung des 
außenpolitischen Engagements in konkrete Projekte übersetzt werden (Lajčák 2008). 
Daher wird das slowakische Engagement im westlichen Balkan kritisch betrachtet, 
da es noch zu stark auf einer deklarativen statt auf einer pragmatisch-relevanten 
Ebene erfolge. Das slowakische Engagement beschränke sich zwar auf wichtige, 
aber, realistisch betrachtet, dennoch wenig wirkungsvolle Bekundungen der 
politischen und wirtschaftlichen Kooperation. Der Einwand bezieht sich auf die 
relativ schwache Leistung im Hinblick auf die Umsetzung der slowakischen 
regionalen Außenpolitik in konkrete wirtschaftliche Kooperation158 (Lőrincz 2009: 
84; Lajčák  2008: 47-51).  
 In langfristiger Perspektive ist die Slowakei, wie auch jeder andere Staat in der 
Region, an einer politischen und wirtschaftlichen Stabilität der gesamten 
Balkanregion interessiert. Allerdings ist unübersehbar, dass sich eine hohe 
Konzentration und Intensivität der bilateralen Beziehungen der Slowakei 
überwiegend Serbien betrifft. Die slowakische Minderheit in der autonomen Provinz 
                                                 
158 Die slowakischen Direktinvestitionen in Serbien bleiben auf einem niedrigen Niveau. 2008 wurde 
die Slowakische Republik auf Rang 35 im Bereich der FDI (Internationale Direktinvestitionen) in 
Serbien (1,47 Mio. USD) notiert. Im Vergleich dazu hatten Ungarn (Rang 14 mit 31 Mio. USD) und 
Polen (Rang 15 mit 24,8 Mio. USD) investiert. Zu den größten FDI-Ländern, die eine vergleichbare 
Größe innerhalb der EU-Staaten wie die Slowakei haben, gehören die Niederlande (510 Mio. USD), 
Österreich (476,6 Mio. USD), Kroatien (143 Mio. USD), die Schweiz (122,5 Mio. USD) und 
Slowenien (112 Mio. USD). Im ersten Halbjahr 2009 wurde die Slowakei auf Rang 54 notiert. In 
Kroatien ist das slowakische Wirtschaftsengagement ebenso auf einem relativ niedrigen Niveau: 2008 
betrugen die slowakischen FDI in Kroatien 19,9 Mio. Euro, was die slowakische Republik auf den 28. 
Platz positionierte. Im Vergleich dazu belegten Österreich mit einem Investment von 5,8 Mrd. Euro, 
die Niederlande (3,27 Mrd. Euro), Deutschland (2,1 Mrd. Euro), Frankreich (1,3 Mrd. Euro), 
Luxemburg (1,1 Mrd. Euro), Italien (921 Mio. Euro) und Slowenien (852 Mio. Euro) die führenden 
Positionen. In Bosnien und Herzegowina erreichten die slowakischen Direktinvestitionen im Jahr 
2008 den 27. Platz (Lőrincz 2009: 85ff.). 
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der serbischen Republik Vojvodina determinierte die slowakische Positionierung. In 
der Überzeugung der überwiegenden Mehrheit der politischen Klasse der Slowakei 
wird Serbien “in some sense as our own territory“ (Šagát 2008: 54) behandelt. Die 
Relevanz Serbiens wird aber nicht nur aufgrund der kleinen slowakischen Minderheit 
als wichtig betrachtet. Vielmehr sind dafür auch die geopolitischen Gründe 
verantwortlich. Serbien wird nämlich aus slowakischer Perspektive als 
Schlüsselelement der sicherheitspolitischen, sozialen und ökonomischen Stabilität 
der Gesamtregion betrachtet. In diesem Sinne werden die Beziehungen mit dem 
Kosovo, aber auch mit Bosnien und Herzegowina, direkt durch das Prisma der 
bilateralen Beziehungen zwischen Serbien und der Slowakei bewertet159. Šagát weist 
noch auf eine andere Perspektive hin, die die Relevanz der slowakischen Betrachtung 
der Gesamtproblematik der Balkanregion durch die „serbische Brille“ hervorhebt:  
“Finally, we must not forget the strong pan-Slavic resentments among Slovak politicians; the 
image of Serbs as our Slavic brothers, who are the target of unmerited international condemnation, has 
been popularized. Verbal or physical attacks by Radical Serbs on every minority in Serbia including 
ethnic Slovaks appear to be without interests on the Slovak politicians” (Šagát 2008: 55). 
2. Ungarn: Im Schatten der komplizierten 
Nachbarschaftsbeziehungen 
 
Einer der wichtigsten politischen Partner in der direkten Nachbarschaft ist für die 
Slowakei, neben der Tschechischen Republik, Ungarn (MFA SR 2009: 28). 
Allerdings bleibt das Verhältnis zwischen der Slowakei und Ungarn konfliktbeladen. 
Die dafür vorliegenden Erklärungen berücksichtigen vier Faktoren: die in Ungarn 
und der Slowakei diametral entgegengesetzte Interpretation der gemeinsamen 
Geschichte (Weiss 2003), die politische Praxis der 1990er Jahre hinsichtlich der 
Rolle der ethnischen Minderheit der Ungarn in der Slowakei sowie die ungarische 
Politik gegenüber Auslandsungarn (Kiss 2000: 33-59; Kiss, Zahorán 2007: 46-64; 
Gömöri 2006: 57-82; Butler 2007: 1115-1144) und die aktuelle Relevanz der 
nationalistisch geprägten Strömungen in Ungarn und der Slowakei (Bachmann 2010: 
13-18; Kornitzer 2010: 19-30). 
 2.1. Historisches Erbe 
Die gesellschaftlichen Beziehungen zwischen den ethnischen Slowaken und den als 
ethnische Minderheit in der Slowakei lebenden Ungarn werden durch die 
geschichtlichen Implikationen und deren Instrumentalisierung durch die nationalen 
und konservativen politischen Kräfte in der Slowakei (Rochon, von de Rakt, Savin 
                                                 
159 In der Region des westlichen Balkans, die sechs Staaten umfasst (Kroatien, Serbien, Bosnien und 
Herzegowina, Mazedonien, Montenegro, Albanien und zusätzlich seit 2008 das umstrittene Kosovo), 
unterhielt die Slowakische Republik lange nur drei Botschaften (Serbien, Bosnien und Herzegowina, 
Kroatien) und eine Repräsentanz in Priština/Kosovo. 2009 wurde die slowakische Botschaft in 
Mazedonien eröffnet (Šagát 2008: 54) 
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2008: 29f.), aber auch in Ungarn, beeinflusst. Die Spannungen zwischen Slowaken 
und Ungarn sind historisch verständlich und heute als Reflexe slowakischer Ängste, 
die auf das Ende des 19. und den Anfang des 20. Jahrhunderts zurückgehen, 
erklärbar (Weiss 2003: 48). Noch heute, so bemerkt die britische 
Politikwissenschafterin Henderson treffend, bleibe die slowakische Sensibilität 
gegenüber den nicht aufgearbeiteten Geschichtsbildern ausgeprägt. Selbst bei 
neutraler Betrachtung der ungarischen Vergangenheit werde jegliche Behauptung, 
die den Vertrag von Trianon 1920 als „ungerecht“ einstuft, was historisch durchaus 
vertretbar sei, sofort von den Slovaken mit ungarischem Revisionismus (Henderson 
2002: 75) assoziiert160: 
“The more nationally minded part of the Slovak political community still insisted, at the end 
of the twentieth century, on viewing themselves as a beleaguered people subjected to persistent 
attempts at assimilation by the culturally self-confident Hungarians in areas of southern Slovakia 
where ethnic Slovaks were in minority” (Henderson 2002: 73). 
 
Nach dem Ende des Ersten Weltkrieges 1918 erfolgte eine Umkehrung der 
ethnischen Dominanz im Rahmen der neu gegründeten Tschechoslowakischen 
Republik. Die Slowaken waren neben den Tschechen zur gesellschaftlichen Mehrheit 
geworden, während Ungarn infolge des Friedensvertrags von Trianon (1920) knapp 
zwei Drittel seines Territoriums abtreten musste und die ungarische Bevölkerung in 
der südlichen Slowakei eine ethnische Minderheit im Rahmen des neuen Staates 
wurde. Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde das Thema der ethnisch motivierten 
Spannungen im offiziellen Diskurs ausgeblendet. Die ungarische Minderheit wurde 
sowohl im tschechoslowakischen wie ungarischen sozialistischen Sprachgebrauch als 
„Brücke“ zwischen den beiden Nationen dargestellt (Ahn 2007: 178). In der 
Alltagspraxis wurde die ungarische Minderheit allerdings diskriminiert161, konform 
mit der Ideologisierung der in Jugoslawien vertretenenen „jugoslawischen 
Staatsidee“, der „Groß-Rumänien“-Konzeption Rumäniens sowie der Idee des 
„Tschechoslowakismus“ in der Tschechoslowakei (Ahn 2007: 180). Die 
Dismembration der Tschechoslowakei (1992) führte zur intensiveren Aktivierung der 
Suche nach identitätsstiftenden Elementen für die neue slowakische Staatlichkeit162. 
                                                 
160 Auch auf der ungarischen Seite ist historische Fehlwahrnehmung vorhanden. Die Tatsachen, dass 
die Beneš-Dekrete nicht aufgehoben worden sind und dass es nach Ende des Zweiten Weltkrieges zu 
massiven Übersiedlungen der Ungarn aus dem Gebiet der Slowakei und Tschechien gekommen ist, 
bleiben in der Diskussion über die Vergangenheit immer wiederkehrende Elemente, die eine 
tatsächliche Versöhnungsbereitschaft zwar weniger auf Ebene des politischen Dialogs, als vielmehr 
auf der Ebene der gesellschaftlichen Interaktion zwischen den beiden Volksgruppen verhindert 
(Gyárfašová, Lukáč 2002: 25-31; Kiss 2000: 33-59). 
161 Die tschechoslowakische Verfassung hatte nach 1968 die Möglichkeit vorgesehen, die ungarische 
Sprache in den Bildungseinrichtungen zuzulassen (Art. 144). Außerem hatte die kommunistische 
Partei in der von den Ungarn bewohnten Region der südöstlichen Tschechoslowakei parteipolitische 
Slogans in der Öffentlichkeit auf Ungarisch postieren lassen, trotz der Tatsache, dass die Ungarn im 
Gegensatz zu den Slowaken überwiegend bilingual (gewesen) sind (Henderson 2002: 74). 
162 Für die Verschlechterung der Beziehungen zwischen Ungarn und der Slowakei nach dem 
Zusammenbruch der Tschechoslowakei war darüber hinaus die ungarische Blockade der slowakischen 
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Das übersteigerte ethnozentrierte Nationalstaatsverständnis, in dem die Abgrenzung 
zu den „Anderen“ ein elementarer Bestandteil besonders in der politischen Praxis der 
1990er Jahre in der Slowakei gewesen ist163, trug zu Spannungen zwischen der 
slowakischen Gesellschaft und der ethnischen ungarischen Minderheit, die in der 
Slowakei die größte ethnische Minderheitsgruppe darstellt164, bei. Die Bekundung 
des ungarischen Ministerpräsidenten József Antal, der zufolge er sich den 15 
Millionen Ungarn verpflichtet fühle, erwiesen sich in diesem Kontext als wenig 
konstruktiv165.  
 2.2. Bilaterale Konsequenzen der ethnozentrischen Innenpolitik 
Die Dominanz des ethnozentrierten Verständnisses der gesellschaftlichen Ordnung 
versuchte die slowakische Regierung zu erreichen, indem sie ein Sprachgesetz 
forcierte, das wiederum in Ungarn auf einen heftigen Widerstand stieß und zu 
weiteren Spannungen in den bilateralen Beziehungen führte. Der erste Vorschlag 
zum Sprachgesetz ist noch im slowakischen Teil der tschechoslowakischen 
Föderation erarbeitet worden (1990). Damit versuchte die slowakische Regierung, 
die Beziehungen zwischen den beiden ethnischen Gruppen in der Tradition der 
tschechoslowakischen Verfassung von 1920 zu gestalten166. Die Koalition von 
Ministerpräsident Fico unternahm eine weitere Änderung des bestehenden 
                                                 
Mitgliedschaft im Europarat (1993) verantwortlich, nachdem die Slowakei die Unterzeichnung des 
Rahmenübereinkommens des Europarates und der Anerkennung der Menschenrechts- und 
Minderheitenpolitiken zur Einhaltung bestimmter Mindeststandards verzögert hatte. Darüber hinaus 
trug zu slowakisch-ungarischen Spannungen das in Grenzregion ungelöste Problem um das 
Wasserkraftwerk Gabčíkovo-Nagymaros (Samson 2000: 176ff.). 
163 Hier ist auf die konkrete antiungarische Politik der dritten Regierung Mečiars hinzuweisen, die von 
der SNS-Partei, dem späteren Koalitionär in der Fico-Regierung (2006-2010), unterstützt wurde: 
1992-1993 – Demontage zweisprachiger Ortschilder; 1995 – Einführung des Slowakischen als 
Unterrichtssprache in der ungarischen Schule für Fächer wie Geschichte und Geographie (aufgrund 
der starken Proteste zurückgenommen); Entlassung der ungarischstämmigen Direktoren und Lehrer in 
ungarischen Schulen und ihre Ersetzung durch loyale ethnische Slowaken; 1995 – Verabschiedung 
des „Gesetzes über die Staatssprache der Slowakischen Republik“, das die Verwendung der 
slowakischen Sprache in allen gesellschaftlichen Bereichen vorschrieb (damit wurde sowohl die 
Verfassung als auch das Rahmenübereinkommen des Europarates verletzt); 1996 – Abschaffung der 
zweisprachigen Schulzeugnisse; Weigerung der slowakischen Regierung zur Verabschiedung eines 
Minderheitengesetzes; 1994-1995 – beinahe volle Kürzung der staatlichen Ausgaben für die 
kulturellen Tätigkeiten der ungarischen Minderheit (Eicher, Beichelt 2006: 373f.). 
164 Bei der Volkszählung 1991 gaben 10,76 % der tschechoslowakischen Staatsbürger ihre 
Zugehörigkeit zur ungarischen Minderheit an. 2001 waren es 9,7 % der slowakischen Staatsbürger, 
die ihre ethnische Zugehörigkeit zu Ungarn erklärten. Die Roma, zweitgrößte ethnische Minderheit in 
der Slowakei, hatten laut der Volkszählung 1991 einen Anteil von 1,44 % (75.802) der slowakischen 
Staatsbürger. 2001 wurden 1,7 % (89.920) der Einwohner der Slowakei als Roma gezählt (Henderson 
2002: 72). Die ungarische Minderheit wird politisch durch die SMK repräsentiert, die bereits 
Koalitionspartner in der Regierung von Mikulá Dzurinda (1998-2006) war.  
165 Immer wieder wurde in Rumänien und der Slowakei der ungarische Grenzrevisionismus zur 
Sprache gebracht. Die Äußerungen des ungarischen Ministerpräsidenten, er fühle sich „im Geiste als 
Ministerpräsident von 15 Millionen Ungarn“, indem nicht zwischen Kulturnation und Staatsnation 
unterschieden worden ist, bestätigten die Ängste in den Nachbarstaaten (Ahn 2007: 187). 
166 Die ungarischsprachigen Staatsbürger durften in der Region mit 20 % der ungarischstämmigen 
Bevölkerung das Ungarische als Amtssprache nutzen, ohne dass allerdings die Angestellten in den 
Ämtern gesetzlich dazu verpflichtet wären, des Ungarischen mächtig zu sein (Henderson 2002: 74f.). 
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Sprachgesetzes. Dieser umstrittene Entwurf für ein slowakisches Sprachgesetz 
(Stanková 2009; Sascha 2009; Bachmann 2009; Die Presse 2009) regelte nicht nur 
eine homogene Anwendung der slowakischen Sprache auf dem gesamten 
Territorium der Slowakischen Republik, sondern betonte zudem die Exklusivität des 
Slowakischen und der Slowaken gegenüber den Traditionen der ethnischen und 
sprachlich-kulturellen Minderheiten. Damit implizierte der Vorschlag für ein 
Sprachgesetz – so unterstellte es die ungarische Minderheit – eine Aufteilung der 
slowakischen Bürger in loyale und illoyale gegenüber dem Staat (Debrecéniová, 
Petőcz 2009: 50). Der Gesetzentwurf wurde allerdings zunächst von Präsident 
Gašparovič im Dezember 2008 abgewiesen, wenngleich lediglich aus formellen und 
nicht aus inhaltlichen Gründen. Die parlamentarische Mehrheit der sozialistisch-
nationalkonservativen Koalition setzte sich in einer erneuten Abstimmung über das 
präsidentielle Veto schließlich durch (Debrecéniová, Petőcz 2009: 55). In Bezug auf 
das Gesetz hatte das Bratislavaer Außenministerium auf die slowakische 
Gesetzautonomie hingewiesen und Ungarn vorgeworfen, dass Budapest und die 
ungarische Minderheit das Sprachgesetz bewusst missinterpretierten (MFA SR 2009: 
29; MFA SR 2010: 12f.). Als Folge des Sprachgesetzes entbrannte erneut der 
ungarisch-slowakische Streit um die Nutzung zweisprachiger Ortsschilder und die 
Schreibweise von Familiennamen167. Nicht ohne Bedeutung waren Versuche des 
slowakischen Bildungsministeriums, bei den Lerninhalten der ungarischen Schulen 
zu intervenieren und zum Beispiel zu fordern, dass in ungarischen Lehrbüchern 
geographische Ortsnamen auf Slowakisch statt auf Ungarisch benutzt werden sollten 
(Bútora, Strážay, Bilčík 2009: 95). In praktischer Hinsicht diskreditierten solche 
Schritte jegliche Diskussion über eine multikulturelle und multiethnische 
slowakische Gesellschaft, wie sie vom slowakischen Staatspräsidenten 2008 initiiert 
wurde (Debrecéniová, Petőcz 2009: 50). 
 Als Handicap der slowakischen Außenpolitik im Hinblick auf Ungarn erwies sich 
die Teilnahme populistischer Parteien an der Regierungskoalition, was für die 
slowakisch-ungarischen Beziehungen eine hohe Relevanz erlangte. Bereits die 
Koalition der HZDS, ZRS und SNS (1994-1998) trug zu direkten Spannungen 
zwischen der slowakischen Mehrheitsgesellschaft und der ungarischen Minderheit 
bei, was sich in einer antiungarischen innenpolitischen Stimmung niederschlug. Die 
Wahlkampagne der SNS 2006 wurde im Kontext des historischen Revisionismus 
realisiert und trug deutliche antiungarische Züge, die auf die ungarische Minderheit 
in der Slowakei bezogen waren. Das Leitmotiv der SNS-Wahlkampagne “We are 
Slovak, Slovak must have a Slovak government! Slovakia must be a purely Slovak 
homeland!“ (Kusý 2006: 30) versuchte die steigende Polarisierung innerhalb der 
                                                 
167 Die slowakische Regelung bestand auf einer Schreibweise, bei der die ungarischen Familiennamen 
der Frauen eine -ová-Endung haben sollten, was zumindest aus linguistischer Perspektive skurril war 
(Henderson 2002: 75).    
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slowakischen Gesellschaft zu aktivieren. Damit waren mit der Koalitionsteilnahme 
der SNS an der Fico-Regierung (2006-2010) Konflikte zwischen Ungarn und der 
Slowakei vorprogrammiert168. Sehr kritisch äußerte sich die ungarische Minderheit 
bereits über die Verhandlungen im Vorfeld der Koalitionsbildung. László Szigeti, 
Ungar und früherer slowakischer Bildungsminister (2006) in der zweiten Regierung 
von Dzurinda (2002-2006), bewertete die mögliche Beteiligung nationalistischer 
Parteien in der slowakischen Regierung repräsentativ für die slowakischen 
Staatsbürger ungarischer Herkunft: 
“The election defeat of the right is dangerous, because it was defeated by a social democratic 
party that does not stand for European values, as there is no such political party in Slovakia. And the 
odds for the emergence of such a party will be zero if the winner invites radical nationalist and 
authoritarian partners into the coalition. A positive development is possible only if the winner can 
somehow strike a political bargain with Slovak right-wing parties that are members of the European 
People’s Party” (Szigeti 2006; zitiert nach Kusý 2006: 40). 
 
Die erneuete Regierungsbeteiligung der SNS (seit 2006), die in der ersten Phase in 
Ungarn immerhin als eine innenpolitische und souveräne Entscheidung der 
slowakischen Parteien bewertet worden war, führte nicht automatisch zu Spannungen 
zwischen Ungarn und Slowaken. Erst die wenig diplomatisch bedachten Äußerungen 
des SNS-Vorsitzenden Ján Slota hatten bilaterale Verstimmungen zur Folge169. In 
den direkten Beziehungen zwischen der Slowakei und Ungarn wurden allerdings 
weniger die Äußerungen der SNS-Funktionäre negativ bewertet170, sondern vielmehr 
das Schweigen des slowakischen Ministerpräsidenten angesichts der verbalen 
Attacken auf die slowakischen Staatsbürger ungarischer Herkunft (Petőcz 2006: 72). 
In diesem Zusammenhang wurde die Rolle des slowakischen Außenministeriums in 
praktischer Hinsicht herabgestuft. Es konzentrierte sich wesentlich auf die 
„Erklärung“ der verschiedenen irritierenden Äußerungen und Aussagen der 
führenden nationalpopulistischen Politiker der Regierungskoalition (SNS und 
HZDS), anstatt sich stärker auf das außenpolitische Agenda Setting zu konzentrieren 
(Bilčík 2007: 17). Zunehmend innenpolitisch wurde in Ungarn die Teilnahme der 
SNS an der slowakischen Regierungskoalition kritisch aufgenommen. Die 
oppositionelle SZDSZ hatte eine Vermeidungsstrategie der bilateralen Beziehungen 
auf Ebene der Ministerpräsidenten vorgeschlagen. Am 10.10.2006 sagte der 
                                                 
168 Die gemeinsamen Schwierigkeiten, die vor allem historisch bedingt sind und die man in der 
slowakisch-ungarisch gemischten Kommission für Minderheitsangelegenheiten zu überwinden 
versuchte, zeigten sich ergebnislos. Dafür war nicht der mangelhafte politische Wille verantwortlich, 
sondern einerseits die gesellschaftliche und politische Dynamik der letzten Jahre, auf die die 
Kommission nicht entsprechend zu reagieren vermochte und andererseits die Inexistenz eines klaren 
institutionellen Rahmens, der eine Formulierung von klaren Arbeitsziele mit implizierte (Petőcz 2006: 
80-84). 
169 Slota hatte u. a. sein Bedauern zum Ausdruck gebracht, dass die Ungarn nicht kurz nach Ende des 
Zweiten Weltkriegs zusammen mit den Deutschen aus dem tschechoslowakischen Territorium 
vertrieben worden seien (Petőcz 2006: 70). 
170 Gelegentlich hatte sich aber die SNS von den extremistischen Positionen distanziert (Petőcz 2006: 
76). 
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ungarische Ministerpräsident Gyurcsány seine Teilnahme am Visegrád-Gipfel ab – 
mit dem Hinweis auf die Beteiligung der populistischen SNS an der 
Regierungskoalition in Bratislava (Marušiak 2006: 99). 
 2.2.1. Problematik der ethnischen Autonomie 
Eine andere Konfliktquelle wird der radikalen Strömung innerhalb der politischen 
Repräsentanz der ungarischen Minderheit (SMK) zugeschrieben, welche eine 
Autonomie für die ungarische Minderheit im Rahmen des slowakischen Staates 
postuliert (Bútora, Strážay, Bilčík 2009: 93). Konstitutiv für die Beziehungen 
zwischen der ungarischen Minderheit in der Slowakei und den (ethnischen) 
Slowaken171 ist das Verständnis einer gesellschaftlichen Ordnung, die eine gewisse 
Abweichung und Entfaltungsautonomie der Minderheiten im Hinblick auf die 
Sprach- und Kulturpolitik erlaubt. Bislang wurde keine politische Lösung gefunden, 
die eine gewisse Kultur- und Sprachautonomie garantiert. Problematisch war vor 
allem, dass die slowakische Seite, besonders während der dritten Regierung Mečiars 
(1994-1998), das von der ungarischen Minderheit vorgebrachte Postulat der 
Autonomie als Forderung nach politischer Autonomie bzw. Souveränitätsansprüchen 
aufgefasst hat, während die ungarische Seite auf eine kulturelle und sprachliche 
Autonomie innerhalb der bestehenden slowakischen Staatlichkeit pochte (Henderson 
2002: 76). Die Situation spitzte sich im Verlauf der 1990er Jahre zu und verlief in 
der Logik, dass, je negativer die ethnischen Ungarn in der Rhetorik der 
Regierungsparteien dargestellt wurden, umso stärker die Postulate nach einer 
tatsächlichen – und nicht nur im Bereich der Sprache und Kultur – (Voll-)Autonomie 
wurden (Henderson 2002: 77). Die Zuspitzung der Situation führte darüber hinaus 
zur politischen Mobilisierung der ungarischen Minderheit und zur Bildung einer 
starken politischen Repräsentanz, die 1998 in einer Regierungskoalition172 gipfelte.  
 2.2.2. Konsequenzen der ungarischen Nationalitätenpolitik 
Im Juni 2001 wurde in Budapest das „Gesetz über die ungarischen Minderheiten im 
Ausland“173 verabschiedet („Statusgesetz“)174. In Ungarn argumentierten die Gegner, 
                                                 
171 Was ein zusätzliches Paradox der Komplexität der innergesellschaftlichen Beziehungen zwischen 
Slowaken und Ungarn darstellt und was bis jetzt zwangsweise der Qualität der ungarisch-
slowakischen Beziehungen einen besonderen Charakter verleiht, ist, dass es sich im Hinblick auf die 
ungarische Minderheit in der Slowakei um slowakische Bürger (!) handelt. 
172 Die Koalition mit den ungarischen Parteien war notwendig, um die Verfassungsänderungen nach 
1998 durchzuführen. Die neue „Koalition der Koalitionen“, die aus 10 Parteien bestanden hatte, 
konnte im Parlament eine Mehrheit bilden (93 Sitze von insgesamt 150). Die Kabinettsposten wurden 
gleichmäßig auf die beteiligten vier Parteien nach einem im Koalitionsvertrag festgelegten 
Proporzschlüssel verteilt: SDK 9, SDL 6, SMK 3 und SOP 2 (Eicher, Beichelt 2006: 399). 
173 Das Gesetz sah zahlreiche Vergünstigungen und Leistungen in den Bereichen Bildung und Kultur 
für die Auslandsungarn vor sowie Erleichterungen beim Zugang zum Arbeitsmarkt und im 
Sozialwesen. Das Statusgesetz wird nicht selten  als ein Beispiel für die Wahrnehmung des ethnischen 
Fürsorgeanspruchs durch den Staat perzipiert (Ahn 2007: 189). 
174 Neben der Diskussion über das „Statusgesetz“ wurde in der Regierungszeit von Medgyessy und 
Gyurcsány über eine doppelte Staatsbürgerschaft debattiert. Die konservativen Parteien hatten die Idee 
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dass das Gesetz die Integration der Auslandsungarn in ihren Wohnstaaten behindere 
und zum Verständnis der Nation auf ethnischer Basis beitrage (Ahn 2007: 189f.). 
Dieser Aspekt der Kritik wurde auch von den slowakischen Oppositionsparteien 
HZDS und SNS befürwortet (Hold 2002). Als Hauptargument wurde vor allem die 
steigende Kluft zwischen der ungarischen Minderheit und der slowakischen 
Mehrheitsgesellschaft angeführt. Die Kritik implizierte eine in den konservativen 
Kreisen weitverbreitete slowakische Perzeption der Ungarn als eine geschlossene 
ethnisch fundierte Gruppe innerhalb der slowakischen Gesellschaft, die, um die 
eigene Identität zu bewahren, eine Abschottungsstrategie betreibe (Lőrincz 2008: 
70). Die Regierung in Budapest betonte im Gegensatz dazu die konstruktive Rolle 
der ethnischen Minderheit, die in der Region eine Rolle als Brückenbauer zwischen 
den Gesellschaften übernehmen könne, was als typisches Merkmal der ungarischen 
Politik im Hinblick auf Auslandsungarn anzusehen sei (Lőrincz 2008: 70f.). 
 Wie die bisherigen Erfahrungen zeigten, liegt der Schlüssel zu einer guten 
Beziehung zwischen der Slowakei und Ungarn nicht in den Händen der jeweiligen 
Ministerpräsidenten bzw. der Außenministerien, sondern in der direkten Gestaltung 
der gesellschaftlichen Beziehungen zwischen der Mehrheit der slowakischen 
Gesellschaft und deren Minderheit, die, zwar ungarischer Herkunft, auch ein 
immanenter Teil der slowakischen Gesellschaft ist (Petőcz 2006: 79). Noch während 
der Regierungszeit von SNS, HZDS und SMER hatte sich langsam die Erkenntnis 
durchgesetzt, dass die historisch bedingte slowakisch-ungarische 
Auseinandersetzung um die Fragen der ungarischen Minderheit zu kosten- und 
energieintensiv ist175 und der Dauerkonflikt letztendlich mehr Schaden als Gewinn 
für die beiden Staaten bringt (MFA SR 2009: 3). Entsprechend wurde die politische 
Kooperation 2007 auf Regierungs- und Parlamentsebene intensiviert, was zur 
Unterzeichnung der Deklaration „Common Past, Common Future“ durch die 
Ministerpräsidenten der beiden Staaten führte (Kubiš 2007: 10). Der Dialog 
zwischen den beiden Staaten soll auf Grundlage eines zwischen den beiden 
                                                 
einer doppelten Staatsbürgerschaft befürwortet. Hier war die zugrundeliegende Motivation nicht nur 
ein bestimmtes Verständnis von ethnischer Nation als eine ethnische Zusammensetzung, sondern ein 
wahltaktisches Kalkül. Durch die Befürwortung der doppelten Staatsangehörigkeit erhofften sich die 
Konservativen zusätzliche Wahlstimmen. Die linken Parteien hatten vor der Einführung der doppelten 
Staatsbürgerschaft gewarnt, mit dem Hinweis auf steigende Kosten im Bereich des Sozialwesens und 
der praktischen Erleichterung bei der Übersiedlung nach Ungarn. Da sich an dem im Dezember 2004 
stattfindenden Referendum lediglich knapp 25 % der Abstimmungsberechtigten beteiligt hatten, 
wurde das Ergebnis für nichtig erklärt, trotz der Mehrheit der abgegeben Stimmen für die doppelte 
Staatsbürgerschaft (Ahn 2007: 192). 
175 Trotz der politisch unterschiedlichen Meinungen bleiben wirtschaftliche Beziehungen zwischen 
den beiden Staaten auf einem konstant guten Niveau. Die beiden Staaten intensivieren seit dem EU-
Beitritt die gemeinsame Aktivität innerhalb der Grenzregionen, die nicht selten durch eine strukturell 
bedingte wirtschaftliche Schwäche und hohe Arbeitslosigkeit gekennzeichnet sind (Komárno, Nové 
Zámky, Dunajska Streda). Allerdings besteht im Bereich der Grenzregion (INTERREG) auch 
weiterhin ein erhebliches Steigerungspotenzial bei der Bündelung der gemeinsamen Anstrengungen 
(Petőcz 2006: 77f.). 
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Ministerpräsidenten vereinbarten Elf-Punkte-Plans erfolgen (MFA SR 2010: 27), 
dessen politische Implementierung nur zögerlich voranschreitet.   
 2.2.3. Balkan als aktive Versöhnungschance: slowakisch-ungarische 
Kooperationsmöglichkeiten 
Indessen ist zwischen Ungarn und der Slowakei in mehreren Bereichen eine größere 
Übereinstimmung der außenpolitischen Schwerpunkte feststellbar:  
 Beide Länder unterstützen die EU- und NATO-Mitgliedschaftsperspektiven 
der anderen westlichen Balkanstaaten (Szilágyi, Strážay 2009: 21); sie setzten 
sich für die Liberalisierung der EU-Visapolitik für Albanien, Bosnien und 
Herzegowina ein; mit Serbien und der Ukraine hat Ungarn ein großzügiges 
Visumabkommen abgeschlossen, für Kroatien sind keine Visa notwendig 
(Ahn 2007: 191). Dem ungarischen Außenministerium zufolge soll 
2010/2011 zwischen Serbien, Mazedonien und Montenegro und der EU der 
visafreie Personalverkehr eingeführt werden (Szilágyi, Strážay 2009: 21).  
 Beide Länder betonen die Notwendigkeit von wirtschaftlichen Reformen in 
der Region. Die Erfahrung der ökonomischen, sozialen und auch politischen 
Transformation Ungarns und der Slowakei könnte ein wichtiges Element der 
direkten Hilfe in der Region sein. 
 Beide Staaten haben aufgrund der eigenen ethnischen Minderheiten ein 
Interesse an einer harmonischen Zusammenarbeit und langfristigen 
Einbindung der Balkanstaaten in den institutionellen EU-Rahmen176 
(Szilágyi, Strážay 2009: 25-27). 
 
Zwischen der Slowakei und Ungarn eröffnete sich die einzigartige Gelegenheit, 
durch die Zusammenarbeit auf dem Balkan Fragen der eigenen Vergangenheit und 
der Minderheitenpolitik zu regeln und verbindliche Regeln auch auf dem Balkan – 
der bereits mehrmals von ethnischen Spannungen heimgesucht worden war – 
durchzusetzen. Damit hätte die slowakisch-ungarische Versöhnung eine wichtige und 
erfahrbare Vorbildfunktion in den Balkanstaaten entfalten können (Lőrincz 2008: 69-
71). Wenn man bedenkt, dass die slowakischen Interessen in den Balkanstaaten mit 
den ungarischen vorwiegend übereinstimmen, ist die mangelnde Kooperation vor 
allem als Verschwendung regionaler Kapazitäten und Fähigkeiten bei der 
notwendigen politischen Ressourcenpolung zu bewerten  (Lőrincz 2008: 71). Wenn 
die beiden Staaten seit ihrer NATO- und EU-Mitgliedschaft die Balkanregion zur 
Priorität der eigenen außenpolitischen Handlungen erklärten, so hätte es die 
slowakische und die ungarische Führung auch akzeptieren sollen, dass die politische 
Glaubwürdigkeit im eigenen Land beginnt. Aus dieser Perspektive müsste das 
                                                 
176 In der serbischen Vojvodina wohnen knapp 2,79 % Ungarn (2002) und 2,78 % Slowaken (2002). 
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Verhältnis zwischen beiden Staaten und Gesellschaften nachhaltig gestaltet werden. 
Dies liegt nicht nur im Interesse der Slowaken und Ungarn, sondern auch in dem der 
anderen Gesellschaften Europas. Bei mehreren Gelegenheiten signalisierte Ungarn 
und Slowakei eine Politik der offenen Tür hinsichtlich der NATO- und der EU-
Mitgliedschaft (Szentiványi 2008), die neben den östlichen Staaten auch die 
Balkanregion umfassen sollte – vorausgesetzt, alle Beitrittskriterien würden erfüllt. 
Im Hinblick auf den Balkan verfolgen Ungarn wie auch Slowakei mittelfristig vor 
allem die Politik der wirtschaftlichen und politischen Verflechtung, die auf dem 
Prinzip der regionalen Kooperation basiert. Stark ist bis jetzt die ungarische 
Kooperation im Bereich der Energiepolitik mit Serbien und Bosnien und 
Herzegowina. Allerdings wird auch in anderen Bereichen wie Bildung, regionaler 
Wirtschaftsförderung und Tourismus sukzessiv kooperiert. Die Zusammenarbeit und 
die bilateralen Beziehungen zwischen Serbien und Ungarn wurden trotz der 
ungarischen Anerkennung der kosovarischen Unabhängigkeit nicht beeinträchtigt. 
 Eine koordinierte slowakisch-ungarische Zusammenarbeit könnte zusätzlich die 
Forderung nach demokratischen Werten und europäischer Solidarität entfalten. Es ist 
nicht auszuschließen, dass ein System der Kooperation, das um Rumänien zu 
erweitern wäre, einen wichtigen Stabilisierungsbeitrag zur demokratischen Ordnung 
in Serbien und indirekt in den anderen Staaten des westlichen Balkans leisten würde. 
Zwischen den Staaten des ehemaligen Jugoslawien und auf der anderen Seite der 
Slowakei und Ungarn bestehen Kooperationsmöglichkeiten. Vor allem im 
Energiebereich wären angesichts der signifikanten Abhängigkeit der 
Energielieferungen aus Drittstaaten Synergien angesagt (Smith 2008: 1-5).  
 Ungarn und die Slowakei haben in den letzten Jahren wesentliche Ausgabeposten 
im Bereich der Entwicklungshilfe für die Staaten der westlichen Balkanregion 
bestimmt. Eine Kooperation in diesem Bereich könnte nicht nur eine wichtige 
Unterstützung der Staaten des ehemaligen Jugoslawien darstellen, sondern einen 
integrativen Ansatz zwischen Ungarn und der Slowakei im Bereich der 
Zusammenarbeit zwischen den zivilgesellschaftlichen Akteuren aus beiden Ländern 
verstärken. Darüber hinaus könnte zwecks außenpolitischer Unterstützung der 
Balkanstaaten die Kooperationsplattform der Visegrád-Staaten genutzt werden, um 
den Integrationsprozess, wenn nicht zu beschleunigen, so doch zumindest wesentlich 
stärker im politischen Bewusstsein der mitteleuropäischen Gesellschaften zu 
verankern (Gniazdowski 2008: 74-78). Vor dem Hintergrund der tschechischen 
Unterstützung des EU-Beitritts der Balkanstaaten wäre diese Kooperation für die 
Visegrád-Gruppe und gesamte EU wünschenswert (Král 2005c; Drúlak 2007). 
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3. Ostdimension der slowakischen Außenpolitik  
 3.1. Russland  
Die Jahre der ersten außenpolitischen Schritte der Slowakei (innerhalb der 
Tschechischen und Slowakischen Föderativen Republik wie auch in den ersten 
Jahren der unabhängigen Slowakischen Republik) waren im Hinblick auf Russland 
sowohl durch übertriebene Erwartungen charakterisiert – wie etwa die angestrebte 
Rolle der Slowakei als Brücke und dank seiner geopolitischen Lage als Vermittler 
zwischen Ost und West (Samson 2000: 56) – als auch durch eine zu große 
Abhängigkeit, die sich im Energiebereich und in der Rüstungsindustrie manifestierte 
(Samson 2000: 199f.). Während die verstärkte Kooperation im wirtschaftlichen 
Bereich als möglicher Ausgleich für den Verlust der direkten Märkte der 
postsowjetischen Sphäre interpretiert sowie mit einer ungenügenden wirtschaftlichen 
Leistungsfähigkeit der Slowakei auf den westeuropäischen Märkten erklärt wurde 
(Rucinská 2010: 61-67), blieb die unkritische Positionierung der slowakischen 
Regierung gegenüber der Moskauer Außen- und Sicherheitspolitik problematisch. 
Denn Russland konzentrierte sich überwiegend auf die Ablehnung der NATO-
Erweiterung und versuchte, eigene Einflüsse in Mittel- und Osteuropa geltend zu 
machen (Samson 2000: 235).  
 3.1.1. Politisch-wirtschaftliche Strukturen der Vergangenheit  
Im ersten slowakisch-russischen Abkommen von 1993177 erkannte die Slowakei eine 
paneuropäische Sicherheitskonzeption an, in der die KSZE/OSZE eine primäre Rolle 
in Europa spielen sollte und es eine künftige Teilung Europas im 
sicherheitspolitischen Bereich zu vermeiden galt. Diese sicherheitspolitische 
Annahme, die die Slowakische Republik wie auch Tschechien unter Havel befolgte, 
stellte auch nach 1991 in der russischen Sicherheitsdoktrin ein wesentliches Element 
der neuen europäischen Sicherheitsarchitektur dar. In dieser Logik wurde keine 
Notwendigkeit für eine NATO-Erweiterung gesehen. Der slowakische 
Ministerpräsident Mečiar unterstützte die russische These und argumentierte, dass 
die östliche NATO-Erweiterung eine wachsende Gefahr der Solidarität Russlands 
mit China und der islamischen Welt provoziere und in dieser Logik eine Allianz 
zwischen Russland, China und der islamischen Welt zur Folge haben könne. 
Während des Treffens des slowakischen Ministerpräsidenten mit den Vertretern 
ausländischer Medien vom 08. Mai 1996 sprach Mečiar offen: „Die schnelle 
Erweiterung der NATO ohne ein Abkommen mit Russland wird zur Entstehung der 
russisch-chinesisch-arabischen Allianz führen“ (Samson 1999b: 25). Diese Allianz 
sollte als ein Gegenpol zur transatlantischen Sicherheitspolitik verstanden werden. 
                                                 
177 Vertrag über freundschaftliche Beziehungen und Zusammenarbeit zwischen der Russischen 
Föderation und der Slowakischen Republik vom 26.08.1993. 
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Das zweite bilaterale Abkommen178, das zwischen den Verteidigungsministerien der 
beiden Staaten unterschrieben wurde, betonte eine über das Maß diplomatischer 
Gepflogenheiten hinausgehende intensive militärische Zusammenarbeit (Samson 
1999b: 25f.) und geriet in einen offensichtlichen Widerspruch zu der deklarierten 
Integrationspolitik der Slowakei mit der NATO und der EU179. Für die slowakische 
Außenpolitik der 1990er Jahre spielte zusätzlich die Struktur des Machtausgleichs 
eine wichtige Rolle: Je intensiver die Beziehungen zwischen Ungarn und 
Deutschland wurden, desto stärker suchte die Slowakei unter dem Mantel des 
Panslawismus und gemeinsamer ökonomischer Interessen die Beziehungen zu 
Russland zu stärken (Duleba 2003: 175).  
 In der Phase zwischen 1993 und 1998 versuchte die Slowakei, nicht nur gute 
politische Beziehungen mit Russland zu etablieren, sondern auch unter neuen 
Bedingungen die wirtschaftliche Kooperation vor allem im Industrie- und 
Energiesektor zu fördern180. Die verstärkte Zusammenarbeit mit Russland führte zu 
einer einseitigen wirtschaftlichen Abhängigkeit181, die die slowakische Wirtschaft 
bereits 1996 in der Wirtschaftskrise Russlands besonders stark traf. Als 
problematisch stellte sich heraus, dass die Regierung Mečiars Pläne zur Etablierung 
einer Freihandelszone mit Russland forcierte, was in der Konsequenz die Auflösung 
der Assoziierungsabkommen mit der EWG wie auch der Abkommen mit der 
Tschechischen Republik, der CEFTA und der WTO bedeutet hätte (Duleba 2003: 
149f.). 
 Die aktiven Beziehungen mit Russland im Verlauf der 1990er Jahre lediglich auf 
die ökonomische und politische Ebene zu beschränken, würde aber nicht der 
Komplexität des Abhängigkeitssystems gerecht. Vielmehr müssen sowohl 
kulturelle182 als auch identitätsstiftende Faktoren zusätzlich mitberücksichtigt 
werden, die für die politischen Entscheidungsträger eine essenzielle Rolle spielten. 
                                                 
178 Vertrag über die militärische Zusammenarbeit vom 26.08.1996. 
179 Die zwei kleineren Regierungsparteien SNS und ZRS, die in der offiziellen Programmerklärung 
der Regierung vom Januar 1995 für eine slowakische NATO-Mitgliedschaft plädierten, haben sich in 
der Wahlkampagne im September 1998 gegen den NATO-Beitritt ausgesprochen. Die HZDS hat auf 
eine offizielle Empfehlung zur slowakischen NATO-Mitgliedschaft verzichtet (Samson 1999b: 25). 
180 Zwischen 1991 und 1993 waren mehr als 30 % der slowakischen Produktion auf die Bedürfnisse 
des russischen/postsowjetischen Marktes ausgerichtet. In der politischen Rhetorik wurde die 
Forderung der wirtschaftlichen Kooperation mit Russland mit dem Thema der Reduzierung der 
Arbeitslosigkeit in der Slowakei verknüpft (Duleba 2003: 146).      
181 Während die slowakische Wirtschaft in einem Abhängigkeitsverhältnis zur russischen stand, 
konnte Russland auf wirtschaftliche Beziehungen mit der Slowakei aufgrund dessen relativ 
unbedeutender Größe verzichten. Einen für Moskau attraktiven Faktor bildet(e) lediglich der 
Energietransit über slowakisches Territorium (Duleba 2003: 175. 
182 Für die Affinität zu Russland spielten noch zwei andere Gründe eine Rolle: Mečiar sprach keine 
westeuropäische Sprache, stattdessen aber fließend Russisch, was ihm eine persönliche 
Kommunikation ermöglichte. Darüber hinaus hatte Russland sein Verständnis der Demokratie nicht in 
Frage gestellt und im Gegensatz zu westeuropäischen Staaten nicht auf die Implementierung 
demokratischer Prinzipien gedrängt  (Henderson 2002: 106). 
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Erst die Mitgliedschaft in NATO und EU wie auch der Wechsel der neuen 
politischen Generation in der Slowakei ermöglichten eine mentale Distanzierung von 
der Idee des Panslawismus und der „slawischen Solidarität“ (Lemberg 2009: 21-39). 
 3.3.2. Politische Neubewertung 
Das Bestreben nach einer NATO-Erweiterung implizierte ein direktes Ende der 
Politik der außen- und sicherheitspolitischen Neutralität. Dafür war nicht nur die 
neue innenpolitische Konstellation der slowakischen Politik verantwortlich, sondern 
auch die Änderung der außenpolitischen Rahmenbedingungen. Diese manifestierten 
sich einerseits in der Konkretisierung des slowakischen NATO- und EU-Beitritts, 
andererseits in der Verschiebung der außenpolitischen Selbstwahrnehmung 
Russlands, verbunden mit der Neuakzentuierung der russischen Interessen in Europa, 
die durch den Übergang von der Jelzin- zur Putin-Administration besonders 
hervorgehoben wurde (MFA SR 2003a: 2). Primär war die neue slowakische 
Regierung von der Prämisse ausgegangen, die künftige slowakische Außenpolitik 
gegenüber Russland sei in den breiten Kontext der institutionellen Außenpolitik der 
EU- und NATO-Mitgliedschaften einzubetten (MFA SR 2003a: 2f.). Dies bedeutete 
keinesfalls den Verzicht auf eine eigene außenpolitische Positionierung gegenüber 
Russland183. 
 Bereits in der Phase der direkten slowakischen Vorbereitung auf die NATO- und 
EU-Mitgliedschaft forderte die Slowakei, Russland in der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik zu berücksichtigen. Das Positionspapier der slowakischen 
Regierung (2003) betonte die Notwendigkeit einer besonderen Rolle Russlands in 
der EU-Außenpolitik:  
“The idea of building a united, prosperous Europe without Russia would be unimaginable, 
and moreover, incomprehensible (MFA SR 2003a: 4)”. 
 
                                                 
183 Im Rahmen der Eliminierung der politischen Hinterlassenschaft der Regierung Mečiar setzte die 
nächste slowakische Regierung nicht realisierte Kooperationsverträge im Bereich der militärischen 
Industrie aus und beendete einen ausdrücklich prorussischen Kurs in der Außenpolitik. Die aus 
slowakischer Sicht als „Normalisierung“ verstandene Neugestaltung des Verhältnisses mit der 
Russischen Föderation wurde in Moskau als qualitative Verschlechterung der bilateralen Beziehungen 
empfunden. Die slowakische Regierung stornierte den Kaufvertrag über die russischen S-300-
Raketen. Die Stornierung des Kaufvertrags wurde von der Forderung der sowjetischen/russischen 
Verbindlichkeiten in der Höhe von 1,6 Milliarden USD begleitet. Darüber hinaus erteilte die Slowakei 
in Abstimmung mit der NATO im Sommer 1999 keine Überflugrechte für russische Streitkräfte, die 
als Vermittler im Kosovo eingesetzt werden sollten. Die Regierung in Bratislava führte zudem bereits 
im März 2000 eine Visumpflicht für russische Staatsbürger ein, obwohl formell eine Anpassung der 
Visapolitik im Rahmen der EU hätte später erfolgen können. Dennoch haben die slowakischen 
Schritte die Beziehungen mit Moskau nicht wesentlich beeinträchtigt. Russland signalisierte weiterhin 
wirtschaftliche Interessen an der Kooperation mit der Slowakei im Energiebereich wie auch im 
Bereich der militärischen Zusammenarbeit bei der Instandhaltung der militärischen Ausstattung der 
slowakischen Streitkräfte (MIG-29 und MI-24). Zusätzlich blieb die Frage nach den russischen 
Lizenzen hinsichtlich der Waffenproduktion (Zeitraum 1951-1989) offen, die immer noch von der 
Slowakei in die arabischen und asiatischen Länder verkauft werden (Duleba 2003: 155ff.; Duleba 
2007: 66; Orban 2008: 56-67). 
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Die Gründe für die aktive Einbeziehung Russlands lagen nicht nur in den 
langwierigen politisch-wirtschaftlichen Beziehungen der Slowakei mit Russland, 
sondern auch im geopolitischen Status Russlands selbst, in den enormen russischen 
Ressourcen und dem marktwirtschaftlichen Potenzial, die das „objektive“ Interesse 
der Slowakei und der EU begründen (MFA SR 2003a: 4). Dieser Gedanke wird im 
Regierungsprogramm von Ministerpräsident Fico (Government Office 2006: 57f.) 
und auch in der slowakischen Sicherheitsstrategie (2005) fortgesetzt: 
“The Slovak Republic considers Russia, owing to its natural resources, and its economic, 
human and military – especially nuclear – potential, to be an important entity that will influence the 
security situation in the Eurasian region. It will build its relations with Russia on the principle of 
mutually beneficial economic cooperation. As the NATO and the EU member, the Slovak Republic 
will support the development of strategic partnership between these organisations and Russia, which 
includes an open dialogue regarding the sources of instability and potential security threats. The 
Slovak Republic will contribute to the continuation of political transformation, consolidation of 
democracy, and economic reforms in Russia” (SS SR 2005: 16). 
 
Eine Exklusion Russlands aus der gesamten europäischen Nachbarschaftspolitik und 
die Etablierung einer nur auf Russland bezogenen europäischen Ostpolitik bzw. 
östlichen Partnerschaft wurden von der Slowakei als nicht empfehlenswert 
angesehen (Samson 2004: 2). Die Slowakei war und ist eindeutig für die 
Implementierung einer europäischen Politik der vier Bereiche gegenüber Russland, 
die auf Ergebnisse des Petersburger Gipfels 2003 zurückgeht (EC 2007: 1-39), und 
befürwortet die notwendige institutionelle Anpassung der Kooperation. Allerdings 
müsse, so die slowakische Forderung, im Hinblick auf andere osteuropäische Staaten 
(Ukraine, Weißrussland, Moldawien) eine Politik verfolgt werden, die einerseits in 
ein institutionelles und universelles Spektrum der europäischen Außenpolitik 
eingebettet bleibe und andererseits einen außenpolitischen Ansatz berücksichtige, der 
flexibel auf die regionsspezifischen Bedürfnisse dieser Staaten reagieren solle 
(Samson 2004: 2). Im eigenen slowakischen Interesse bleibt die Intensivierung der 
guten Beziehungen mit Russland besonders im Hinblick auf die Sicherung der 
Energielieferungen (Kubiš 2007: 12). 
 3.3.2.1. Notwendige Realpolitik?  
Vor dem Hintergrund der energetischen Abhängigkeit184 lassen sich die 
gegenwärtigen Beziehungen zwischen Russland und der Slowakei maßgeblich 
erklären. Die Partnerschaft mit Russland basiert auf dem Prinzip der Realpolitik 
(MFA SR 2010: 19; Orban 2008: 113ff.). Dies impliziert eine Haltung, die den 
Auschluss jeglicher sensibler Sachfragen ausklammert und lediglich technische 
Lösungen für aktuelle Probleme postuliert. Im Hinblick auf Russland bedeutet dies 
seitens der mitteleuropäischen Staaten vor allem die Ausblendung von Fragen 
                                                 
184 Der slowakische Gasverbrauch wurde z.B. 2005 zu 98 % durch russischen Import gedeckt. Der 
restliche Anteil kommt aus inländischer Produktion (Klepáč 2007: 11). 
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historischer Bededutung wie auch eine Politik der Zurückhaltung in außen- und 
sicherheitspolitischen Fragen hinsichlich der Staaten im postsowjetischen Raum. 
Diese Realpolitik wird  neben der Slowakei auch von Ungarn verfolgt. Sie 
unterscheidet sich damit vom tschechischen „frostigen Pragmatismus“ oder von der 
polnischen Positionierung als „new cold warrior“ (Leonard, Popescu 2007: 8) und 
entspricht der russischen Vorstellung einer guten nachbarschaftlichen Beziehung. Für 
die Definition der guten, wenn nicht vorbildhaften nachbarschaftlichen Beziehungen 
ist – aus russischer Perspektive – die Erfüllung mehrerer Kriterien erforderlich, die 
aber die Slowakei erfüllt:   
“Russia considered Slovakia and Hungary, if not Poland, „good neighbors”. A “good 
neighbor”, according to Russia, made no serious attempts to decrease its dependence on Russian 
energy, was open to Russian investment, did not raise historical complaints, did not criticize either 
Russia’s foreign or domestic policy, did not hinder Russia’s cooperation with NATO and EU, and did 
not interfere in Ukraine and Belarus” (Orban 2008: 111).  
 
Die Slowakei unterstützt eine langfristige ökonomische Zusammenarbeit zwischen 
der EU und Russland besonders im Bereich der Energie und der Rohstofflieferungen 
(MFA SR 2009: 6, 22f.). Die Unterbrechungen in der Gaslieferung, besonders 
2009185, stellen allerdings ein Problem in den bilateralen Beziehungen zwischen 
Russland und der Slowakei dar186.  
 Außenpolitisch wurden die Beziehungen zwischen Russland und der Slowakei in 
den letzten Jahren durch drei Themen bestimmt: die Frage nach der Positionierung 
der beiden Ländern zu amerikanischen Plänen bezüglich der Etablierung der NMD-
Elemente in Polen und in der Tschechischen Republik, den ungelösten Status des 
Kosovo und die Fragen hinsichtlich der slowakisch-russischen Beziehungen im 
Bereich der technischen und militärischen Zusammenarbeit (Duleba 2007: 63; 
Duleba 2008: 62-78; Duleba 2009: 105-122; Kubiš 2007: 12). Dennoch soll die 
                                                 
185 Die russischen Lieferungen von Gas und Öl wurden während des Kalten Krieges nicht so oft 
unterbrochen, wie dies nach der EU-Erweiterung 2004 der Fall war. Die erste signifikante 
Unterbrechung erfolgte im Februar 2004. Betroffen war neben Polen und Lettland auch Deutschland. 
Im Januar 2006 wurden aufgrund der russisch-ukrainischen Streitigkeiten die Gaslieferungen 
gestoppt. Erneut zur Unterbrechung kam es im Januar 2007 bei Öllieferungen via Weißrussland nach 
Polen, wie auch wieder im Kontext der ukrainisch-russischen Auseinandersetzung im Dezember 2008 
und Januar 2009. Die politischen Zusammenhänge mit den Gas- und Öllieferungsunterbrechungen 
sind offensichtlich. Litauen wurde lange Zeit nicht mit Öl aus Russland beliefert, als die litauische 
Regierung die strategische Ölraffinerie an die polnische Firma PKN Orlen statt an den russischen 
Konzern Rosneft verkaufte. Das vergleichbare Muster war auch in der Tschechischen Republik zu 
sehen, als die Öllieferungen an die tschechische Raffinerie Česka rafinéřská, die mehrheitlich vom 
polnischen Konzern PKN Orlen via Unipetrol (51 %) kontrolliert wird, eingestellt wurden. Die 
zeitliche Öllieferungseinstellung erfolgte nach der Bekanntgabe des polnischen und tschechischen 
Engagements im amerikanischen NMD-Projekt (Hirman 2009: 30; Marek 2010: 40f.). 
186 Der Gasstreit zwischen der Ukraine und Russland im Januar 2009 hatte die meisten prorussischen 
Staaten in Europa am stärksten getroffen (Slowakei, Bulgarien, Ungarn und Serbien). Zum ersten Mal 
in der Geschichte war die Slowakei zum Erhalt von Gaslieferungen aus westeuropäischen Staaten 
(Deutschland: E.ON Ruhrgas, RWE Transgas; Frankreich: Gaz de France/Suez) gezwungen. Der aus 
der Unterbrechung der Gaslieferungen erfolgte wirtschaftliche Schaden wurde auf 1 Milliarde Euro 
geschätzt (Duleba 2009: 112). 
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Intensivierung der Beziehungen mit Russland nach Überzeugung der slowakischen 
Entscheidungsträger wesentlich im Bereich der Wirtschaft erfolgen. Die Idee einer 
intensiveren Kooperation mit der Russischen Föderation „im Geiste der slawischen 
Solidarität“ (Kreml 2006) wurde überraschenderweise durch den slowakischen 
Staatspräsidenten Gašparovič aufgegriffen. Beim Staatsbesuch in Moskau (06.-
10.11.2006) erklärte der Präsident die slowakische Unterstützung des russischen EU-
Beitritts. Die Stellungnahme Gašparovičs wurde nicht mit dem für die Außenpolitik 
zuständigen Außenministerium bzw. Ministerpräsidentenamt abgestimmt. In einer 
Erklärung des Außenministeriums wurde hingegen nur auf die Ökonomisierung der 
politischen Beziehungen zwischen der Slowakei und Russland hingewiesen, ohne 
dass dies eine Änderung der slowakischen Außenpolitik implizierte (Marušiak, 
Bates, Duleba 2007: 268f.). 
 3.1.2.2. Dominanz der Geoökonomik 
Angesichts der energetischen Abhängigkeit der Slowakei sowie der Bedeutung der 
Slowakei als Transitland187 besitzen russische Wirtschaftsakteure im Energiebereich 
ein großes Interesse an slowakischen Unternehmen, die einer aktiven Unterstützung 
durch die Putin-Administration sicher sein konnten (Mankoff 2009: 32-38). Die 
prorussische Politik von Ministerpräsident Mečiar erlaubte Gazprom, eine 
strategische Partnerschaft mit den slowakischen Wirtschaftsakteuren einzugehen. 
1995 wurden zwischen Gazprom und SPP (Slovensky Plynarensky Priemysel) 
Gespräche über eine strategische Partnerschaft aufgenommen, die das Modell „Gas 
für Lebensmittel“ forcierten. Dem Modell zufolge sollte der russische Gasmonopolist 
für einen Teil der Gewinne aus dem Gasverkauf slowakische Lebensmittel 
importieren und sie in Russland verkaufen. Die Gespräche über die Errichtung der 
strategischen Partnerschaft wurden während der Amtszeit von Mečiar nicht 
abgeschlossen (Orban 2008: 44f.).  
 Im Rahmen der Privatisierung der staatlichen Unternehmen hatte das slowakische 
Wirtschaftsministerium im Mai 2000 den Verkauf von 49 % der Aktien von SPP, das 
die Exklusivrechte für Distribution und Import der gesamten Gasmengen in der 
Slowakei besaß, beschlossen188. Das größte Interesse am Erwerb der SPP-Anteile 
signalisierte das russische Unternehmen Gazprom. Darüber hinaus bekundete der 
russische Monopolist die Absicht, auch die Aktien von Transpetrol, dem 
                                                 
187 Es bestanden bis 1999 keine alternativen Gasrouten von Russland nach Westeuropa. Vor 
Inbetriebnahme der Pipeline Yamal 1 wurden knapp 80 % der Gasexporte von Gazprom in die 
westlichen und mitteleuropäischen Länder über die Slowakei abgewickelt (Orban 2008:  44f.).  
188 Ob ein Zusammenhang zwischen dem Verkauf der SPP-Anteile und dem russischen Druck, der 
sich in den Forderungen von Gazprom hinsichtlich der Zustimmung der polnischen und slowakischen 
Regierung für den Bau einer Gasleitungsverbindung manifestierte, bestand, kann nicht eindeutig 
beantwortet werden. Gazprom drohte bereits 1999 der polnischen und slowakischen Regierung mit 
dem Bau einer North Stream Pipeline, falls eine solche Verbindung zwischen Polen und der Slowakei 
nicht genehmigt werde. Allerdings waren diese Forderungen mit der Zulassung von Gazprom zum 
Kaufprozess von SPP nicht mehr aktuell (Orban 2008: 89). 
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slowakischen Betreiber der „Freundschafts“-Pipeline, zu erwerben. Damit hätte 
Gazprom die volle Kontrolle über die slowakische Öl- und Gaspipeline übernehmen 
können. Die SPP wurde im Februar 2002 schließlich an ein Konsortium aus E.ON 
Ruhrgas, Gaz de France und Gazprom verkauft189. Nachdem die slowakische 
Privatisierungsbehörde im Dezember 2001 ihre Zustimmung zum Verkauf von 49 % 
der Transpetrol-Aktien an das russische Unternehmen Yukos erteilt hatte, begann 
Gazprom inoffiziell, das Desinteresse an seiner Minderheitsbeteiligung an SPP 
(16,33 %) zu signalisieren. Offiziell wurde in der Presse erst im Verlauf von 2004 
und 2005 über einen möglichen Rückzug von Gazprom aus der SPP berichtet190 
(Orban 2008: 147f.).  
 Nach der Zerschlagung von Yukos durch die russischen Behörden wurde das 
Thema Transpetrol wieder aktuell (Hirman 2006: 57ff.). Das russische Interesse an 
Transpetrol bestand nicht in der strategischen Partnerschaft dieses Unternehmens mit 
der slowakischen Ölraffinerie Slovnaft, einer Tochtergesellschaft der ungarischen 
MOL, die mit der tschechischen Česká rafinérská verbunden war, sondern in der 
Einstufung der slowakischen Ölpipeline als wichtigsten Knotenpunkt im System der 
Ölpipeline in der mitteleuropäischen Region mit Blick auf die Erweiterung der 
Odessa-Brody-Pipeline. Die Einbeziehung des slowakischen Abschnittes der 
„Freundschafts“-Pipeline in das Projekt Odessa-Brody garantierte den schnellsten 
Zugang zu den kaspischen Ölfeldern (Orban 2008: 137). Präsident Putin hatte 
während eines Besuches in Bratislava im Februar 2005 für Tatneft – als möglichen 
Interessenten für die slowakischen Anteile an Yukos – geworben (Orban 2008: 111). 
Für die slowakische Regierung bestanden nach der fragwürdigen Zerschlagung von 
Yukos (Golobov 2008; Sakwa 2009; Sixsmith 2010) drei mögliche Optionen im 
Hinblick auf die weitere Vorgehensweise hinsichtlich von Transpetrol: der Rückkauf 
der Aktien, der Verkauf an einen dritten Investor oder die Nichtigkeitserklärung der 
vorausgegangenen Transaktion mit Yukos (Orban 2008: 139f.). Die russische Seite 
pochte vor allem auf die zweite Option. Im Übrigen hatten im Verlauf des Jahres 
2005 neben der Tatneft auch Rosneft und Russneft ihr Interesse an Transpetrol 
bekundet. Vor allem Russneft erfreute sich einer starken Unterstützung der 
russischen Regierung191. Allerdings hatte sich Ministerpräsident Dzurinda gegen den 
                                                 
189 Die Kaufsumme belief sich auf 2,7 Mrd. USD. Kritisch wird angemerkt, dass trotz des Verkaufs 
von nur 49 % der Aktien der slowakische Staat praktisch die strategische Kontrolle über SPP verlor, 
da für eine verbindliche Entscheidung die Mehrheit von 52 % der Aktionäre notwendig ist (Orban 
2008: 91; Duleba 2003: 157f.). 
190 Als vermutlicher Grund wurden relativ niedrige Einflussmöglichkeiten auf das Management und 
damit zusammenhängende strategische Entscheidungen genannt. Darüber hinaus wurde spekuliert, 
dass Gazprom durch den direkten Rückzug eine Chance für den mittelbaren Kauf der SPP-Anteile 
gefunden hätte. Die dritte Option suggerierte, dass Gazprom die strategische Bedeutung der 
slowakischen „Freundschafts“-Pipeline aufgeben und u. a. durch den Bau der Nord Stream Pipeline 
alternative Lieferungswege aufbauen wollte (Orban 2008: 147f.). 
191 Die von der russischen Regierung erteilte Unterstützung von Russneft war mehr als überraschend. 
Aus mehreren Akquisitionen im Ölsektor war erst 2002 die Gründung von Russneft hervorgegangen. 
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Verkauf an Russneft ausgesprochen. Vom slowakischen Wirtschaftsministerium und 
vom Ministerpräsidenten wurde ernsthaft die Option des Rückkaufs erörtert (New 
Europe 2006; SITA 2006), auf die angeblich die USA einen entscheidenden Einfluss 
hatten (Orban 2008: 141). Infolge der Parlamentswahlen 2006 wurde die 
Verkaufsentscheidung vertagt. Der neue Ministerpräsident Robert Fico entschied 
sich trotz der anfänglichen Absicht, Transpetrol an einen russischen Investor zu 
verkaufen (Duleba 2008: 64), für die Option des Rückkaufs durch den slowakischen 
Staat. Dies erlangte u. a. aufgrund einer Entscheidung des Amsterdamer 
Bezirkgerichts insofern besondere Relevanz, als der Verkauf von Transpetrol nach 
der Zerschlagung von Yukos an das russische Unternehmen Promneftstroy 
(Kommersant 2007) für nichtig erklärt worden war192 (Duleba 2007: 66). Der 
Rückkauf der Transpetrol-Aktien gab Raum für Spekulationen über einen dritten 
Verkaufsversuch von Transpetrol (Slovak Spectator 2010). Bis jetzt hat jedoch die 
slowakische Regierung den Verkauf von Transpetrol nicht beschlossen.  
 Vor dem Hintergrund der strategischen Bedeutung des Unternehmens für das 
slowakische wie auch für das mittel- und osteuropäische Pipelinesystem liegt es im 
Interesse des slowakischen Staates, weiterhin die Kontrolle, selbst wenn sie nur 
beschränkt bleibt, beizubehalten. Angesichts der russischen Versuche, den 
energiepolitischen Sektor in der Slowakei, Ungarn wie auch in den Staaten des 
westlichen Balkans zu kontrollieren (Smith 2008: 1-3), stellt sich für die 
Entscheidungsträger in Bratislava die wesentliche Frage, wie weit eine Abhängigkeit 
von Russland im Energiebereich gehen kann. Auch wenn die Slowakei in seinen 
Energiebezügen überwiegend von Russland abhängig bleibt, muss den russischen 
Wirtshaftsakteuren nicht unbedingt auch noch die volle Kontrolle über die 
Lieferwege überlassen werden, die sich auf slowakischem Territorium befinden und 
ins Pipelinesystem der ost- und mitteleuropäischen Staaten gut integriert sind. In 
diesem Zusammenhang erlangt die Frage nach der energetischen Diversifizierung 
eine besondere Brisanz. Im slowakischen Interesse liegt einerseits die Beibehaltung 
                                                 
2006 war Russneft der neuntgrößte Ölproduzent Russlands geworden. Dem Vorstandsvorsitzenden 
Michail Gutseriyew, früherer Präsident des russisch-weißrussischen Ölunternehmens Slavneft, 
wurden sehr gute Kontakte zum russischen Wirtschaftsministerium nachgesagt. 2006 wurde von 
Gazprom Neft dem Präsident von Russneft ein Verkaufsangebot sämtlicher Anteile von Russneft an 
Gazprom in Höhe von 1 Mrd. USD vorgelegt. Den Analysten zufolge lag der Wert von Russneft noch 
Anfang 2007 beim Zehnfachen des Angebots. Nach der Verkaufsabsage wurde paradoxerweise 
Michail Gutseriyew wegen Betrugs, Steuerhinterziehung und anderen strafrechtlich relevanten 
Handlungen beschuldigt. Die Vorgehensweise der russischen Behörden gegen Michail Gutseriyew 
erinnerte an den Prozess um Yukos und sein Management (Orban 2008: 140-142; Zarakhovich 2009: 
206). 
192 In der Begründung war die Frage nach dem tatsächlichen Aktienbesitzer von Transpetrol 
entscheidend. Das niederländische Gericht sah es als bewiesen an, dass die Yukos Finance B. V., 
100%ige Tochtergesellschaft von Yukos International, alleinige Verfügungsrechte über eigene 
Vermögenswerte, zu der u. a. die Anteile von Transpetrol gehören, besaß. Daher sind die Handlungen 
von Yukos International, die sich auf die Vermögenswerte von Yukos Finance B. V. erstreckten, 
letzten Endes als illegitim und nichtig zu erklären gewesen (District Court of Amsterdam 2007). 
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seiner wichtigen Rolle als Transitland für die russischen Öl- und Gasexporte193, 
andererseits muss in einer langfristigen Perspektive dennoch auch eine 
Diversifizierung der Bezugsquellen der Rohstofflieferung für die Slowakei erfolgen, 
wie dies in dem Dokument der Energetischen Sicherheitsstrategie (Stratégia 
energetickej bezpečnosti SR)194 postuliert wird (MECON SR/MENV SR 2006; 
Petrovič 2009: 80; Šoth 2008: 79-87). Der Slowakei bleibt als einzig realistische 
Alternative die verstärkte Förderung von Strom aus Atomkraftwerken, um eine 
energetische Abhängigkeit steigern zu können195. Zu diesem Zweck versuchte die 
Slowakei, die Zusammenarbeit mit der Ukraine im Bereich der Energiepolitik zu 
intensivieren. Die Ukraine hat kontinuierlich seit 2005 Interesse am Verkauf ihrer 
Stromüberproduktion signalisiert (Hirman 2006: 94f.) Darüber hinaus kann durch die 
Teilnahme an LNG-Projekten (Adria und Ostsee) (Klepáč 2007: 15-19) sowie an der 
Nabucco-Pipeline die Diversifizierungsmöglichkeit gesteigert werden (Hirman 2006: 
61; Klepáč 2007: 21). Auch durch den Ausbau unterirdischer Gasspeicher, die jedoch 
nur eine punktuelle und nicht strukturelle Lösung böte196, ließe sich das Ausmaß der 
energetischen Abhängigkeit reduzieren.  
 3.3.2.3. Politische Affinität oder asymmetrische Abhängigkeit? 
Die Administration Putins betrachtete das amerikanische Vorhaben, ein 
Raketenabwehrschild in Polen zu installieren und eine Radaranlage in der 
Tschechischen Republik aufzubauen, als deutliches Zeichen des amerikanischen 
Hegemoniestrebens (Lawrow 2008; Rzeczpospolita 2007b). In Verbindung mit 
amerikanischen Plänen, in Rumänien und Bulgarien US-militärische Basen zu 
installieren, wurde dies als weiterer inakzeptabler Schritt der amerikanischen 
Außenpolitik betrachtet. Während die russischen Bedenken angesichts der steigenden 
Bedeutung der US-amerikanischen Außenpolitik nachvollzierbar erscheinen können, 
ist das slowakische Verhalten für die EU-Partner, besonders jedoch für Polen und 
                                                 
193 Blue Stream II stellt auch für Ungarn und die Slowakei insoweit ein Problem dar, als dass das 
Projekt die slowakische Transitexklusivität unterminiert. Auch im Hinblick auf das deutsch-russische 
Nord-Stream-Projekt soll Ministerpräsident Dzurinda hinter verschlossen Türen die russischen Pläne 
kritisiert haben. Der jährliche Gewinn durch Transitgebühren und die Besteuerung der SPP, den 
slowakischen Operator der „Freundschafts“-Pipeline, beträgt zwischen 10 und 15 Mrd. SKK [360-540 
Mio. Euro] (Hirman 2006: 60; 2009: 34f.). 
194 Zusätzlich zum Dokument Stratégia energetickej bezpečnosti SR wurden 2008 zwei weitere 
Dokumente angenommen: The Concept of Energy Efficiency of the Slovak Republic sowie der 
Energy Efficiency Action Plan for the Years 2008-2010. Sie regeln lediglich die rechtlichen 
Rahmenbedingungen hinsichtlich der slowakischen Energiepolitik.   
195 Die beiden slowakischen AKW in Mochovce und Jaslovské Bohunice erlauben eine bedingte 
Eigenständigkeit bei der Stromproduktion. Dennoch bestand bis jetzt (Ende 2010) Russland nicht nur 
auf der Lieferung der Kernbrennelemente, sondern auch auf der Modernisierung des 3. und 4. AKW-
Blocks in Mochovce sowie der Mitwirkung beim Ausbau von V3 in Jaslovské Bohunice und in 
Kecerovce (Duleba 2007: 65f.; Petrovič 2009: 77f.). 
196 Der unterirdische Gasspeicher (Unterground Gas Storage Facilities – UGS) soll knapp 38 % des 
jährlichen Gasverbrauchs in der Slowakei decken. Geplant ist der Bau von drei UGS, zwei davon 
direkt an der slowakisch-österreichischen Grenze und eins an der ukrainisch-slowakischen Grenze 
(Klepáč 2007: 19f.). 
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Tschechien sowie die USA, irritierend (Duleba 2009: 106). Ministerpräsident Fico 
sprach sich deutlich gegen die amerikanischen Pläne aus und versicherte während 
seines Besuchs in Moskau (03.05.2008), dass er persönlich eine Installation der US-
amerikanischen NMD-Elemente auf slowakischem Territorium nicht erlauben würde 
(Duleba 2008: 63; Bútora 2007: 70). Die von Ministerpräsident Fico zu diesem 
Anlass vorgebrachten Argumente gegen das in Polen geplante Raketenabwehrschild 
wie auch sein Sprachstil ähnelten sehr der russischen Argumentationsweise (Bútora 
2007: 70).  
 Auf der anderen Seite hatte die Slowakei auf dem NATO-Gipfel in Bukarest 
(03.04.2008) noch einer Installierung von NMD-Elementen in Polen und Tschechien 
zugestimmt, was sie dies zusammen mit den anderen NATO-Staaten als Beitrag zur 
gesamten Sicherheit aller NATO-Mitgliedstaaten bezeichnete (NATO 2008, Punkt 
37). Der slowakische Staatspräsident wie auch das Verteidigungs- und 
Außenministerium nahmen zu den amerikanischen Plänen eine differenziertere 
Position als Ministerpräsident Fico ein und hoben die Einbettung der US-
amerikanischen Pläne in die europäische Sicherheit hervor (Duleba 2008: 63f.; 
Korba 2009: 41f.). Ján Kubiš, slowakischer Außenminister (2006-2009), betonte, 
dass die bilateralen Absprachen zwischen den USA und auf der einen Seite Polen, 
auf der anderen Seite Tschechien um einen vergleichbaren Dialog zwischen den 
USA und Russland ergänzt werden sollten, ohne das Raketenabwehrprojekt in Frage 
zu stellen (Duleba 2009: 108f.). Sein Nachfolger, Miroslav Lajčák (2009-2010), 
lehnte die Implementierung der amerikanischen Pläne auf bilateraler Ebene ab und 
sah sie vielmehr in den Kontext der NATO eingebettet (Lajčák 2009a: 11).  
 Die prorussische Positionierung des Ministerpräsidenten Fico wurde zudem bei 
der Bewertung des russisch-georgischen Konflikts im August 2008 deutlich197: 
Robert Fico war der einzige Ministerpräsident innerhalb der EU, der ohne zu zögern 
die georgische Seite als Kriegsverursacher identifizierte (Duleba 2007: 64) und die 
NATO-Staaten für die Verschlechterung der Beziehungen mit Russland 
verantwortlich machte (Duleba 2009: 108). Dennoch ist darauf hinzuweisen, dass die 
Position des Ministerpräsidenten im Hinblick auf den Georgienkonflikt nicht vom 
slowakischen Staatspräsidenten geteilt worden ist. In Betrachtung der gesamten 
Komplexität der Problematik distanzierte sich Gašparovič in seiner Positionierung 
von einer simplen Schuldzuweisung. Eine konstruktive Lösung für den vorliegenden 
Konflikt dürfe, so seine Forderung, die Integrität Georgiens nicht tangieren (SITA 
2008).  
                                                 
197 Die russische Invasion in Georgien markierte eine Änderung der bisherigen russischen 
außenpolitischen Praxis. Zum ersten Mal nach 1989 wagte Russland eine Intervention in der als 
„näheres Ausland“ verstandenen Sphäre. Damit warnte sie indirekt die anderen kaukasischen Staaten 
(Armenien und Aserbeidschan) vor einer zu großen außenpolitischen Unabhängigkeit (Kempe 2008: 
6-16). 
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 Bereits in der Kosovofrage hatte der slowakische Ministerpräsident eine 
identische Position mit Präsident Putin198 eingenommen und argumentiert, dass die 
Anerkennung der kosovarischen Unabhängigkeit eine Verletzung des Völkerrechts 
bedeute (Duleba 2008: 64). Die Regierung in Bratislava lehnte sowohl die 
Anerkennung des Kosovo als auch die Unabhängigkeit von Abchasien und 
Südossetien ab. Ein wesentlicher Unterschied findet sich jedoch in der 
Argumentation, mit der die Slowakei die Nichtanerkennung des neuen Status des 
Kosovo begründete und die auf der Annahme basierte, dass lediglich Nationen und 
nicht Ethnien das Recht auf nationale Souveränität hätten (Lajčák 2009b: 80). Die 
Tatsache, dass die Slowakei die Unabhängigkeit von Abchasien und Südossetien 
nicht anerkannte, hatte das russische Verhältnis zur Slowakei nicht beeinträchtigt 
(Lajčák 2009a: 16).  
 Es stellt sich die berechtigte Frage, wie – unter besonderer Berücksichtigung der 
Stellungnahmen des slowakischen Ministerpräsidenten, auch angesichts der 
Forcierung von für die Slowakei wirtschaftlich ungünstigen Projekten199 – das 
slowakische Verhältnis zu Russland motiviert ist. Stellt die Positionierung des 
Ministerpräsidenten eine freundliche Geste gegenüber Russland dar, dem 
Hauptlieferanten und Garant der slowakischen energetischen Sicherheit? Oder ist die 
politische Unterstützung Russlands als die fortgeführte konsequente Durchsetzung 
einer multipolaren Weltordnung zu verstehen, in der Moskau als gewichtiger 
Gegenspieler der USA aufzutreten hätte? Oder sind die Äußerungen von 
Ministerpräsident Fico ein weiterer Beweis für die besondere Solidarität im Rahmen 
der traditionellen slawischen Solidarität (Thumann 2004; Bútora, Strážay, Bilčík 
2009: 84 und 95f.)? Erkennbar ist in der slowakischen Außenpolitik hinsichtlich 
Russlands ein gewisser Dualismus, der zwischen dem Außenministerium und dem 
Präsidenten auf der einen Seite und dem Ministerpräsidenten auf der anderen Seite 
besteht. Er erstreckte sich auf Fragen nach der russischen Vorgehensweise in 
Georgien oder der slowakischen Positionierung hinsichtlich der NMD-Elemente in 
Mitteleuropa. Diese Widersprüchlichkeit war weniger auf parteipolitische 
Differenzen unter den Entscheidungsträgern zurückzuführen, sondern implizierte das 
unterschiedliche Verständnis außenpolitischer Verflechtungen der Slowakei mit den 
NATO- und EU-Staaten sowie Russland. Während im slowakischen 
                                                 
198 Putin ist dennoch weiter gegangen. Im Vorfeld der Anerkennung der kosovarischen 
Unabhängigkeit durch die überwiegende Anzahl der EU-Staaten hatte er auf den Zusammenhang 
zwischen der Kosovo- und der Kaukasusproblematik hingewiesen und angedeutet, dass eine 
Anerkennung des Kosovo durch die EU-Staaten zum gleichen Schritt seitens Russlands im Hinblick 
auf die abtrünnigen georgischen Provinzen führen würde (Duleba 2007: 64f.; Asmus 2010: 87-109).  
199 Paradebeispiel ist das russisch-slowakische Bahnstreckenprojekt (Košice-Bratislava-Vienna), das 
Russland an Westeuropa anschließen kann. Das Projekt ist aufgrund der vorgesehenen Kosten (80 
Milliarden SKK) wirtschaftlich mehr als fragwürdig. Die Profitabilität der Bahnstrecke stellte sich erst 
beim Transport von Gütern in Höhe von 34-45 Milliarden Tonnen ein, was einer Steigerung um das 
Fünfzehnfache der transportierten Güter impliziert hätte (Duleba 2007: 65; 2008:  66). 
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Außenministerium wie auch im Präsidentenamt die außenpolitische Rezeption und 
Glaubwürdigkeit der Slowakei im Rahmen einer solidarischen Vorgehensweise 
innerhalb der EU und der NATO im Vordergrund standen, war für Ministerpräsident 
Fico das energiewirtschaftliche Interesse des Landes ausschlaggebend (Duleba 2007: 
64f.). Die außenpolitische Positionierung der Slowakei gegenüber Russland sollte 
einerseits die slowakische Autonomie in der Formulierung und Ausführung der 
eigenen Außenpolitik betonen und anderseits die slowakische Rolle in Mitteleuropa 
steigern. Dennoch, in praktischer Hinsicht führte Ficos Politik zur Steigerung der 
energetischen Abhängigkeit der Slowakei von Russland und verdeutlichte in 
außenpolitischer Perspektive die Tendenz zum Isolationismus, trotz der bestehenden 
normativen Solidarität innerhalb der NATO- und EU-Staaten. In der 
außenpolitischen Wahrnehmung der slowakischen Positionierung gegenüber 
Russland lassen sich zwischen den Amtszeiten von Ministerpräsident Fico (2006-
2010) und Mečiar (1994-1998) zahlreiche Gemeinsamkeiten feststellen, die in der 
Konsequenz zu Konfusion innerhalb der NATO-Staaten und zum Verlust der 
außenpolitischen Glaubwürdigkeit der Slowakei geführt haben. Der politische 
Analyst Marián Lesko notierte in diesem Zusammenhang: 
 “Ten years later there was a relapse. Instead of explaining in Moscow the view of the 
community he [Fico] subscribes to, the prime minister takes the positions of the Kremlin and even 
acts as its spokesman” (Lesko 2007; englische Übersetzung nach Bútora 2007: 74). 
 
Aus mitteleuropäischer Perspektive wird die Regierung in Bratislava und besonders 
die Regierungszeit von Ministerpräsident Fico kritischer bewertet. Im Hinblick auf 
die Energiepolitik schlug die Fico Regierung eine solidarische Vorgehensweise mit 
Polen oder Tschechien aus und suchte die Frage nach der energetischen 
Diversifizierung durch direkte Verhandlung mit Russland zu lösen. Es ist nicht 
auszuschließen, dass sich Ministerpräsident Fico durch den Verkauf der Anteile an 
Transpetrol (2006) an die russischen Investoren Preisnachlässe beim Bezug von 
russischen Gas und Öl versprochen hat (Orban 2008: 113). Dennoch stellte sich 
schnell heraus, dass der Verkauf von Transpetrol sowohl keine 
energiewirtschaftliche Bevorzugung der Slowakei seitens Russland impliziert als 
auch keine Sicherung bei der Energielieferungen bietet, was spätestens beim 
erneuten Gaskonflikt zwischen der Ukraine und Russland (2009) deutlich wurde. 
Darüber hinaus muss die außenpolitische Konsequenz der slowakischen 
prorussischen Positionierung in für Polen und Tschechien wichtigen 
sicherheitspolitischen Fragen im Zusammenhang mit der Installierung der NMD-
Elemente, bedacht werden. Die slowakische außenpolitische Profilierung gegenüber 
Russland erfolgte letztendlich auf Kosten eines guten Verhältnisses zu Polen und zur 
Tschechischen Republik und nahm, trotz einer gewissen Ähnlichkeiten mit der 
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ungarischen Positionierung, einen weiteren Bedeutungsverlust der 
Kooperationsintensität der Visegrád-Staaten in Kauf. 
 3.3.3. Ukraine und Weißrussland 
 3.3.3.1. Ukraine: Partner im Schatten von Russland 
Die Ukraine wurde bis 1998 in der slowakischen Außenpolitik nur marginal 
wahrgenommen200 und von den politischen Entscheidungsträgern in Bratislava 
lediglich „als Tor zu Russland“201 betrachtet. In der ersten Phase (bis 1998) 
beschränkten sich die bilateralen Beziehungen überwiegend auf den Schutz der 
Minderheitsrechte, auf die Stabilität der slowakischen Grenze im Zusamennhang mit 
der illegalen Migration und der organisierten Kriminalität (SS SR 2001: 5, Punkt 40) 
sowie auf die energiewirtschaftliche Diversifizierung. Die slowakisch-ukrainischen 
Beziehungen wurden durch den russischen Vorschlag zur Errichtung einer 
Gaspipeline („Jamal 2“), die über Weißrussland, Polen und die Slowakei verlaufen 
sollte, wesentlich beeinträchtigt. Die Gaspipeline würde Russland mit Südosteuropa 
verbinden und gleichzeitg die Relevanz der Ukraine als Transitland reduzieren 
(Duleba 2003: 167f.). Erst die „Orangene Revolution“ und die proklamierte 
Bereitschaft der Ukraine, sich künftig um eine Mitgliedschaft in der EU und der 
NATO zu bewerben, initiierte eine Wandlung in Richtung einer neuen slowakischen 
Perzeption der Ukraine. Nicht ohne Bedeutung war die slowakische NATO- und EU-
Mitgliedschaft, die das Interesse am direkten Nachbarland zusätzlich intensivierte 
(Bilčik 2004: 43). Wurden vor dem NATO- und EU-Beitritt der Slowakei noch der 
westliche Balkan (Šoth 2000: 152), die Ukraine (Šoth 2000: 153), Russland und die 
Kaukasusstaaten als die Schwerpunkte der slowakischen Außenpolitik identifiziert 
(Dzurinda 2002: 9), so erhielten kurz nach dem Beitritt und auch aufgrund der 
Änderung der slowakischen Regierungskoalition (2006) neben den Balkastaaten 
auch die Ukraine, Weißrussland und Moldawien die deklarative Priorität in der 
slowakischen Außenpolitik (Lajčák 2009a: 10). Im slowakischen Interesse liegt, wie 
offiziell erklärt wird, vor allem die politische und ökonomische Stabilität der Ukraine 
(MFA SR 2010: 28). Dennoch beschränkt sich das konkrete Engagement der 
Slowakei bis jetzt auf punktuelle Probleme in den bilateralen Beziehungen (z.B. 
Energie- und Visapolitik). Auch in der Ukraine wird eine mögliche Kooperation 
zwischen Bratislava und Kiew am stärksten im Bereich der Energiepolitik 
                                                 
200 Zwischen 1993 und 1998 hatte die slowakische Regierung über 120 politische und wirtschaftliche 
Abkommen mit der Russischen Föderation abgeschlossen, mit der Ukraine hingegen weniger als 40. 
In der Zeit zwischen 1996 und 1999 wurde kein slowakischer Botschafter in der Ukraine ernannt 
(Duleba 2003: 159f.). 
201 Die Bedeutung der Ukraine für die Slowakei wurde deutlich in den Aussagen des slowakischen 
Staatssekretärs Sergey Kozlik: “The Ukraine is the getaway to the Russian market for us and its transit 
capabilities for Slovak goods must be increased by ten times at least” (Pravda 1996; zitiert nach: 
Duleba 2003: 160). 
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gesehen202. Vor allem visierte die ukrainische Regierung eine strategische 
Kooperationspartnerschaft beim Transport des Erdöls über das Yuzhniy-Brody-
Terminal an (Duleba 2008: 73). Zu diesem Zweck hatte die ukrainische Regierung 
die Deklaration „On the Principles of Global Energy Security“ vorbereitet, die die 
Relevanz und die Interessen der Transitländer für die europäische Energiesicherheit 
verdeutlichen sollte. Allerdings verweigerte die slowakische Regierung auf dem 
Kiewer Energiegipfel (2007) ihre Unterschrift unter die Deklaration. Obwohl 
zwischen der Ukraine und der Slowakei hinsichtlich der Transitlieferungen 
gemeinsame Interessen feststellbar waren (und sind) und dementsprechend eine 
Kooperation im Bereich der Energiepolitik möglich sein sollte (Transitländer vs. 
Gazprom), vermied es die Regierung in Bratislava, eine Politik zu betreiben, die den 
Anschein eines „antirussischen“ Charakters hätte (Duleba 2007: 72f.).  
 Die Interaktionen auf der Ebene des direkten gesellschaftlichen Austauschs 
zwischen der Slowakei und der Ukraine werden zum Teil durch eine restriktive 
Visapolitik im Rahmen der bestehenden Schengen-Abkommen erschwert. Dies 
bezieht sich in erster Linie auf die direkten Nachbarstaaten der Visegrád-Länder 
(Ukraine, Weißrussland, Russland) und im weiteren Sinne auch auf Moldawien203. 
Zwischen der Slowakei und der Ukraine wurde das „Agreement on Local Border 
Traffic“ abgeschlossen, das Erleichterungen für ukrainische Bürger brachte204. In der 
Regel haben die Visegrád-Staaten eine differenzierte Visapolitik gegenüber den 
osteuropäischen Staaten betrieben. So hatte die Tschechische Republik als erster 
Staat die Visumpflicht für Weißrussland und Russland (Mai 2000), für die Ukraine 
(Juni 2000) und für Moldawien (Oktober 2000) eingeführt. Die slowakische 
Republik folgte dem tschechischen Beispiel und führte im Juni 2000 Visa für die 
Bürger aus der Ukraine und Moldawien, im Januar 2001 Visa für Weißrussland und 
Russland ein. Polen wiederum führte die Visumpflicht für Weißrussland, Russland 
und die Ukraine im Oktober 2003 ein, während Visa für moldawische Bürger bereits 
im Februar 2001 Pflicht wurden. Polen wie auch die Slowakei führten eine relativ 
liberale Visavergabe ein und reduzierten die Visagebühren erheblich (z. B. für 
                                                 
202 Die schrittweise Ausschaltung der AKW in Jaslovské Bohunice zwingt die Slowakei zur 
Steigerung der Stromimporte, u. a. aus der Ukraine. Planmäßig wollte die Slowakei das 
Importvolumen auf 4 Terawattstunden (1012 W) beschränken. Der slowakische Import von Strom ist 
aber durch die Konstruktion geeigneter Distributionsnetzwerke bedingt. Die enormen 
Investitionskosten (7 Milliarden SKK) haben bis jetzt die Realisierung der neuen Konstruktion 
verhindert (Duleba 2008: 71f.; 2009 115). 
203 Die diplomatischen Vertretungen der Visegrád-Staaten stellen die meisten EU-Visa in vier 
osteuropäische Länder aus: 2007 wurden 69 % der erteilten kurzfristigen EU-Visa in den 
konsularischen Vertretungen der V4 ausgestellt, davon in Weißrussland 45 %, in Russland 13 % und 
in Moldawien 11 %. Darüber hinaus haben die Visegrád-Staaten ein breites Netz an konsularischen 
und diplomatischen Vertretungen in den betreffenden Ländern (Wasilewska, Thim, Buzalka 2009: 2-
4).  
204 Das am 30.05.2008 abgeschlossene Abkommen erlaubt den im Grenzgebiet wohnhaften Ukrainern 
das Erlangen eines Schengen-Visums (Kurzaufenthaltsvisum mit mehrmaligem Einreiserecht: Typ C), 
das für einen Zeitraum von einem bis maximal fünf Jahren gültig bleibt.  
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weißrussischen Bürger 5 Euro, für russische Bürger 10 Euro). Die polnischen und 
slowakischen Konsulate waren darüber hinaus zur kompletten 
Visagebührenbefreiung autorisiert205.  
 In dem Dokument „The Plan of Slovak-Ukrainian Cooperation in the 
Implementation of the EU-Ukraine Action Plan for 2007”, das zwischen der 
Slowakei und der Ukraine im Februar 2007 unterzeichnet wurde, sagte die 
slowakische Regierung ihre politische Unterstützung für eine NATO-Mitgliedschaft 
der Ukraine zu. Die slowakische Botschaft in Kiew206 hatte ein Programm für die 
Propagierung des NATO-Beitritts der Ukraine initiiert, das direkt vom slowakischen 
Außenministerium finanziert wurde und in dessen Rahmen die Debatte über die 
ukrainische und europäische Sicherheitspolitik aktiviert werden sollte (Duleba 2007: 
70). Während die Regierung Dzurinda (2002-2006) eine klare Unterstützung der 
Ukraine auf dem Weg in die NATO bzw. EU bekundet hatte und diese Unterstützung 
trotz wiederkehrender Unterbrechungen der Gaslieferungen, die sich im Zuge der 
russisch-ukrainischen Streitigkeiten seit 2004 ergaben, aufrechterhielt, machte 
Ministerpräsident Fico die weitere Unterstützung einer integrativen Annäherung 
zwischen der Ukraine und der NATO/EU von Garantien für problemlose 
Gastransitlieferungen abhängig (Bútora, Strážay, Bilčík 2009 83; Duleba 2009: 118-
120). Im Januar 2009 beschuldigte der slowakische Ministerpräsident die Ukraine 
(und nicht Russland) für die Unterbrechung der Gaslieferungen (Duleba 2009: 116). 
Zwar versuchte das Außenministerium in Bratislava, die vorschnelle Bewertung des 
Konflikts zwischen Russland und der Ukraine zügig zu korrigieren, allerdings erwies 
sich dieser Versuch als nicht nachhaltig. Im weiteren Verlauf des Streits zwischen 
Russland und der Ukraine um die Gaslieferungen übernahm Ministerpräsident Fico 
(2006-2010) wörtlich die russischen Argumente. In der Kritik stand die Frage nach 
der Zuverlässigkeit und Integrität der ukrainischen Außenpolitik (Duleba 2009: 
115f.). Auch Igor Slobodnik, früherer NATO-Botschafter der Slowakei (2003-2008) 
und seit 2009 im Außenministerium verantwortlicher Abteilungsleiter für politische 
Angelegenheiten, hatte im Kontext der Gaslieferungsunterbrechung die ukrainische 
Glaubwürdigkeit als zuverlässiger und verantwortungsvoller Partner in Frage gestellt 
(Bilčik 2009: 33f.). Obwohl die Bemerkungen der slowakischen Entscheidungsträger 
keine nachhaltige negative Auswirkung auf das bilaterale Verhältnis hatten, sind die 
außenpolitischen Beziehungen zwischen Bratislava und Kiew von einer niedrigen 
                                                 
205 Das Positionspapier der führenden Think-Tanks in den Visegrád-Staaten postuliert eine 
weitgehende Koordinierung der Visapolitik hinsichtlich der Ukraine, Weißrussland, Russland und 
Moldawien. Konkret bedeutet dies: a) Erleichterungen bei Vergabe langfristiger Visa für Personen mit 
einer „positiven Visageschichte“; b) Verbesserung der Kommunikation in Konsulaten der V4; c) 
Kürzung der erforderlichen Dokumente und Reduzierung der bürokratischen Abläufe; d) Transparenz 
bei der Ablehnung der Visa; e) Nutzung moderner Technologien bei Vergabeprozessen; f) 
Individualisierung der Verfahren und Serviceorientierung (Wasilewska, Thim, Buzalka 2009: 7-9). 
206 Die slowakische Botschaft in der Ukraine diente 2009 und 2010 als NATO-Kontaktpunkt (MFA 
SR 2009: 30; MFA SR 2010: 8). 
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Intensität gekennzeichnet. Vor dem Hintergrund der deklarativen Bedeutung der 
Östlichen Partnerschaft, die die Ukraine umfasst und deren Signifikanz die 
slowakische Seite immer wieder betont (MFA SR 2009: 4; MFA SR 2010: 24), ist 
das realpolitishe Desinteresse der Slowakei am größten direkten Nachbarland nicht 
zu übersehen. Die slowakisch-ukrainischen Beziehungen gestalten sich nach einer 
simplifizierenden Handlungslogik: Je intensiver die slowakischen Beziehungen mit 
Russland werden, desto weniger wird die Ukraine in Bratislava als politischer 
Partner wahrgenommen.  
 3.3.3.2. Weißrussland: Auf der Suche nach Interaktionsmöglichkeiten  
Die Regierung Fico führte hinsichtlich der direkten und indirekten östlichen 
Nachbarstaaten stärker als die Vorgängerregierung wirtschaftliche Instrumente in die 
Außenpolitik ein. Besonders ist dieses Vorgehen im Hinblick auf Weißrussland 
festellbar. Angesichts der außenpolitischen Unzugänglichkeit des Lukaschenko-
Regimes diente es als erfolgversprechendes Instrument für die Anknüpfung und 
mögliche Stärkung künftiger bilateraler Beziehungen (Duleba 2007: 76). Die 
Wirtschaftsbeziehungen zwischen der Slowakei und Weißrussland haben erst seit 
2007 eine Belebung erfahren. Vor allem die slowakischen Exporte im Bereich der 
Autoindustrie (Kia, Volkswagen und Peugeot) haben die Beziehungen dynamisiert 
(Duleba 2009: 117f). Darüber hinaus versuchte die Slowakei, stärker Weißrussland 
im Bereich der eigenen Entwicklungshilfe zu berücksichtigen. Dadurch versprach 
sich die Bratislavaer Regierung eine weitere Zugangsmöglichkeit zu eröffnen207.  
 Politisch bleibt das Verhältnis zwischen beiden Staaten aufgrund einer politischen 
Geschlossenheit Weißrusslands weiterhin gespalten. Die Slowakei spricht sich im 
Rahmen der GASP für die Konditionalität der EU-Politik gegenüber Weißrussland 
aus (MFA 2009: 27), was angesichts der teils bestehenden eigenen Erfolglosigkeit in 
den Beziehungen mit Weißrussland und teilweise auch in Anbetracht des 
weißrussischen Desinteresses an einer Annäherung zwischen Weißrussland und der 
EU die einzige außenpolitische Perspektive ist208. Mit Übernahme des Vorsitzes im 
Europarat verfolgte die Bratislavaer Regierung 2008 eine Strategie des 
                                                 
207 2007 brachte die slowakische Entwicklungshilfe knapp 8,7 Millionen SKK für verschiedene NGO-
Projekte (Stiftung Pontis, ETP Slowakei) auf, die im Bereich der Entwicklung und Unterstützung der 
lokalen Verwaltung wie auch im Bereich der Förderung demokratischer Werte in Kooperation mit 
weißrussischen Bildungseinrichtungen (Initiative der rechtswissenschaftlichen Fakultät der Comenius 
Universität und des Instituts für Internationale Beziehungen und Rechtsangleichung) liegen (Duleba 
2008: 74). 
208 Die slowakische Botschaft in Minsk wurde erst 2001 eröffnet, während bis 2003 die weißrussische 
Seite keinen Botschafter nach Bratislava entsendet hatte. Relativ intensiv, unter Berücksichtigung der 
beschränkten Handlungsmöglichkeiten in Weißrussland, sind die Aktivitäten der slowakischen NGOs, 
u. a. Stiftung für die Unterstützung der zivilgesellschaftlichen Aktivitäten (Nadacia na podporu 
obcianskych aktiviti), MEMO (Media Monitoring), Bürgerliches Auge (Občíanske oko). Die 
Aktivitäten beschränken sich aber aufgrund der allgemeinen Sanktionierung der Aktivitäten der 
ausländischen Akteure in Weißrussland lediglich auf die Kooperation im Rahmen der OSZE-
Wahlbeobachtung (Duleba 2003: 171f.). 
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Annährungsprozesses mit Weißrussland. Die Aktivierung der Beziehungen zwischen 
dem Europarat und Weißrussland verlief ergebnisambivalent. Auch die Inklusion 
Weißrusslands in die Östliche Partnerschaft, auf die vor allem die mitteleuropäischen 
und baltischen EU-Mitgliedstaaten, sowie die Slowakei, bestanden, blieb ohne 
spürbare Ergebnisse. Allerdings ist die Initiative der Östlichen Partnerschaft – im 
Gegensatz zur bisherigen Politik, die im Rahmen der ENP Weißrussland ausschloss 
– nach Überzeugung der slowakischen Entscheidungsträger ein wichtiger Schritt zur 
Schaffung neuer Chancen (Duleba 2009: 118).  
IV. ZWISCHENFAZIT 
Die außen- und sicherheitspolitische Positionierung der Slowakei blieb lange Zeit 
unbestimmt. Die Grundüberzeugung der slowakischen Entscheidungsträger von einer 
geopolitischen Sonderstellung führte die Slowakei in den 1990er Jahren ins 
außenpolitische Abseits. Dies manifestierte sich besonders im Ausschluss der 
Slowakei aus der ersten Gruppe der Staaten, die 1999 in die NATO aufgenommen 
wurden. Der slowakische Isolationismus erschwerte darüber hinaus die 
Intensivierung der Kooperation mit den Visegrád-Staaten. Der – im Vergleich zu den 
anderen Visegrád-Staaten – verspätete slowakische NATO-Beitritt kann einerseits 
als Konsequenz einer antidemokratischen Politik der Regierung Mečiar betrachtet 
werden; anderseits ist er Ergebnis einer unklaren außen- und sicherheitspolitischen 
Orientierung des Landes. Bei der Konkretisierung der slowakischen außenpolitischen 
Defizite lässt sich eine dreifache Knappheit, wie es der Politikwissenschaftler Weiss 
formuliert, erkennen: Knappheit des Personals, Knappheit der politischen Elite sowie 
Unzulänglichkeit von Politik und Institutionen (Weiss 2003: 50). Die slowakische 
Soziologin Gyárfášová macht dafür vor allem das Desinteresse der slowakischen 
Gesellschaft am Thema Außenpolitik verantwortlich. Besonders in den 1990er 
Jahren, also kurz nach der Proklamation der slowakischen Staatlichkeit, habe die 
Außenplitik kein relevantes Interesse in der Gesellschaft erfahren (Gyárfášová, 
Velšic 2000a: 1f.). Wesentliche Ursache dafür sei der Zustand der geringen 
slowakischen „Professionalisierung“ bei mangelhafter Vorbereitung der politischen 
und administrativen Eliten im Bereich der Außenpolitik gewesen (Wlachovský 
1996a: 1-3; Gyárfášová 2000: 53). Problematisch ist ferner, dass die Formulierung 
der slowakischen Außen- und Sicherheitspolitik einer relativ kleinen Expertengruppe 
und wenigen politischen Entscheidungsträgern vorbehalten ist. Zudem ist die 
slowakische „security community“ nicht genügend miteinander vernetzt und übt 
keinen eigentlichen Einfluss auf die Gestaltungsmöglichkeit der slowakischen 
Sicherheitspolitik aus (Nicolini 2005: 1-7).  
 Nach dem EU- und NATO-Beitritt wurde zwar deklarativ die Bedeutung der 
beiden Institutionen für die slowakische Außen- und Sicherheitspolitik unterstrichen, 
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jedoch wurden die außen- und sicherheitspolitischen Ziele immer noch nicht klar 
formuliert. Mehr als kontraproduktiv ist, dass auch im Fall der Auslandseinsätze der 
slowakischen Einheiten eine strukturierte Zielsetzung wie auch eine klare 
Priorisierung der außenpolitischen Ziele fehlt (Valášek 2008: 43). Als eines der 
größten Probleme wird zudem die mangelhafte Kooperation zwischen slowakischen 
Einheiten und zivilen Experten in den Krisenregionen (Irak, Afghanistan) gesehen 
(Valášek 2008: 42). Zum einen gibt es dafür keine militärische Kultur in der 
Slowakei, zum anderen fehlt es an den strukturierten Mechanismen, die eine solche 
Kooperation fördern und regulieren könnten. 
 In den strategischen Verteidigungs- und Sicherheitsdokumenten werden seit Ende 
der 1990er Jahre deklarativ die Priorität der NATO und das Prinzip der Kohärenz 
zwischen NATO und EU erwähnt; dennoch bleibt der slowakische Beitrag relativ 
bescheiden: Die slowakische Regierung unterstützte die amerikanische 
Vorgehensweise im Irak. Die Erklärung für diese Haltung muss einerseits in der 
innenpolitischen Logik gesucht werden, die im Zusammenhang mit einem 
Paradigmenwechsel der slowakischen Außenpolitik nach der Mečiar-Phase (1993-
1998) steht. Die bevorstehende slowakische NATO-Mitgliedschaft wie auch die 
slowakische Überzeugung von der Führungsrolle der USA im militärischen Bündnis 
stellten eine zusätzliche Motivation für die Teilnahme an der „Koalition der 
Willigen“ dar. Erst der innenpolitische Machtwechsel (2006) wie auch die 
zunehmende innen- und außenpolitische Kritik an der Ad-hoc-Koalition in der 
Irakfrage führten zur Korrektur des slowakischen politischen und militärischen 
Engagements. Trotz der zunehmenden Kritik an der US-amerikanischen Politik im 
Irak verfolgte die Regierung in Bratislava – und dies unabhängig von der 
innenpolitischen Machtkonstellation – das Prinzip der Kohärenz zwischen 
europäischer und transatlantischer Sicherheitspolitik. Im slowakischen Interesse liegt 
die Vermeidung der sicherheitspolitischen und militärischen Duplizierung wie auch 
der steigenden Konkurrenz zwischen der NATO und ESVP. Trotz gewisser 
handlungsrelevanter Widersprüchlichkeiten lässt sich kontinuierlich eine klare 
sicherheitspolitische Relevanz der NATO erkennen. Das Sicherheitsbündnis bietet 
im Gegensatz zur ESVP eine konkretere Garantie der „hard security“, und die 
Entscheidungsmechanismen innerhalb der NATO sind aus der Perspektive des 
Nationalstaats übersichtlicher. Nicht ohne Bedeutung ist der historisch und 
militärisch bedingte klare Führungsanspruch der USA, der in der Slowakei, trotz 
aller Kritik an der amerikanischen Außen- und Sicherheitspolitik, nicht in Frage 
gestellt wird. Im Hinblick auf konkrete Schritte im GASP und ESVP bleibt die 
slowakische Politik unbestimmt. Damit wird der Eindruck gefestigt, dass die 
Slowakei im Bereich der europäischen Außen- und Sicherheitspolitik weiterhin ein 
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eher teilnahmsloser Beobachter bleibt, ohne einen relevanten Beitrag leisten zu 
können (Bútora, Martin, Strážay, Tomaš, Bilčík, Vladimír 2009: 89). 
 Ein wichtiges Merkmal der slowakischen Außenpolitik bleibt die große Affinität 
zu Russland. Dies wurde bereits in den ersten Jahren der slowakischen Staatlichkeit 
nach 1993 sichtbar, ebenso während der Regierungszeit von Ministerpräsident Fico 
(2006-2010). Die prorussische Politik der slowakischen Regierung kann einerseits 
durch die identitätsbezogenen Elemente des slowakischen Panslavismus erklärt 
werden; anderseits muss auch die Signifikanz der wirtschaftspolitischen Faktoren im 
Energiebereich berücksichtigt werden. Die außenpolitische Dimension der 
slowakischen Politik gegenüber Russland wurde nach dem EU-Beitritt der Logik der 
energiewirtschaftlichen Abhängigkeit untergeordnet. Dennoch lässt sich feststellen, 
dass die auffällige prorussische Haltung von Ministerpräsident Fico innenpolitisch 
nicht einhellig geteilt wurde. Deutlich zutage trat der innenpolitische Dissens bei der 
Bewertung der kriegerischen Handlungen Russlands in Georgien (2008) und der 
Positionierung der slowakischen Entscheidungsträger zu den US-amerikanischen 
Plänen, NMD-Elemente in Polen und der Tschechischen Republik zu installieren. 
Nichtsdestotrotz lässt sich festhalten, dass die Slowakei im Vergleich zu Polen über 
keine derart kontroversen Angelegenheiten verfügt, die die Beziehung zu Russland 
nachhaltig beeinflussen könnten. Es ist nicht weiter überraschend, dass das 
slowakisch-russische Verhältnis auch in Moskau als vorbildhaft eingestuft wird, wie 
es stellvertretend Viktor Kolosnikov, ein hoher Beamter im russischen 
Außenministerium, zusammenfasste: 
“Slovakia is convincingly gaining the position of being one of Russia’s most reliable partners 
in the Central and East Europe region. Even after its accession to the EU and NATO, this country did 
not allow itself to be dragged into a negative campaign against Russia, unlike, unfortunately, some 
other states of the former Eastern bloc. It is well known that Bratislava does not support the idea of 
the construction of a third USA NMD site and calls for consideration of Russia’s interests in solving 
all major problems in European and world security” (Hlas Ruska 2008, zitiert nach Duleba 2009: 
109).  
  
Im Schatten der russischen Dominanz ist auch die slowakische Außenpolitik 
gegenüber der Ukraine zu sehen. Während der ersten Jahre der slowakischen 
Staatlichkeit ist die Ukraine von den slowakischen Entscheidungsträgern lediglich als 
ein „Tor zu Russland“ betrachtet worden. Trotz der bescheidenen ukrainischen 
Versuche, die Kooperation mit der Slowakei zu intensivieren, besonders in den 
Bereichen der Energiepolitik und der außenpolitischen Koordinierung der 
gemeinsamen Interessen gegenüber Russland, wurde diese Initiative von der 
Regierung in Bratislava nicht aufgegriffen. Aus der Perspektive der slowakischen 
Regierungsaktivitäten der letzten zehn Jahre, besonders unter Ministerpräsident Fico, 
kann die Intensität der slowakischen Außenpolitik gegenüber der Ukraine als Abbild 
des russischen Verhältnisses zu Kiew gesehen werden: Je stärker die Beziehungen 
zwischen Kiew und Moskau durch außenpolitische Sprachlosigkeit geprägt wurden, 
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umso weniger intensiv gestaltete sich auch die außenpolitische Interaktion zwischen 
der Slowakei und der Ukraine.  
 Weiterhin angespannt bleibt das slowakisch-ungarische Verhältnis. Dreh- und 
Angelpunkt des Konflikts ist – sowohl in Ungarn als auch in der Slowakei – die nicht 
abgeschlossene Vergangenheitsbewältigung, in deren Mittelpunkt die Frage nach 
dem Verhältnis der slowakischen Gesellschaft gegenüber der ethnischen ungarischen 
Minderheit in der Slowakei steht. Die aktuellen Probleme werden durch 
unterschiedliche Auffassungen zur Bedeutung der ethnischen Minderheiten im 
jeweiligen Staat verschärft: Während Ungarn seit 1989 kontinuierlich auf dem 
Prinzip der maximalen Entfaltungsmöglichkeit eigener ethnischer Minderheiten 
beharrt, was eine über die kulturell oder sprachlich basierte Autonomie 
hinausgehende Politik impliziert, fordert die Slowakei eine weitgehende Politik der 
Assimilierung der in der Slowakei lebenden ungarischen Minderheit. Obwohl 
mehrmals versucht wurde, verbindliche Regelungen auf bilateraler Ebene zu finden, 
haben die zwischenstaatlichen Beziehungen aufgrund der gesellschaftlichen 
Spannungen, nicht selten durch radikale politische Gruppierungen zusätzlich 
verschärft, eine eigene destruktive Dynamik erlangt. In der Konsequenz hat dies zu 
Einschränkungen der politischen zwischenstaatlichen Kooperation geführt, deren 
Auswirkungen für die gesamte Visegrád-Gruppe spürbar sind und diese zum Teil 
lähmen.  
 Sowohl Ungarn als auch die Slowakei deklarierten oftmals ihr Interesse an einer 
politischen und wirtschaftlichen Stabilisierung des westlichen Balkans, also der 
Region, die besonders von ethnisch motivierten Konflikten geprägt ist. Beide Staaten 
unterstützen die NATO- und EU-Mitgliedschaft der westlichen Balkanstaaten und 
tragen durch ihre direkte Teilnahme an den militärischen und polizeilichen Einsätzen 
unter NATO- und EU-Führung zur sicherheitspolitischen Stabilisierung des Balkans 
bei. Darüber hinaus werden die Balkanstaaten seit fast mehr als zehn Jahren 
regelmäßig in den slowakischen und ungarischen Entwicklungshilfeplänen 
berücksichtigt. Obwohl dies alles wichtige und notwendige Schritte zur 
Stabilisierung und Entwicklung der westlichen Balkanregion sind, wird von den 
Entscheidungsträgern in Budapest und Bratislava eine normative Dimension der 
zwischenstaatlichen Außenpolitik nur wenig berücksichtigt. Eine solche normative 
Dimension muss aber zuerst, um eine wichtige Modellfunktion für die Staaten des 
westlichen Balkans zu entfalten, u. a. eine konkrete Lösung für ethnisch motivierte 
Konflikte in bilateralen slowakisch-ungarischen Beziehungen implizieren. 
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KAPITEL 5 
I. IDENTITÄT SOWIE AUSSEN- UND SICHERHEITSPOLITISCHE 
KULTUR UNGARNS  
1. Kernpunkte der ungarischen Identität 
Der ungarische Historiker und Diplomat András Balogh bringt die wesentlichen 
Bestandteile der ungarischen Identität in einer für die ungarische 
Selbstwahrnehmung repräsentativen Reflexion auf den Punkt:  
“The national identity of Hungarians is one of the most ancient and strongest on the 
European continent. Early 12th century chronicles clearly emphasize the historical and linguistic 
differences of Hungarians that set them apart from the rest of European communities. The awareness 
of these differences was rooted in the living memory due to relatively late appearance of Hungarians 
in Central Europe, in the collective experiences of consecutive foreign invasions and dominance, and 
in the multiethnic character of the country. So Hungarian history offers a readymade material for 
theories of ‘national exclusiveness’, based on ‘permanently hostile international environment’” 
(Balogh 2001: 69). 
 
Damit werden Kernpunkte für die Definition der ungarischen kollektiven Identität 
angesprochen: die Andersartigkeit, die äußere Dominanz (Fremdherrschaft und 
Vorherrschaft) und die defragmentierte Gemeinsamkeit Ungarns mit Europa.  
 1.1. Andersartigkeit  
Die ungarische Identität (Klimó 2003; Lechowska 2004; Kipke 2005: 11-32; Krossa 
2005: 102-117; Fürst 2008: 155-188) wird zwar nicht in negativer Opposition zur 
europäischen konstruiert; dennoch wird auf bestehende Divergenzen verwiesen. 
Diese erstrecken sich auf die Projektion einer kollektiven Selbstwahrnehmung im 
Verhältnis zur Fremdbestimmung und leiten einen Prozess der Differenzierung ein. 
Es wird impliziert, dass das historisch geprägte ungarische Nationalverständnis 
gegenüber den mittel- und westeuropäischen Nachbarstaaten unverkennbare 
Wesenszüge aufweist. Diese Eigenarten konzentrierten sich vor allem auf die 
sprachlichen und kulturell bedingten Elemente, die einen starken 
Exklusionscharakter besitzen (Krossa 2005: 115f.). Im Mittelpunkt steht die 
ungarische Sprache als unverwechselbares Identitätsmerkmal; hinsichtlich der 
ethnischen Kategorien der ungarischen Nation stiftet sie einen Konnex zwischen 
Zentrum (Ungarn) und Peripherie (Auslandsungarn).  
 1.2. Im Spannungsfeld von Fremdherrschaft und Herrschaft 
Historisch betrachtet, wird die Selbstreflexion über eine eigene Andersartigkeit durch 
den Umstand der Fremdherrschaft, die nach der verlorenen Schlacht von Mohács 
(1526) beginnt, intensiviert. Das Trauma der externen Dominanz bildet für Ungarn 
den Ausgangspunkt einer erneuerten Identitätspositionierung, infolge derer die 
Ungarn sich als zivilisatorisch-religiösen Vorkämpfer des Europäischen begreifen. 
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Während der Fremdherrschaft bildete gerade Europa (Westeuropa) den zentralen 
Orientierungs- und Referenzpunkt für die sich langsam entwickelnde ungarische 
Identität, trotz der bestehenden Momente der geschichtlichen Fragmentierung und 
kulturellen Differenzierung. Dabei nahm das Christentum eine zentrale Rolle ein, 
indem es einerseits ein Differenzierungsmerkmal gegenüber der Fremdherschaft 
darstellte (Krossa 2005: 104f.) und andererseits eine Verbindung zu Westeuropa 
bildete. Die Aufklärung und der Prozess des nationalen Erwachens, die erst im 19. 
Jahrhundert zur Geltung kamen und ihre Kulmination im österreichisch-ungarischen 
Ausgleich (1867) fanden, gipfelten in der Durchsetzung der ungarischen Autonomie 
(Gergely 2006: 9-18; Stahel 2006: 97-113). Dies implizierte zwar weiterhin die 
Unterordnung Ungarns im Rahmen der Habsburgermonarchie, dennoch setzte 
parallel die Vorherrschaft Ungarns über die anderen sprachlich-kulturellen 
Minderheiten (u. a. Slowaken) ein. Das Phänomen der Vorherrschaft, auf ungarischer 
Seite mit einer zivilisatorischen Mission Ungarns assoziiert209, ist von den ethnischen 
und nationalen Minderheiten (Slowaken) mit Unterdrückung gleichgesetzt worden. 
In diesem Kontext wurde die ungarische Identität als Fremdkörper betrachtet, was in 
der Konsequenz in einem Kampf gegen die Magyarisierung in einer durch 
Multiethnizität gekennzeichneten Region gipfelte210.  
 1.3. Defragmentierte Gemeinsamkeit 
Der Zerfall der österreichisch-ungarischen Habsburgermonarchie markiert eine 
tragische Wende in der Selbstwahrnehmung Ungarns, die mit dem Begriff „Trianon-
Trauma“ bzw. „Trianon-Komplex“ oder „Trianon-Syndrom“ bezeichnet wird 
(Daruvar 1978; Kovács-Bertrand 1997; Romsics 2005; Király, Veszpremy 1995). 
Der Trianon-Komplex ist ein konstituierendes Element der ungarischen kollektiven 
Identität zwischen 1920 und 1945 geworden. In der identitätsstiftenden Tradierung 
wurde der Trianon-Komplex mit der Mohács-Tragödie (1526) verglichen, die in 
einer messianistischen Konzeption der ungarischen Geschichte als Kreuzigung der 
ungarischen Nation verstanden wurde (Caples 2005: 57f.; Michela 2006: 20; Krossa 
2005: 102ff.):  
“Not one nation has been tested more than the Hungarians. The Tatars, Mohacs, Trianon – 
when is this going to end? When will the West offer a helping hand? When will there be peace among 
‘sons’? When will the  Hungarians be left alone by the nations who were defended by the Hungarians 
                                                 
209 Prinzipiell werden nationale Identitäten in Osteuropa in zwei Kategorien aufgeteilt: 
„messianistische“ und „restaurative“. Die Unterscheidung bezieht sich auf die Form der Bestimmung 
und den Einfluss der ihr zugrunde liegenden externen Faktoren und wird erst in Verbindung mit der 
Nation als konkrete identitätsgebende Gestalt deutlich. Im Falle Ungarns ist eine eindeutige 
Zuordnung äußert schwierig, da der messianistische Charakter der ungarischen Identität deren 
restaurative Elemente determinierte (Kiss 2000: 36f.). 
210 Dennoch kann zwischen 1867 und 1918 von zwei konkurrierenden Ansätzen der ungarischen 
Nationalpolitik gesprochen werden: eine freiwillige und eine staatlich gesteuerte Magyarisierung 
(Lengyel 2009: 43; Kiss  2000: 40f.). 
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against the Turks and the Tatars and who would not be so strong now had we not bled for them and 
for our faith?” (Hiradó 1931, zitiert nach Michela 2006: 21).  
 
Die Kultivierung einer Wahrnehmung als tragische, von Schicksalsschlägen 
gezeichnete Nation bleibt bis in den heutigen nationalen Diskurs ein prägendes 
Element der ungarischen Identität (Krossa 2005: 115f.). Die Zeit nach dem Trianon-
Vertrag forderte eine Neuformulierung der Orientierungspunkte nationaler Identität. 
Ungarn reproduzierte nach dem Ende des Ersten Weltkrieges eine kollektive 
Identität, die sich stark auf die ungarische Innenpolitik vor 1918 bezog. Ein 
Schlüsselelement der „ungarischen Erbschaft“ war die mythische Verklärung des 
ersten ungarischen König István (969-1038), der zum Repräsentanten der 
ungarischen Integrität gemacht wurde. Doch dies verwies auf das Gedankengut einer 
unteilbaren ungarischen Staatlichkeit211. Im Vordergrund standen erneut die 
ungarische Sprache und Kultur als primäre Kategorien der Identifikation. Damit 
wurde eine direkte Verbindung über die Grenzen des eigenen Staates hinaus 
etabliert; darüber hinaus erhielten die beiden konstituierenden identitätsstiftenden 
Elemente, Sprache und Kultur, nach dem Pariser Vertrag (1947) inoffiziell ihre 
besondere Geltung. Die Pax Sovietica versuchte zwar, die Identitätsfrage und die 
daraus resultierenden Spannungen und auftretenden Konflikte zu kaschieren, löste 
das historisch gewachsene Misstrauen – einerseits gegen die Großmächte, 
andererseits gegen die Auslandsungarn in den betreffenden ungarischen 
Nachbarstaaten – nicht (Kiss 2000: 41). Umso stärker fand das Thema hinsichtlich 
der Konsequenzen von Trianon nach 1989 Eingang in die ungarische 
Auseinandersetzung um die eigene Vergangenheit (Balogh 2001: 75). Ein Paradoxon 
des Trianon-Vertrags bestand darin, dass Ungarn zwar die Unabhängigkeit erlangte, 
aber gleichzeitig enorme territoriale und demographische Einbußen zu akzeptieren 
hatte (Kiss 2000: 43). Dies bildete die Grundlage für die bestehende Inkongruenz 
von Staat, Nation, Sprache und Territorium, was gegenwärtig bei der Formulierung 
der nationalen und staatlichen Identität entscheidend bleibt (Kiss 2000: 36). Ein 
zentraler Bestandteil der Selbstwahrnehmung wird durch das Beziehungsverhältnis 
zwischen Zentrum (Mutterland) und Peripherie (Ungarn im Ausland) determiniert 
(Gyárfašová, Lukáč 2002: 27). Somit wird im ungarischen Diskurs das Thema der 
Identität zwangsweise eng mit der Frage nach dem Status der ungarischen 
Minderheiten im Ausland verknüpft. 
 Der EU-Beitritt eröffnete auf staatlicher Ebene die neue Möglichkeit zur 
Überwindung der lebhaften ethnozentrischen Reflexe, die mit einem Revanchismus 
                                                 
211 Diese Überzeugung war sehr geläufig und drückte sich unter anderem in breiten Kreisen der 
ungarischen Gesellschaft durch den bekannten Slogan aus: “A mutilated Hungary is not a country, the 
complete Hungary is paradise! So it has been, so it will be! I believe in one God, I believe in one 
motherland, I believe in one God’s justice, I believe in the resurrections of Hungary, Amen!” (Michela 
2006: 20). 
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verbunden waren, und ermöglichte andererseits das Entstehen eines integrativen 
Ungarntums innerhalb der grenzfreien EU (Bozóki 2004: 44). Damit wurde die 
Entschärfung eines für die ungarische Außenpolitik in den 1990er Jahren 
prinzipiellen Konflikts zwischen Nation und Staat herbeigeführt. Die konfliktfreie 
Intensivierung der ungarischen Nationalitätenpolitik kann nunmehr erfolgen, indem 
der ungarischen Minderheit die Rolle einer regionalen Brücke zwischen den 
Gesellschaften in den Nachbarstaaten (s. Kapitel 5, III, 3.) zugeschrieben wird 
(Lengyel 2009: 40).  
 Für die aktuelle ungarische Identität, erweitert um die Dimension der EU, stellt 
sich in politischer wie soziologischer Perspektive die Frage nach einem 
Selbstverständnis in der Kategorie der empfundenen Zugehörigkeit. Die ungarische 
Gesellschaft war, wie Bozóki betont, bereits während des Kalten Krieges mit der 
Mitgliedschaft ohne Zugehörigkeit bzw. Mitgliedschaft ohne Identität im Rahmen 
des Warschauer Paktes konfrontiert. Zwar erfolgte dieses Phänomen in einem 
anderen historischen Zusammenhang, zeigt jedoch gewisse Ähnlichkeiten mit dem 
Kontext der NATO- und EU-Mitgliedschaft212. Dennoch hebt das gegenwärtige 
Selbstverständnis Ungarns die historischen Elemente hervor, die auf 
Gemeinsamkeiten mit der Region und Westeuropa deuten: Religion (Christentum) 
und Modernisierung. Das Christentum, in Ungarn mit dem Erbe von König István 
organisch verbunden (Pók 2003: 18f.), ist ein wichtiges Konvergenzmerkmal der 
ungarischen Identität (gewesen) und wird in den konservativen politischen Kreisen 
weiterhin als Element der kohärenten Verbundenheit zu Westeuropa (Balogh 2001: 
72-77; Dieringer 2009: 131-134) angesehen. Für Ungarns Liberale und Sozialisten ist 
dagegen nicht diese axiologische Grundlage als ausschließliche Determinante der 
ungarischen Zugehörigkeit zu Westeuropa anzusehen. Vielmehr wird das Phänomen 
der politischen, kulturellen und gesellschaftlichen Modernisierung (Anpassung an 
Westeuropa) als flexible Konstante der ungarischen Geschichte verstanden. Die 
Modernisierung markiert die permanente Wanderung Ungarns von einer 
halbperipheren Lage ins Zentrum Europas. In dieser Perspektive wird der 
ungarischen Identität ein wandlungsfähiger und flexibler Charakter attestiert, der sich 
durch eine ständige Aufholjagd im Sinne der (wirtschaftlichen) Modernisierung 
auszeichnet, um trotz der historischen, politischen und wirtschaftlichen Rückschläge 
schließlich zum entwickelten Teil Westeuropas gehören zu können (Oplatka 2009: 
203). 
 
 
                                                 
212 Die Existenz dieser Grundeinstellung bewies die relativ niedrige Wahlbeteiligung am Referendum 
über die ungarische Mitgliedschaft in der EU (Bozóki 2004: 48f.; Batory 2002; NSD EEDH 2003; 
Dieringer 2009: 344-348). 
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2. Außen- und Sicherheitspolitische Kultur  
 2.1. Determinierende Faktoren 
Die außen- und sicherheitspolitische Kultur Ungarns wird durch drei Faktoren 
determiniert:  
 die geopolitische Lage (Komplex des Kleinstaates), 
 die geschichtliche Tradition (Komplex der Geschichte) und  
 die Minderheitsfragen (Syndrom der Inklusion).   
Die ungarische Selbstwahrnehmung beinhaltet daher, was sowohl explizit als auch 
implizit angenommen wird, die relativ beschränkten Einflussmöglichkeiten der 
ungarischen Außen- und Sicherheitspolitik. Im Falle von Kleinstaaten spielen für 
deren Relevanz im Bereich der internationalen Beziehungen zwei Determinanten 
eine Rolle (Lévai 2007: 104-121):  
 signifikante eigene Ressourcen (u. a. Wirtschaft, Technologie, Kapital) oder  
 die geopolitische Lage.  
 
Das Bewusstsein um die begrenzten außen- und sicherheitspolitischen Möglichkeiten 
ist bei den ungarischen Entscheidungsträgern wie auch im Kreis der Experten, die 
einen Einfluss auf die Formulierung der ungarischen Politik haben, stark ausgeprägt 
(Schombati 2006: 9). Die institutionelle Einbindung in EU und NATO gibt nicht nur 
die Chance zur wirtschaftlichen Modernisierung, sondern ist ein wichtiges 
Instrument zur Steigerung des außenpolitischen Gewichts und stellt die wichtigste 
Voraussetzung für die sicherheitspolitische Stabilität Ungarns in der Region dar 
(Rácz 2005: 545).  
 Nach der Logik der begrenzten außen- und sicherheitspolitischen 
Einflussmöglichkeiten konzentriert sich Ungarn in seinen nationalen Interessen vor 
allem auf die Aktivitäten in Mitteleuropa und im Balkan (Schombati 2006: 11f.). Die 
größte Chance für Ungarn besteht in der Möglichkeit, als eine stabile Demokratie 
eine wichtige Rolle bei der Formulierung der europäischen Politik gegenüber den 
westlichen Balkanstaaten zu übernehmen (Tamás 2008: 98). Solange wie ein 
politisches Vakuum besteht und die Politik der EU gegenüber den westlichen 
Balkanstaaten inkonsequent und zögerlich bleibt, stehen für die ungarische 
Außenpolitik im Hinblick auf den westlichen Balkan noch gewisse Rollen offen. Ob 
Budapest sich für die Rolle eines Vorbildes der regionalen Modernisierung, für die 
Rolle eines wirtschaftlichen Zentrums entlang der Donau, für eine Kontinuität 
historischer Staatlichkeit im Karpatenbecken oder für eine integrative Kraft der 
ungarischen Gesellschaft in der Region entscheidet (Tamás 2008: 109), hängt von 
der Konzeption der regionalen Schwerpunkte und vom Selbstverständnis Ungarns in 
der EU ab.  
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 Anders als für die Slowakei und Tschechien stellte die sicherheitspolitische 
Neutralität für die ungarischen Entscheidungsträger kaum eine ernsthafte Option dar 
(Gazdag 2004: 56; Nagy, Kovács 2008: 56; Gyula 1988: 61-63). Obgleich in den 
1990er Jahre stellenweise über ein mögliches finnisches und österreichisches 
Neutralitätsmodell als mögliche Lösung für Ungarn debattiert wurde (Matus 1996: 
165), erschien Budapest das Modell einer paneuropäischen Sicherheitsarchitektur 
interessanter. Gyula Horn, der ungarische Außenminister (1989-1990), hatte noch 
1990 über eine solche paneuropäische Sicherheitsarchitektur gesprochen: „Ich bin 
überzeugt, dass das vereinigte demokratische Europa der Zukunft ein 
paneuropäisches Verteidigungssystem benötigt [wird]“ (Gyula 1990: 63). Pläne zur 
Etablierung eines paneuropäischen Sicherheitssystems, in dessen Mittelpunkt 
vertrauensbildende Maßnahmen wie auch Demilitarisierung standen, hatten sich 
noch im Regierungsprogramm von Ministerpräsident Antall gefunden (Pietsch 1998: 
105ff.).  
 Relativ schnell stellte sich heraus, dass eine der wichtigsten Aufgaben der 
ungarischen Außen- und Sicherheitspolitik die regionale Stabilität ist. Diese wurde 
aufgrund des Zusammenbruchs der Sowjetunion und der Etablierung der 
ukrainischen Unabhängigkeit – wie auch durch den Zerfall der Tschechoslowakei 
und den ethnisch bedingten Konflikt in Jugoslawien – bedroht (Törő 2001: 129-146). 
Ein stabilisierendes Element der Region war im Verlauf der 1990er Jahre das 
militärische Engagement Ungarns in den Stabilisierungsmissionen unter Führung der 
NATO213. Darüber hinaus konzentrierten sich die Regierungen von Antall (1990-
1993) und Horn (1994-1998) auf die Konsequenz eines drohenden politischen 
Vakuums in der Region (Kern 2004: 87f.), das nicht nur fehlende 
Sicherheitsgarantien für die Staaten in der mitteleuropäischen Region umfasste, 
sondern sich auch auf eine ungenügende Einbeziehung der mitteleuropäischen 
Staaten im System der institutionellen und völkerrechtlichen Verflechtung – mit 
einem höheren Grad der Sicherheitsgarantie als der von OECD oder UNO – bezog. 
Die als Mantra wiederholte „Rückkehr nach Europa“ implizierte eine dauerhafte 
institutionelle Einbindung in NATO und EU, die – neben der Frage der 
Neubestätigung des guten Verhältnisses zu den ungarischen Minderheiten in der 
direkten Nachbarschaft – als wichtigste Priorität der ungarischen Außen- und 
Sicherheitspolitik formuliert wurde (Kern 2004: 91).  
                                                 
213 Es handelt sich seit Ende der 1990er Jahre um die Operationen im Rahmen von IFOR/SFOR in 
Bosnien und Herzegowina, KFOR im Kosovo wie auch um die Teilnahme an der Operation Essential 
Harvest in Mazedonien (Rózsa 2002: 36f.). 
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II. SICHERHEITSPOLITISCHE PRIORITÄTEN  
1. Sicherheit durch Integration  
In einem der ersten Regierungsdokumente zu den Grundsätzen der ungarischen 
Sicherheitspolitik, „The Basic Principles of Security Policy of Hungary“ (1993), das 
im Parlament einstimmig angenommen worden ist, wurde eine potenzielle 
Mitgliedschaft Ungarns in der NATO als ausreichende Sicherheitsgarantie betrachtet 
(Törő 2001: 129-146; Kern 2004: 86-99). Im Dokument „The Basic Principles of 
National Defence in the Republic of Hungary“ (1993) wurde die ungarische 
Sicherheit nicht mehr primär in den Kontext von OSZE und UNO eingebettet, 
sondern durch den Anspruch auf die ungarische Mitgliedschaft in NATO und WEU 
akzentuiert (Pietsch 1998: 79-83). Außenminister Géza Jeszenszky (1990-1993) 
befand im November 1993, dass die ungarische Sicherheit am besten durch eine 
rasche Mitgliedschaft in der NATO gewährleistet werden könne (Jeszenszky 1993: 
68-71). Die außenpolitische Deklaration der ungarischen Regierung betonte eine 
klare atlantische Ausrichtung der ungarischen Politik (Jeszenszky 1993: 69). Dies 
wurde durch einen Konsens der politischen Parlamentsparteien („system of six-party 
coordination“) (Törő 2001: 134) über eine rasche Integration in NATO und EU 
gestärkt (Törő 2001: 129-146). Die Forderung der eigenen Integration wurde mit der 
ungarischen Nachbarschaftspolitik verknüpft: Eine parallele Unterstützung der 
europäischen Integration der Nachbarstaaten bedeutete eine „win-win-Situation“: 
sowohl für Ungarn als auch für die direkten Nachbarstaaten mit signifikanten 
ungarischen Minderheiten (Fowler 2001). 
 Die ungarische Sicherheitsstrategie, The Basic Principles of the Security Policy of 
the Republic of Hungary aus dem Jahr 1993 (Pietsch 1998: 76-79) zeigte deutlich, 
dass die ungarischen Entscheidungsträger analytisch mit einem erweiterten 
Sicherheitsbegriff arbeiteten. Die Definition des Begriffs der Sicherheit, auf deren 
Grundlage die ungarische Sicherheitspolitik beschrieben wurde, war breit gefasst 
(Nagy, Kovács 2008: 56). Dieser Ansatz wurde in der Sicherheitsstrategie von 2004 
(HNSS 2004214) fortgesetzt: Der Sicherheitsbegriff beinhaltet neben den 
militärischen Aspekten auch soziale, gesellschaftliche, umweltbezogene und 
ökonomische Komponenten (HNSS 2004: I). Die ungarische Nationale 
Sicherheitsstrategie aus dem Jahr 2004 erwähnt drei prinzipielle 
Sicherheitsdokumente, die als Orientierung für die Konkretisierung der ungarischen 
Sicherheit gedient haben (Nagy, Kovács 2008: 57):  
 die ungarische Sicherheits- und Verteidigungsstrategie (1993),  
                                                 
214 The National Security Strategy of the Republic of Hungary, die am 31.03.2004 von der 
ungarischen Regierung angenommen wurde (Beschluss Nr. 2073/2004) und am 15.04.2004 in Kraft 
trat (Beschluss Nr. 2144/2002), basiert auf „Basic Principles of the Security and Defence Policy of the 
Republic of Hungary” und stimmt mit den Annahmen des „NATO Strategic Concept” (1999) wie 
auch der „European Security Strategy” (2003) überein.  
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 die strategische Konzeption der NATO (1999) und  
 die EU-Sicherheitsstrategie (2003).  
 
Beim Vergleich der ungarischen Nationalen Sicherheitsstrategie (HNSS 2004) mit 
der Europäischen Sicherheitsstrategie (ESS 2003) wird deutlich, dass die ungarische 
Sicherheitspolitik der Außenpolitik untergeordnet und in den Rahmen der EU 
eingebettet blieb. Damit bildete die EU ein natürliches Umfeld für die Durchsetzung 
ungarischer Nationalinteressen (Kiss 206: 104f.). Die Nationale Sicherheitsstrategie 
(HNSS 2004) bestimmte klare Schwerpunkte, welche die ungarischen sicherheits- 
und außenpolitischen Interessen verdeutlichten:  
 Stärkung der ESVP/GASP,  
 Erhaltung der transatlantischen Kooperation,  
 Stärkung der Partnerschaft mit den USA,  
 Förderung der Nachbarschaftspolitik unter besonderer Berücksichtigung der 
östlichen Partnerschaft,  
 Unterstützung der Integration der westlichen Balkanstaaten in die EU und die 
Förderung der Demokratisierungsprozesse in dieser Region,  
 Ausweitung der Minderheitsrechte  
 Kooperation mit den Staaten sowohl im Mittelmeerraum als auch im Nahen 
Osten (HNSS 2004: II, 2).  
 
Die vorgeschlagenen Schwerpunkte können zwar als eine komplementäre 
Vorgehensweise der ungarischen Außen- und Sicherheitspolitik verstanden werden, 
verraten jedoch eine gewisse Ratlosigkeit, was die Hierarchisierung der eigenen 
Interessen angeht. Im Hinblick auf die Sicherheit wird den politischen 
Entscheidungsträgern in Budapest deutlich, dass die Rolle und Bedeutung Ungarns 
im Bereich der Sicherheit bescheidener Natur ist und schließlich vom jeweiligen 
Nutzen für die EU oder die NATO abhängig bleibt.  
2. Transatlantische Dimension 
 2.1. Relevanz der NATO 
Die Erweiterung der NATO wurde von den politischen Parteien, wie auch von der 
ungarischen Gesellschaft, überwiegend unterstützt215 und für die geeignetste 
Plattform zur Realisierung der ungarischen Sicherheitsinteressen gehalten (Gazdag 
2004: 63). Seitens der NATO-Staaten waren für die Erweiterung des Bündnisses vor 
                                                 
215 Gegen die NATO-Mitgliedschaft optierten lediglich die rechtsextreme MIÉP, die kommunistische 
Arbeiterpartei sowie die pazifistische Gruppierung Alba Kör. Dennoch sprachen sich in dem 
Referendum über die NATO Mitgliedschaft (16.11.1997) von 49,24 % der Beteiligten 85,33 % vs. 
14,67 % dafür aus (Törő 2001: 142ff.). 
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allem geostrategische Überlegungen relevant. Die politische Dimension dieser 
Entscheidung spielte eine wesentlichere Rolle als die militärische. Militärische 
Schwächen der neu aufgenommenen Staaten wurden durch: 
 deren Versprechen, technologisch und militärisch aufzuholen,  
 ihre Zusammenarbeit im Bereich der Aufklärung,  
 ihre geostrategische Lage und  
 ihre Loyalität vor allem gegenüber den USA ausgeglichen (Dunay 2003: 89).  
 
Problematisch war, wie bereits der Vorbereitungsprozess zur NATO-Mitgliedschaft 
verdeutlichte, dass die ungarische Politik keine klare Vorstellung von der weiteren 
Entwicklung der NATO – wie auch hinsichtlich des eigenen Beitrags innerhalb der 
Allianz – hatte. Lange unbeantwortet blieb die Frage nach dem bevorzugten 
Charakter der NATO (globaler und regionaler Akteur und tatsächlicher ungarischer 
Beitrag). Nach dem 11.09.2001 lieferte Ungarn auch keine eindeutige Antwort im 
Hinblick auf die Terrorbekämpfung. Die politische Elite konnte sich nicht eindeutig 
positionieren, inwieweit eine ungarische Bereitschaft zur Unterstützung der 
militärischen NATO-Operationen „out-of-area“ bestand (Dunay 2003: 86). Nach den 
Parlamentswahlen 2002 hatte die sozialdemokratisch-liberale Regierungskoalition 
offenbart, dass Ungarn im Hinblick auf die NATO erst 25 % der Verpflichtungen 
erfüllte, die noch 1999 von der FIDESZ-geführten Regierung als politisch voll erfüllt 
deklariert worden waren216 (Póti, Tálas 2004: 44).  
 Deklarativ wird im politischen Diskurs auf die besondere Rolle der NATO und 
der Vereinigten Staaten verwiesen. So hebt die ungarische Sicherheitsstrategie von 
2004 hervor, dass die NATO trotz der veränderten sicherheitspolitischen Umstände 
eine primäre Plattform der transatlantischen Sicherheitspolitik und der 
sicherheitspolitischen Kooperation bleiben solle (HNSS 2004: III). In der HNSS 
2004 wird noch eine andere wichtige Konsequenz deutlich. Noch in den 1990er 
Jahren wurde für vergleichbare strategische Sicherheitsdokumente die UNO als 
primäre Instanz für die Erhaltung von Frieden und Sicherheit betrachtet und dem 
UN-Sicherheitsrat die Entscheidungsgewalt hinsichtlich der sicherheitspolitisch 
relevanten Belange zugestanden. Dieses Exklusivitätsprinzip ist nun nicht mehr 
ausschließlich in den Rahmen der UNO eingebettet (Póti, Takács 2005. 29f.): 
“The UN Security Council will continue to bear primary, but not exclusive responsibility for 
the maintenance of international peace and security. The UN plays an important role in co-ordinating 
the collective efforts pursued in such fields as the protection of human rights, economic co-operation 
and development, non-proliferation and environmental protection. However, as a result of the events 
                                                 
216 Damit wurde unter anderem deutlich, dass ein Verhaltensmuster aus der Vergangenheit wiederholt 
wurde: Während der bipolaren Weltordnung galt Ungarn innerhalb des Warschauer Paktes als 
unzuverlässiger Verbündeter. Hatten damals die historischen Erfahrungen von 1956 eine wichtige 
Rolle als Erklärungsfaktor für die Positionierung Ungarns gespielt, so führte ein vergleichbares 
Verhalten innerhalb der NATO schnell zur Etikettierung Ungarns als Trittbrettfahrer (Póti, Tálas 
2004: 33). 
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that have taken place in recent years, there has been an increasing demand among international actors 
for the adaptation of the legal and institutional grounds of the international community to the new 
challenges and for the increase of the UN’s effectiveness” (HNSS 2004: III, 1.4). 
 2.2. Rolle Ungarns in der NATO 
Mit Aufnahme der neuen Staaten in die NATO (2004) endete die geostrategische 
Insellage Ungarns (Szenes 2006: 20). Mit dem NATO-Beitritt von Bulgarien und 
Rumänien verlor Ungarn auch eine gewisse operationelle und geostrategische 
Exklusivität im Hinblick auf die Balkanregion, die es Ungarn besonders in der Zeit 
des Jugoslawienkrieges erlaubte, eine wichtige Rolle innerhalb der Allianz 
einzunehmen. Dennoch stellte die Erweiterung einen weiteren und von Budapest 
unterstützten Schritt in Richtung Stabilisierung der Balkan- und Schwarzmeerregion 
(Nagy, Kovács 2008: 58) dar, auch wenn die amerikanische Aufmerksamkeit nach 
dem westlichen Balkan primär auf die Schwarzmeer-Region wegen der 
geopolitischen Interessen Washingtons verlagert wurde (Japaridze 2007: 113-125).  
 Das relativ begrenzte NATO-Engagement Ungarns kann mit den fehlenden 
globalen Ansprüchen Ungarns in der Sicherheitspolitik erklärt werden. Entsprechend 
betrachtet das Regierungsprogramm der sozialliberalen Koalition die 
sicherheitspolitische Lage Ungarns als stabil (HNSS 2004: Einleitung). Dabei wird 
die Stabilität vor allem mit der ungarischen Mitgliedschaft in der NATO assoziiert. 
Zum anderen wird auf die stabile Lage der Balkanstaaten und auf eine fehlende akute 
Terrorismusgefahr verwiesen (MFA HR 2004: 40f.). Die geostrategische Position, 
die Ungarn im Kontext der institutionellen Einbindung in NATO und EU genießt, 
erlaubt es, sich vor allem auf regionale Interessenschwerpunkte zu konzentrieren, in 
denen Aspekte der ökonomischen, sozialen und ökologischen Sicherheit eine 
zunehmende Rolle spielen. Dennoch bleibt offenkundig, dass die ungarischen 
Entscheidungsträger seit dem ungarischen NATO-Beitritt einer Steigerung der 
operationellen Sicherheitspolitik, die eine ernsthafte militärische Entwicklung 
impliziert, wenig praktische Aufmerksamkeit geschenkt haben (Gyarmati 2005: 35). 
Ungarn und die anderen Länder der Region teilen, wie die Politologen Póti und Tálas 
feststellen, eine gewisse Art von Provinzialität oder gar die Tendenz zum 
Isolationismus in der Sicherheitspolitik. Dies manifestiert sich in der Diskussion um 
die sicherheitspolitische Ausrichtung Ungarns, in deren Vordergrund statt der 
Diskussion um einen sicherheitsrelevanten Beitrag im weltweiten Kontext im 
Wesentlichen die Landesverteidigung stand (Póti, Tálas 2004: 44). Eine bedingte 
Erklärung dafür liefert eine zögerliche Reform der ungarischen Streitkräfte 
(Honvédség), die zwar seit dem Zeitpunkt des NATO-Beitritts mehrmals in Angriff 
genommen, aber schließlich aus Gründen der fehlenden politischen Entschlossenheit 
und Knappheit der finanziellen Mittel nicht umgesetzt wurde (Gyarmati 2005: 27ff.; 
Szenes 2007: 121-133). Dies führte dazu, dass die ungarische Politik nach dem 
NATO-Beitritt gegenüber den NATO-Partnern militärische und sicherheitspolitische 
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Versprechen machte, die auf keiner realistischen Grundlage fußten (Gyarmati 2005: 
32). Die Unzulänglichkeiten der Reform der ungarischen Streitkräfte wurden im 
Kontext des militärischen Engagements im Irak deutlich. Es war doch die Ablehnung 
einer weiteren Teilnahme an der Irakoperation sowohl politischen Motiven als auch 
technisch-militärischen Bedenken geschuldet217.  
 In Budapest wird erkannt, dass die bis jetzt wenig aktive Sicherheitspolitik in der 
Konsequenz zur einer evolutiven Marginalisierung Ungarns führt (Gyarmati 2005: 
37) und ein größeres Engagement Ungarns – wie es postuliert wird – könnte dem 
verbeugen218. Im Hinblick auf die Balkanstaaten (s. III, 2. des vorliegenden Kapitels) 
hat Ungarn eine Wandlung vom Sicherheitskonsumenten zum 
Sicherheitsproduzenten vollzogen. Eine vergleichbare, jedoch umstrittene 
Entwicklung bezog sich auf das sicherheitspolitische und militärische Engagement in 
Irak (s. II. 2.4. des vorliegenden Kapitels) und Afghanistan (MFA 2008a). Die 
Teilnahme Ungarns am Provincial Reconstruction Team (PRT) in Afghanistan diente 
Budapest als Beweis seines Interesses an einer Stärkung und Vertiefung der 
strategischen Kooperation mit den NATO-Staaten219. 
 2.3. Schattierungen des Atlantizismus  
Die bisherige Sicherheitspolitik Ungarns, unabhängig von der parteipolitischen 
Zusammensetzung der Regierungskoalitionen, geht von der Prämisse aus, dass die 
NATO die wichtigste Sicherheitssäule der europäischen und damit der ungarischen 
Sicherheitspolitik ist. Diese Annahme impliziert eine wesentliche Bedeutung der 
USA, die auch weiterhin mit der aktiven Präsenz der amerikanischen Streitkräfte in 
                                                 
217 Das ungarische Außenministerium begründete den Abzug der ungarischen Truppen mit der 
unzureichenden Vorbereitung und technischen Ausstattung der Einheiten (Weiss 2008: 127). 
218 Dabei ist zu erwähnen, dass in Afghanistan 186 Soldaten (19 % des gesamten Kontingents der 
ungarischen Soldaten im Auslandeinsatz) stationiert waren; Ungarn hatte dort die Führung des 
Provincial Reconstruction Teams (PRT) in Baghlan übernommen (2006); in Zypern waren 86 
Soldaten stationiert. Im Jahr 2006 waren 648 ungarische Soldaten in Auslandseinsätzen unter NATO-
Führung (71 %) und 123 Soldaten in Operationen unter EU-Führung (13 %) (Ondrejcsák 2006: 86f.). 
219 Ungarn hatte zum 01.10.2006 im Rahmen des Provincial Reconstruction Teams (PRT) in Baghlan 
Aufgaben übernommen. Die Provinz Baghlan gehört zwar nicht zu den größten in Afghanistan 
(700 000 Einwohner), ist aber in geographischer Hinsicht schwer zugänglich. Die ethnische 
Zusammensetzung (Tadschiken, Usbeken und Hasara) wie auch die relativ große Abneigung 
gegenüber der Taliban waren zwei wichtige Faktoren für eine gewisse Kooperationsbereitschaft mit 
dem PRT beim Aufbau der Provinz. Prinzipiell wurden humanitäre Aktionen im Bildungs- und 
Gesundheitswesen, Infrastrukturaufbau und im administrativen Aufbau bei der militärischen 
Unterstützung der ISAF-Einheiten durchgeführt. Die ungarische Regierung bestimmte für die 
Entwicklungsprojekte in dieser Provinz die Summe von 500 Mio. HUF (ca. 1,8 Mio EURO), die aus 
unterschiedlichen ungarischen Ministerien generiert wurde. 2007 hatte sich Griechenland bereit 
erklärt, 500 000 Euro für Projekte im Rahmen der ungarischen PRT zur Verfügung zu stellen. Vor Ort 
wurde die Finanzierung und die Koordinierung der Entsendeten des Ministeriums für Agrarwirtschaft 
und ländliche Entwicklung sowie des Justizministeriums übernommen. Die ungarische Einheit 
bestand aus 150-200 Soldaten und zivilen Experten. Darüber hinaus wurde das Reconstruction Team 
um neun nicht ungarische Militäroffiziere aus unterschiedlichen ostmitteleuropäischen Ländern 
ergänzt. Zusätzlich wurden ungarische Projekte von kirchlichen NGOs in personaler und finanzieller 
Hinsicht unterstützt (Hungarian Inter-Church Aid; Hungarian Baptist Aid) (Marton, Wagner 2008: 14-
18). 
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Europa verbunden ist (MFA HR 2009: §IV). Die guten Beziehungen zu Washington 
bilden eine essenzielle Voraussetzung für die ungarische Sicherheit, was mit 
realpolitischen Überlegungen begründet wird. Demnach sind in militärischer und 
politischer Hinsicht die Vereinigten Staaten als einziger entscheidender Akteur in der 
Lage, die tatsächliche Sicherheit und Verteidigung Ungarns wie auch Westeuropas 
zu garantieren (MFA HR 2009: §IV). Obwohl Ungarn den führenden EU-
Großstaaten militärische Kapazitäten nicht abspricht, wird immer wieder auf deren 
Begrenztheit im Vergleich zu den Kapazitäten der USA verwiesen (Ondrejcsák 
2003: 79).  
 Es stellt sich die Frage, wie stark der ungarische Atlantizismus tatsächlich 
ausgeprägt bleibt. Póti und Tálas identifizieren unterschiedliche, dennoch 
komplementäre Gründe für einen Atlantizismus, der als soft atlanticism identifiziert 
wird (Póti, Tálas 2004: 43):  
 Ungarn ist in der Selbstwahrnehmung keinen akuten sicherheitspolitischen 
Gefahren ausgesetzt (Laskner, Tóth-Czifra 2008: 45-60),  
 durch mögliche besondere Bindungen mit Washington werden keine Vorteile 
hinsichtlich einer besseren außen- und sicherheitspolitischen Konstellation 
innerhalb der EU erwartet und  
 Ungarn betrachtet die eigene außenpolitische und geostrategische Lage in 
Europa nicht (mehr) als peripher (Póti, Tálas 2004: 43-47).  
 
Darüber hinaus ist die unterschiedliche Akzentuierung der ungarischen Anlehnung 
an die USA durch die jeweilige innenpolitische Machtkonstellation bedingt. So 
betonen die Sozialdemokraten die Notwendigkeit der Etablierung einer europäischen 
Sicherheitspolitik – unter Beibehaltung der bestehenden Kooperation mit der NATO. 
Die sozialdemokratische Position bleibt proatlantisch in dem Sinne, dass sie die 
Beibehaltung der amerikanischen Präsenz auf dem europäischen Kontinent fordert 
und auf einer Kooperation zwischen EU und USA im Bereich der Sicherheitspolitik 
besteht (Póti, Talás 2004: 45). Plakativ drückte dies Außenminister László Kovács 
(SZDP; 2002-2004) aus: 
“In this part of the world we consider transatlantic solidarity to be an indispensable condition 
of European security. Europe and America need each other in order to realize their international 
efforts. As a future EU member, Hungary is interested in the development of fruitful transatlantic 
relations in the spirit of “more Europe”, but “not less America”. We are aware of the fact that Europe 
has to make a substantial military contribution in order for this relation be balanced and long lasting” 
(Kovács 2002; englische Übersetzung nach Póti, Tálas 2004: 46). 
 
Ministerpräsident Gyurcsány formulierte den ungarischen Anspruch deutlicher: 
“Hungary is our motherland; the Union is our common denominator in Europe and our 
interest and value community as well; all the more, if we want so, it is our home – and America is our 
ally” (Gyurcsány 2007b). 
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Das Motiv einer strategischen Partnerschaft mit den USA wird in einem von den 
Sozialisten verabschiedeten Dokument220 hervorgehoben (Weiss 2008: 115-119). Die 
ungarische Sicherheit basiere, wie es Gyurcsány postuliert, sowohl auf einer 
europäischen als auch auf einer transatlantischen Grundlage (Gyurcsány 2007b). Die 
konziliante Positionierung Gyurcsánys in Fragen der Sicherheitspolitik war ein 
Versuch, die proatlantische und europafreundliche Strömung unter den ungarischen 
Sozialisten mit zu berücksichtigen. Ein Teil der MSZP befürwortete die 
Intensivierung und die Vertiefung der ESVP und plädierte für die Option zur 
Etablierung einer europäischen Armee. Für die Stärkung der europäischen Sicherheit 
sprach sich der frühere ungarische Ministerpräsident Medgyessy (2002-2004) aus: 
“It is in our interest that in the field of foreign and security policy, the European Union 
should be able to act in the international arena in accordance with its real weight and in an effective 
manner. To back this up credibly, there is a need for an effective security and defense policy as well 
as the related civil and military capabilities. It is important that we should develop a flexible and 
transparent solution in this area, which will preserve the uniform nature of integration but avoid 
unnecessary and costly repetition and overlapping” (Medgyessy 2003a). 
      
Im Hinblick auf die militärischen Operationen postulierten die Sozialisten eine 
territoriale Aufgabenteilung: Die EU-Streitkräfte sollten überwiegend in Konflikten 
in der direkten Nachbarschaft, die NATO-Einheiten weltweit eigesetzt werden. 
Dennoch war diese Position lediglich als eine gewisse Tendenz und nicht als 
eindeutige Festlegung der MSZP zu deuten (Weiss 2008: 117). 
 Die konservative FIDESZ wiederum sprach sich für einen „balanced Atlanticism“ 
aus, was im Kontext einer proamerikanischen Außenpolitik der sozialliberalen 
Regierungskoalition (2002-2006) eine Abkehr von der Fixierung auf die USA 
implizierte. Das Gebot eines moderaten Atlantizismus setzt die Option einer 
Vermittlung zwischen europäischer und amerikanischer Sicherheitspolitik voraus. 
Dennoch ist dafür eine notwendige Bedingung zu erfüllen, die in einer konkreteren 
Ermittlung der eigenen außenpolitischen Orientierung und einer deutlicheren 
Artikulation der eigenen Interessen besteht (Szenes 2006: 21), was die FIDESZ zwar 
postulierte, jedoch nur bedingt erfüllte. Das Konzept einer Politik des „balanced 
Atlanticism“ soll den Prinzipien des Völkerrechts untergeordnet sein und Ungarn vor 
allem vor dem sicherheitspolitischen Dilemma der Wahl zwischen europäischer und 
amerikanischer Partnerschaft schützen:  
“The largest institution in terms of membership size, tasks and spheres of action, NATO – the 
cornerstone of our security – has gone through rapid changes and that process has not finished yet. 
Hence, more emphasis is being laid on augmenting cooperation with countries bordering NATO. It is 
Hungarian priority – apart from direct national security considerations – to safeguards the unity and 
operability of NATO, defend the democratic value system, abide by international law and 
acknowledge the national security objectives of the United States and the member states like. The 
European Union is pursuing ambitious targets with respect to enlargement, foreign, security and 
defence policy. Hungary should ensure that the values of the Union are not challenged in the course of 
                                                 
220 Es handelt sich um das Dokument “Hungary’s New Social Democracy” aus dem Jahr 2004. 
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the ongoing debate in these areas and, if possible, she should avoid situations in which she must 
choose between our security partners” (FIDESZ 2006: nach László 2006: 107f.). 
 2.4. Irakkonflikt und außenpolitisches Wahldilemma 
Für die ungarische Positionierung gegenüber dem Irakkonflikt221 sind drei Elemente 
konstitutiv gewesen (Rózsa 2003: 13-16):  
 das politische (Brief der Acht),  
 das logistische (Militärbasis in Taszár) und  
 das militärische Element (Entsendung ungarischer Einheiten in den Irak vs. 
deren Rückführung). 
 
Die offizielle Stellungnahme Ungarns zum Irakkrieg wurde durch 
Ministerpräsidenten Pétr Medgyessy im November 2002 während seines Besuchs in 
Washington präsentiert. Nach einer Reihe von Treffen mit den wichtigsten 
amerikanischen Entscheidungsträgern222 hatte Medgyessy die Unterstützung der 
amerikanischen Irak-Politik mit dem Hinweis deklariert, dass die 
Massenvernichtungswaffen an der Quelle der Gefahr zu eliminieren seien (Valki 
2005: 249ff.). Die Unterstützung beschränke sich nicht nur auf die moralische oder 
politische Kategorie, sondern, so der ungarische Ministerpräsident, erstrecke sich 
auch auf militärische Aktivitäten, falls diplomatische Lösungsversuche keine 
konkreten Ergebnisse bringen würden (Medgyessy 2003b). Durch die Unterstützung 
der amerikanischen Intervention im Irak hatte die ungarische Regierung die 
amerikanische Argumentation hinsichtlich des irakischen Besitzes von 
Massenvernichtungswaffen formell akzeptiert und dies als eine der größten Gefahren 
für die allgemeine Sicherheit erklärt (Valki 2005: 250f.).  
 In erster Linie stellte Budapest den amerikanischen und den NATO-Einheiten 
seine militärischen Flughäfen zur Verfügung und gewährte Überflugrechte für 
AWACS-Flugzeuge. Ebenso stellte es die Militärbasis in Taszár zur Verfügung, die 
die USA bereits 1995 während der militärischen Intervention in Jugoslawien genutzt 
                                                 
221 Im Allgemeinen wird in der Literatur auf unterschiedliche Gründe der ungarischen Unterstützung 
der amerikanischen Invasion im Irak hingewiesen. Darunter können geltend gemacht werden: 
allgemeine politische Sympathie für die USA, proamerikanische Einstellung der politischen 
Entscheidungsträger, Beweise für den Besitz von Massenvernichtungswaffen (MVW) und 
Verbindungen mit Al-Kaida, Unbestimmtheit der politischen Eliten Europas; historische 
„Verbindlichkeitsgefühle“ gegenüber Washington, Enttäuschung wegen des langwierigen EU-
Erweiterungsprozesses. Als Gegengründe werden genannt: Mangel an klaren Beweisen für die 
Existenz der MVW im Irak und direkte Verbindung zu terroristischen Gruppierungen; Befürchtungen, 
den Kampf gegen den Terror zu schwächen; Zweifel am Demokratisierungserfolg des Iraks und der 
Region; Schwächung des Völkerrechts und Unterminierung der UNO, Gefahr für den Fortbestand der 
NATO (Valki 2005: 247f. und 252f.). 
222 Kritisch anzumerken ist, dass die ungarische Presse anhand der Treffen des ungarischen 
Ministerpräsidenten mit den hochrangigen Entscheidungsträgern (Colin Powell, Donald Rumsfeld, 
John Ashroft, Dick Cheney und George W. Bush) die Wichtigkeit der ungarischen Position abgeleitet 
hatte (Valki 2005: 248f.). 
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hatten (Ondrejcsák 2003: 79; Valki 2005: 241). Abgesehen von der logistischen 
Verwendung der militärischen Basis in Taszár plante Washington die Etablierung 
eines temporären Bildungszentrums für die irakische Opposition („Free Iraqi 
Forces“). Unter zwei Bedingungen - keine militärische Ausbildung der irakischen 
Streitkräfte und die Ausgangssperre für die Teilnehmer am amerikanischen 
Programm - genehmigte Budapest die Freigabe der Taszár-Basis an die USA 
(Ondrejcsák 2003: 79f.).  
 Die Unterzeichnung des sogenannten Briefs der Acht (30.01.2003) wurde als 
weiterer Beweis der ungarischen Solidarität mit den USA interpretiert. Allerdings 
wurde der Brief in Budapest nicht so eindeutig proamerikanisch gesehen, wie er 
gelegentlich in (westlichen) Medien dargestellt wurde (The Guardian 2003; Krauze 
2003; Samary 2003: 12-13; Hacke 2003, 8-16). Ministerpräsident Medgyessy 
verlangte an dem vom englischen Ministerpräsidenten Blair verfassten Brief gewisse 
Änderungen (Ondrejcsák 2003: 83f.), die einen moderaten Charakter betonen sollten. 
Darüber hinaus bestand Budapest darauf, die griechische EU-Präsidentschaft über 
diese Initiative zu informieren. Dadurch versprach sich Budapest die Möglichkeit, 
eine eigene Mittlerposition zwischen USA und Großbritannien einerseits und 
Deutschland und Frankreich andererseits aufzubauen und sich beide 
außenpolitischen Optionen, die europäische und die transatlantische, offenzuhalten. 
In der Wahrnehmung der ungarischen Entscheidungsträger war die 
Mitunterzeichnung des Briefes überwiegend ein Zeichen der transatlantischen 
Solidarität, für die allerdings ohnehin keine andere außenpolitische Alternative 
bestand, worauf Ministerpräsident Medgyessy verwies: 
“If I had not signed the famous letter I would have been reproached for rejecting transatlantic 
solidarity“ (Póti, Tálas 2004: 46).  
 
Minsterpräsident Medgyessy beklagte bei der Vorstellung des ungarischen 
Standpunktes im Parlament die Unmöglichkeit, eine gemeinsame europäische 
Position gegenüber der Lösung des Irakproblems zu formulieren. Der Brief der Acht 
wurde argumentativ als Versuch zur Etablierung eines gemeinsamen europäischen 
Standpunkts gedeutet: 
“The declaration signed by eight countries contributes to the possibility of a peaceful 
resolution and prompts the framing of a common European stand. (…). It is my belief that there is a 
need for a real Common Foreign and Security Policy in Europe. Today, there is no approved common 
standpoint even on the question of Iraq. (…). According to our standpoint, after the evidence of the 
existence of weapons of mass destruction are presented, the Security Council should be reconvened, 
and pass the necessary [second] resolution on this issue” (Medgyessy 2002; zitiert nach: Valki 2005: 
249). 
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Die Vorgehensweise der ungarischen Regierung wurde von der oppositionellen 
FIDESZ scharf kritisiert223. Darüber hinaus waren etwas mehr als 90 % der 
ungarischen Gesellschaft gegen eine direkte Teilnahme der ungarischen Streitkräfte 
im Irak (Manchin 2003). Die FIDESZ verwies auf die Unvergleichbarkeit der 
amerikanischen Intervention im Irak mit den anderen militärischen Operationen in 
Afghanistan und dem ehemaligen Jugoslawien224, an denen bereits ungarische 
Soldaten teilgenommen hatten. Im Kosovo-Krieg waren die ungarischen 
Sicherheitsinteressen direkt tangiert worden, was zwangsweise eine eindeutige 
ungarische Positionierung implizierte. Bei der militärischen Intervention in 
Afghanistan, die durch alle EU- und NATO-Staaten unterstützt wurde, stand die 
Frage der Menschenrechte und die Stabilität in der Region im Vordergrund. Die 
Positionierung der ungarischen Regierung auf Seiten der US-Amerikaner im 
Irakkrieg stellte für die FIDESZ einen eindeutigen Beweis der Unterstützung einer 
unilateralen Dimension der internationalen Beziehungen dar, die in langfristiger 
Perspektive ein Spaltungspotenzial innerhalb der NATO und der EU berge. Viktor 
Orbán plädierte wie kein anderer ungarischer Politiker für eine klare Distanzierung 
von der amerikanischen Außenpolitik im Hinblick auf die Irakproblematik und 
unterstützte die Position von Frankreich und Deutschland bedingungslos (Ondrejcsák 
2003: 87-90). Die FIDESZ kritisierte indirekt die Argumentationslogik des 
Ministerpräsidenten Medgyessy und sah den Grund für die fehlende Festlegung einer 
gemeinsamen europäischen Positionierung u. a. in der Haltung der ungarischen 
Regierung. Die amerikanische Intervention im Irak verfüge über keine 
völkerrechtliche Legitimität, und darüber hinaus schade die ungarische 
Unterstützung der amerikanisch-britischen unilateralen Vorgehensweise dem 
ungarischen Beitrittsprozess (FIDESZ 2003, nach Valki 2005: 250). Konsequent 
lehnte die FIDESZ die Zustimmung zur Freigabe der militärischen Basis in Taszár 
für amerikanische Einheiten ab:  
“The Hungarian Parliament will make a wise decision if it does not authorize the US armed 
forces to use the roads and railroads of the country“ (HVG 2003, nach Ondrejcsák 2003: 85). 
 
                                                 
223 Ondrejcsák sieht innenpolitische (jedoch asymmetrische) Parallelen zwischen den Situationen um 
den Irakkonflikt 2002/2003 und den Kosovokonflikt 1999. In der Zeit des Krieges in Jugoslawien 
hatte die FIDESZ als Regierungspartei die Vorgehensweise von NATO und USA entschieden 
unterstützt, während die sozialistische Partei jegliche ungarische mittelbare Beteiligung wie auch die 
Gewährung der Überflugrechte für amerikanische Flugzeuge ablehnte (Ondrejcsák 2003: 91). 
224 Ein direktes Engagement Ungarns während des Kosovokonflikts war aufgrund der direkten 
Nachbarschaft mit den Krisenregionen und einer ungarischen Minderheit in der serbischen Vojvodina 
(ca. 300 000 Ungarn) problematisch. Das Dilemma einer direkten militärischen Teilnahme der 
ungarischen Streiteinheiten formulierte Tamas Wachsler, Staatssekretär im Budapester 
Verteidigungsministerium: “We would like to avoid Hungarians under the NATO flag figthing against 
Hungarian conscripts under the Yugoslav flag“. Eine aktive Unterstützung der NATO in den 
Operationen auf dem Balkan hätte negative Auswirkungen in Form einer Verfolgung bis zur 
ethnischen Säuberung der ungarischen Minderheit in Serbien zur Konsequenz haben können 
(Hendrickson 2000: 33). 
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Allerdings wurde in den Nachverhandlungen zwischen Regierungskoalition (MSZP, 
SZDSZ) und FIDESZ ein Konsens erreicht: Die FIDESZ stimmte dem Kompromiss 
zu, eine 300 Mann starke humanitäre Assistenzeinheit zu entsenden – unter der 
Bedingung einer zeitlichen Beschränkung und der Begrenzung des Transits der 
amerikanischen Einheiten auf biologische und chemische Abwehreinheiten, Patriot-
Raketen und AWACS-Flugzeuge. Diese dürften auf ungarischem Territorium nur zur 
Verteidigung der NATO-Partner (Türkei) dienen und nicht im Irakkrieg eingesetzt 
werden. Außenminister Lászlo Kovács versicherte der ungarischen Öffentlichkeit, 
dass die ungarischen Soldaten nicht direkt an kriegerischen Auseinandersetzungen 
im Irak teilnehmen würden (Ondrejcsák 2003: 85f.).  
 2004 wurde das ungarische Kontingent aus dem Irak abgezogen. Die 
diesbezügliche Diskussion konzentrierte sich weniger auf die inhaltlichen Belange 
im Zusammenhang mit der andauernden Konfliktsituation im Irak sowie möglichen 
Auswirkungen auf die Sicherheitslage im Irak und in der Region selbst; vielmehr war 
die Entscheidung über den Abzug ein Abbild der Machtverhältnisse im ungarischen 
Parlament. Die dafür notwendige Zweidrittel-Mehrheit machte die Unterstützung der 
sozialliberalen Koalition durch FIDESZ-Abgeordnete notwendig, die aber nicht 
gegeben war. Dies hatte zur Konsequenz, dass die Regierung sich für einen auf 
mehrere Monate begrenzten Einsatz der ungarischen Streitkräfte im Irak entschied 
(150 freiwillige Soldaten unter NATO-Führung wurden im Sommer 2005 entsendet), 
was keiner Zustimmung des Parlaments bedurfte (Weiss 2008: 113). Dennoch war 
eine einheitliche Unterstützung für das Irak-Engagement unter den Sozialdemokraten 
nicht erkennbar. Die Befürworter des Einsatzes hatten vor allem auf eine 
Verbesserung der Beziehungen mit den USA gehofft (Rózsa 2003: 13-16), trotz der 
Tatsache, dass die amerikanische Entscheidung zum Einmarsch in den Irak nicht 
befürwortet wurde (Weiss 2008: 118).  
 Der europäische Streit um die Intervention im Irak vergegenwärtigte Ungarn, dass 
im Falle einer ernsthaften Auseinandersetzung zwischen den USA und Europa keine 
ungarische Positionierung nach dem Prinzip „sowohl-als-auch“ möglich wäre. In der 
Konsequenz würde dies die Schwächung der Sicherheitsinteressen der europäischen 
Kleinstaaten, als welcher sich Ungarn begreift, bedeuten (Gazdag 2004: 64). Die 
innereuropäische Auseinandersetzung um den Irakkrieg und die Positionierung 
gegenüber der amerikanischen Irakpolitik verdeutlichte im Allgemeinen nicht nur 
unterschiedliche Einschätzungen der sicherheitspolitischen Gefahren und 
differenzierten Problemlösungsansätze, sondern zeigte gerade für Kleinstaaten wie 
Ungarn eine gewisse Alternativlosigkeit in der Formulierung der 
sicherheitspolitischen Partnerschaft.  
 Der Irakkonflikt verdeutlichte zwar eine grundsätzliche proamerikanische 
Positionierung Ungarns. Jedoch darf die Unterstützung der USA nicht als 
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bedingungslose Akzeptanz des amerikanischen Primates in der ungarischen Außen- 
und Sicherheitspolitik interpretiert werden. Sowohl der innenpolitische Widerstand, 
vor allem auf Seiten der damals stärksten Oppositionspartei FIDESZ, als auch die 
fast einheitliche Ablehnung des Krieges seitens der ungarischen Gesellschaft, zeigte 
die Stärke der „europäischen“ Lösungsversuche, die auf dem Prinzip des 
Multilateralismus und der Einhaltung der völkerrechtlichen Prinzipien basieren 
(Ondrejcsák 2003: 89-91). Die auf die Irakkrise folgenden ungarischen Versuche, 
eine neue Sicherheitsstrategie zu formulieren, zielten auf die Stärkung der 
Kooperation zwischen europäischen und transatlantischen Sicherheitsinstitutionen 
ab, was den politischen Dialog, die Vertiefung der strategischen Zusammenarbeit im 
Bereich des Konfliktmanagements und die Weiterentwicklung der militärischen 
Kapazitäten implizierte (HNSS 2004: III, 1.3).      
 2.5. US-Raketenabwehrschild in Mitteleuropa 
Unter Geheimhaltung wurden Gespräche zwischen Budapest und Washington auf 
Ebene der Sicherheits- und Verteidigungsexperten über die Errichtung von Missile-
Defence-Elementen in Ungarn geführt. Diese fanden zeitlich parallel zu 
vergleichbaren Gesprächen zwischen Warschau, Prag und Washington statt. 
Allerdings hatten diese Konsultationen rein informativen Charakter, trotz des 
ursprünglich von Ministerpräsidenten Medgyessy bekundenden Interesses an der 
Aufstellung der Missile-Defence-Elemente in Ungarn (Weiss 2008: 116). Von 
Anfang an herrschte in ungarischen Expertenkreisen Konsens hinsichtlich der 
grundsätzlichen Option, ein Raketenverteidigungssystem zu errichten. Offen blieb 
die Frage, ob ein solches unter NATO- oder unter ESVP-Schirmherrschaft zu 
verwirklichen sei (Ruttai 2006: 329-333). 
 Prinzipiell ließen sich drei mögliche Optionen des ungarischen Engagements an 
der Beteiligung an den NATO-/USA-Plänen zur Errichtung des Missile-Defence-
Systems ausmachen: 
 Die am wenigsten wahrscheinliche Möglichkeit ging von der Annahme einer 
Beschaffung des Abwehrsystems durch Ungarn aus. Diese Option erschien 
aber aufgrund der hohen finanziellen Kosten und angesichts einer relativ 
sicheren sicherheitspolitischen Lage Ungarns, die sich aus der institutionellen 
Einbindung ergab, und darüber hinaus aufgrund zu hoher gesellschaftlicher 
Kosten nicht realisierbar.  
 Die zweite Option bestand in der Möglichkeit einer partiellen Teilnahme 
Ungarns durch die Errichtung der Radaranlage in Mt Zengö225. In diesem 
                                                 
225 Die ungarische Pläne für die Errichtung der Radaranlage in Mt. Zengö sind ein integraler 
Bestandteil der Steigerung der Sicherheit des Bündnisses und sollen der präventiven Überwachung 
des Luftraumes der Balkanstaaten dienen. In erster Linie würden von der Errichtung der Radaranlage 
Slowenien, Österreich und Ungarn profitieren. Das Projekt war nicht nur in einer militärischen 
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Zusammenhang waren für die ungarische Regierung niedrige finanzielle 
Kosten attraktiv, da die NATO-Staaten fast 90 % der anfallenden Ausgaben 
übernehmen würden.  
 Die dritte Option beschränkte sich – hinsichtlich der gesellschaftlichen 
Kosten für die ungarische Regierung am optimalsten, aber aus 
Glaubwürdigkeitsgründen sowie aus Loyalität gegenüber den NATO-Staaten 
politisch nicht vertretbar – auf bereits bestehende militärische und politische 
Verteidigungsmechanismen im Rahmen der NATO (Rácz 2005: 552f.).  
 
Im Zuge der NATO-Erweiterung hatte die Option, Elemente des 
Raketenabwehrsystems in Ungarn zu errichten, allerdings an geopolitischer 
Attraktivität zugunsten Rumäniens eingebüßt (Tóth 2008: 385-390). Obwohl die 
Diskussion um die Installierung von Elementen des Raketenabwehrsystems in 
Ungarn nur am Rande der öffentlichen Aufmerksamkeit geführt wurde, war es 
wichtig, die parlamentarische Positionierung der Parteien zu berücksichtigen: 
FIDESZ, die größte Oppositionspartei, hatte das NMD-System entschieden 
abgelehnt, obwohl sie noch vor den Parlamentswahlen 2002 – als ihnen die 
Regierungsverantwortung oblag – diesbezüglich Gespräche mit den USA 
aufgenommen hatten (Rácz 2005: 554). Gerade deswegen war selbst die Position der 
FIDESZ widersprüchlich. Wurde das amerikanische Projekt bis zum Jahr 2004 
entschieden abgelehnt, unterzog man die NMD-Pläne zwischen 2005 und 2006 einer 
neuen Bewertung. Die Entscheidung Polens und der Tschechischen Republik zu 
einer militärischen Kooperation mit den USA im Bereich des Missile Defence 
Systems wurde als ein Element der Unabhängigkeitsstärkung der beiden Länder 
gesehen. Im diesem Zusammenhang wurde von FIDESZ die russische 
Argumentation gegen die Errichtung des Raketenabwehrsystems mit Unverständnis 
zur Kenntnis genommen. Vor dem Hintergrund, dass die FIDESZ die Etablierung der 
NMD-Elemente in Polen und der Tschechei unterstützte, ist ihre ablehnende 
Positionierung gegenüber der Errichtung der andere NATO-Radaranlage im 
südungarischen Mt Zengö verwunderlich gewesen. Das Ungarische Demokratische 
Forum (MDF) wie auch nationalistisch geprägte Kleinparteien lehnten die 
Möglichkeit zur Installierung weiterer Elemente des Missile Defense Systems ab. Für 
die ungarische Gesellschaft ist die Anwesenheit der ausländischen Einheiten auf dem 
                                                 
Dimension für Ungarn interessant. Auch würde es das bestehende zivile Luftraumkontrollzentrum in 
Ungarn technologisch unterstützen. Darüber hinaus hatte sich die NATO zur 90-prozentigen 
Übernahme der anfallenden Kosten verpflichtet, was finanziell sehr attraktiv gewesen ist. In der 
parteipolitischen und öffentlichen Diskussion wurde deutlich, dass erstens wenig sachliche Argumente 
vorgebracht wurden und zweitens keine ernsthafte Diskussion über die Gefahren und die 
Herausforderung für die ungarische Sicherheitspolitik geführt wurde. Mit der Entscheidung der 
Regierung für eine umweltfreundliche Errichtung der Radaranlage wurden zwar Postulate der Gegner 
der Radaranlage erfüllt, allerdings ohne die sicherheitspolitische Kontextualisierung des Problems 
aufzuzeigen (Rácz 2005: 550ff.). 
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eigenen Territorium prinzipiell ein sehr sensibles Thema, was auf historische 
Erfahrungen im Kalten Krieg zurückzuführen ist (Vali 1972: 127-132). Bereits im 
Rahmen der formellen Vorbereitung zur ungarischen NATO-Mitgliedschaft wurde 
eine relativ starke Opposition gegen eine mögliche Stationierung ausländischer 
Truppen in Ungarn registriert (Simon 2003: 46f.). Im Zusammenhang mit dem 
Irakkrieg verschärften sich in der ungarischen Öffentlichkeit fortwährend 
antiamerikanische Akzente (Weiss 2008: 113-115; Bocian 2010: 2f.; von Klimó, 
Virág 2005: 88-112), woraus nationalkonservativ und nationalistisch eingestellte 
Parteien einen Vorteil zu ziehen versuchten (Ukielski 2003: 253-260; Bozoki, Kriza 
2003: 18-26; Sitter, Batory 2008: 52-75; Kriza 2007). 
 Die ungarische Diskussion unter den Experten konzentrierte sich weniger auf die 
amerikanische NMD-Initiative, sondern betonte generell die Notwendigkeit der 
Errichtung eines effektiven Luftraumverteidigungssystems. Allerdings wird im 
Rahmen der NATO und der ESVP mit mehreren technologisch differenzierten 
Raketenverteidigungssystemen operiert, was sowohl hinsichtlich der militärischen 
Kompatibilität als auch der allgemeinen Verfügbarkeit und der Kosten problematisch 
ist. Im diesem Zusammenhang ist auf MEADS (Medium Extended Air Defence 
System), EuroSam, MBDA (Missile Systems), EMBDS (Europen Ballistic Missile 
Defence System) und das THALES-System zu verweisen, um nur die wichtigsten 
und miteinander konkurrierenden Systeme zu nennen (Forgon, Lamper 2009: 455f.). 
Das zweite Problem betrifft die tatsächliche Erreichbarkeit des 
Verteidigungssystems, was nur politisch gelöst werden kann. Statt auf eine 
„nationale Lösung“ zu insistieren, wäre eine „kontinentale Lösung“ zu bevorzugen, 
um eine potenzielle Verteidigung (Distanz über 1500 km) zu gewährleisten. Bei der 
Berücksichtigung der aktuellen technologischen Potenziale erfüllen diese Bedingung, 
abgesehen von den amerikanischen GBI-Raketen, lediglich zwei weitere Systeme, 
nämlich THAAD (Theatere High Altitude Area Defence) und NTW (Navy Theatere 
Wide) (Ruttai 2006: 329-333; Forgon, Lamper 2009: 455-461). 
3. Europäische Dimension 
 3.1. Grundsatz der Kohärenz  
Budapest war in der ersten Bildungsphase der EU-Sicherheitspolitik daran gelegen, 
eine klare Wahl zwischen einer atlantischen und einer europäischen Konzeption der 
Sicherheitspolitik zu vermeiden (Kohl 2001b: 14). Eine distanzierte Haltung 
gegenüber ESVP und GASP nahm die ungarische Regierung in der Übergangszeit 
von der vollzogenen NATO- hin zur bevorstehenden EU-Mitgliedschaft ein, da sie 
eine zu starke Konzentration und ein zu starkes Engagement im Bereich der 
europäischen Sicherheitspolitik auf Kosten der NATO befürchtete (Kiss 2006: 98). 
Relativ skeptisch wurde in Budapest auch die Möglichkeit einer Vergemeinschaftung 
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der ESVP betrachtet: einerseits als Folge einer „European fatigue“, andererseits 
wegen eines fehlenden grundsätzlichen Konsens hinsichtlich der inhaltlichen 
Konkretisierung der ESVP sowie der GASP (Kiss 2006: 99; Rózsa 2002: 41). 
Unabhängig von der Weiterentwicklung der ESVP wurde auf die Kohärenz zwischen 
der NATO und der in statu nascendi begriffenen europäischen Sicherheitspolitik 
verwiesen: 
“The objective of the Republic of Hungary as a Member State [of the EU] is to have an 
effective and strong EU, which is capable to act on the international scene as well, where the equality 
of rights and the principle of solidarity between Member States are respected, and where the 
community method strengthens with the institutional balance being preserved” (HNSS 2004: III, 1, 2).   
 
Die steigende Effektivität der ESVP und die Vertiefung der GASP werden offiziell 
zwar als in Ungarn elementarem Sicherheitsinteresse liegend gesehen (Póti, Takács 
2005: 24), dennoch werden gleichzeitig folgende Ziele erwähnt:  
“(…) the long term preservation of NATO’s central role in the Euro-Atlantic security system, 
the adaptation of NATO’s activities to the changed security policy environment of the 21st century 
and the increase of its effectiveness, as well as transatlantic cohesion, including the United States’ 
military presence and its active engagement in Europe; NATO’s further enlargement on the basis of 
common values and interests serving the enhancement of collective security, and the enhancement of 
Hungary’s role as an allied nation” (HNSS 2004: I, Unterpunkt 5).  
 
Das Insistieren auf ausbalancierten Beziehungen zwischen NATO und EU 
(Ondrejcsák 2006: 83) bezweckte, einer Verringerung des amerikanischen Einflusses 
im Bereich der Sicherheitspolitik entgegenzuwirken und die Etablierung einer 
„variablen Geometrie“ im Bereich der ESVP226 wie auch der GASP zu verhindern 
(Póti, Takács 2005: 24). Im Hinblick auf die GASP hatten Ministerpräsident Orbán 
(1998-2002) und Außenminister Martonyi (1998-2002) vor dem ungarischen EU-
Beitritt eine Unterstützung der Idee einer intensiven Kooperation innerhalb der 
GASP deklariert; dennoch sollte eine solche Kooperation keine variable Geometrie 
einführen bzw. in unterschiedliche Geschwindigkeit umgestaltet werden (Martonyi 
2000). Ebenso lehnte Außenminister Kovács (2002-2004) das Modell der zwei 
Geschwindigkeiten für die ESVP ab. Als Begründung verwies er auf potenzielle 
Konsequenzen bei der Fortsetzung eines solchen Modells, die den Zerfall der 
Gemeinschaft implizieren würden (Vahl 2004: 5).  
 Mit dem Konzept einer kooperativen Kohärenz zwischen NATO und ESVP 
verfolgte Ungarn die Taktik einer strategischen Partnerschaft sowohl mit den USA 
                                                 
226 Inoffiziell wurde im ungarischen Außenministerium über die Möglichkeit einer operativ-
institutionellen Trennung zwischen GASP und ESVP nachgedacht, was eine Einbindung der Ukraine 
und der Türkei in die ESVP ermöglichen würde, ohne ihnen eine Mitgliedschaft in die EU anbieten zu 
müssen. Die Aufnahme beider Staaten würde die EU-Sicherheitskapazitäten erweitern. Dieser 
Vorschlag ist aber mehr als fraglich sowohl im politischen als auch im militärischen Bereich. Es ist 
nicht anzunehmen, dass vor allem die Türkei als NATO-Mitglied ein Interesse an der Teilpartizipation 
an der EU hätte. Die Aufnahme der Türkei in den Bereich der EU-Sicherheitspolitik impliziert nicht 
zwangsweise eine gestiegene Sicherheit für die gesamte EU. Fraglich ist auch, inwieweit unter 
Berücksichtigung der ukrainischen Militärtechnologie, die Aufnahme der Ukraine einen 
sicherheitspolitischen und militärischen Mehrwert für die EU hätte (Kiss 2006: 104).  
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als auch mit der EU, um die Situation einer politisch determinierten Wahl zwischen 
den beiden Akteuren künftig zu vermeiden (HNSS 2004: III, 1.3). Diese Strategie ist 
vor dem Hintergrund des Irakkriegs nachvollziehbar. Bis zum Irakkonflikt sah die 
ungarische Regierung keinen Widerspruch zwischen europäischer und 
transatlantischer Sicherheit. Faktisch wurde dennoch vom Primat der NATO und 
damit indirekt der USA ausgegangen (Kiss 2006: 105). Die beiden Institutionen 
beeinflussen den ungarischen Handlungsspielraum bei gleichzeitiger Anerkennung 
der eingegangenen völkerrechtlich relevanten und internationalen Abkommen227. In 
Fragen (in-)direkter militärischer Interventionen waren für das praktische Handeln 
Ungarns Entscheidungen des UN-Sicherheitsrats bestimmend (Valki 2005: 245; 
Bugajski, Teleki 2005: 136-150). In den auf die Initiative des ungarischen 
Verteidigungsministeriums zurückzuführenden Überlegungen zur ungarischen 
Sicherheit228, die nach der Irakkrise formuliert wurden, ist das ungarische 
Handlungsfeld im Bereich der Sicherheit nicht primär durch die völkerrechtliche 
UN-Bestimmung begrenzt, sondern durch die sich aus der NATO- und der EU-
Mitgliedschaft ergebenden Verpflichtungen. Die beiden Institutionen stellen damit 
für die ungarische Sicherheit nicht nur die Grundquelle des Sicherheitsrahmen dar, 
sondern auch die bestimmenden Handlungsspielräume, aus denen sich fundamentale 
Handlungsimperative ergeben:  
 Ausbau und Vertiefung der Integration im Rahmen der Mitgliedschaft in der 
EU,  
 Stärkung der Effektivität hinsichtlich GASP und ESVP,  
 Aufrechterhaltung der zentralen Bedeutung der NATO im Bereich des 
euroatlantischen Sicherheitssystems und  
 Anpassung der NATO-Aktivitäten und des NATO-Charakters an die neuen 
Anforderungen der sicherheitspolitischen Lage (Valki 2005: 245).  
 
Dabei spielen die USA, inklusive ihrer militärischen Präsenz auf dem europäischen 
Kontinent, eine erhebliche Rolle für Budapest ähnlich wie in Prag und Warschau.   
“It may considerably increase the success of conflict management in the Euro-Atlantic region 
and its environment if NATO and the European Union strengthen their strategic partnership in the 
field of crisis management and development capabilities. (…). It is in Hungary’s interest to have an 
expended, strong, and unified Europe that maintains a stronger transatlantic partnership, where small 
countries like Hungary are not compelled to choose between Europe and the United States. In the 
European Union, Hungary’s aim is to be America’s strategic partner, and in NATO to be an ally that 
strengthens European commitments” (Study on Hungarian National Security; zitiert nach Valki 2005: 
246).   
 
                                                 
227 Die völkerrechtlichen Verpflichtungen Ungarns gehen aus den eingegangenen Verpflichtungen im 
Rahmen der UNO-Charta, der OSZE, des Europäischen Rates und der NATO hervor.   
228 Es handelt sich um Study on Hungarian National Security. Die Studie wurde durch Research 
Center for Strategy and Defence in Budapest vorbereitet und nicht veröffentlicht. Die ausführliche 
Besprechung bei Valki 2005: 239-257. 
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Prinzipiell stellte sich die Frage nach dem Verhältnis der ESVP zur NATO, nach 
dem weiteren militärischen Ausbau der ESVP sowie nach den 
Kooperationsmöglichkeiten zwischen europäischer und transatlantischer 
Sicherheitspolitik. Grundsätzlich optierte Ungarn für die Kooperation zwischen 
NATO und ESVP auf Grundlage des Berlin(-Plus)-Abkommens. Zusätzlich sollte 
die ESVP um zwei weitere Aspekte erweitert werden: Bekämpfung des Terrorismus 
und Kontrolle der Proliferation von Massenvernichtungswaffen (Valki 2005: 254). 
Dies implizierte einen Widerspruch mit dem grundlegenden ungarischen Postulat, 
eine Duplizierung der Aufgaben und Kapazitäten im Rahmen von ESVP und NATO 
zu vermeiden (EDM 2006: 6). In praktischer Hinsicht stellte sich für Budapest die 
Frage, wie man unter Beibehaltung der amerikanischen Präsenz in Europa und der 
essenziellen Rolle der NATO die Relevanz der ESVP steigern und deren 
Entwicklung weiter kontrollieren kann. Während der Diskussion über die Reform der 
ESVP im Rahmen des Verfassungsvertrags hatte Ungarn für die Aufrechthaltung des 
Einstimmigkeitsprinzips plädiert. Darüber hinaus wurde die Übertragung der 
Teilkompetenzen im Bereich der Sicherheits- und Verteidigungspolitik zugunsten 
der EU-Kommission befürwortet. Dadurch erhoffte sich Ungarn, den Einfluss 
Deutschlands, Frankreichs und Großbritanniens auf die sicherheitspolitischen 
Entscheidungen innerhalb des Europäischen Rates zu verringern und die 
Koordinierungskompetenzen der Kommission zu nutzen, ohne den wesentlichen 
Charakter der Sicherheitspolitik als die Domäne der Nationalstaaten zu 
beeinträchtigen (Magyarics 2008: 5f.). Ähnlich wie im polnischen Diskurs wurden in 
der ungarischen Diskussion die Versuche, eine starke ESVP zu etablieren, relativ 
kritisch betrachtet. Die differenzierten Interessen der Staaten erschweren demnach 
einen tragfähigen und konstruktiven Fortschritt, wenn sie ihn nicht gar unmöglich 
machen:  
“It is not enough to rely on the French-German axis; without the U.K. both the CFSP and 
ESDP are, at best, paper tigers. The U.K. is the strongest military power in a number of respects in the 
EU. Its military decisions are not hampered by such constitutional limitations as the ones imposed on 
the German military. Its’ special relationship with the U.S. lends it a unique position in matters related 
to European security in the first place. It is true, though, that the U.K. would be even more isolated 
from the continent if not for defense and security cooperation” (Magyarics 2008: 13).  
 
Damit werden Ungarn wie die anderen mitteleuropäischen Staaten weiterhin mit dem 
Dilemma konfrontiert, ob sie sich für ein britisches oder ein deutsch-französisches 
Modell der europäischen Sicherheits- und Verteidigungspolitik entscheiden wollen. 
Erstgenanntes impliziert prinzipiell eine starke Kohärenz zwischen europäischer und 
transatlantischer Dimension und befürwortet eine tragende Position der USA durch 
die NATO auf dem europäischen Kontinent (Kaim 2007: 319-329). Die Alternative 
des deutsch-französischen Modells folgt dem Prinzip des machtpolitischen 
Gleichgewichts durch die Einbettung der relevanten Akteure in einem multilateralen 
Interdependenzsystem (Koopmann 2008: 231-242). 
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 Es stellen sich zwei wichtige Fragen, auf die – aus ungarischer Sicht – keine 
überzeugenden Antworten gefunden worden sind: Ist eine konkrete ESVP überhaupt 
ohne eine gemeinsame europäische strategische Kultur möglich? Im Falle einer 
positiven Antwort wird gefolgert, wie Howorth und Gnesotto es formulieren 
(Howorth 2002: 88-108; Gnesotto 2000: 1), die für alle Mitglieder der EU 
gemeinsame Bestimmung der aktuellen Sicherheitslage mittels Einschätzung der 
aktuellen und potenziellen Gefahren, die Schaffung kohärenter Instrumente im 
Bereich der Sicherheitspolitik sowie eine konkrete Klärung der außenpolitischen 
Ziele anzunehmen sei. Konkret heißt dies, dass die Sicherheitsstrategien der EU-
Staaten aufeinander abgestimmt werden sollten. Darüber hinaus sollten ebenfalls 
verbindliche Regeln für militärische Operationen geschaffen und praktische 
relevante Aktionen (Durchführung gemeinsamer Trainingsmaßnahmen, 
Koordinierung der Einkäufe im Verteidigungsbereich) gemeinsam geplant werden 
(Magyarcis 2008: 14). In Budapest wird kritisch der Frage nachgegangen, ob die 
Etablierung einer ESVP ohne tatsächliche „gemeinsame“ Außen- und 
Sicherheitspolitik möglich sei (Weiss 2008: 105-143; Nagy, Kovács 2008: 56-58). 
Die differenzierten nationalen Interessen der Mitgliedstaaten bedürften einer 
Abstimmung und eines gewissen Grades an Koordinierung. Bis jetzt erinnere die 
GASP und ESVP an eine Ansammlung staatlicher Interessen, regionaler 
Schwerpunkte und Egoismen, die in der praktischen Anwendung im Bereich der 
europäischen Außen- und Sicherheitspolitik kontraproduktiv und widersprüchlich 
erschienen (Magyarics 2008: 14). Wie Magyarics folgert, ist der ungarische Ansatz 
dem vieler anderer EU-Mitgliedstaaten ähnlich: Auf rhetorischer Ebene wird die 
Stärkung der ESVP unterstützt, allerdings werden keine signifikanten Fortschritte bei 
der Finanzierung der bestehenden und künftigen Projekte in diesem Bereich 
gemacht. Die ungarische Zustimmung zur Erweiterung der militärischen Fähigkeiten 
der ESVP ist vorhanden, um die EU dazu zu befähigen, bei möglichen Krisen und 
Konflikten innerhalb der eigenen Grenzen zu agieren. Auch die Möglichkeit einer 
militärischen Interaktion (Friedenserhaltungsmaßnahmen, ziviles 
Krisenmanagement) „out-of-area“ wäre für die ungarische Regierung unter der 
Voraussetzung vorstellbar, dass eine Duplizierung der Kapazitäten im Rahmen 
paralleler NATO-Operationen auszuschließen ist (Magyarics 2008: 15f.). 
 3.2. Konkretisierung des politisch-militärischen Engagements 
Die politische Kohärenz der sicherheitspolitischen Dimension Ungarns wird durch 
praktische Möglichkeiten des militärischen Engagements bedingt. Es herrscht ein 
weitverbreiteter Konsens in Budapest, dass die militärischen Möglichkeiten der 
ungarischen Armee, wie auch die finanzielle Budgetierung der Aufgaben des 
Verteidigungsetats, beschränkt sind. Die logische Schlussfolgerung besteht in dem 
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Postulat einer weitgehenden Spezialisierung der ungarischen Armeeeinheiten wie in 
der Slowakei und Tschechien, die im Rahmen der NATO- und EU-Missionen 
operieren. Traditionell liegt diese Stärke im Bereich der medizinischen Versorgung 
und des technischen Dienstes hinsichtlich der Wasserbereitstellung, darüber hinaus 
in der gezielten, überschaubaren Nutzung von Special Forces (Nagy, Kovács 2008: 
58). Im Kontext der militärischen Planung wurde von Ungarn die Vereinfachung der 
politischen Entscheidungsmechanismen gefordert. Das Budapester Parlament hatte 
am 08.12.2003 eine wichtige Verfassungsänderung (Art. 40) durchgeführt, der 
zufolge die Regierung unter bestimmten Bedingungen die Entsendung ungarischer 
Einheiten bzw. die Gewährung der Überflugrechte ohne parlamentarische 
Zustimmung vornehmen kann229. Diese Handlungsbefugnis erstreckt sich lediglich 
auf NATO-Operationen (Valki 2005: 255).  
 Ein weiteres Problem bei der Etablierung der ESVP ist die Frage nach der 
nationalen Vorgehensweise bei der Erfüllung der European Headline Goals (HLG) 
2010: Das erklärte Ziel zur Etablierung einer 60 000 Soldaten starken EU-Einheit 
wurde nur theoretisch erreicht. Praktisch werden durch die EU-Staaten gestellte 
Einheiten je nach Bedarf für die NATO, Ad-hoc-Koalitionen oder UN-
Peacekeeping-Missionen sowie als „standby forces of the NRF“ zur Verfügung 
gestellt (Horváth 2007: 485). Der im Gespräch aufgeworfene Vorschlag zur 
Etablierung einer europäischen Säule der NATO hätte den Vorteil, eine 
Vereinfachung der Führungsstruktur zu ermöglichen (Horváth 2007: 487); allerdings 
hat die ungarische Politik diesbezüglich keine eindeutige Position bezogen.  
 Das konkrete Engagement Ungarns in der ESVP manifestiert sich in der 
Teilnahme an der EUBG in Kooperation mit italienischen und slowenischen 
Einheiten (Kerttunen 2010: 127-150) wie auch in der Zusammenarbeit im Rahmen 
der Europäischen Verteidigungsagentur (u. a. JIP-ICET), deren Etablierung Ungarn 
von Anfang an unterstützte (EDA 2009: 30-33). Darüber hinaus engagieren sich die 
ungarischen Streitkräfte im Rahmen militärischer Operationen unter EU-Führung 
(überwiegend EUPM in Bosnien und Herzegowina, ARTEMIS, CONCORDIA, 
PROXIMA) (Szenes 2006: 22). Ebenfalls im Zentrum der ungarischen 
Aufmerksamkeit stehen die Staaten des westlichen Balkans, wo sich die ungarischen 
Streitkräfte an militärischen Einsätzen unter NATO-Führung (s. Tabelle 2) 
beteiligen230.   
                                                 
229 Die Einsetzbarkeit der ungarischen Einheiten kann automatisch aufgrund des Beschlusses des 
NATO-Rates bzw. anderer Instanzen wie des Defence Planning Committee (NATO DPC) erfolgen. 
Sollte der Beschluss lediglich von einem NATO-Einzelstaat bzw. einer Gruppe der NATO-Staaten 
ohne Zustimmung der gesamten NATO-Instanzen getroffen werden, ist die ungarische Mitwirkung 
ohne parlamentarische Mitwirkung nicht zulässig (Valki 2005: 255). 
230 Zum Engagement der ungarischen Einheiten in den unter NATO- und EU-Führung stehenden 
Operationen zwischen 1999 und 2009 s. Tabelle 8 im Anhang. 
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 Nach dem ungarischen EU-Beitritt plante die Regierung die Etablierung einer 
1.000-köpfigen militärischen Einheit, die weltweit und je nach Bedarf entweder unter 
NATO- oder unter EU- Führung zur Verfügung gestellt werden sollte. Allerdings ist 
das Projekt aufgrund der relativ niedrigen finanziellen Investitionen für das 
Verteidigungsbudget bis jetzt nicht abgeschlossen worden. Des Weiteren bleibt auf 
der politischen Entscheidungsebene offen, ob ungarische Truppen prinzipiell auch 
global oder nur regional eingesetzt werden und ob die möglichen Einsätze 
polizeilichen oder militärischen Charakter aufweisen sollen (Szenes 2006: 25; 
Ondrejcsák 2006: 86).  
 Im Bereich der ESVP lässt sich auf ungarischer Seite eine Ineffizienz feststellen, 
die hinsichtlich der Militär- und Sicherheitsplanung charakterisiert ist durch:  
 Mangel an Koordinierung der sicherheitspolitischen Interessen auf allen 
Ebenen des politischen Entscheidungsfindungsprozesses,  
 verzögerte Aktualisierung der strategischen Sicherheits- und 
Verteidigungsdokumente (politische Planungs- und Orientierungsvorgaben) 
sowie  
 bestehende prozedurale Begrenzung hinsichtlich der Einsetzung von Truppen 
in „Out of area“-Operationen (Szenes 2006: 27-29).  
 
Der militärische Eigenbeitrag bei der Entwicklung der ESVP ist relativ gering, was 
auf eine finanzielle, technologische und militärische Ressourcenknappheit231 
zurückzuführen ist. Die Mitgestaltung der ESVP bietet zudem die Chance zur 
politischen Einflussnahme auf die allgemeine Sicherheitspolitik der europäischen 
Gemeinschaft. In den militärischen Kreisen Ungarns wird auf die Notwendigkeit 
einer strategischen und operationellen Entwicklung der ESVP verwiesen. Im 
veröffentlichten Thesenpapier der Sicherheitsexperten des ungarischen EuroDefense-
Netzwerks, die über gute Kontakte zum ungarischen Verteidigungsministerium 
verfügen, wurde gefordert: 
 Etablierung einer strategischen und operationellen europäischen 
administrativen Einheit HQ mit Verbindung zum EUMS;  
 Entwicklung der militärischen und zivilen Kapazitäten (Stärkung der EUBG; 
Ausbau der EGF, Professionalisierung und Einbindung der zivilen Experten; 
Ausbau der EURHOC;  
 Stärkung des CDM;  
 qualitative Vorschau bei der Planung der militärischen ESVP-Operationen 
und Erweiterung des ATHENA-Mechanismus;  
                                                 
231 Bei der Betrachtung des militärischen und zivilen Engagements der EU-Operationen (ALTHEA, 
EUPM) ist dennoch festzustellen, dass ein Drittel des militärischen und zivilen Personals von den EU-
Kleinstaaten zur Verfügung gestellt wird (Molis 2006: 84). 
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 Fortsetzung des Integrationsprozesses im Bereich der ESVP;  
 Stärkung der EDA und Entwicklung einer koordinierten Strategie im Bereich 
der militärischen Forschung und Entwicklung;  
 Konzeptionalisierung und Entwicklung der europäischen 
Verteidigungsstrategie und inneneuropäischen Sicherheitsstrategie; 
 Erarbeitung einer umfassenden Kommunikationsstrategie, die einen 
funktionellen und effizienten Informationsaustausch zwischen nationalen und 
europäischen Parlamenten ermöglicht (EDM 2006: 6f.).  
 
Darüber hinaus wird in ungarischen Expertenkreisen das bisherige Verhältnis von 
NATO und EU (ESVP) kritisch beleuchtet: Der Mechanismus der militärisch 
koordinierten Kooperation zwischen NATO und EU wird entgegen den politischen 
Hoffnungen als wenig effektiv angesehen232. Bei entscheidenden ersten militärischen 
EU-Missionen (CONCORDIA, FYROM, ALTHEA) gestaltete sich die Kooperation 
auf Grundlage der Berlin-Plus-Vereinbarung. Allerdings wurden auf der operativen 
Führungsebene während einer kleinen ALTHEA-Operation erste Schwierigkeiten 
festgestellt, die sich auf unklare Kommandostrukturen zurückführen ließen. Das 
spezifische EU-Führungskommando (EU Command Element) wurde auf Ebene der 
NATO Joint Forces Command Naples etabliert und zwischen die SHAPE- und 
EURFOR-Führungszentralen eingefügt, was letztlich eine direkte Führung ineffizient 
machte (Horváth 2007: 481f.). Die unter EU-Führung durchgeführte Operation im 
Kongo, bei der auf den Berlin-Plus-Mechanismus verzichtet wurde, zeigte operative 
Schwächen aufgrund differenzierter Lösungsansätze im Krisenmanagement. 
Während ungarische Kritiker auf die Unfähigkeit der Europäer zur Etablierung einer 
gemeinsamen Verteidigungsstrategie und -kultur verweisen, betrachten Befürworter 
der ESVP diese Operation lediglich als einen Lernprozess. Beurteilt man die Praxis 
der Operation im Rahmen der EUFOR RD CONGO unabhängig von politischem 
Kalkül, so zeigt sich die Notwendigkeit, die Verbindung des zivilen und 
militärischen Krisenmanagements zu verbessern – was ebenso auf die NATO in 
Afghanistan zutrifft (Horváth 2007: 484). Zum gegenwärtigen Zeitpunkt wird aus 
ungarischer Perspektive das Programm SALIS als bestes Kooperationsmodell 
zwischen NATO und EU eingestuft, allerdings ohne dass dessen Mechanismus bis 
jetzt breite Anwendung fände (Horváth 2007: 486f.). 
4. Innenpolitischer Dissens 
In der innenpolitischen Auseinandersetzung waren die Themen der Außen- und noch 
mehr der Sicherheitspolitik in Ungarn nur am Rande des Diskurses präsent, sieht 
                                                 
232 Dies betrifft auch die Kooperation im Bereich des Schutzes der kritischen Infrastruktur (Précsényi, 
Solymosi 2007: 25-31).  
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man einmal vom Irakkrieg ab (Ondrejcsák 2006: 78). Im Kontext der Europawahlen 
von 2004 und 2009 spielte die Problematik der EU-Integration und der europäischen 
Außen- und Sicherheitspolitik kaum eine relevante Rolle, worauf neben Experten 
auch die ungarische Außenministerin Kinga Göncz (2006-2009) aufmerksam machte 
(Göncz 2007; Weiss 2008: 112; Parászka 2007: 26f.). Auch die programmatischen 
Positions- und Strategiedokumente der Regierungs- und Oppositionsparteien 
verdeutlichteten, dass das Thema der Sicherheitspolitik kaum Erwähnung fand 
(Weiss 2008: 111). In einem Schlüsseldokument der ungarischen Sozialdemokraten 
wurde die Sicherheitspolitik lediglich im Kontext der Sicherheit für die ethnischen, 
im Ausland lebenden Ungarn angesprochen (MSZP 2004). Während Liberale und 
Sozialdemokraten die ungarische Sicherheit vor allem durch institutionelle 
Einbindungen in NATO- und EU-Kontexte gewährleistet sehen, betrachten die 
Nationalkonservativen diese lediglich als eine – neben den militärischen 
Möglichkeiten Ungarns – weitere Säule der nationalen Sicherheits- und 
Verteidigungspolitik (Weiss 2008: 122). Die europäischen Staaten wie auch die USA 
werden als wichtige Partner Ungarns erachtet und die institutionellen Strukturen wie 
NATO und EU als Instrumente für die Durchsetzung der ungarischen Interessen 
verstanden (Weiss 2008: 122ff.). In dieser Positionierung ist eine gewisse Skepsis 
gegenüber den europäischen Partnern impliziert, die in einer historischen Perspektive 
mit dem bereits erwähnten „Trianon-Syndrom“ erklärbar wird (Gömöri 2006: 60-63; 
Weiss 2008: 123). 
 Im Hinblick auf die militärische Präsenz der USA auf dem europäischen 
Kontinent bleibt die FIDESZ-Partei ambivalent und widersprüchlich233. Während 
einerseits die EU-Ansprüche zur Etablierung der militärischen Fähigkeiten mit 
Skepsis betrachtet werden, wird innerhalb der FIDESZ andererseits auf die 
Notwendigkeit zur Stärkung der europäischen Sicherheitskapazitäten aufmerksam 
gemacht. Die Intensivierung der militärischen Rolle der EU solle nicht auf Kosten 
der Schwächung der NATO erfolgen; eine Duplizierung der bestehenden 
Verteidigungskapazitäten sei zu vermeiden. Damit lehnen die FIDESZ-Vertreter ein 
klares Konkurrenzverhältnis zwischen den beiden Sicherheitsakteuren ab (Weiss 
2008: 124).Von einem möglichen Ausbau der militärischen Kapazitäten, was auch 
eine Forderung zur Etablierung einer europäischen Armee mit einschließt, würden 
der FIDESZ zufolge vor allem die mitteleuropäischen Staaten profitieren (Weiss 
                                                 
233 Gerade gegenüber der amerikanischen militärischen Operation im Irak verhielt sich die FIDESZ 
ambivalent. Eine politische und militärische Unterstützung wurde in der Anfangsphase von der 
Entscheidung des UN-Sicherheitsrates abhängig gemacht. Die konservative Partei hatte die 
Entsendung der ungarischen Truppen mitgetragen. Allerdings wurde von den Vertretern der FIDESZ 
klargestellt, dass durch ungarisches Engagement an der Seite der USA keine wirklichen nationalen 
Interessen Ungarns verwirklicht würden und Viktor Orbán betonte, dass Ungarn keine Ansprüche auf 
die Etablierung besonderer Beziehungen zu irgendeiner Großmacht habe (Weiss 2008: 125; Lang 
2003: 23). 
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2008: 124f.). Darüber hinaus versprechen sich die Konservativen eine 
sicherheitspolitische Stärkung der EU gegenüber Russland (Van Ham 2000: 33). Für 
Sozialdemokraten und Liberale bleiben die USA in der sicherheitspolitischen 
Dimension der wichtigste Garant der ungarischen Sicherheit. Dabei bildet ein 
harmonisches Verhältnis zwischen NATO und ESVP zwar ein konstitutives Element 
der europäischen Sicherheit, jedoch sprechen sich die Liberalen für eine Stärkung 
des europäischen Teils der NATO aus. Der mögliche Ausbau der europäischen 
Verteidigungskapazitäten im Rahmen der ESVP, der auch die Etablierung einer 
europäischen Armee impliziert, solle nicht zur Schwächung der NATO führen 
(Weiss 2008: 120). Der Unterschied zwischen Liberalen und Sozialdemokraten in 
der Formulierung des außenpolitischen Profils Ungarns liegt in einem differenzierten 
Verständnis der außenpolitischen Interaktion: Während die Sozialdemokraten einen 
realpolitischen Stil der außenpolitischen Präferenzen bevorzugen, plädieren die 
Liberalen für eine wertebezogene Außenpolitik234.  
 Die konservativ-liberale MDF-Partei spielte bei der Besetzung der für die Außen- 
und Sicherheitspolitik relevanten Schlüsselstellen zwar keine wesentliche Rolle und 
ist in ihren Ansichten den Positionen der liberalen SZDSZ-Partei ähnlich235; 
nichtsdestotrotz gehört sie in der parteipolitischen Landschaft Ungarns zum aktivsten 
Befürworter einer Vertiefung der europäischen Integration und betrachtet die außen- 
und sicherheitspolitische Positionierung weniger dogmatisch als die FIDESZ. 
Hinsichtlich der Sicherheitspolitik wird auf die Kohärenz zwischen der 
amerikanischen Präsenz und ihrer starken Rolle innerhalb der NATO wie auch auf 
die Notwendigkeit der Stärkung der europäischen Sicherheitsdimension im Rahmen 
der ESVP verwiesen, wobei der NATO allerdings ein eindeutiger Vorrang 
eingeräumt wird (Weiss 2008: 127). Daher lehnen die Konservativ-Liberalen die 
Etablierung einer europäischen Armee ab und bestehen auf der Priorität der NATO 
Response Forces (NRF) gegenüber den EUBGs (Weiss 2008: 128). Die MDF-Partei, 
ähnlich wie die FIDESZ, unterstützte die amerikanischen Pläne des 
Raketenabwehrsystems in Mitteleuropa, betonte allerdings deren bilateralen 
                                                 
234 Das Primat der Menschenrechte über das Völkerrecht war der ausschlaggebende Grund für die 
Unterstützung der amerikanischen Vorgehensweise im Kosovo und im Irak. Im Zusammenhang mit 
der Diskussion über ein konkretes militärisches Engagement Ungarns im Irak plädierten die liberalen 
Abgeordneten für die zeitliche Verlängerung des ungarischen Mandats (Weiss 2008: 121). 
235 Der Bund Freier Demokraten (SZDSZ) hatte – von der Regierungsbeteiligung in den Jahren 1994 
bis 1998 abgesehen – keinen direkten Einfluss auf die Gestaltung der ungarischen Außenpolitik. Auch 
in der Zeit der Regierungskoalition mit den Sozialdemokraten besetzten die Liberalen die Stellen des 
Staatssekretärs im Außenministerium (István Szent-Iványi und Mátyás Eörsi). Nach der 
Parlamentswahl 2006 boten die Sozialdemokraten den Liberalen das Außenministerium an; diese 
entschieden sich allerdings für das Umweltministerium. Ausschlaggebend für die Entscheidung war 
vor allem die relativ begrenzte Einflussmöglichkeit auf die Gestaltung der Außenpolitik, da dies in 
Ungarn vor allem in die Domäne des Ministerpräsidentenamtes fällt (Weiss 2008: 119). 
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Charakter statt deren Einbettung in den NATO- bzw. ESVP-Rahmen (Weiss 2008: 
127). 
III. AUSSENPOLITISCHE PRÄFERENZEN 
1. Ostdimension 
Die ungarische Außenpolitik hat einen Regionalbezug und ist entsprechend den 
historischen, wirtschaftlichen und kulturellen Gegebenheiten auf zwei geographische 
Bereiche ausgerichtet: die Balkanstaaten und den osteuropäischen Raum (Rácz 2010: 
21). Die Östliche Partnerschaft wird in Budapest als wichtiges Element der 
ungarischen Außenpolitik deklariert, ist aber im Verhältnis zur Balkanregion faktisch 
nicht als prioritär zu bezeichnen. Als wesentlich postulierte Ungarn auch die 
Erhaltung des Gleichgewichts zwischen einer Politik der Annäherung im Rahmen 
der ENP einschließlich der Östlichen Partnerschaft und der Beziehungen zwischen 
Russland und EU. Budapest befürchtete eine Schwächung der langfristigen 
Beziehungen zwischen der NATO und Russland sowie zwischen der EU und 
Russland, sollte das Verhältnis der EU zur Ukraine, zu Moldawien und zu den 
Kaukasusstaaten intensiviert werden (Göncz 2009). Moldawien, Ukraine und bedingt 
Weißrussland rücken gelegentlich in den Fokus der ungarischen Interessen. Die 
Kaukasusstaaten hingegen bleiben Ungarn nicht nur in geographischer, sondern auch 
in kultureller und mentaler Hinsicht fern. Daher waren die bilateralen Beziehungen 
zwischen Budapest und den Kaukasusrepubliken bisher spärlich. Der wichtigste 
Aspekt des ungarischen Interesses am Thema Östliche Partnerschaft ist aber durch 
die Perspektive der Energielieferungen zu betrachten, welche die ungarische 
Positionierung hinsichtlich Russlands festlegt236. Im Kontext der bilateralen 
Beziehungen mit Kiew wiederum bleibt die Problematik der ungarischen Minderheit 
eingebettet.  
 1.1. Bescheidene Interaktion: Ukraine und Moldawien 
Kurz nach der Transformation in Ungarn und der Erlangung der Souveränität der 
Ukraine nahmen Kiew und Budapest bilaterale Beziehungen auf237. 
                                                 
236 In der europäischen Ostnachbarschaftspolitik ist für Ungarn das Problem im Bereich der Energie 
präsent, was in der Literatur als eine dreifache Verletzlichkeit beschrieben wird: erstens die 
energetische Abhängigkeit von Russland und zweitens die Abhängigkeit hinsichtlich des ukrainischen 
Gastransits; drittens ist Ungarn bis jetzt kein energetisches Transitland geworden. Hinzu kommt, dass 
Russland nicht nur der größte Exporteur von Gas und Öl in Ungarn ist, sondern für ungarische 
Exporte einen traditionell wichtigen Absatzmarkt darstellt, obwohl der russische Absatzmarkt gemäß 
dem prozentualen Anteil nicht so groß ist: In der ersten Hälfte 2009 betrugen die ungarischen Exporte 
nach Russland ca. 3,5 % und die Importe aus Russland 6,6 % (Rácz 2010: 22). 
237 Póti unterscheidet im Verlauf der 1990er Jahre fünf Phasen in den Beziehungen zwischen Ungarn 
und der Ukraine: 1990-1991, eine besondere Phase der gegenseitigen Beziehungen (1); 1992-1994, 
eine Phase des unilateralen Bilateralismus (2); 1994-1998, eine Phase des wieder ausgewogenen 
Verhältnisses (3); 1998-2002, eine Phase des korrigierten Unilateralismus (4) und 2002-2004, eine 
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Ministerpräsident Antall (1990-1993) erklärte, dass unter den GUS-Mitgliedern die 
Ukraine eine primäre Stellung im Kontext der östlichen Ausrichtung der ungarischen 
Außenpolitik einzunehmen habe (Póti 2003: 60). Allerdings stellte sich schnell 
heraus, dass die bilateralen Beziehungen von Fragen der Minderheitsrechte dominiert 
blieben. Nicht ohne Bedeutung war im Verlauf der 1990er Jahre die einseitige 
ungarische Wahrnehmung der Ukraine, die das Desinteresse der politischen Eliten 
Ungarns an einer engeren Zusammenarbeit festigte. Batory fasst dieses Phänomen 
wie folgt zusammen:  
“Comments and analyses dealing with Ukraine in the Hungarian press generally portray a 
country where public service does not work, a large part of the population lives below the poverty 
line, corruption and organized crime are rife, and the legal system and government are barely able to 
contain local ‘barons’. From this point of view, the EU’s reluctance to offer membership to Ukraine is 
seen to be reasonable” (Batory 2006: 113). 
 
Ungarn forderte 1993 eine Stärkung der kulturellen Autonomie für die eigene 
Minderheit238 sowie die Etablierung einer ökonomischen Sonderzone im 
Karpatenvorland (Póti 2003: 65). Die ukrainische Außenpolitik wiederum hatte eine 
intensivere Zusammenarbeit mit Budapest angestrebt: Zum einen forderte Präsident 
Krawtschuk (1991-1994) die Etablierung einer sicherheitspolitischen Stabilitätszone, 
die einem institutionellen Kooperationsmechanismus folgen und die gesamte Region 
zwischen Russland und Westeuropa umfassen sollte (Alexadrova 1997: 13; Müller 
1998: 86-94). Diese ukrainische Idee wurde in der mitteleuropäischen Region, so 
auch in Budapest, angesichts des bekundeten Interesses an einer raschen NATO-
Mitgliedschaft abgelehnt. Ferner signalisierte Kiew die Bereitschaft zur 
Intensivierung der politischen und wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit Ungarn 
(Póti 2003: 64), was erst mit der Übernahme der Regierungsgeschäfte durch die 
sozialliberale Koalition in Budapest teilweise ermöglicht wurde (László 2003:  
68ff.). Dennoch hatte auch die Regierung Ungarns die Zuverlässigkeit der 
Transitlieferungen der energetischen Rohstoffen und die Stärkung der 
Minderheitsrechte für die in der Ukraine lebenden Ungarn zu den Schwerpunkten 
ihrer bilateralen Beziehungen gemacht (Rácz 2010: 26). Die Frage der ukrainischen 
NATO- und EU-Mitgliedschaft wurde nur am Rande der politischen Diskussion 
erwähnt.  
                                                 
Phase der vorsichtigen Neuakzentuierung (5). Nach der Orangen Revolution sind die Beziehungen 
zwischen den beiden Staaten nicht intensiver geworden (Póti 2003: 60; Póti 2006: 64-75). 
238 Das Gesetz der Selbstverwaltung wurde in einem im Karpatenvorland abgehaltenen Referendum 
(01.12.1991) mehrheitlich (78 %) befürwortet, allerdings vom ukrainischen Parlament abgelehnt. Die 
Ablehnung wurde mit der Befürchtung vor vergleichbaren Postulaten der russischen Minderheit in der 
Ostukraine begründet. Die restriktive ukrainische Minderheitspolitik ist bis jetzt vor allem mit der 
großen russischen Minderheit in der Ukraine assoziiert, was allerdings vor dem Hintergrund der 
ungarischen Minderheit (ca. 150 000-160 000 Ungarn) für Budapest ein Problem darstellt. In 
Budapest wurde auch wahrgenommen, dass im Zuge des kontrovers diskutierten Statusgesetzes Kiew 
im Gegensatz zu Bratislava und Bukarest eine zurückhaltende Position eingenommen und das 
ungarische Gesetz nicht kritisiert hatte (Müller 1998).  
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 Der zweite Parameter in der näheren Nachbarschaft ist Moldawien. Das Land 
erfreut sich in Ungarn, ganz im Gegensatz zu den anderen Visegrád-Staaten, 
phasenweise größeres Interesse als die Ukraine239. Dies wurde nicht nur von 
offiziellen Stellen der ungarischen Regierung (Ministerpräsident, Außerminister) 
formuliert – auch die oppositionelle FIDESZ-Partei unterhielt aktive Beziehungen 
mit Kischinau und stellte die Etablierung einer strategischen Partnerschaft zwischen 
Ungarn und Moldawien in allen Bereichen in Aussicht, die bis jetzt unverwirklicht 
blieb (Rácz 2010: 28f.). Für Kischinau ist die Intensivierung der wirtschaftlichen und 
politischen Beziehungen zu Ungarn von großem Interesse, da eine Chance bestünde, 
aus der aggressiven rumänischen Fürsprache (Dérer 2007: 51; Tóth 2008: 385-390) 
und der geopolitischen Alternativlosigkeit gegenüber der Dominanz Russlands zu 
entkommen (Khanna 2008: 56-68). 
 1.2. Ungleiche Partnerschaft: Russland und Ungarn    
Das Verhältnis Ungarns zu Russland wurde in der Anfangsphase durch 
geschichtliche Determinanten bestimmt. Die von Präsident Jelzin (1991-1999) 
verkündete Verurteilung des sowjetischen Einmarsches in Ungarn (1956) stellte für 
die ungarische Seite in moralischer Hinsicht eine Nullstunde der bilateralen 
Beziehungen dar240. Dennoch ließ Russland bis Mitte der 1990er Jahre in Bezug auf 
Ungarn und Mitteleuropa keine strategische bzw. gezielte Außenpolitik erkennen 
(Bíro 2008: 5-34). Eine gewisse Interessengemeinschaft zwischen Budapest und 
Moskau wurde im Bereich der Minderheitspolitik gebildet241. Allerdings bestand 
zwischen den beiden Staaten ein Dissens bezüglich der ungarischen Mitgliedschaft in 
der NATO: Mitte der 1990er Jahre, als die mitteleuropäischen Pläne im Hinblick auf 
die NATO-Mitgliedschaft deutlicher artikuliert wurden, konzipierte der russische Rat 
für Außen- und Sicherheitspolitik das geographische Mitteleuropa inklusive Ungarn 
als „semi-demilitarized zone“ (Bíró 2008: 14). Trotz seiner Respektsbekundungen 
gegenüber der ungarischen Souveränität reagierte Moskau mit Unverständnis auf die 
NATO-Aspirationen Budapests (Póti 2003: 81; Bíró 2008: 16f.).  
                                                 
239 Der Sonderbeauftragte der EU in Moldawien ist seit 2007 Kálmán Mizsei, ein Ungar und die EU-
Mission in Moldawien (EUBAM) wird seit 2005 von dem ungarischen General Ferenc Banfi geführt. 
240 Póti unterteilt die Beziehungen zwischen Moskau und Budapest in unterschiedlich intensive 
Phasen: 1990-1991, eine Zeit der Trennung (Abzug der russischen Truppen, Auflösung des 
Warschauer Paktes und RGW) (1); 1992-1994, eine Phase der friedlichen Koexistenz (moralische 
Wiedergutmachung) (2); 1994-1998, eine Phase der Normalität (3); 1998-2002, eine Phase der 
Distanzierung (4) und 2004-2006, eine Phase der Normalisierung (5) (Póti 2003: 74; Póti 2006: 64-
75). Deák betrachtete die Regierungszeit der Sozialisten als Phase der “reconciliatory policy“ bzw. 
“friendly developed policy”, was von den konservativen Kommentatoren als außenpolitische 
Selbstaufgabe Ungarns bezeichnet wurde (Deák 2006: 46). 
241 Russland und Ungarn haben gemeinsam eine “Declaration on the Principles Guiding the Co-
operation between the Republic of Hungary and the Russian Federation regarding the Guarantee of the 
Rights of National Minorities” (11.11.1992) unterzeichnet (MFA HR 1992). 
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 Andere politische Unstimmigkeiten zwischen Ungarn und Russland wurden im 
Zuge des Kosovokonflikts deutlicher. Im April 1999 entsandte Russland über den 
Landweg einen humanitären Konvoi nach Serbien. Als problematisch erwiesen sich 
nicht die konkreten humanitären Hilfsgüter, sondern die den Konvoi begleitenden 
militärischen Fahrzeuge, die von serbischer Seite militärisch genutzt werden 
konnten, wie von Seiten Ungarns und der NATO behauptet wurde (Bíró 2008: 22f.; 
Orban 2008: 55). Die ungarischen Behörden lehnten die Fortsetzung der Lieferungen 
ab, was in Moskau Empörung auslöste. Der russische Versuch, SFOR-Einheiten nach 
Pristina zu entsenden, stellte während der Militärintervention der NATO-Streitkräfte 
das zweite Problem dar (Malek 2000: 145-155). Da in diesem Fall die ungarische 
Zustimmung zum Überflugrecht erforderlich war, hatte Ungarn nach Konsultationen 
mit der NATO keine Genehmigung für russische Einheiten erteilt. Die direkten 
Beziehungen zwischen Budapest und Moskau wurden zusätzlich durch Äußerungen 
von Ministerpräsidenten Orbán verschlechtert, der auf die Notwendigkeit des 
Besitzes atomarer Waffen durch NATO-Staaten hinwies und deren Berechtigung 
hierfür mit der unklaren Situation Russlands begründete (Orban 2008: 54-56). 
 1.2.1. Von der Historisierung zur Ökonomisierung  
Ministerpräsident Orbáns (1998-2002) Russlandpolitik wurde vor allem durch das 
Prisma des historischen Verständnisses der bilateralen Beziehungen wie auch durch 
neoimperialistische Reflexe Moskaus geprägt. Der russische Neoimperialismus 
wurde in Budapest mit dem Bereich der Energiewirtschaft assoziiert242, dessen 
Entfaltung während der Präsidentschaft Putins (2000-2008) deutlich gewprden ist 
(Póti 2006: 67). Bis zum Ende der Regierungszeit der konservativen FIDESZ-Partei 
(2002) haben auf höchster Ebene der Entscheidungsträger (Präsidenten, 
Ministerpräsidenten) fast keine bilateralen Besuche stattgefunden. Während die 
ungarische Regierung unter FIDESZ-Führung Russland gegenüber auf deklarativer 
Ebene eine skeptische Position signalisiert hatte, verstärkte sie die Kooperation im 
wirtschaftlichen – und zwar überwiegend im energetischen – Bereich. 
Ausschlaggebend war die energiepolitische Alternativlosigkeit der ungarischen 
Wirtschaft im Hinblick auf die Energiebeschaffung243, Bereitstellung von 
Lieferungswegen244 und von praktisch nicht vorhandenen alternativen und 
                                                 
242 Der Gasverbrauch in Ungarn machte 1999 knapp 40 % der Gesamtsumme des Energieverbrauchs 
aus, und bereits 2004 stieg der Anteil um weitere 4 %. 84 % des Gasverbrauchs wird durch die 
Importe aus Russland gedeckt. Problematisch ist für Ungarn aber eine steigende Abhängigkeit vom 
Gas, begleitet durch ein niedriges Engagement der Regierungen in der Diversifizierung der Energie 
und ihren Bezugsquellen (Orban 2008: 45; Deák 2006: 44f.) 
243 Bereits Antalls Regierung (1990-1994) entschied sich für den Bau einer zusätzlichen Pipeline, die 
Ungarn mit Österreich verbinden sollte (HAG-Pipeline).  
244 Die russischen Gasexporte nach Ungarn erfolgen über die ukrainische „Freundschafts“-Pipeline. 
Zusätzlich besteht für Ungarn eine Alternative für Gasimporte über die Baumgarten-Pipeline, die über 
die Ukraine, die Slowakei und Österreich verläuft. 
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traditionellen Energiequellen245 (AKWs). Das Thema der energetischen 
Diversifizierung, besonders im Hinblick auf die Lieferwege, wurde durch die 
FIDESZ stark akzentuiert (Deák 2006: 46); dennoch erzielte die konservative 
Regierung keine sichtbaren Erfolge in diesem Bereich. Die Regierung Orbán 
beschränkte sich auf die Entwicklung einer Abwehrstrategie gegen die 
wirtschaftliche Penetration des ungarischen Energiesektors durch russische 
Unternehmen (Deák 2006: 46f.) und forderte eine Eingrenzung der 
energiepolitischen Kooperation mit Russland (Meszerics 2004: 24). 
 Erst Ministerpräsident Medgyessy (2002-2004) aktivierte die diplomatischen 
Kontakte und intensivierte die wirtschaftliche wie auch militärische246 Kooperation 
zwischen Budapest und Moskau. Er war auch der erste ungarische Ministerpräsident 
seit 1995, der Moskau besuchte. Bei diesem Besuch wurden nicht nur politische 
Unstimmigkeiten zwischen den beiden Ländern teilweise ausgeräumt; auch und vor 
allem wurden energiewirtschaftliche Themen behandelt, woran Russland großes 
Interesse zeigte247. Bei den ungarischen Parlamentswahlen im Jahr 2002 unterstützte 
Moskau politisch die ungarischen Sozialisten (Orban 2008: 67). Die Regierung der 
Sozialisten unter Führung Medgyessys und später Gyurcsánys (2004-2009) hat in 
ihrer Energiepolitik keine wesentlichen Diversifizierungsmaßnahmen getroffen, 
obwohl dies neben dem Kapazitätenausbau des Landes (Gasspeichermöglichkeiten) 
als eine der energiepolitischen Prioritäten der Regierung galt (Deák 2006: 49). 
Anstatt auf Investitionen in die energetische Infrastruktur konzentrierten sich die 
Diversifizierungsmaßnahmen auf die Steuerung der Energiepolitik durch die 
Außenpolitik (Deák 2006: 48). So proklamierten beide Ministerpräsidenten 
mehrmals eine Verbesserung der bilateralen Beziehungen mit Moskau. Gyurcsány 
                                                 
245 Zusätzlich angespannt blieb die energiewirtschaftliche Lage Ungarns durch eine veraltete 
energetische Infrastruktur, eine unzureichende Implementierung der Pläne zum Aufbau erneuerbarer 
Energie und durch eine geringe Energieeffizienz (Bősze 2006: 200f.). 
246 Die militärische Kooperation zwischen Ungarn und Russland wurde nach Ungarns NATO-Beitritt 
fortgesetzt. Russland hatte 1993 im Rahmen des Schuldenabbaus 28 russische MiG-29-
Kampfflugzeuge an Ungarn verkauft. Das ungarische Verteidigungsministerium hatte 2010 
entschieden, noch im selben Jahr seinen Bestand an russischen MiG-29-Kampfflugzeugen sukzessiv 
abzubauen. Darüber hinaus war der Weiterverkauf von Kampftransportern (T-55; t-72 und BMP-1) 
wie auch des Artilleriebestands geplant, vorausgesetzt, dass eine Zustimmung der russischen Seite für 
die Lizenzierung vorliegt. Diesbezüglich wurde 2002 zwischen beiden Staaten ein Fünf-Jahres-
Abkommen mit Verlängerungsoption um weitere fünf Jahre unterzeichnet. Die ungarisch-russische 
Zusammenarbeit beschränkte sich prinzipiell auf die Lieferung und Instandhaltung der militärischen 
Ausstattung für die ungarische Armee. Noch 2004 wurde von Experten geschätzt, dass 75-80 % der 
militärischen Ausstattung Ungarns sowjetischer bzw. russischer Herkunft sind. Der Bestand der 
russischen Ausstattung bleibt enorm groß und bezieht sich sowohl auf die Luftwaffe (MiG-29, JaK-
52; L-39ZO, Mi-24; Mi-8; Mi-17, KUB SA-6, IGLA SA-16) wie auch auf das Heer (BTR-80 und 
BTR 80A; Fagot AT-4; Konkurs AT-5; SNAR-10 Radar; T72-MBT) (Cottey 1995: 140-150). 
247 Der Kreml hatte Interesse an der Erschließung der Ölpipelineverbindung zwischen Adria- und 
„Freundschafts“-Pipeline. Die russische Regierung unterstützte die Expansionspläne russischer Öl- 
und Gasunternehmen (Lukoil, Gazprom und Jukos) aktiv und suchte Unterstützung für die Lukoil-
Pläne hinsichtlich der ungarischen Petrochemie-Firma TVK. Darüber hinaus war für Gazprom der 
Kauf von MOLs Gassparte von signifikantem Interesse, für den sich der Kreml eingesetzt hatte 
(Orban 2008: 67f.). 
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forcierte in seiner Russlandpolitik ein neues Verständnis der bisherigen ungarischen 
Außenpolitik: Auch Ungarn solle die Rolle einer Brücke übernehmen, wie die 
Slowakei. Allerdings ging es nicht vornehmlich um die Funktion eines 
Interessenvermittlers – hierfür wurden die ungarischen Kapazitäten und 
Möglichkeiten als nicht ausreichend eingeschätzt –, sondern um die Funktion 
Ungarns als „Übersetzer“ der unterschiedlichen Perzeptionen zwischen der EU und 
Russland (Póti 2006: 73). In der Außenpolitik wurde in Bezug auf Moskau eine 
entpolitisierte Herangehensweise postuliert. Dieser realpolitische Pragmatismus der 
ungarischen Außenpolitik ging so weit, dass die ungarische Regierung während der 
„Orangen Revolution“ in der Ukraine informell den prorussischen 
Präsidentschaftskandidaten Viktor Janukowitsch unterstützte, wie später ein 
Geheimdossier des ungarischen Außenministeriums bestätigte (Orban 2008: 113f.). 
Als Indiz der Intensivierung der bilateralen Beziehungen diente die Anzahl der 
Treffen248 zwischen den jeweiligen Ministerpräsidenten249. Im Mittelpunkt der 
russisch-ungarischen Beziehungen standen vor allem wirtschaftliche Aktivitäten, wie 
u. a. die Förderung der transsibirischen Bahnstrecken und das Interesse am Kauf der 
staatlichen ungarischen Fluggesellschaft Malév durch die Siberian KrasAir250. Die 
Akzentuierung der energiewirtschaftlichen Kooperation, wenngleich meist im Sinne 
Moskaus, führte zur Einstufung der bilateralen Beziehungen als vorbildhaft, was 
während des Treffens des russischen Präsidenten Putin mit dem ungarischen 
Ministerpräsidenten Gyurcsány in Sochi offiziell bestätigt wurde (Kreml 2006).  
 1.2.2. Energiepolitische Abhängigkeit 
Die russische Seite hat mehrmals Interesse an einer Sicherung der energetischen 
Dominanz in Mittel- und Südeuropa signalisiert. Aufgrund der Ausbaumöglichkeit 
hinsichtlich der strategischen Lage im energiesignifikanten Bereich (Lieferwege; 
Pipelineverbindungen) kann Ungarn dabei eine wichtige Rolle übernehmen und stellt 
für die russischen wirtschaftlichen Expansionspläne ein wichtiges Ziel dar251. Die 
                                                 
248 Zwischen 1991 und 2002 gab es lediglich vier offizielle Treffen, allerdings gab es während der 
Regierungszeit der Sozialisten in Ungarn zwischen 2002 und 2004 acht vergleichbare Treffen (Orban 
2008: 114; Póti 2006: 73). 
249 Die Sozialisten erreichten die Rückgabe der Sárospatak-Bücher, die nach 1945 unberechtigt nach 
Russland gebracht worden waren. Darum hatten sich ungarische Regierungen seit 1990 bemüht 
(Orban 2008: 114).  
250 Im Jahr 2009 verkündete die Fluggesellschaft Insolvenz. 
251 Im Oktober 1994 wurde Panrusgas, ein ungarisch-russisches Gemeinschaftsunternehmen, etabliert. 
Zu diesem Zeitpunkt war der Verkauf des russischen Gases in Ungarn mehr als unübersichtlich: 
Gazprom exportierte Gas nach Ungarn über die Tochtergesellschaft Gazexport. Gazexport verkaufte 
Gas an den ungarischen Subunternehmer Mineralimpex, der wiederum Gas an den ungarischen 
Monopolisten MOL. Am 31.12.1994 wurde Mineralimpex von MOL übernommen. Allerdings wurde 
zwischen Ende September 1994 und Anfang Januar 1995 aufgrund der unübersichtlichen Rechtslage 
das russische Gas von Gazexport an Panrusgas verkauft. Panrusgas verkaufte es wiederum an 
Mineralimpex, der wiederum an MOL. Durch Übernahme von Mineralimpex wurde die Anzahl der 
Vermittler reduziert. Mineralimpex gehörte vollständig dem ungarischen Monopolisten MOL, 
Panrusgas hingegen mehreren Teilhabern: zu 50 % Gazexport, der Tochtergesellschaft von Gazprom, 
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offensive Vorgehensweise der russischen Konzerne, allen voran Gazprom, wurde 
vom Kreml politisch unterstützt, was in konservativen Kreisen der ungarischen 
Politik weiteres Misstrauen gegenüber russischen Investitionen in Ungarn schürt252. 
So kritisierte Viktor Orbán die stärkere energiewirtschaftliche Verflechtung mit 
Russland, die die Regierungen der Sozialdemokraten (2002-2010) eingegangen 
waren. Durch die Intensivierung der energiewirtschaftlichen Kooperation mit 
Moskau schwäche die ungarische Regierung, so Orbán, die mittelfristige 
außenpolitische Position der Ukraine und untermauere die einseitige Abhängigkeit 
Ungarns von den russischen Gas- und Öllieferungen (Orbán 2008: 124f.). Obwohl 
der Versuch russischer Unternehmen, Kontrolle über den ungarischen Energiesektor 
zu gewinnen, vor allem die Frage der energetischen Sicherheit Ungarns tangierte, sah 
die linksliberale Regierung des Donaustaates in der Dominanz Russlands im Bereich 
der ungarischen Energiebranche sehr lange keine Gefahr für die ungarischen 
Nationalinteressen. Vielmehr wurde der Energiepolitik von der Gyurcsány-
Regierung eine wichtige Rolle in den direkten Beziehungen zwischen Moskau und 
Ungarn zugeschrieben, obwohl deutlich war, dass Russland seine außenpolitische 
Dominanz in Mitteleuropa mit den Mitteln der Energiepolitik als permanenten 
Handlungsmechanismus verknüpft. 
 Die russischen Versuche, den ungarischen Energiebereich zu dominieren, lassen 
sich am deutlichsten an konkreten Fällen veranschaulichen, wie es Orban ausführt 
(2008: 92-98): Der größte russische Gasexporteur, Gazprom253, zeigte großes 
Interesse an der (feindlichen) Übernahme von MOL, dem größten ungarischen Öl- 
und Gasunternehmen. Diese Übernahme sollte indirekt durch Kontrollgewinnung 
über das Industrieunternehmen TVK und durch eine bedingte Kontrolle über BC 
(BorsodChem) erfolgen. 1998 hatte der ungarische Investmentfonds Croesus 
                                                 
zu 30 % MOL, zu 15 % dem ungarischen Unternehmen DKG-East und zu 5 % Mineralimpex. Damit 
entstand der Eindruck, dass die ungarische und russische Seite zu gleichen Teilen an Panrusgas 
verfügten. Allerdings gehörte die Mehrheit des ungarischen DKG-East Gazprom, und damit besaß 
Gazprom 65 % vs. 35 % des ungarisch- russischen Gemeinschaftsunternehmens Panrusgas (Orban 
2008: 46). 
252 Die unklare Struktur der energiewirtschaftlichen Akteure in Ungarn verursachte unter anderem die 
steigenden Endverbraucherpreise. Darüber hinaus hatte die Dominanz der russischen Unternehmen im 
ungarischen Gassektor zur ungünstigen Lizenzierung und zu langfristigen Lieferungs- und 
Verkaufsverträgen geführt (1996-2015). Langfristig plante Panrusgas den Bau einer weiteren Pipeline, 
die den Gastransit in der Donauregion und einen Anschluss an Italien ermöglichen sollte. Die neue 
Pipeline hätte die bisherige Monopolstellung von MOL gebrochen. In einem neuen Vorhaben von 
Panrusgas sollte die Gleichstellung zwischen ungarischen und russischen Aktionären hergestellt 
werden; allerdings unterschieden sich die Vorstellungen über die künftige Rolle von Panrusgas auf 
russischer und ungarischer Seite diametral: Während die ungarische Seite Panrusgas vor allem als 
einen starken, auf Import ausgerichteten wirtschaftlichen Akteur betrachtete, betonte Gazprom die 
strategische Bedeutung von Panrusgas für eigene Expansionspläne in Ungarn und Mitteleuropa 
(Orban 2008: 47). 
253 Die starke Position von Gazprom in Europa wird durch die Quasi-Monopolstellung des 
Unternehmens und die Exklusivitätsrechte im Bereich der Gasexporte unterstrichen. In Russland 
kontrolliert Gazprom knapp über 60 % der Gasreserven, was knapp 16 % der Gasvorkommen 
weltweit ausmacht (Losonocz 2006: 77f.; Panjuschkin, Sygar 2008). 
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zwischen 15 % und 25 % der Aktien von TVK erworben254. Gleichzeitig hatte 
Templeton, ein anderer Investmentfonds in Singapur, 10 % der Anteile von TVK 
gekauft. Das ungarische MOL-Unternehmen, dessen Gewinne zum Zeitpunkt der 
beiden Transaktionen von TVK abhängig waren, wurde aufgrund der Einkäufe durch 
die beiden Investmentfonds gezwungen, sich einen strategischen Teil von TVK zu 
garantieren und sich damit Mitsprache bei Managemententscheidungen von TVK zu 
verschaffen. Dies bezweckte die Gewährung des Verbleibs der TVK-Anteile bei 
strategisch interessierten Partnern. Damit sollte die Interessenkohärenz zwischen 
MOL und TVK gewährleistet werden. Parallel zu den MOL-Versuchen meldete BC 
das Interesse am Kauf von 30 % der TVK-Anteile an. Die Gespräche zwischen 
Croesus, Templeton und BC über den Erwerb von TVK brachten aber keine 
Ergebnisse. Daraufhin verkauften die beiden Investmentfonds ihre TVK-Anteile an 
die in Irland registrierte, jedoch hinsichtlich der Aktionärsstruktur unbekannte 
Holding Milford. Die irische Aufsichtsbehörde vermutete, dass hinter Milford ein 
zyprischer Investor stehe. Im September 2000 kaufte Milford zudem 25 % der BC-
Anteile. Parallel wurde bekanntgegeben, dass Milford zur russischen Gazprom 
gehört. Darüber hinaus meldete die russische MDM Bank den Erwerb von 8,5 % der 
TVK-Aktien, und das Unternehmen Central European Oil and Gas erwarb 17 % der 
TVK-Aktien. Bald wurde veröffentlicht, dass beide Unternehmen, MDM Bank und 
Central European Oil and Gas, im Auftrag von Gazprom gehandelt haben. Dies 
implizierte, dass dem ungarischen Handels- und Wirtschaftsrecht zufolge die 
russische Gazprom, die über 33 % der Gesamtaktien von TVK besaß, den restlichen 
Aktionären ein Kaufangebot unterbreiten musste. Jedoch reduzierte Gazprom im 
Herbst 2000 den eigenen Aktienanteil auf unter 33 %. Parallel zu den russischen 
Einkäufen hatte die ungarische MOL 7 % Aktien von BC erworben. Dadurch 
sicherte sie sich neben den bestehenden 29,8 % der TVK-Aktien zusätzlich eine 
weitere Option auf den Kauf von 25 % von BC. Abgesehen vom Zukauf der BC-
Aktien durch MOL ging BC mit der TVK eine strategische Partnerschaft ein: Es 
wurden langfristige Lieferverträge von 2003 bis 2013 vereinbart (Orban 2008: 94f.). 
Obwohl Gazproms TVK-Übernahme scheiterte, sicherte sich das russische 
Unternehmen vorübergehenden Einfluss auf die Besetzung des BC-Managements. In 
der ungarischen Wirtschaftspresse wurde über mögliche Motive für den von 
Gazprom forcierten Kauf von BC spekuliert. Orbán folgerte, für Gazprom seien drei 
Gründe entscheidend gewesen:  
                                                 
254 TVK war noch Ende 1990er Jahre der größte Lieferant der petrochemischen Stoffe in Mitteleuropa. 
In Ungarn bestand zwischen TVK und BC (BorsodChem), dem zweitgrößten petrochemischen 
Unternehmen in der Region, eine symbiotische Kooperation. Ohne die für BC notwendigen Ethylen–
Lieferungen, für die TVK zuständig war, würde die gesamte Produktionskette von BC in Gefahr 
geraten. Da die entsprechenden Lieferwege in Ungarn der TVK-Unternehmen gehören, wären 
mögliche andere Partner BCs vom TVK-Distributionssystem abhängig. 
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 Erstens sei es um die russische Kontrolle über die gesamte petrochemische 
Industrie Ungarns gegangen. 
 Ein zweiter plausibler Grund betreffe die Frage nach der Kontrolle über die 
Ethylen-Pipeline von TVK und BC, die eine wirtschaftsstrategische 
Bedeutung für die weitere russische Expansion in die Slowakei, Österreich 
und Tschechien habe. Damit bestünden Anschlussmöglichkeiten zu 
deutschen und ukrainischen Pipelines und Gazprom bzw. ein anderer 
russischer Investor wäre in der Lage, die petrochemischen Pipelines zwischen 
Russland und Westeuropa zu kontrollieren. 
 Eine dritte Annahme im Hinblick auf die Gazprom-Aktivität beziehe sich auf 
die Frage der Geldwäsche255. Letzterer Aspekt bleibt aufgrund der 
mangelhaften öffentlich zugänglichen Informationen nur spekulativ (Orbán: 
2008: 95f.).  
 
Um die Kontrolle über Ungarns Gassektor zu erhöhen, hatte Gazprom, kurz nachdem 
Ungarns Sozialisten 2002 die Regierung übernahmen, Interesse am Kauf der MOL-
Gassparte256 verkündet257. Notwendig wurde der Verkauf der MOL-Gassparte 
aufgrund wettbewerbsrechtlicher Auflagen der EU-Kommission in Verbindung mit 
den wirtschaftlichen Aktivitäten der MOL im Ölgeschäft. Die deutsche E.ON 
Ruhrgas AG erwarb die MOL-Gassparte im Januar 2006258 (Handelsblatt 2006a). 
Wenige Tage nach dieser Transaktion wurden Gespräche zwischen Gazprom und 
E.ON über den Verkauf von EONs ungarischen Gas-Tochtergesellschaften 
aufgenommen (Handelsblatt 2006b), die im Sommer 2007 zum Abschluss gebracht 
wurden259. Trotz des Erwerbs der ehemaligen MOL-Tochtergesellschaften versuchte 
Gazprom parallel und mittelbar auch die Muttergesellschaft zu kaufen. Zu diesem 
Zweck nutzte Gazprom bestehende Möglichkeiten via OMV260, ein österreichisches 
                                                 
255 Diese Erklärung erhält eine besondere Bedeutung, wenn man das Engagement der westlichen 
Geheimdienste hinsichtlich der Wirtschaftsverhandlungen zwischen Gazprom, Milford, BC und TVK 
berücksichtigt. Ferner ist das Vorgehen Gazproms als ein Versuch zu deuten, die mittelbare Kontrolle 
über das ungarische MOL-Unternehmen zu erlangen (Orban 2008: 96). 
256 Es handelt sich um drei Tochtergesellschaften von MOL: MOL Natural Gas Supply; MOL Natural 
Gas Storage und MOL Natural Gas Transmission.  
257 Am Erwerb waren neben Gazprom auch der ukrainische NaftoGaz-Konzern, die deutsche E.ON 
Ruhrgas AG und das französische Unternehmen Gaz de France interessiert. 
258 MOL verkaufte 100 % von MOL Natural Gas Storage und MOL Natural Gas Supply und 50 % von 
Panrusgas und behielt die weitere Kontrolle über MOL Natural Gas Transmission. 
259 E.ON erreichte durch den Verkauf ungarischer Anteile Zugang zum westsibirischen Gasfeld 
Yuschno Russkoje (700 Mrd. Kubikmeter Gas) und erwarb 25 % der Aktien, minus eine Aktie, 
Gazprom wiederum bekam Anteile an MOL Natural Gas Storage und MOL Natural Gas Supply 
(50 % der Aktien minus eine Aktie) sowie 25 % der Aktien plus eine Aktie an EON Hungary (Orban 
2008: 158f.). 
260 Bis jetzt bleibt unklar, wie groß der Anteil von Gazprom an OMV ist. Es wird spekuliert, dass 
hinter der direkten Beteiligung der Kleininvestoren und unterschiedlicher Gesellschaftsaktien am 
OMV-Unternehmen tatsächlich Gazprom steht. Auch ist unklar, wie viele OMV-Aktien der russische 
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Gasunternehmen. In der Presse wurde spekuliert, dass 31,5 % der im Besitz des 
österreichischen Staates befindlichen OMV-Aktien an die russische Gazprom 
verkauft werden könnten (Scandinavian Oil Gas Magazine 2008). Im Gespräch über 
ein mögliches Zustandekommen der Vereinbarung unterschrieben OMV und 
Gazprom eine Absichtserklärung bezüglich eines möglichen Erwerbs des 
Aktienpakets von Central European Gas Hub in Baumgarten (Österreich) durch 
Gazprom (Handelsblatt 2008). Allerdings war eine Übernahme von MOL aufgrund 
rechtlicher Voraussetzungen nicht erfolgsversprechend: Um einen tatsächlichen 
Einfluss auf das MOL-Management ausüben zu können, wäre eine Mehrheit von 
75 % der Aktien notwendig, wie es die Geschäftsordnung von MOL vorschreibt 
(Orban 2008: 160-162). 
 Ein weiteres Beispiel für die angestrebte russische Einflussnahme sind die 
Aktivitäten von Jukos in Ungarn (Orban 2008: 98-101). Der russische Erdöl- und 
Petrochemie-Konzern interessierte sich für das Projekt, die Adria- und die 
sogenannte „Freundschafts“-Pipeline zu verbinden. Zu diesem Zweck startete seine 
Vertreten Gespräche mit der ungarischen Regierung261. Die Verbindung der beiden 
Pipelines hat für Russland strategische Bedeutung: Sie ermöglicht einen direkten 
Öltransit von Russland über Ost- und Mitteleuropa bis zum adriatischen Meer und im 
weiteren Verlauf via Seeweg in die USA. Dadurch erschließt sich nicht nur ein neuer 
Markt; Russland kann gleichzeitig auch seine Bedeutung als strategischer Partner 
Westeuropas im Energiebereich unterstreichen. Für Ungarn wiederum besitzt die 
Erschließung insofern strategische Signifikanz, als sie eine Alternative zu den 
Öllieferungen via „Freundschafts“-Pipeline darstellt. Allerdings war für die 
tatsächliche Anschlusserrichtung zwischen den beiden Pipelines die Zusammenarbeit 
mehrerer wirtschaftlichen und politischen Akteuren notwendig. Ein erstes 
Abkommen über den möglichen Ausbau der Pipeline unterschrieb Transneft, der 
formelle Eigentümer des russischen „Freundschafts“-Pipelineabschnitts, mit den 
Regierungen der Slowakei, Ungarns und Kroatiens262. Ein vergleichbares 
                                                 
Lukoil-Konzern (indirekt) tatsächlich besitzt, der bereits seit mehreren Jahren Interesse am Kauf des 
polnischen PKN-Orlen-Unternehmens und des österreichischen OMV hat (Orban 2008: 163).  
261 Das Projekt der Anbindung war bereits 1979 von der Sowjetunion forciert worden, scheiterte aber 
am jugoslawischen Widerstand (Orban 2008: 98). 
262 Im April 2002 erwarb Jukos vom slowakischen Transpetrol 49 % der Anteile des slowakischen 
Abschnitts der Freundschaftspipeline. Der Expansionsplan von Jukos wurde noch bis Frühling 2003 
vom russischen Präsidenten unterstützt. Zwischenzeitlich hatte die russische Rosneft ein Kaufangebot 
für das kroatische Mineralölindustrieunternehmen INA abgegeben. Der INA gehören nicht nur zwei 
wichtige kroatische Ölraffinerien, sondern sie besitzt auch 38 % der Aktien von Janaf, dem 
Haupteigentümer des kroatischen Abschnittes der „Freundschafts“-Pipeline. INA hatte bereits im 
westlichen Teil Sibiriens eine Tochtergesellschaft (White Nights), die der Transneft den Zugang zum 
Ölpipelineverbindungssystem verweigerte. Es wurde vermutet, dass hinter der Blockade die russische 
Slavnet stand, die Interesse am Kauf von White Nights hatte. Durch die Einschaltung des kroatischen 
Wirtschaftsministeriums wurde das Angebot von Rosneft abgelehnt, und der Verkauf der INA-Anteile 
ging an das ungarische MOL-Unternehmen. Dadurch erwarb MOL die Kontrolle am ungarischen und 
kroatischen Abschnitt des gemeinsamen Adria-Freundschaftsprojekts. Es stellte sich für den 
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Abkommen wurde nach ersten Schwierigkeiten (zu niedrig angesetzte 
Transitgebühren) mit der Ukraine abgeschlossen. Letztendlich wurde das Abkommen 
2002 von Russland, Weißrussland, der Ukraine, der Slowakei, Ungarn und Kroatien 
unterzeichnet, um die Adria- mit der Freundschaftspipeline zu verbinden (Orban 
2008: 99f.).  
 Durch die hier vorgestellten Aktivitäten der russischen Wirtschaftsakteure wird 
deutlich, dass die Frage der russischen Dominanz im energiepolitischen Bereich in 
Ungarn wie auch in Süd- und Mitteleuropa von höchster Signifikanz ist. Aus 
wirtschaftlicher Perspektive sind die russischen Versuche eine logische Konsequenz 
des Ausbaus ihrer dominierenden Stellung und erscheinen nachvollziehbar. 
Problematisch ist es, wenn man sich die russische Verflechtung des Energiesektors 
mit der Politik vor Augen hält. Die Steigerung der Dominanz russischer 
Wirtschaftsakteure im energetischen Bereich kann zur Abhängigkeit Ungarns auch in 
der Außenpolitik führen. Diese Situation Ungarns wird in Kreisen ungarischer 
Experten als „mismanaged dependence“ bezeichnet und steht im Gegensatz zur 
polnischen Energiepolitik, die als „energetische Realpolitik“ angesehen wird (Deák 
2009: 12). Die ungarische Energiepolitik basiert auf einer sehr hohen Abhängigkeit 
von fast ausschließlich russischen Gas- und Öllieferungen263. Zudem ist Ungarn bis 
jetzt kein relevantes energetisches Transitland geworden, wie z.B. die Slowakische 
Republik. Tschechien ist wiederum gut in die westeuropäischen energetischen 
Netzwerke integriert, die einseitige Risikoabhängigkeit bleibt somit unter einer 
gewissen Kontrolle Prags. 
 1.2.3. Energiepolitische Alternativlosigkeit? Das Nabucco-Projekt 
Die in der Literatur vorgeschlagenen Lösungsansätze und Alternativen für die 
ungarische Energiepolitik konzentrieren sich auf Problembereiche wie beispielsweise 
die Sicherheit der Lieferungswege, die Steigerung der ökonomischen Effizienz oder 
das Prinzip der Nachhaltigkeit (Losonocz 2006: 85; Hegedűs 2007: 71-84). Ohne 
Berücksichtigung der politischen Implikationen verkennen sie den Kernpunkt des 
Problems. Die Lösung für Ungarn wie auch für die anderen mitteleuropäischen 
Staaten ist vielmehr – im Hinblick auf die Verringerung der energetischen 
Abhängigkeit – in folgenden außenpolitischen Aspekten zu suchen: in der 
institutionellen Verflechtung der Energieproblematik unter Berücksichtigung 
institutioneller Akteure wie OECD oder Internationaler Energieagentur, in der 
intensiveren Kooperation Ungarns mit den anderen EU-Staaten (energetisches 
                                                 
russischen Investor als problematisch heraus, dass das ukrainische Parlament das durch die 
ukrainische Regierung ausgehandelte Abkommen ablehnte. Zusätzlich meldete die kroatische Seite 
Bedenken gegen das Projekt und Ende 2005 nahm die kroatische Regierung die ursprüngliche 
Zustimmung zum Adria-Freundschaftsprojekt zurück (Orban 2008: 100). 
263 Hauptpartner des größten ungarischen Ölunternehmens MOL ist der russische Lukoil Konzern 
(Losonocz 2006: 87). 
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Solidaritätsprinzip) sowie in der intensiveren Entwicklung und der 
Institutionalisierung der bilateralen und multilateralen Beziehungen zu Russland. 
Eine weitere wichtige Bedingung für die Sicherung der Energielieferungen ist die 
Intensivierung der wirtschaftlichen Liberalisierung des russischen Energiebereichs, 
die bis jetzt nur unwesentlich vorangetrieben wurde (Losonocz 2006: 74f.). Die 
Diversifizierung der Energielieferanten ist für Ungarn, besonders nach der Gaskrise 
im Winter 2009, zur notwendigen wirtschaftlichen Priorität geworden. Das 
Engagement zugunsten des Nabucco-Projekts wie auch bedingt eine parallele 
Beteiligung am South Stream-Projekt könnten zwei weitere Schritte hin zur 
Diversifizierung der Lieferungswege und -quellen sein. Zusätzlich bestünde eine 
weitere Diversifizierungsmöglichkeit in Bezug auf den Kapazitäten-Ausbau des 
Flüssiggas-Projekts LNG-Adria (Deák 2009: 13; Deák 2006: 52).  
 Die Tatsache, dass Ungarn Russland in relevanten energiepolitischen Bereichen 
relativ weit entgegengekommen ist, wurde in Brüssel kritisch beobachtet. Im Kontext 
des von der EU forcierten Nabucco-Projekts wurde die Vorgehensweise der 
ungarischen Regierung als mögliches Sicherheitsrisiko identifiziert264. Die Regierung 
Gyurcsány hatte aufgrund der politischen Signale sowohl aus dem Umfeld der EU-
Kommission als auch der in das Nabucco-Projekt involvierten EU-Staaten die 
Bereitschaft zur Unterstützung der Nabucco-Pipeline erkennen lassen. Dies 
implizierte die Aufgabe der Kooperation mit Russland hinsichtlich der Blue-Stream-
2-Pipeline. Das Thema wurde im März 2007 während eines Treffens zwischen Putin 
und Gyurcsány behandelt265. Kurz nach dem Treffen zwischen dem ungarischen 
Ministerpräsidenten und dem russischen Staatsoberhaupt sprach sich der ungarische 
Verteidigungsminister Imre Szekeres (2006-2010) in Washington für die 
Unterstützung des Nabucco-Projekts aus. Daraufhin wurde das geplante Treffen 
zwischen Szekeres und dem russischen Verteidigungsminister Serdjukow in Moskau 
von russischer Seite ohne nähere Angaben abgesagt (Orban 2008: 115). 
 Problematisch ist, dass die russische Regierung das Nabucco-Projekt nicht nur in 
einer wirtschaftlichen Kategorie – als direkten Konkurrenten gegenüber Gazprom – 
                                                 
264 Das Projekt der Nabucco-Gaspipeline dient vor allem der Diversifizierung der Bezugsquellen und 
geht auf die Initiative des österreichischen Gasunternehmens OMV zurück. Für die EU-Länder ist das 
Projekt insofern von Interesse, als es eine Unabhängigkeit von russischem Gas bietet. Die Pipeline 
soll über das Territorium der Türkei, Bulgariens, Rumäniens, Ungarns und Österreichs gezogen 
werden. Das Projekt wurde in das Programm Transeuropäische Netze aufgenommen und politisch von 
den USA unterstützt (Orban 2008: 115ff.). 
265 Das ungarische Engagement für das Nabucco-Projekt ist auf politischer Ebene mehrmals deklariert 
worden – es wurde sogar ein Sonderbotschafter dafür nominiert. Dennoch wurde gleichzeitig 
zwischen der ungarischen Entwicklungsbank, MOL und Gazprom ein Vertrag ausgehandelt, 
demzufolge sich die russische Seite an der Konstruktion des Projekts South-Stream beteiligt. Darüber 
hinaus sollten MOL und Gazprom gemeinsam einen unterirdischen Gasspeicher in Pusttaföldvár-Dús 
bauen (Kapazität von 1,3 Billionen m³). Dies würde die bereits bestehende 
Gasspeicherungsmöglichkeit in Szőreg (1,2 Billionen Kubikmeter) erweitern, was gegenwärtig bereits 
in Verbindung mit der eigenen Gasproduktion im Falle der Lieferunterbrechung die Möglichkeit 
bieten würde, den Gasvorrat von 45 auf 90 Tage zu erhöhen (Ràcz 2010: 24). 
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kritisch betrachtete, sondern dem Projekt politisch einen antirussischen Charakter 
zuschreibt (Sisci 2009; Socor 2009). Moskau forcierte die South-Stream-Pipeline, 
eine südliche Dependenz von North Stream, die als russisch-italienisches 
Gemeinschaftsunternehmen (Gazprom und ENI) über das Territorium Russlands, 
Bulgariens, Rumäniens, Ungarns und der Türkei verlaufen soll (Chalupiec, 
Filipowicz 2009: 99-107). Um die Unterstützung der ungarischen Seite zu gewinnen, 
hatte Präsident Putin dem ungarischen Ministerpräsidenten Gyurcsány während eines 
Treffens im Februar 2006 angeboten, auf ungarischem Territorium einen der größten 
europäischen Gasspeicher bauen zu lassen266. Die USA und die EU-Kommission 
strebten an, die ungarische Regierung für das Nabucco-Projekt zu gewinnen, da sie 
eine entscheidende Rolle in den Verhandlungen zwischen MOL und Gazprom hätte 
übernehmen können. Im Verlauf des Jahres 2007 unterzeichneten Gazprom und das 
italienische ENI-Unternehmen ein Abkommen über die Konstruktion von South 
Stream, dem ähnliche Abkommen mit Bulgarien und Serbien267 folgten. Die 
konkreten Schritte der russischen Entscheidungsträger in Kreml und in Gazprom, wie 
auch der Druck der EU-Kommission, führten zu einer gewissen 
Entscheidungsunfähigkeit der ungarischen Regierung. In einem neuen 
energiepolitischen Konzept (MND HR 2007; Orban 2008: 154), das im ungarischen 
Wirtschaftsministerium ausgearbeitet und im Dezember 2007 dem Parlament 
vorgestellt wurde, hatte sich die ungarische Regierung für keine prioritäre 
Behandlung der vorhandenen oder geplanten Projekte (Nabucco, Blue Stream, South 
Stream, LNG) entschieden. Dennoch trafen Ungarn und Russland am 25.02.2008 
eine Vereinbarung, die am 28.02.2008 – dem vorletzten Tag der Präsidentschaft 
Putins – in Moskau unterzeichnet wurde268. Gegen dieses Abkommen mit Moskau 
hatte sich die oppositionelle FIDESZ ausgesprochen. Die Konservativen unterstützen 
vor allem die Nabucco-Pipeline, da deren Inbetriebnahme eine tatsächliche 
Diversifizierung hinsichtlich der Gasbezugsquellen garantiert (Orban 2008: 150-
156). Obwohl die russische Seite die Möglichkeit zur Koexistenz von Nabucco und 
                                                 
266 Die Kosten des Baus wurden auf knapp 4 Milliarden US-Dollar geschätzt. Damit wurde die 
Investition zu einer der größten in der ungarischen Wirtschaftsgeschichte. Darüber hinaus käme 
Ungarn eine bedeutende Rolle bei dem Gasverteilungssystem in Mitteleuropa zu. Des Weiteren sollte 
das ungarische MOL-Unternehmen ein strategischer Partner bei der Blue-Stream-Pipeline (Russland – 
Schwarzmeer – Türkei) werden. Die strategische Beteiligung von South Stream wurde MOL nicht 
angeboten. South- und Blue-Stream-Pipeline waren für das europäische Projekt der Nabucco-Pipeline 
so lange irrelevant, solange sie nicht in direkter Konkurrenz dazu aufgetreten sind. Die ungarische 
Unterstützung für die russische South-Stream-Pipeline ist für Brüssel insofern problematisch, als sie 
der Logik der Diversifizierung des Bezugs von Energiequellen nicht entspricht und damit direkt das 
Nabucco-Projekt bedroht (Orban 2008: 150). 
267 Bereits 2007 und 2008 sicherte sich Gazprom durch den Kauf des serbischen NIS, 
Haupteigentümer der serbischen Gaspipeline, die Aktienmehrheit (Smith 2008: 3).   
268 Dem Abkommen zufolge behalten die russische und ungarische Seite jeweils 50 % der Anteile am 
South-Stream-Projekt in Ungarn, darüber hinaus wird in Ungarn ein Gasspeicher mit einer Kapazität 
von einer Milliarde m³ gebaut. Das Abkommen wurde mit einer Laufzeit von 30 Jahren vorgesehen, 
mit der Option auf Verlängerung um weitere fünf Jahre (RIA Novosti 2008; EurActiv 2008). 
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South Stream betonte, wurde nicht beantwortet, inwieweit dies tatsächlich möglich 
ist. Zwar wäre die Koexistenz der beiden Projekte technologisch realisierbar; 
allerdings stellt sich die finanzielle Situation mehr als problematisch dar. So blieb 
ungeklärt, ob die vorhandenen Abnahmekapazitäten der eventuellen 
Gasabnehmerländer ausreichend sind und ob auf europäischer Seite die hohe 
wirtschaftliche Nachfrage tatsächlich vorhanden ist. Dieser Einwand wurde von 
Seiten der ungarischen und russischen Entscheidungsträger im Hinblick auf den 
Nutzen (bzw. die Sinnlosigkeit) des Nabucco-Projekts erhoben, obwohl eine 
argumentative Umkehrlogik auch für die Befürworter der russischen Initiative im 
Bezug auf das South-Stream-Projekt galt (Hagedűs 2007: 74). Von russischer Seite 
wurde die Einbettung des South-Stream-Projekts in die transeuropäischen 
Energienetzwerke vorgeschlagen269. Damit hätte South Stream die gleiche politische 
Priorität wie die Nabucco-Pipeline in der EU erlangt. Ministerpräsident Gyurcsány 
verteidigte die Entscheidung zugunsten der russischen Lösung und gegen die 
politische Unterstützung des Nabucco-Projekts mit ökonomischen und 
wirtschaftlichen Argumenten. Ausschlaggebend für ihn war die zeitlich relativ 
greifbare Realisierung des Projekts, die zwar keine Diversifizierung der 
Bezugsquelle, aber mehr Unabhängigkeit von Transitlieferungen über die Ukraine 
garantierte. Die russische South-Stream-Pipeline sei im Vergleich zur Nabucco-
Pipeline realistischer und mehr als ein bloßer Traum:  
“The Nabucco has been a long dream and old plan (…). But we don’t need dreams. We need 
projects (…). The single problem with Nabucco is that we cannot see when we will have gas from it. 
If someone could say to me definitively, you would have gas by a certain time, fine, but you can only 
heat the apartments with gas and not with dreams. (…) I would be most thankful if we could diversify 
our supplies (…) I can hardly overestimate the risk that Hungary runs. Any prime minister would be a 
fool if he did not want to diversify or if he bound himself to one supplier. But chasing dreams is also 
foolish instead of building on realities” (Gyurcsány zitiert nach: Dempsey 2007).  
 
Die ungarische Argumentation bei der Entscheidung zugunsten des russischen 
Projekts wurde durch wirtschaftlichen und politischen Realismus begründet (Kublik 
2008) und als ungarischer Beitrag zur Diversifizierung der Lieferwege und zur 
konstruktiven Verbesserung der Beziehungen zwischen Russland und der EU 
dargestellt (Deák 2008: 44f.). Die Diskussion um das Nabucco-Projekt zeigte – aus 
ungarischer Sicht –, dass Ungarn nicht gegen das Nabucco Projekt ist, sondern vor 
allem die eigene energetische Sicherheit als primär erachtet (Deák 2006: 50f.). 
                                                 
269 Obwohl Gazprom bereits mit Bulgarien, Serbien und Ungarn entsprechende Transitabkommen 
unterzeichnete, blieb eine wichtige Bedingung unerfüllt. Es fehlte die Zustimmung der Ukraine und 
Rumäniens für die Verlegung der South-Stream-Rohre in ihrem Hoheitsgewässer. Während im 
Februar 2010 eine entsprechende Zustimmungsvereinbarung zwischen Gazprom und Bukarest 
erarbeitet wurde, bestand die ukrainische Seite auf alternativen Lieferungswegen und schlug die 
Modernisierung der südlichen Gasrohre in der Ukraine vor, was die Investitionskosten für South-
Stream Projekt wesentlich senken sollte. Allerdings ist der ukrainische Vorschlag mit der russischen 
Strategie der Diversifizierung der Lieferwege, was eine Unabhängigkeitssteigerung von ukrainischen 
Transitlieferungen impliziert, nicht kongruent (EurActiv 2010a; 2010b;  Stralcou 2008: 38-41). 
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Kritisch ist zu hinterfragen, ob die ungarische Vorgehensweise das Nabucco-Projekt 
nicht mittelfristig unterminiert. Die Entscheidung zugunsten des von Russland 
forcierten South-Stream-Projekts ist, abgesehen von der energiewirtschaftlichen 
Dimension, eine außenpolitische Entscheidung, worauf die FIDESZ-Partei 
aufmerksam machte. Um die energetische Abhängigkeit Ungarns und bedingt der 
westeuropäischen Staaten zu verringern, ist neben anderen Alternativen auch die 
Forcierung des Nabucco-Projekts notwendig. Dennoch bleibt es problematisch, dass 
die Realisierung der Nabucco-Pipeline aufgrund der politischen Unstimmigkeiten 
innerhalb der EU und des finanziellen Aufwands in kurz- und mittelfristiger 
Perspektive kaum möglich ist. Dieses Argument spricht zugunsten der 
Entscheidungsträger in Budapest. Dennoch macht die Vorgehensweise der 
sozialistischen Regierung Ungarns deutlich, dass innerhalb der europäischen 
Energiepolitik mit außenpolitischer Bedeutung kaum ein kooperativer Ansatz 
gesucht wurde, da die ungarische Entscheidung für das South-Stream-Projekt weder 
mit der EU noch mit den Visegrád-Staaten im Vorfeld abgestimmt wurde.    
2. Süddimension der Außenpolitik: Westlicher Balkan  
 
In der durch die Regierung unternommen Analyse der regionalen Herausforderungen 
richtet sich die ungarische Aufmerksamkeit, abgesehen vom postsowjetischen Raum, 
auf die südwesteuropäische Region (Póti, Takács 2005: 29). Die Situation auf dem 
westlichen Balkan – und in diesem Zusammenhang auch die Außenpolitik der 
Großstaaten – determinierte bereits in der Vergangenheit die geopolitische Lage 
Ungarns. Dies hatte zur Konsequenz, dass die Balkanproblematik eine, wenn nicht 
führende, so doch signifikante Position in der Formulierung der ungarischen 
Außenpolitik innehatte:  
“The history of the Balkans is an organic and permanent part of Hungarian history – and vice 
versa – even though Hungary is not a part of the region, either in the geographical or political sense, 
but rather its neighbor and shaper” (Fűzes 2007: 33). 
 
Neben den geschichtlichen Implikationen im Verhältnis zwischen Ungarn und den 
westlichen Balkanstaaten übt aktuell die demographische Verteilung der 
Auslandsungarn auf dem westlichen Balkan (besonders in Vojvodina) einen direkten 
Einfluss auf die ungarische Außenpolitik aus (Fűzes 2007: 33).  
 Während des Konflikts in Jugoslawien kristallisierten sich unter den ungarischen 
Entscheidungsträgern differenzierte Ansichten zur außenpolitischen Perzeption 
Ungarns und zur ungarischen Rolle in der westlichen Balkanregion heraus. 
Ministerpräsident Horn (1994-1998) bestand auf einer Vermittlerrolle Ungarns 
zwischen Moskau und Washington, während Außenminister Kovács (1994-1998; 
2002-2004) aufgrund der unzureichenden diplomatischen Kapazitäten und des 
geringeren politischen Gewichts Ungarns keine Chance für solche 
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Vermittlungsversuche mehr sah (Gömöri 2006: 70). Die Einschätzung des 
Außenministeriums erwies sich als realistisch, da Versuche der ungarischen 
Diplomatie, den Jugoslawienkonflikt zu lösen, scheiterten. Zwei Konstanten blieben 
nach Überzeugung der Regierung Budapests wesentlich:  
 die politische Stabilisierung der Gesamtregion und 
 der Schutz der ethnischen Minderheiten in Serbien (Cottey 1995: 99f.).  
 
Das ungarische Interesse galt überwiegend der eigenen ethnischen Minderheit in der 
Vojvodina, was die ungarische Positionierung im Verlauf des Jugoslawienkonflikts 
festlegte270. Daher war es für die ungarische Regierung wichtig, zum effektiven 
Schutz der ungarischen Minderheit eine weitgehende Neutralität zu bewahren. Bei 
der Vorbereitung der NATO-Luftangriffe verlangte Ministerpräsident Orbán (1998-
2002) den Ausschluss der Vojvodina aus den militärischen NATO-Handlungen 
(Fűzes 2007: 40). Obwohl die ungarische Regierung die direkten Beziehungen mit 
Serbien nicht beeinträchtigen wollte und nur sehr distanziert über die Neuordnung 
des westlichen Balkans nach dem Zerfall Jugoslawiens sprach, hat die ungarische 
Minderheit in der Provinz Vojvodina selbst offen die Unabhängigkeitsbestrebungen 
von Kroaten und Slowenen befürwortet (Boarov 2007: 89-95; Seideman 2001: 
131ff.). 
 Die Budapester Regierungen betrachten die westlichen Balkanstaaten aus einer 
Perspektive der notwendigen politischen Stabilisierung. Dabei wird auf eine Fülle 
möglicher desintegrativer Elemente verwiesen (HNSS 2004: II. 2.2), die sich 
potenziell auf die innenpolitische Stabilität Ungarns auswirken können (HNSS 2004: 
II. 2). Es wird ein umfassender europäischer und transatlantischer Lösungsansatz 
gefordert (HNSS 2004: II. 2.2.2). Für die ungarische Regierung erscheint es logisch, 
nicht nur den Demokratisierungsprozess auf dem westlichen Balkan zu fordern, 
sondern die Integration der Gesamtregion in die euroatlantische Sicherheitsstruktur 
anzustreben, wie dies in der ungarischen Sicherheitsstrategie postuliert wird (HNSS 
2004: III. 1.3): 
“One of the most important tasks of Hungarian foreign and security policy is to actively 
contribute to ensuring stability in the regions of Central-Eastern and South-Eastern Europe, and in 
particular to the democratic transformation of the neighbouring countries, as well as to the 
safeguarding of the general promotion of human rights with special regard to rights of national and 
ethnic minorities corresponding to European norms and standards. To this end, Hungary actively 
supports the endeavours of countries of the region aiming at Euro-Atlantic integration and the 
admission of countries that are prepared and fulfill the respective criteria” (HNSS 2004: III. 2.1). 
                                                 
270 Eine Volkszählung 1982 ergab, dass in der Provinz Vojvodina 427 000 Ungarn wohnten. Die 
Zählung des Jahres 2002 bezifferte die Zahl der Auslandsungarn auf 290 207, was im Vergleich zur 
einen vergleichbaren Zählung im Jahr 1991 einen Abstieg um 49 284 Ungarn bedeutet. Infolge des 
Krieges im ehemaligen Jugoslawien wurden zwischen 250 000 und 300 000 Serben in die Vojvodina 
umgesiedelt. Dies hatte zur Konsequenz, dass sich die kulturelle Dominanz der Ungarn in der 
Vojvodina änderte und es zu Spannungen zwischen den beiden ethnischen Gruppen in der Provinz 
kam (Butler 2007: 1123). 
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Bei der Entwicklung der eigenen Strategie gegenüber den westlichen Balkanstaaten 
hatte die ungarische Politik seit 2000 eine bilaterale Vorgehensweise gewählt (Fűzes 
2007: 35). Das Konzept der bilateralen Beziehungen ermöglichte eine gewisse 
Flexibilität bei der strategischen Anwendung außenpolitischer Instrumente wie auch 
bei der Festlegung thematischer Schwerpunkte. Der Nachteil einer solchen 
bilateralen Vorgehensweise besteht für Ungarn darin, dass die Implementierung einer 
kohärenten und alle westlichen Balkanstaaten umfassenden Politik 
ressourcenintensiv ist und sich aufgrund der schwer einzuschätzenden exogenen 
Faktoren problematisch gestaltet. Dennoch bleiben, von der bilateralen 
Vorgehensweise unabhängig, die Ziele der ungarischen Außenpolitik für alle 
westlichen Balkanstaaten weitgehend identisch:  
 Vermeidung militärischer Auseinandersetzung; 
 Unterstützung beim politischen und demokratischen 
Stabilisierungsprozess271;  
 Forderung der friedlichen Koexistenz multireligiöser und multiethnischer 
Völkergruppen;  
 Integration in westliche Strukturen (NATO, EU);  
 wirtschaftliche, politische und gesellschaftliche Modernisierung (Fűzes 2007: 
36).  
 
Konkret impliziert dies, abgesehen von dem Fragenkomplex hinsichtlich der 
demographischen, sozialen und wirtschaftlichen Situation der Gesamtregion, die  
 Lösung der miteinander verflochtenen Probleme, etwa die innere 
Stabilisierung von Bosnien und Herzegowina, 
 Lösung der komplizierten Problematik um die Anerkennung Kosovos – im 
politischen und völkerrechtlichen Sinne – und die  
 Frage der künftigen Integration Serbiens272 (wie auch Mazedoniens) in EU 
und NATO (Halász 2008: 38). 
                                                 
271 Das ungarische Engagement in den 1990er Jahren auf dem Balkan (Southeast European 
Cooperation Initiative [SECI–Initiative], PfP-Unterstützung im Rahmen der NATO) bezweckte die 
Stabilisierung der politischen Situation auf dem Balkan. Konkret bemerkbar war das militärische 
Engagement Ungarns in den IFAR-/SFOR- und später EUFOR-Operationen. 
272 Dies umfasst u. a. eine Frage nach der Situation und den Entwicklungsmöglichkeiten für die 
ungarische Minderheit in der Vojvodina. Die Befürchtung, dass die Vojvodina das nächste Kosovo 
werden kann, ist nicht nur durch die starken Minderheiten vor allem ungarischer Herkunft bedingt, 
sondern auch durch die „Modernisierungslogik“: Wenn Serbien nicht dauerhaft einen Weg in 
Richtung EU einschlägt, wenn die Demokratisierung, Modernisierung und wirtschaftliche 
Nachholung tatsächlich in Gang nicht gesetzt werden, ist die Versuchung groß, durch eine Autonomie 
der Vojvodina mittels Separation von Serbien den Weg einer Modernisierung und Integration in die 
EU zu beschleunigen. Die Möglichkeit, dass die Vojvodina ein Teil Ungarns werden kann, muss 
angesichts der relativ kleinen ungarischen Minderheit (12 %) als unrealistisch betrachtet werden. Die 
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Eine Chance zur außenpolitischen Profilierung erhoffte sich Budapest in der 
Intensivierung der regionalen und nachbarschaftlichen Politik durch die Forderung 
nach EU- und NATO-Erweiterung, Demokratiekonsolidierung und innenpolitischer 
Stabilisierung der westlichen Balkanstaaten (Dérer 2007: 41). Innerhalb der NATO 
gehört Ungarn zur Gruppe derjenigen Staaten, die eine Erweiterung des Bündnisses 
nicht nur um Serbien, sondern auch um Bosnien und Herzegowina273, Montenegro 
und Mazedonien274 befürworten (Népszabadság 2005; MFA HR 2008d; NATO 
2006: Punkt 36). Dadurch erhofft sich Budapest – zusätzlich zur angenommen 
außenpolitischen Stabilität der Nachbarregion – eine eigene geostrategische 
Verschiebung von der außenpolitischen Peripherie ins Zentrum der EU, die auch als 
eine „Erweiterung der Erweiterung“, beschrieben wird (Kiss 2006: 101). 
 2.1. Serbien – stabilisierende Determinante 
Die ungarische Seite sieht Serbien als Schlüsselstaat für die Stabilisierung der 
westlichen Balkanregion an. Die gegenwärtigen Beziehungen zwischen den beiden 
Staaten sind trotz der komplexen historischen Implikationen (White 2004: 202ff.; 
Soward 2004: 147-167) durch politisch-wirtschaftlichen Realpolitik gekennzeichnet. 
Allerdings hat die Regierung in Budapest die bestehenden Chancen bis jetzt nicht 
voll ausgenutzt. Auf der Versäumnisliste steht eine – im Vergleich zu den 
wirtschaftlichen Beziehungen zwischen Ungarn und der Ukraine – unzureichende 
staatliche Förderung der ungarischen Unternehmen, die ihre Investitionen in Serbien 
und allgemein auf dem Balkan tätigen (Dérer 2007: 50). Zwar ist Ungarn 
wirtschaftlich nicht so stark wie die slowenischen oder tschechischen 
Wirtschaftsakteure in Serbien vertreten275; allerdings gehört Budapest politisch zu 
den konsequenten Befürwortern der serbischen Mitgliedschaft in EU und NATO 
(Halász 2008: 39). Wenn man eine qualitative Hierarchie der politisch-
                                                 
Postulate einer Separation von Serbien mögen vor allem wirtschaftlicher Natur sein und 
vergleichbaren Postulaten der norditalienischen Provinzen ähneln (Bécsi 2008: 51-53).  
273 Bosnien und Herzegowina spielen keine primäre Rolle in der ungarischen regionalbezogenen  
Außenpolitik. Allerdings unterstützt Budapest die Integrationsbestrebungen von Sarajewo mit der EU. 
Die ungarischen Streitkräfte engagierten sich in der EUFOR-Mission in Bosnien und Herzegowina. 
Ein wichtiger Aspekt der ungarischen Außenpolitik ist der wirtschaftliche Faktor. Seit 2004 ist 
Ungarn intensiv in der Region vertreten, und ist die ungarische Wirtschaft einer der wichtigsten 
Partner im Energie-, Bau- und Industrie-Bereich (Aluminium) (Szilágyi 2008: 13f.). 
274 Für Montenegro ist Ungarn einer der wichtigsten wirtschaftlichen Partner in der westlichen 
Balkanregion. Budapest bekundete auch die Unterstützung für die NATO- und EU-Mitgliedschaft 
Montenegros, falls alle erforderlichen Voraussetzungen erfüllt werden. Die ungarische Haltung 
gegenüber der Mitgliedschaft Montenegros in NATO und EU weist viele Analogien mit der 
ungarischen Unterstützung einer mazedonischen Integration in die transatlantische und europäische 
Gemeinschaft auf. Die Stabilisierung der Region muss nach Überzeugung Budapests in erster Linie 
durch eine klare europäische Perspektive für die Balkanstaaten erfolgen (Szilágyi 2008: 14-17).  
275 Serbien ist zwar auch für ungarische Wirtschaftsakteure ein interessantes Betätigungsfeld, 
allerdings bleibt für ungarische Unternehmen die dortige Konkurrenz vor allem zu deutschen, 
russischen und österreichischen Akteuren groß. 
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wirtschaftlichen Beziehungen Ungarns zu den übrigen ex-jugoslawischen Staaten 
aufstellen würde, dann stellt Serbien für Ungarn – nach Kroatien276 und Slowenien – 
den drittwichtigsten Staat in der Region dar. Kurz nach dem EU-Beitritt Ungarns 
hatte András Bársony, Staatssekretär im ungarischen Außenministerium, festgestellt, 
dass die Integration Serbiens und Montenegros in die EU zu den Prinzipien der 
ungarischen Außenpolitik gehörte (Szilágyi 2008: 17). Zusätzlich bot Ungarn 
konkrete Hilfe bei eventuellen Beitrittsverhandlungen zwischen Serbien und der EU, 
ohne allerdings den inhaltlichen und formellen Beitrag zu konkretisieren (Szilágyi 
2008: 17f.). Gelegentlich wird in Budapest von einer strategischen Partnerschaft 
zwischen Ungarn und Serbien gesprochen, die sowohl in geopolitischen als auch in 
wirtschaftlichen Kategorien erfolgen soll. Allerdings wird diese Einschätzung in 
politischen Entscheidungskreisen Serbiens nicht geteilt (Fűzes 2007: 42).  
 2.2. Autonomie für den Kosovo 
Die ungarisch-serbischen Beziehungen wurden seit 2005 zunehmend durch die Frage 
nach dem möglichen Status des Kosovo bestimmt. Die ungarische Außenministerin 
Göncz betonte bereits 2006, dass die Lösungsansätze der Kosovoproblematik mit der 
Europäisierungsperspektive für die serbische Außenpolitik verknüpft werden 
müssten (Szilágyi 2008: 18). Bereits 2007 war der ungarischen Regierung klar, dass 
die Unabhängigkeit des Kosovos lediglich eine Frage der Zeit sei (Halász 2008: 
32f.). Ministerpräsident Gyurcsány wies auf die Irreversibilität der 
Unabhängigkeitsbestrebungen des Kosovo hin. Im Interesse der beteiligten 
europäischen Staaten forderte er einen Konsens innerhalb der NATO- und der EU-
Staaten (Gyurcsány 2007a). Für Ungarn ergebe sich, wie er erklärte, die 
Schwierigkeit einer klaren Positionierung nicht aufgrund der völkerrechtlichen 
Relevanz der Thematik (Coppiertters 2007: 121-133) – wie es zum Beispiel Russland 
betont hatte (Putin 2008; Kreml 2008) –, sondern aufgrund der ungarischen 
ethnischen Minderheit in der serbischen Vojvodina (Gyurcsány 2007a). Die Lösung 
des Kosovoproblems müsse daher die Stabilität der gesamten westlichen 
Balkanregion unter Berücksichtigung der serbischen Perspektive garantieren: 
“If the European Union is incapable of contributing effectively and meaningfully to the 
settlement of Kosovo, it would substantiate for sometimes to come that the common foreign and 
security policy – which is our aspiration as I support whole-heartedly – is an illusion. We cannot 
                                                 
276 Durch eine Regelung der nachbarschaftlichen Beziehungen, in denen die Frage der ethnischen 
Minderheitsrechte eine wichtige Rolle gespielt hat (Treaty between the Hungarian Republic and 
Croatian Republic on Friendly Relations and Cooperation [1992]; Treaty between the Hungarian 
Republic and Croatian Republic with regard to the Protection of the Rights of Croatian Minority 
Living in the Hungarian Republic and the Hungarian Minority Living in the Croatian Republic 
[1995]), stand im Verlauf der zweiten Hälfte der 1990er Jahre und zu Beginn des 21. Jahrhunderts die 
Frage nach der Unterstützung Kroatiens bei der Integration in die EU im Mittelpunkt der ungarischen 
Politik. Die Fragen nach der regionalen Stabilität und der energiepolitischen Sicherheit, neben der 
Entwicklung der Verkehrsinfrastruktur, stehen noch im Mittelpunkt der gemeinsamen Interessen 
beider Staaten (Szilágyi 2008: 12; Szenes 2006: 19-30). 
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expect the United States to assume the leading role on this issue, too. The European Union must take 
the leading role in this respect. Each country, including Hungary has a thousand and one reasons to 
observe the process with prudence and with supportive intent. We should avoid – while we invest our 
energy in the Kosovo settlement – the creation of other types of insecurities in the region. We should 
ensure peace not just in Kosovo, but in the region as a whole, including Serbia” (Gyurcsány 2007c, 
englische Übersetzung nach: Szilágyi 2008: 21f.). 
 
Die ungarische Position, die von Ministerpräsident Ferenc Gyurcsány vorgestellt 
wurde, beinhaltet drei Postulate (MFA HR 2007c):  
 Die Frage nach dem Status einer unabhängigen staatlichen Einheit müsse in 
den Kontext der Stabilisierung der gesamten Region eingebettet werden, und 
alle Akteure müssten an der Ausformulierung des kosovarischen Status 
beteiligt werden. Die Beteiligung richte sich sowohl an eine nationale 
Gemeinschaft, in der der UNO-Sicherheitsrat eine entscheidende Rolle zu 
übernehmen habe, vor allem aber an die von der Problematik direkt 
betroffenen Akteure Serbien und Kosovo.  
 Ferner solle die Anerkennung der Unabhängigkeit des Kosovo für Serbien 
eine europäische Perspektive eröffnen.  
 Die endgültige Lösung der komplexen Problematik der westlichen 
Balkanstaaten, gleichzusetzen mit der Stabilisierung der Region, sei in der 
künftigen Integration der Gesamtregion in die EU zu finden (Udvardi 2007).  
 
Die Unabhängigkeit des Kosovo könnte einen Dominoeffekt auslösen, was bereits 
der Konflikt in Georgien und die Proklamation der Unabhängigkeit in Südossetien 
zeigte. Ein weiterer Aspekt konzentrierte sich auf die Problematik der 
Minderheitenrechte der im Kosovo verbliebenen Serben (Szilágyi 2008: 19f.). Für 
Budapest war hier insbesondere die Vermeidung von Spannungen zwischen Serben 
und Kosovo-Albanern wichtig. Eine Schutzgarantie für die ethnischen Minderheiten 
würde des Weiteren, so erhoffte sich Budapest, eine mögliche Migration innerhalb 
Serbiens verhindern, die wiederum zur Steigerung der Spannungen in der Vojvodina 
führen könnte (Halász 2008: 34f.). Die vom kosovarischen Parlament am 17.02.2008 
proklamierte Unabhängigkeitserklärung änderte prinzipiell nichts an der ungarischen 
Positionierung. Allerdings gehörte Ungarn nicht zur ersten Gruppe der Staaten, die 
die kosovarische Souveränität anerkannten. Dafür standen vor allem die guten 
nachbarschaftlichen Beziehungen zu Serbien und die Problematik der ungarischen 
Minderheit in der Vojvodina im Vordergrund. Erst in der mit Bulgarien und Kroatien 
verabschiedeten gemeinsamen Erklärung vom 19.03.2008 wurde die Staatlichkeit 
des Kosovo anerkannt. Gleichzeitig wurde auf die Intensivierung der Beziehungen 
zwischen Serbien und der EU hingewiesen (MFA HR 2008b). Ungarn erklärte sich 
bereit, an der Aufbauhilfe des staatlichen Apparates im Kosovo mitzuwirken, sei es 
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im Rahmen der International Steering Group277 oder durch die Beteiligung an der 
EULEX-Mission278.  
3. Re-Integration: Außenpolitische Relevanz der ungarischen 
Nationalitäten- und Minderheitenpolitik 
 
Dreh- und Angelpunkt der ungarischen Nationalitätenpolitik279 ist die eigene 
ethnische Minderheit280 im Karpatenbecken281. Ungarn betrachtet die eigene 
Minderheitenpolitik als wesentliches Element der innenpolitischen Ordnung und 
parallel als konstitutiven außenpolitischen Bestandteil, der eine signifikante 
Auswirkung auf die regionale Zusammenarbeit, die Nachbarschaftspolitik und die 
bilateralen Beziehungen mit den Staaten in der Region hat (Kiss, Zahorán 2007: 46-
64.). Darüber hinaus werden sowohl die Implementierung der Minderheitenrechte 
der im Ausland lebenden Ungarn in Mittel-, Südost- und Osteuropa als auch die 
                                                 
277 Die rechtliche Grundlage der International Steering Group bildet die Resolution 1244 des UN-
Sicherheitsrates. Die primäre Aufgabe der Gruppe besteht in der Implementierung und Hilfe bei der 
Einführung demokratischer Standards im Kosovo (ICO KOS 2008). 
278 Es ist darauf hinzuweisen, dass der Kosovo in der Planung der ungarischen Entwicklungshilfe erst 
seit 2008 berücksichtigt wird. Im offiziellen Strategiedokument zur ungarischen Entwicklungshilfe, 
vom Budapester Außenministerium ausgearbeitet, wurde Entwicklungshilfe bis 2007 für Bosnien und 
Herzegowina, Moldawien und Serbien sowie für Vietnam und die palästinensischen 
Autonomiegebiete zugesichert (MFA HR 2007d: 5-7; 2008c: 1; 2003; Halász 2008: 37). 
279 In Ungarn wird die im Zusammenhang mit den Auslandsungarn praktizierte Politik als 
Minderheitenpolitik (kisebbségpolitika), Nationalitätenpolitik/Nationalpolitik/“Nationspolitik“ 
(nemzetpolitika) oder auch Ungarntumspolitik (magyarságpolitika) bezeichnet. Trotz des synonymen 
Gebrauchs implizieren die Begriffe unterschiedliche Akzente: Minderheitenpolitik zielt auf die 
formelle und informelle Koordinierung der Politik hinsichtlich ethnischer, nicht unbedingt eigener 
Minderheiten und wird in Kooperation mit den anderen staatlichen Akteuren der betreffenden Staaten 
abgestimmt. Die Nationalitäten- und Ungarntumspolitik wird zentral durch die Budapester Regierung 
koordiniert und bezweckt, das Wohlergehen der eigenen ethnischen Minderheit einzufordern (Ahn 
2007: 181). 
280 Prinzipiell lassen sich drei verschiedene ungarische Minderheitsgemeinschaften unterscheiden: 1. 
in Slowenien, Kroatien und Österreich lebt eine kleine, demographisch überalterte, rurale Diaspora-
Gemeinschaft. Ein Großteil der Mitglieder lebt in binationalen Ehen, bildet innerhalb eigener 
Wohnorte eine Minderheit und kommuniziert in der Mehrheitssprache. Darüber hinaus sind sie nicht 
mehr in der Lage, sich als ungarische Gemeinschaft zu reproduzieren; 2. in der Ukraine und in Serbien 
bilden teils geschlossen und teils zerstreut lebende Gemeinschaften die ungarische Minderheit. Unter 
Akademikern wie auch innerhalb der Mittelschicht ist eine große Auswanderung nach Ungarn typisch; 
das Gemeinschaftsleben beschränkt sich meistens auf die Dörfer. Die Auswanderung aus Serbien 
wurde in den 1990er Jahren aufgrund des Krieges beschleunigt; darüber hinaus findet sie aus 
finanziellen Gründen sowohl in Serbien als auch in der Ukraine noch immer statt; 3. in Rumänien und 
in der Slowakei sind die ungarischen Minderheiten gesellschaftlich am stärksten ausdifferenziert. Sie 
verfügen über eigene Bildungs- und Kultureinrichtungen. In der Slowakei ist die ungarische 
Minderheit im Vergleich zu der in Rumänien wirtschaftlich und kulturell stärker in die 
Mehrheitsgesellschaft integriert: Die Unterscheidung geht auf die Arbeit von Nándor Bárdi und 
László Szarka zurück ( Bárdi, Szarka 2007: 214-239; entnommen aus: Ahn 2007: 180f.). 
281 Bezogen auf diese Region und Österreich wird angenommen, dass knapp 2 700 000 Millionen 
Ungarn, was ca. 27 % der gesamten ungarischen Bevölkerung in Ungarn ausmacht, in der direkten 
Nachbarschaft leben. Davon sind 550 000 in der Slowakei (ca. 11 % von der Gesamtbevölkerung), 
160 000 (0,3 %) in der Ukraine, 1 600 000 (7 %) in Rumänien; 22 000 (0,5 %) in Kroatien, 8 500 
(0,4 %) in Slowenien, 33 000 (0,4 %) in Österreich, 300 000 (3 %) in Jugoslawien (Serbien, Bosnien 
und Herzegowina), davon in Serbien (Vojvodina) 160 000: (Küpper 1998: 323f.; Quistroff 2008: 
196). 
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innenpolitische Stabilisierung in den betreffenden Staaten und in der Ukraine282 als 
ungarische Sicherheitsinteressen betrachtet (HNSS 2004: I.7-8.). Problematisch für 
Budapest bleibt, dass das Thema der Minderheitenpolitik die Inkongruenz zwischen 
Nation und Staat aufzeigt und den verantwortlichen Entscheidungsträgern die 
Notwendigkeit zur Suche nach einer Balance zwischen Nation, Integration und 
Nachbarschaftspolitik sowie Außen- und Innenpolitik verdeutlicht (Kiss 2000: 46).  
 3.1. Rolle der Minderheiten 
János Terényi, seit 2004 ungarischer Botschafter in Rumänien und Direktor des 
Instituts für Internationale Beziehungen im Außenministerium, verweist in seiner 
Analyse der ungarischen Außenpolitik auf einen interessanten Zusammenhang in der 
ungarischen Identitäts- und Nationalitätenpolitik. Diese fördere nicht nur die 
sprachliche und kulturelle Entwicklung der eigenen Minderheit im Ausland und 
betone die wachsende Rolle der ungarischen Minderheit in der direkten 
Nachbarschaftspolitik, sondern erkenne sukzessiv, dass die ungarische Minderheit 
ein Potenzial von strategischer Bedeutung für Ungarn darstelle. Dieses Potenzial 
manifestiere sich vor allem in der Etablierung eines Netzwerkes von politischen, 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Kontakten, die Ungarn im Vergleich zu den 
anderen Staaten in der Region einen entscheidenden Vorteil im Hinblick auf die 
Errichtung einer eigenen Nachbarschaftspolitik durch die Kooperation mit 
verschiedenen Akteuren auf lokaler und regionaler Ebene verschafften (Terényi 
2009).  
 Das Regierungsprogramm der sozialliberalen Koalition, die zwischen 2004 und 
2008 regierte, hielt fest, dass die nationale ungarische Minderheit eines 
Nachbarlandes als gleichberechtigtes Mitglied der ungarischen Nation betrachtet 
werde, deren Bindung an das Ursprungsland nicht nur wichtig, sondern auch 
„günstig“ sei (MFA HR 2004: 34f.). Darüber hinaus betont das Regierungsprogramm 
die Notwendigkeit einer doppelten gelungenen Integration der ungarischen 
Minderheiten, die sowohl in der ungarischen Kultur als auch in der 
sozialgesellschaftlichen Realität des jeweiligen Wohnstaates zu erfolgen habe:  
“Hungarian people living in the Republic of Hungary and the Carpathian Basin can be 
successful in their mother country only as members of one and the same political and economic 
community of interests, in alliance with the democratic forces of the majority nation, preserving their 
Hungarian identities. Reunification implemented within the European frames represents a historical 
chance to renew the contents of national solidarity” (MFA HR 2006: 86f.). 
 
Die ungarische Nationalitätenpolitik fordert – durch die Stärkung der eigenen 
Minderheit in den Nachbarstaaten – eine Belebung der wirtschaftlichen, 
gesellschaftlichen und politischen Beziehungen. Die Aufgabe des ungarischen 
                                                 
282 Die Regierung Antall hatte in das Abkommen mit der Ukraine die Minderheitsrechte als 
Bestandteil der universellen Menschenrechte  versucht zu verankern, die sowohl individuell als auch 
kollektiv ausgeübt werden könnten (Kiss 2000: 48). 
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Staates bestehe in der Förderung der sprachlichen und kulturellen Identität, was 
einen Stärkungsprozess der ethnisch basierten gesellschaftlichen Vielfältigkeit in den 
betreffenden Nachbarstaaten impliziere (Terényi 2009).   
„Die Gleichzeitigkeit dieser beiden Herangehensweisen kräftigt einerseits die materiellen 
Grundlagen des kulturellen, nationalen Zusammenhaltes, andererseits den existenziellen Spielraum, 
bietet den ungarischen Minderheiten eine wirtschaftliche Funktion für die positive Gestaltung der 
Nachbarschaftsbeziehungen, solche gemeinsamen Interessengebiete schaffend, die zur Überschreitung 
des innerhalb des Raumes noch spürbaren, ethnischen Misstrauens führen können. Sinngemäße 
Voraussetzung dieser strategischen Option ist, dass Ungarn ein attraktives Beispiel und ein 
kooperativer Partner sowohl für die ungarischen Minderheiten als auch für die Nachbarstaaten sein 
soll, welcher Zustand zur Fundierung der regionalen Rolle des Landes auf politischer, wirtschaftlicher 
und logistischer Ebene unentbehrlich ist“ (Terényi 2009). 
 3.2. Auslandsungarn als Instrument der Außen- und Innenpolitik  
Die Rahmenbedingungen der EU erlauben den ungarischen staatlichen Akteuren, die 
Nationalitätenpolitik als Innenpolitik mit Mitteln der bilateralen und regionalen 
Politik fortzusetzen. Oftmals werden jedoch die außenpolitischen Konsequenzen 
nicht ausreichend berücksichtigt (Kiss 2006: 96). Sozialdemokraten und Liberale 
plädieren für einen weniger dogmatischen Kurs bei der Förderung der ungarischen 
Minderheit. Diese „Angst vor der Nation“ der Sozialliberalen kann in zweifacher 
Weise erklärt werden: erstens im Hinblick auf historische Implikationen und 
zweitens im Hinblick auf die außenpolitischen Konsequenzen. Eine zu stark staatlich 
akzentuierte Nationalitätenpolitik birgt im Kontext des Trianon-Syndroms eine 
weitgehende Isolationsgefahr Ungarns und die Politik des Revanchismus in sich 
(Kiss 2000: 33-59). Die Problematik der ungarischen Minderheitenrechte wurde von 
den Liberalen, Sozialdemokraten und Sozialisten – im Gegensatz zum Vorgehen der 
Konservativen (FIDESZ) und national ausgerichteten Gruppierungen – nicht direkt 
im Zusammenhang mit der Nationalitätenpolitik behandelt (Kiss, Zahorán 2007: 55-
60). Die Mitgliedschaft Ungarns in der EU ist sowohl für die Konservativen als auch 
für die Linksliberalen zu einer historischen Chance geworden, über „das Erbe von 
Trianon“ (Terényi 2009)“ hinauszukommen, wie es Terényi treffend auf den Punkt 
gebracht hat: 
„Die Formel ‚die Vereinigung der ungarischen Nation innerhalb des europäischen Rahmens‘ 
sieht aufgrund‚ des Unsichtbarwerdens‘ der Grenzen innerhalb der EU, der Intensivierung der 
grenzüberschreitenden Kooperationsformen, der Entwicklungspolitik auf EU-Grundlagen und der 
Prinzipien der Subsidiarität den – in der ungarischen Geschichte dogmatisch immer wieder 
auftauchenden – (Schein-)Widerspruch kompatibel, der zwischen dem ‚Europäertum‘ und 
‚Ungarntum‘ besteht. Die Tatsache, dass mit der fünften EU-Erweiterung – einschließlich der zweiten 
Phase im Jahre 2007, bei der Rumänien auch dabei war – schon 95% der Ungarn im Karpatenbecken 
Bürger der Europäischen Union geworden ist, wird die Chance und gleichzeitig der Anspruch auf die 
Neufassung der Nationalpolitik in neuen Rahmen geschaffen“ (Terényi 2009). 
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Die volle Integration der Staaten mit ungarischer Minderheit in die EU erlaubt damit 
die Realisierung der vollen Integration der Auslandsungarn in die ungarische Nation 
(Rózsa 2002: 40) trotz der bestehenden formellen Staatsgrenzen283.  
 In der EU gehört Budapest zu den aktivsten Ländern, die sich für eine 
verbindliche rechtliche Regelung im Hinblick auf den Schutz der Minderheitenrechte 
aussprechen284. Damit wird die Einforderung der Rechte und Interessen der Ungarn, 
die außerhalb der Staatsgrenzen wohnen, als permanentes Element der ungarischen 
Außen- und Europapolitik deklariert (MFA HR 2004: 50f.). Ferner engagieren sich 
die ungarischen Regierungen in verschiedenen Gremien (UNO, KSZE, Europarat) 
für die Einhaltung der völkerrechtlichen Prinzipien im Hinblick auf 
Minderheitenrechte. Die Implementierung der Minderheitenpolitik auf EU-Ebene 
erlaubt den politischen Entscheidungsträgern in Budapest, direkten Einfluss auf die 
Nachbarstaaten zu nehmen285. Dennoch werden den Ungarn in ihrer Forderung nach 
einer rechtlich umfassenden Politik der Minderheitenrechte innerhalb der EU relativ 
klare Durchsetzungsgrenzen gesetzt, obwohl die Minderheitenpolitik als ein 
wesentlicher Bestandteil der politischen Kultur der EU betrachtet wird (Liebich 
1998; Sasse 2005; Shoraka 2010). Im strategischen Interesse der EU-Großstaaten 
(Frankreich, Deutschland, Spanien, Großbritannien) wird eine weitgehende 
Verrechtlichung der Minderheitenrechte abgelehnt (Butler 2007: 1139).  
 In der außenpolitischen Praxis Ungarns bleiben die komplexen Themen der 
Nations- und der Minderheitenpolitik, deren Inhalte außenpolitische Wirkung 
entfalten, miteinander verflochten. In Abhängigkeit von der jeweiligen 
innenpolitischen Zusammensetzung der ungarischen Regierungen wird das Thema 
der Minderheitenpolitik unterschiedlich akzentuiert und in Beziehung zur 
Außenpolitik gestellt. So konzipierte die Antall-Regierung die Nationalitätenpolitik 
als Außenpolitik286 (Pietsch 1998: 105ff.) und verpflichtete sich konstitutionell zur 
Gewährung bestimmter Rechte für Auslandsungarn287. Nach dem  Zusammenbruch 
                                                 
283 Die Einführung des Schengen-Abkommens verkomplizierte die Situation der ungarischen 
Minderheit in Serbien und in der Ukraine (Gyarmati 2007: 23). 
284 Der Schutz der eigenen ethnischen Minderheiten wurde in die Verfassungen mehrerer mittel- und 
osteuropäischen Staaten aufgenommen (Rumänien, Slowakei, Ukraine, Polen). Allerdings ist die 
ungarische Minderheit in einer anderen Situation als die Minderheiten der anderen mittel- und 
osteuropäischen Staaten. Dies ist erstens auf die territoriale Homogenität der ungarischen Minderheit 
und zweitens auf die erhebliche Anzahl der Auslandsungarn zurückzuführen (Chiva 2006: 405f.). 
285 Ein Paradebeispiel stellt der ungarische Versuch innerhalb des Europäischen Parlaments dar, die 
slowakische SMER-Partei aus der Fraktion der Sozialisten auszuschließen. Infolge der slowakischen 
Parlamentswahlen 2006 kam die Koalition der SMER mit der nationalistischen SNS zustande. Die 
Teilnahme der Nationalisten an der slowakischen Regierung führte nicht nur zu einer bilateralen 
Kontroverse, sondern, auf ungarische Initiative zurückgehend, zum vorübergehenden Ausschluss der 
SMER aus dem PES (Samson, Pänke 2009: 81). 
286 Zur kritischen Betrachtung Antalls Minderheitenpolitik im außenpolitischen Kontext (Valki  2001: 
300f.). 
287 Art. 6. Abs. 3 der ungarischen Verfassung stellt fest: „Die Ungarische Republik fühlt sich 
verantwortlich für das Wohlergehen der im Ausland lebenden Ungarn und fördert die Pflege der 
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des sozialistischen Systems wurde dies in der ungarischen Gesellschaft als 
Selbstverständlichkeit betrachtet. Eine Einbeziehung der ungarischen Minderheit in 
die ungarische Innen- und Außenpolitik wurde als politische und ethische 
Verpflichtung des Mutterlandes gegenüber allen Auslandsungarn erachtet. Für die 
weitgehende gesellschaftliche Akzeptanz der Antall-Doktrin war nicht ohne 
Bedeutung, dass das Trianon-Problem bereits in den 1980er Jahren in der 
ungarischen Öffentlichkeit nicht mehr als Grenzproblem288 im Sinne der 
Notwendigkeit einer Grenzänderung, sondern als Problem der Minderheitenrechte 
formuliert worden ist (Gömöri 2006: 63). Die ungarische Minderheit wurde als 
aktuelle und stabile Kategorie der ungarischen Innenpolitik betrachtet, deren 
Interessen wie auch deren Identität die Änderbarkeiten der geschichtlichen 
internationalen und nationalen Rahmenbedingungen widerspiegelten (Harris 2007: 
46).  
 Die Regierung Antalls räumte der Repräsentanz der ungarischen Minderheit eine 
Mitsprache bei innen- und außenpolitischen Themen hinsichtlich 
minderheitenrelevanter Abkommen und Gesetze ein. Die ungarische Minderheit in 
Rumänien wie auch die in der Slowakei hatte dadurch partiellen Einfluss auf die 
Gestaltung der ungarischen Außenpolitik erlangt und war bei der Aushandlung der 
bilateralen Abkommen zwischen Budapest, Bratislava und Bukarest als dritte Partei 
neben den Regierungsrepräsentanten der jeweiligen Staaten aufgetreten (Kiss 2000: 
47). Ein wichtiges Thema für die jeweiligen ungarischen Minderheiten betraf die 
Frage nach einer Autonomie im Rahmen des jeweiligen Wohnstaates. Die Antall-
Regierung, wie auch die Nachfolgeregierungen der 1990er Jahre, akzentuierten die 
Verwaltungsautonomie für die ungarische Minderheit in der Slowakei und Rumänien 
wie auch in der Ukraine. Sie sollte nach dem Vorbild der Autonomie in der 
Vojvodina erfolgen (Kiss 2000: 47). Die Kehrseite der Minderheitenpolitik der 
Antall-Regierung war allerdings die damit verbundene Stärkung des Nationalismus 
in Ungarn289. Um die sich abzeichnenden nationalistischen Tendenzen 
entgegenzuwirken, ging die Regierung Horn (1994-1998) von der Prämisse aus, dass 
der Minderheitenschutz im Rahmen einer engen regionalen Kooperation und durch 
                                                 
Bindungen zwischen ihnen und Ungarn“, in: Verfasssung der ungarischen Republik [A Magyar 
Köztársaság alkotmánya] 1989. 
288 Obwohl die Antall-Regierung die Grenzänderung ausgeschlossen hat, wurde die endgültige 
Anerkennung ihrer Unveränderbarkeit strategisch verzögert, um sie als eine mögliche „bargaining 
chip“ gegen weitere Zugeständnisse im Hinblick auf die Minderheitenrechte zu nutzen (Kiss 2000: 
50). 
289 Die Renaissance des neuen Nationalismus in Mittel- und Osteuropa nach 1989 ist Ergebnis 
mehrerer gleichzeitiger, sich gegenseitig beeinflussender Faktoren: der Prozess der „Nationalisierung“ 
des Nationalismus, der vor allem mit der Wiederbelebung der eigenen Staatlichkeit verbunden ist; das 
Erwachen der identitätsbezogenen Elemente im kollektiven Selbstverständnis bei ethnischen 
Minderheiten („Identifikation mit dem Mutterland“). Weitere Bedeutung erlangen exogene Einflüsse, 
die sich z. B. in der Politik des Mutterlandes (Patronage) hinsichtlich der eigenen im Ausland 
lebenden ethnischen Minderheiten manifestieren (Brubaker 1996:  55-76; Valki 2001: 301). 
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eine Politik der Versöhnung eingefordert werden müsse. So wurde die Frage der 
Grenzen nicht mehr als relevant betrachtet und in den bilateralen Abkommen 
diesbezüglich auf jegliche Ansprüche, kollektive Rechte und politische Autonomie 
verzichtet (Kiss 2000: 51f.). Die unter Ministerpräsident Orbán konservative 
FIDESZ-Regierung (1998-2002), die traditionell die Politik der Minderheitenrechte 
als eigene exklusive thematische Domäne betrachtet, akzentuierte im Kontext der 
Außenpolitik einen dualen Charakter der ungarischen Nationalitätenpolitik. Dabei ist 
zwischen der Verbindung von Außen- und Nationalitätenpolitik sowie zwischen 
staatlichen und nationalen Interessen zu differenzieren. Dennoch sollen die beiden 
Dimensionen kohärent betrachtet werden (Kiss 2000: 54f.). Entsprechend rückte 
während der Regierungszeit der Konservativen die komplexe Problematik der 
Reintegration der Auslandsungarn in den Mittelpunkt der ungarischen Innenpolitik: 
Die FIDESZ-Regierung startete die Rechtsinitiative über den Status der ungarischen 
Minderheit, ebenso initiierte sie die Thematik der doppelten Staatsangehörigkeit290. 
Damit reklamierte Ministerpräsident Orbán die Politik der nationalen Vereinigung 
für sich, deren sichtbares Zeichen das Statusgesetz werden sollte. Dennoch stellte 
sich eine berechtigte Frage, auf die Teile der ungarischen Opposition aufmerksam 
gemacht haben, ob diese Politik angesichts der EU-Mitgliedschaft überhaupt eine 
Chance auf rechtliche Durchsetzung hätte (Gömöri 2006: 74). Das Ziel seiner 
Regierung, eine „Wiedervereinigung der Ungarn ohne Grenzänderung“ (Kastner 
2008: 213) war tatsächlich nur bedingt realisierbar. Darüber hinaus wurden die 
finanziellen Konsequenzen für die ungarischen Steuerzahler bei der Implementierung 
des Gesetzes nicht offengelegt (Küpper 2001: 418-434; Ahn 2007: 190f.).  
 Es lassen sich nach Ahn (2007: 182) im Hinblick auf die Problematik der 
ungarischen Minderheiten im Ausland drei deutlich differenzierte politische 
Strategien erkennen, die abhängig von der jeweiligen innenpolitischen Konstellation 
Vorrang in der Innenpolitik Ungarns haben: 
 In erster Strategie wird die ungarische Minderheit als eine eigenständige 
politische Gemeinschaft in den Nachbarstaaten verstanden. Diese Konzeption 
wird überwiegend von dem liberalen Verband Freier Demokraten (SZDSZ) 
und der Ungarischen Sozialistischen Partei (MSZP) befürwortet.  
 Die zweite Strategie betrachtet die ungarische Minderheit als Instrument zur 
Durchsetzung ungarischer nationaler Interessen in den Nachbarstaaten. Diese 
Konzeption wird vom Verband Junger Demokraten (FIDESZ) bevorzugt.  
 Die dritte Konzeption basiert auf der Annahme, dass die EU-Integration eine 
kulturelle Regionalisierung in der Karpaten-Region ermögliche und dass das 
                                                 
290 Das im Referendum von 2004 gescheiterte Projekt der doppelten Staatsangehörigkeit wurde von 
der FIDESZ nach den gewonnenen Parlamentswahlen 2010 erneut aktualisiert. Das entsprechende 
Gesetz wurde im Mai 2010 vom Budapester Parlament verabschiedet und ist am 01.01.2011 in Kraft 
getreten. 
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Problem der ungarischen Minderheiten mit der Zeit nicht mehr als politische 
Kategorie, sondern als kulturelles Bereicherungselement im Konzept eines 
Europa der Kulturen verstanden werde 291. 
 
Unabhängig von der jeweiligen parteipolitischen Konstellation, die die 
Regierungszusammensetzung bestimmt, wird die Antall-Doktrin weiter praktiziert – 
im Sinne einer Vorbildfunktion des ungarischen Staates im Hinblick auf die 
Behandlung der ethnischen Minderheiten im eigenen Land. Das 1993 verabschiedete 
Minderheitengesetz (Act LXXVII/1993), das in formeller Hinsicht weit über 
internationale Standards hinausgeht, garantierte den autochthonen ethnischen und 
nationalen Minderheiten auf ungarischem Territorium kollektive Rechte und gesteht 
ihnen eine Verwaltungsautonomie zu (Act LXXVII/1993: Art. 6/1 (1) 1a-6). 
 3.2.1. Statusgesetz und doppelte Staatsangehörigkeit  
Das ungarische Statusgesetz, das als Beispiel für die Etablierung einer „fuzzy 
citizenzship“ (Fowler 2002) bzw. einer „new transnational nation“ (Stewart 2002) 
oder auch „partial citizenship“ (Harris 2007: 52) identifiziert wird, wurde mit dem 
Ziel verabschiedet, dass die in Kroatien, Serbien, der Slowakei, Slowenien, 
Rumänien und der Ukraine lebenden Auslandsungarn in den Genuss sozialer und 
wirtschaftlicher Vorteile in verschiedenen Bereichen (Bildung, Kultur, Gesundheits- 
und Sozialwesen und Arbeitsmarkt) im Mutterland kommen sollten. Überraschend 
war der Zeitpunkt der Implementierung des Statusgesetzes. In Rumänien und in der 
Slowakei waren solche Parteien an der Macht, die wesentliche Verbesserungen 
hinsichtlich der ethnischen Minderheiten herbeigeführt hatten. Auch war das 
gesellschaftliche Klima in den betreffenden Ländern im Hinblick auf den Umgang 
mit den Minderheiten spannungsfrei (Chiva 2006: 409f.). Obwohl die Slowakei und 
Rumänien das Statusgesetz kritisierten und argumentierten, dass das ungarische 
Gesetz das Prinzip der rechtlichen Souveränität ihrer Länder tangiere (Chiva 2006: 
402; 413-419), pochte Ministerpräsident Orbán auf die ungarische Exklusivität der 
rechtlichen Regelung. Dabei bediente er sich der Logik der historischen 
Wiedergutmachung:  
“There is a Hungarian issue. The Hungarian issue is that after the World War I, two-thirds of 
Hungarian territory and millions of its people belonged to other, newly born neighboring countries. 
Now the territories are not an issue, but the people are still there, the people living there still feel 
themselves [to be] Hungarian, speak [the] Hungarian language, and have a Hungarian culture. So from 
a Hungarian point of view, the European Union is a possibility to unify the Hungarian nation, in a 
cultural sense, without the modification of state borders” (Lobjakas 2003). 
                                                 
291 Darüber hinaus werden des Weiteren noch zwei – wenn auch marginalisierte – Vorstellungen 
präsent: „die Vision einer ungarischen Oberhoheit in den Grenzen des alten Königreiches“ und die 
zweite Ansicht, die vor allem demographisch überzeugend ist, nämlich dass aufgrund der 
Geburtenrückgänge unter der ungarischen Minderheit im Ausland einerseits und ihrer hohen 
Auswanderungsquote andererseits mittelfristig das Problem der ungarischen Minderheit abnehmen 
wird, was den Assimilierungsprozess beschleunigt (Ahn 2007: 182f.). 
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Die von der EU-Kommission forcierte Korrektur des Statusgesetzes änderte nicht 
dessen inhaltlichen oder ideologischen Kern. Sie führte zu Änderungen im Hinblick 
auf die Neuregelung des Zugangs zum ungarischen Arbeitsmarkt. Das „National 
Responsibility Program“ (MFA HR 2005), das als eine Korrektur des Statusgesetzes 
zu betrachten ist und erst nach dem ungarischen EU-Beitritt verabschiedet wurde, 
basiert in wesentlichen Punkten auf dem Statusgesetz und umfasst fünf 
Schlüsselelemente, die nicht vollständig implementiert wurden:  
 die Forderung nach der ökonomischen Entwicklung der Auslandsungarn in 
ihren Wohnregionen,  
 ein nationales Visaprogramm,  
  Einbürgerungshilfe, 
 die Forderung nach Selbstverwaltung und Autonomie und  
 die Forderung nach der „nationalen Staatsbürgerschaft“ (Butler 2007: 
1127f.).  
 
Das Ziel des Programms, wie auch bereits des Statusgesetzes, bestand in der 
Gewährleistung der Rechte ethnischer Ungarn aus den Nachbarstaaten für einen 
zeitlich begrenzten Aufenthalt in Ungarn und die Ermöglichung, sprachliche, 
kulturelle oder familiäre Verbindungen mit dem Mutterland aufrechtzuerhalten 
(MFA HR 2005). Dies entsprach den programmatischen Thesen der FIDESZ-Partei, 
die, obwohl in der Slowakei wie auch in Serbien stark kritisiert, in das neue 
Regierungsprogramm der sozialliberalen Koalition von Ministerpräsident Gyurcsány 
nach 2002 übernommen wurden. In Gyurcsánys Stellungnahme wurde das Echo der 
Antall-Deklaration deutlich: “as elected, responsible leaders of the Republic, we 
want to govern on behalf of 10 million Hungarians citizens and for the interest of 15 
million“(Szilágyi 2008: 4).  
 3.2.2. Autonomie und Selbstverwaltung 
Problematisch ist allerdings, dass in den Nachbarstaaten, überwiegend in der 
Slowakei und in Rumänien, der Diskurs um die ungarische Minderheit mit 
ideologischen und historisierenden Konnotationen behaftet bleibt (Michela 2006: 
24), die nicht frei von damit assoziierten Emotionen sind. Zwar wird das Thema der 
Grenzstabilität von der slowakischen, rumänischen wie auch der ungarischen Seite 
nicht mehr als aktuell betrachtet; dennoch beobachtet man das von Budapest zur 
Sprache gebrachte Thema der Autonomie und Selbstverwaltung für die ungarische 
Minderheit in den Nachbarstaaten mit großer Aufmerksamkeit und kritischer Haltung 
(Butler 2007: 1131f.). Während die jeweilige Akzentuierung der Forderung nach 
Autonomie und Selbstverwaltung für die im Ausland lebenden Ungarn im Rahmen 
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der unterschiedlichen Budapester Regierungskoalitionen differenziert gewesen ist292, 
betrachtet die ungarische Seite die ethnische Autonomie einmütig als wesentlichen 
Bestandteil des gesamten europäischen Integrationsprozesses. Die 
Rahmenbedingungen der EU erlauben den ungarischen Minderheiten, mehr 
Verantwortung auf lokaler und regionaler Ebene zu übernehmen. Die Nationale 
Sicherheitsstrategie der Republik Ungarn sieht in der Autonomie eine praktische 
Anwendung des Subsidiaritätsprinzips (HNSS 2004: III. 2.2.) und unterstreicht ihre 
Effizienz im Hinblick auf die Koexistenz der unterschiedlichen (Völker-) Gruppen 
(Walsh 2000: 12; HNSS 2004: III. 2.2.). Die politische Forcierung von Autonomie, 
Selbstverwaltung oder Dezentralisierung in den von Auslandsungarn bewohnten 
Regionen unterminiert allerdings – im Verständnis der betroffenen Nachbarstaaten – 
die Souveränität der Staaten mit ungarischer Minderheit. Dies wird besonders bei der 
Betrachtung der Beziehungen zwischen Bratislava und Budapest deutlich, obwohl 
die Frage nach der Autonomie nur als weiteres Element im Puzzle der angespannten 
Beziehungen zwischen der Slowakei und Ungarn identifizierbar ist.   
 3.2.3. Slowakisch-ungarisches Verhältnis im Spannungsfeld der 
Minderheitenpolitik 
Die Gründe für die aufkommende Spannung zwischen Bratislava und Budapest 
basieren weiterhin auf den historischen Ereignissen und deren aktueller Interpretation 
und Implementierung in die gesellschaftliche und politische Interaktion zwischen den 
beiden Staaten. Die ungarische Politologin Hamberger verweist in ihrer Analyse des 
slowakisch-ungarischen Verhältnisses auf die determinierende Rolle der Geschichte: 
“Slovak mistrust against Hungarians is based on experiences of the past. (…) These 
experiences are emphasized in Slovak society through education and other mechanism for the 
transmission of culture. Since the middle of the 19th century, mistrust and condemnation have 
infiltrated Slovak national identity. That is the reason why these often overshadow any form of 
rational arguments concerning the relationship with Hungary and it explains the irrational antipathy in 
Slovak society. The past and recent Slovak leadership who facilitate the creation and enhancement of 
national identity represents the following ideas: Slovaks are those who are not Hungarians, Slovaks 
have a mythical antipathy towards Hungarians and Hungarians are ‘misfortune’ of Slovakia” 
(Hamberger 2008: 57). 
   
Im Prozess der Bildung der slowakischen Identität stellt die Abgrenzung gegenüber 
Ungarn ein wesentliches Element und einen schlüssigen Bestandteil dar. Der 
Fragenkomplex hinsichtlich Loyalität und Zugehörigkeit erlangt in diesem Kontext 
zusätzliche Intensitität. Der in der Slowakei unternommene Versuch der 
gesellschaftlichen Vereinheitlichung ist auf deutliche Konfrontation mit der 
ungarischen Minderheit ausgerichtet. Die dominierende gesellschaftliche Mehrheit 
                                                 
292 Ministerpräsident Antall forderte eine vollständige politische Autonomie und damit das Statut einer 
„co-nation“ für die Auslandsungarn. Horn betrachtete die Fragen nach der Autonomie als 
kontraproduktiv angesichts der ungarischen Interessen, besonders im Hinblick auf eine schnelle 
Integration in NATO und EU. Seine Regierung beschränkte sich auf die Forderung der politischen 
neutralen Angelegenheiten wie sprachliche und kulturelle Autonomie (Butler 2007: 1121). 
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verfügt über eine bestimmte Wahrnehmung der eigenen Geschichte und Kultur und 
besitzt sowie über ein bestimmtes Maß an Vorverständnis der eigenen Rolle, die in 
klarer Opposition zu der gesellschaftlichen Minderheit ungarischer Herkunft 
konzipiert ist. Im Kontext der Auseinandersetzung um die Geschichte bekommen 
aktuelle Konflikte – wie Selbstverwaltungs- und Autonomieforderung, 
Autonomieerwartungen im Bildungsbereich (Status der ungarischen Schulen in der 
Slowakei, inhaltliche Unabhängigkeit in der Wahl der Unterrichtsbücher), begleitet 
von nationalistisch bedingten Vorfällen und dem negativen Einfluss nationalistischer 
Gruppierungen in beiden Ländern – eine zusätzliche Schärfe293. Die slowakische 
Perzeption der Probleme hinsichtlich der Minderheiten beeinflusst wiederum die 
außenpolitische Positionierung in der Frage nach der Anerkennung des Kosovo, die 
parallel zu den Forderungen von Pál Csásky und Miklós Duray, den politischen 
Hauptvertretern der ungarischen Minderheit in der Slowakei, nach Autonomie der 
ethnischen Ungarn in der Slowakei verlief (Hamberger 2008: 55). Dennoch wird in 
den spannungsreichen Beziehungen zwischen Ungarn und der Slowakei oft 
vergessen, dass es sich um minderheitenbezogene Konflikte handelt, die durch 
Entpolitisierung relativ gut lösbar wären. Je mehr die Beziehungen zwischen der 
ungarischen Minderheit und der gesellschaftlichen Mehrheit dem Druck der 
slowakischen und ungarischen Politik entzogen werden, desto wahrscheinlicher ist 
die Chance, dass sie aufgrund der wirtschaftlichen Entwicklung der Region, der 
demokratischen Stabilisierung und der Europäisierungsprozesse, die einen 
kooperativen Ansatz fordern, weniger kompliziert werden (Harris 2007: 52).  
IV. ZWISCHENFAZIT 
Die ungarische Außen- und Sicherheitspolitik wird nicht selten als ambivalente 
Politik charakterisiert, die auch als „unilateral adjustment“ oder „obedience to and 
compliance with great powers’ interest” bezeichnet wird (Kiss 2006: 95). Es entsteht 
der Eindruck, dass die ungarische Außenpolitik einerseits atlantisch, anderseits 
europäisch ist. Die unkontrollierte Schaukelpolitik bringe „die Gefahr mit sich, dass 
Ungarn nicht als sicherer, sondern als unzuverlässiger und normenbrecherischer 
Alliierter betrachtet wird“ (Lenyel 2003: 64). In der Konsequenz hat diese 
                                                 
293 Der slowakische Ministerpräsident Fico behauptete, größtes Hindernis und direkter Verursacher 
der Spannungen zwischen Ungarn und der Slowakei sei der Vorsitzende der ungarischen 
Minderheitspartei in der Slowakei, Pál Csáky. Allerdings erscheint diese Feststellung fraglich, 
verfolgt man die Äußerungen der nationalistischen Gruppierung, u. a. der nationalistisch-
konservativen SNS, die zwischen 2006 und 2010 an der slowakischen Regierungskoalition beteiligt 
war, genauer. Rhetorisch machte der slowakische Regierungschef die ungarische Minderheit in der 
Slowakei für die wachsenden Spannungen auf gesellschaftlicher und staatlicher Ebene zwischen 
Ungarn und der Slowakei verantwortlich. Diese Rhetorik diente vor allem der slowakischen 
Regierung als Erklärung, eine gewisse Autonomie im Bereich der Kultur und Bildung, die der 
ungarischen Minderheit in den Jahren zwischen 1998 und 2006 in der Slowakei zuerkannt worden 
war, rückgängig zu machen (Hamberger 2008: 55-62). 
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Fremdwahrnehmung dazu geführt, dass Ungarn sowohl in der NATO als auch in der 
EU keinen strategischen Partner für sich gewinnen konnte (Gyarmati 2007: 26). 
Damit ist die Regierung in Budapest gezwungen, zwischen USA, Großbritannien, 
Frankreich und Deutschland zu balancieren. Als Kleinstaat hat Ungarn keine 
ausreichenden Kapazitäten, eine kohärente Politik im Rahmen der GASP und ESVP 
zu fordern, die nicht die Interessen der Großstaaten zum Nachteil der Kleinstaaten 
widerspiegelt (Magyarics 2008: 13).  
 Allgemein muss man in der Sicherheitspolitik zwischen zwei Dimension 
unterscheiden: Sicherheitspolitik im Sinne einer „soft security policy“ und einer 
„hard security policy“. Innerhalb des Bereichs der „soft security policy“, die sich 
überwiegend auf die Planung und Konzeptualisierung der Sicherheitsstrategie wie 
auch auf technologisch-militärische Kooperation konzentriert, ist eine gewisse 
Konkurrenz zwischen europäischer und US-amerikanischer Sicherheitspolitik 
notwendig. Die Domäne der „hard security policy“ soll hingegen dem Primat der 
NATO untergeordnet werden. Daher postulierte Budapest bereits vor dem EU-
Beitritt eine separate, dennoch aufeinander bezogene militärische Planung innerhalb 
der NATO und der EU (Khol 2001b: 13), was eine bessere Kohärenz zwischen den 
beiden Institutionen im Bereich der Sicherheitspolitik garantiere. Dieses Postulat 
wurde nach 2004 nicht mehr vorgebracht. Das Insistieren auf einem weiteren 
Einfluss der USA im Bereich der europäischen Sicherheitspolitik, verbunden mit der 
Forderung nach einer Stärkung der NATO, ist durch die geopolitische Situation 
Ungarns bedingt. Die eigene militärische Fragilität im Zusammenhang mit der 
angespannten wirtschaftlichen Lage, infolge derer das Verteidigungsbudget 
permanent unterfinanziert bleibt, verdeutlicht in der ungarischen Diskussion über die 
Sicherheitspolitik die Notwendigkeit eines starken Verbündeten (Magyarics 2008: 
10f.). Obwohl auf einer deklarativen Seite die amerikanische Politik unterstützt wird 
und die USA als der wichtigste Verbündete Ungarns betrachtet werden, distanzierte 
sich die ungarische Politik und nahm eine wenig verpflichtende Haltung an 
(Magyarics 2008: 10), wenn es um eine konkrete politisch-militärische 
Unterstützung der USA ging (z. B. in Afghanistan). Der Konflikt um den Irak 
veranschaulichte das ungarische Sicherheitsdilemma. Die Unterstützung der 
amerikanischen Vorgehensweise implizierte einen direkten Konflikt mit Deutschland 
und Frankreich. Damit wurde für die ungarischen Entscheidungsträger klar, dass eine 
proamerikanische Unterstützung bei gleichzeitiger kritischer Distanzierung 
gegenüber Washington nicht zu vereinbaren ist. Diese „schizophrene Haltung“ (Póti, 
Takács 2005: 20-32) wird durch eine innenpolitische Spaltung erklärbar, lässt 
allerdings Ungarn in außenpolitischer Perspektive als unglaubwürdig erscheinen. 
 Dafür ist das Fehlen einer langfristigen Konzeptualisierung der Außen- und 
Sicherheitspolitik verantwortlich. Problematisch ist, dass die ungarische Politik in 
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der Definierungs- und Implementierungsphase exklusiv und elitär bleibt (Dérer 2007: 
41). Analog zur Slowakei ist der Bereich der Außen- und Sicherheitspolitik auf eine 
kleine Gruppe von Experten und Politikern begrenzt. Zwar werden außen- und 
sicherheitspolitische Themen der Öffentlichkeit nicht vorenthalten, dennoch haben 
sie keine relevante Bedeutung in den öffentlichen Debatten. Auch eine aktivere Rolle 
relevanter Forschungsinstitute, Think-Tanks und regierungsunabhängiger 
Organisationen, die sich mit der Problematik der Außenpolitik intensiver 
auseinandersetzen könnten, wäre zu erwarten (Dérer 2007: 48). Auf Ebene der 
Parteien- und Parlamentsarbeit ist das Thema durch eine polarisierte Diskussion 
gekennzeichnet. Dies führt zu dem Defizit, dass die Politik Budapests innerhalb der 
GASP, der ESVP und auch der NATO weiterhin zu allgemein bleibt (Lenyel 2003: 
65) und ungarische Interessen im Rahmen der ESVP und NATO nur diffus 
herausgearbeitet werden (Gömöri 2006: 58). In der praktischen Gestaltung ist die 
ungarische Position in der Außen- und Sicherheitspolitik entsprechend durch ein Ad-
hoc-Krisenmanagement gekennzeichnet (Tamás 2008: 112). Im normalen Verlauf 
nimmt die ungarische Außenpolitik Budapests die Position „wait and see“ ein 
(Tamás 2008: 112).  
 Im Hinblick auf die GASP beansprucht Budapest für sich eine stärkere 
Akzentuierung der Politik gegenüber dem postsowjetischen Raum und den 
westlichen Balkanstaaten. Dabei spielen zwei thematischen Bereiche eine 
entscheidende Rolle: die Energiepolitik und die Minderheitenthematik. Das 
energiepolitische Thema ist aus außenpolitischer Perspektive im Zusammenhang mit 
der Beziehung zwischen Ungarn und Russland zu betrachten. Diesbezüglich lässt 
sich eine weitgehende Asymmetrie im bilateralen Verhältnis zwischen Moskau und 
Budapest beobachten. Die energiepolitische Abhängigkeit Ungarns führt 
konsequenterweise zur Dominanz des eigenen energetischen Interesses. Praktisch hat 
die ungarische Regierung bis jetzt die EU-Dimension der Energiepolitik 
ausgeblendet, obwohl sie deklarativ als relevant bezeichnete. Analysiert man das 
Verhalten der ungarischen Regierung unter Führung von Ministerpräsident 
Gyurcsány im Hinblick auf das Nabucco-Projekt, lässt sich nur schwer der Eindruck 
einer – gegenüber der EU – entsolidarisierten ungarischen Vorgehensweise 
entkräften. In mittelfristiger Perspektive werden die energiepolitischen Bedürfnisse 
Ungarns erfüllt, sollte sich Russland als zuverlässiger Energielieferant erweisen. 
Damit hat Budapest jedoch das Problem der energetischen Diversifizierung im 
Hinblick auf seine Bezugsquellen nicht gelöst.  
 Eine weitere Individualisierung der ungarischen Außenpolitik kann man 
gegenüber den Staaten des westlichen  Balkans beobachten. Obwohl zwischen 
Ungarn und der Slowakei sowie zwischen Ungarn und Tschechien gemeinsame 
Interessen im Hinblick auf die Forderung der außen- und sicherheitspolitischen 
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Stabilisierung in der Balkanregion feststellbar sind, lassen sich keine gemeinsamen 
Koordinierungs- und Kooperationsansätze erkennen. Ein politischer Wille zur 
Gestaltung einer gemeinsamen Politik gegenüber Serbien, Bosnien und Herzegowina 
oder auch dem Kosovo ist sowohl in Prag als auch in Budapest nicht erkennbar. 
Problematisch ist auch, wie Politikwissenschaftler Dérer feststellt, ein gewisser 
Provinzialismus der ungarischen Außenpolitik. Die Fokussierung auf den westlichen 
Balkan und auf die Rechte der ungarischen Minderheiten verhülle die Perspektive 
auf die globale Verantwortung Ungarns im Bereich der internationalen Politik (Dérer 
2007: 42). Allerdings ist der Aktionsgrad der ungarischen Außen- und 
Sicherheitspolitik durch die tatsächliche Ressourcenknappheit und durch 
ökonomische Bedingungen festgelegt, was für Kleinstaaten charakteristisch ist 
(Molis 2006: 81-100). Dennoch könnte diese Beschränktheit durch eine verstärkte 
Kooperation, sei es mit den Nachbarstaaten, sei es durch unterschiedliche 
Konstellationen inner- und außerhalb der EU, behoben werden, wenn die ungarische 
Außenpolitik attraktive Ideen im Bereich nachbarschaftlichen Kooperation (u.a. 
Donauraum) und der europäischen Außen- und Sicherheitspolitik anzubieten hätte 
(Dérer 2007: 44). Im ungarischen Interesse liegt vor allem die geostrategische 
Verschiebung aus der Peripherie in das europäische Zentrum. Im diesen 
Zusammenhang erscheint die Forderung nach einer raschen Integration der direkten 
(Serbien, Ukraine) und indirekten (restlicher Balkan) ungarischen Nachbarstaaten in 
NATO und EU logisch (Ondrejcsák 2006: 85). Es bleibt die regionale Bezogenheit 
bei der Schwerpunktsetzung ein wichtiges, wenn nicht das einzige Merkmal der 
außen- und sicherheitspolitischen Profilierung (Póti, Takács 2005: 31f.).  
 Eine enorme Bedeutung hat für Budapest die Thematik der ungarischen 
Minderheiten in der direkten Nachbarschaft Ungarns erlangt. Im Zusammenhang der 
ungarischen Mitgliedschaft in der EU bestimmen die staatlichen Grenzen als 
festgelegte und dennoch historisch änderbare Trennlinie nicht mehr die Identität der 
Gesellschaft. Der Prozess der Europäisierung macht eine Grenze zwar nicht 
überflüssig; allerdings relativiert er ihre Bedeutung und erlaubt, sie im Bereich der 
gesellschaftlichen wie auch politischen Interaktion zu überschreiten. Die 
Akzentuierung der Rolle von ethnischen Minderheiten ist in der gesellschaftlichen 
Perzeption mit dem Gedächtnis der Gesellschaften, ihrer Identitätsdefinierung und 
Solidarität verbunden. Besonders vor dem Hintergrund der ungarisch-slowakischen 
Konflikte um die Stellung der Minderheiten ist die Frage der Grenzveränderung ein 
immanentes Element der Selbst- und Fremdwahrnehmung. Die Minderheiten damit 
für die Gesellschaft und für die politischen Entscheidungsträger ein lebendiges 
Zeichen der Änderbarkeit von Geschichte, der Transformation der Identität und der 
gelungenen (wie auch misslungenen) überwindbaren Spannung zwischen Nation und 
Staat (Harrsi 2007: 46, 58). Die Historisierung der ungarischen Außenpolitik unter 
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besonderer Berücksichtigung der bilateralen Beziehungen mit den Staaten in der 
direkten Nachbarschaft folgt dem steigenden nationalistischen Populismus, der dem 
Motiv „extra Hungariam non vita [est]“ (Gyarmati 2007: 25) entspricht, wie es 
Politikwissenschaftler und Diplomat Gyarmati sehr kritisch kommentiert. Die 
Relevanz der eigenen Geschichte für die Kontextualisierung der Beziehungen mit 
den Nachbarstaaten wird Ungarn zwar nicht abgesprochen; allerdings müssen die 
Staaten innerhalb der EU unterschiedliche Perspektiven und damit 
zusammenhängende Interpretationsmöglichkeiten akzeptieren (Gyarmati 2007: 25), 
was impliziert, dass die ungarische Sichtweise keinen exklusiven Charakter hat.  
 Innerhalb der ungarischen Gesellschaft ist der bestehende Konsens hinsichtlich 
der im Ausland lebenden Ungarn nicht gefestigt. Eine kritische Haltung in Teilen der 
ungarischen Gesellschaft gegenüber dem Statusgesetz ist genauso wie die Ablehnung 
des 2004 per Referendum vorgestellten Projekts zum doppelten Staatsbürgerschaft 
ein aussagekräftiges Indiz für eine differenzierte Betrachtung der Rolle der 
Auslandsungarn in der ungarischen Innen- und Außenpolitik. Während die 
Unterstützer der bisherigen Nationalitätenpolitik darin keine Nachteile für die 
ungarische Außenpolitik erkennen wollen, ist ein im Raum der öffentlichen Debatte 
stehender Vorwurf nicht entkräftet worden: der Vorwurf der argumentativen 
Geiselhaft der ungarischen Außenpolitik durch die Frage der ungarischen Minderheit 
in den Nachbarschaftsstaaten. Befürworter der bisherigen Vorgehensweise, die die 
Minderheitenpolitik als wesentliches Element der ungarischen Außenpolitik 
begreifen, betrachten sie als eine moralische Verpflichtung des Mutterlandes. 
Zusätzlich bedeutet sie für die Entscheidungsträger – sowohl in Budapest als auch in 
den Hauptstädten der Nachbarstaaten – eine potenzielle Verhandlungsmasse. Die 
Betonung der Rechte der ungarischen Minderheit in der Slowakei und in der 
serbischen Provinz Vojvodina beweisen, dass dieses Thema die ungarische 
Außenpolitik nicht nur sehr stark beeinflusst, sondern sie auch in ihrer Flexibilität 
einschränkt. Damit wird die ungarische Nachbarschaftspolitik zum wesentlichen Teil 
der ungarischen Strategie zur Durchsetzung der Minderheitenrechte für die eigene 
Bevölkerungsgruppe, was nicht selten in strategischem und pragmatischem 
Widerspruch zu den konfliktfreien Beziehungen mit den Nachbarländern steht. Das 
Dilemma Ungarns besteht in der Suche nach einer thematischen und strategischen 
Balance zwischen einer angemessenen Nationalitätenpolitik und einer kooperativen 
Außenpolitik in der EU (Butler 2007: 1137ff.). 
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KAPITEL 6 
SCHLUSSFOLGERUNG UND AUSBLICK 
Die vorliegende Arbeit prüft die Annahme, ob den Staaten der Visegrád-Gruppe in 
der Außen- und Sicherheitspolitik das Primat der nationalen und kollektiven 
Sicherheit, der Mitsprache und der gegenseitigen Solidarität zugrundeliegt. Diese 
Annahmen können hier nur einschränkend bestätigt werden. Wie sich herausstellt, 
weichen nämlich die inhaltliche Konkretisierung und das divergente inhaltliche 
Verständnis der angenommenen Prioritäten in den jeweiligen Staaten der Visegrád-
Gruppe stark voneinander ab. In der Konsequenz wird eine gemeinsame koordinierte 
Außen- und Sicherheitspolitik der Visegrád-Gruppe – als einheitlicher Akteur der 
internationalen Beziehungen – erheblich erschwert.  
 Es ist festzustellen, dass die Visegrád-Gruppe ein einzelstaatlich agierender 
kollektiver Akteur der internationalen Beziehungen ist, was auf den ersten Blick ein 
gewisses Paradoxon darstellt Durch das Bestreben, die unterschiedlichen Initiativen 
in der Außen- und Sicherheitspolitik zu bündeln, hatten sich die einzelnen Visegrád-
Staaten eine Steigerung der außenpolitischen Bedeutung innerhalb der ost- und 
mitteleuropäischen Region sowie einen Bedeutungszuwachs innerhalb der EU 
versprochen. Vor dem Hintergrund der Stimmengewichtung im Europäischen Rat, in 
dem die Visegrád-Staaten gemeinsam über das gleiche Gewicht wie Deutschland und 
Frankreich zusammen verfügen, schien diese Ambition realpolitisch begründet zu 
sein. Nach eingehender Analyse ist allerdings festzustellen, dass die Kooperation der 
Visegrád-Gruppe in der Außen- und Sicherheitspolitik keine kohärente und 
koordinierte Politik aufzuweisen hat. Im positiven Sinne kann man die Außen- und 
bedingt die Sicherheitspolitik der Visegrád-Gruppe als eine Summe einzelstaatlicher 
Initiativen auffassen. Praktisch bedeutet dies jedoch die Durchsetzung der eigenen 
nationalen Präferenzen und die wenig konsequente Suche nach einer Unterstützung 
durch weitere Staaten der Visegrád-Gruppe, die nach außen als eine gemeinsame 
Handlung der Visegrád-Staaten dargestellt werden könnte. Solange die 
unterschiedlichen außenpolitischen Schwerpunkte nicht koordiniert werden können, 
solange keine gemeinsamen Ziele formuliert und keine kohärenten Vorgehensweisen 
abgesprochen werden, bleibt die Außenpolitik der Visegrád-Gruppe ein loses und 
zufällig wirkendes Konglomerat unterschiedlicher außenpolitischer Vorstellungen, 
Wünsche, Ideen und Initiativen der beteiligten Einzelstaaten.  
 In der Entstehungsphase der Visegrád-Gruppe wurde eine vergleichbare 
kollektive Identität der Visegrád-Staaten als grundsätzliche Komponente 
vorausgesetzt, die eine Kooperation überhaupt erst ermögliche. Die Analyse der 
jeweiligen Identitäten sowie der außen- und sicherheitspolitischen Kultur der 
einzelnen Visegrád-Staaten zeigt aber deren starkes Differenzierungspotenzial und 
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nur bedingte Konvergenz. Die Identifizierung gemeinsamer Interessen in der Außen- 
und Sicherheitspolitik aufgrund angeblich ähnlicher identitätsbezogener Elemente 
sowie der vermeintlichen Vergleichbarkeit der außen- und sicherheitspolitischen 
Kultur ist höchst zweifelhaft. Das dialektische Verhältnis zwischen Identität und 
Außenpolitik sowie bedingt der Sicherheitspolitik bestätigt vielmehr die Prämisse, 
dass die Identität wie auch die außen- und sicherheitspolitische Kultur eine wichtige 
Funktion als Orientierungswert für einzelstaatliche Handlungslogik erlangen und a 
posteriori als Erklärungsvariable bestimmter einzelstaatlicher Handlungen verwendet 
werden.  
 Am Beispiel der Visegrád-Gruppe wird deutlich, dass der Nationalstaat – und 
nicht eine Plattform formeller bzw. informeller institutionalisierter 
Kooperationsvarianten – die dominierende und bestimmende Kraft im Bereich der 
Außen- und Sicherheitspolitik des politischen Europa ist. Jegliche Steigerung der 
Intensität bei der Koordinierung gemeinsamer Vorgehensweisen und regionaler 
Kooperation, die dem Ziel einer Maximierung der Signifikanz der Visegrád-Gruppe 
dient, ist vom Nationalstaat als dem fundamentalen Akteur des internationalen 
Systems abhängig. 
Kooperation der Visegrád-Staaten nach außen 
Die NATO-Mitgliedschaft ist grundlegender und wichtigster Bestandteil der 
Sicherheitspolitik der Visegrád-Staaten. Denn obwohl auch die sicherheitspolitische 
Dimension der EU-Mitgliedschaft als wichtiges Element der europäischen 
sicherheitspolitischen Architektur gesehen wird, bleibt sie gegenüber der NATO 
zweitrangig. Die Bedeutung der NATO ergibt sich für die Visegrád-Staaten vor dem 
Hintergrund der dreifachen Nützlichkeitsbegründung: Die NATO hat sich bisher als 
das einzige verteidigungs- und sicherheitspolitische Instrument der globalen 
sicherheitspolitischen Architektur bewährt; darüber hinaus bietet die Allianz 
aufgrund der aktiven Rolle der USA eine konkrete Garantie im Bereich der „hard 
security“; eine essenzielle Bedeutung wird zudem der Solidaritätsklausel der NATO 
(Art. 5 Nordatlantikvertrag) zugeschrieben. Realpolitisch wird die Bedeutung der 
NATO vor allem von der Intensität des US-amerikanischen Engagements innerhalb 
der Allianz und in Europa abhängig gemacht. Allen Visegrád-Staaten ist gemeinsam, 
dass sie bereits seit Anfang der 1990er Jahre eine ständige Präsenz US-
amerikanischer Streitkräfte wie auch ein sicherheitspolitisches Engagement der USA 
in Europa fordern. Der Prozess der sukzessiven NATO-Erweiterung um 
osteuropäische Staaten wird daher auch nicht als Erweiterung der US-
amerikanischen Einflusssphäre betrachtet, sondern als wichtiges Element der außen- 
und sicherheitspolitischen Stabilisierung des gesamten europäischen Kontinents. Die 
Entwicklung der ESVP wird weitgehend akzeptiert, soll jedoch nach Auffassung der 
Visegrád-Staaten in der Entwicklungsperspektive eingeschränkt werden. Praktisch 
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wird weiter vom sogenannten Albright-Einspruch (no decoupling, no duplicating, no 
discriminating) ausgegangen. Entsprechend soll die ESVP dem Gebot der politischen 
und militärischen Komplementarität gegenüber der NATO untergeordnet werden. 
Realpolitisch bedeutet dies nach der bisherigen Überzeugung der Visegrád-Staaten 
eine erweiterte Hilfsfunktion der ESVP gegenüber der NATO. Im Hinblick auf eine 
konkrete Handlung wird von allen Visegrád-Staaten das Berlin-Plus-Abkommen als 
Kooperationsmechanismus zwischen EU und NATO nachdrücklich exponiert. Für 
militärische Operationen, Peacekeeping und Stabilisierungsmissionen in der direkten 
EU-Nachbarschaft hätten Operationen unter EU-Führung zu erfolgen, während die 
NATO-Streitkräfte global einzusetzen seien.  
 Im Bereich der Sicherheitspolitik wurde von den Visegrád-Staaten ursprünglich 
das Primat der Solidarität als Imperativ einer eindeutigen proamerikanischen Haltung 
interpretiert. Die Balkanerfahrung der 1990er Jahre wie auch der 
Vorbereitungsprozess zur NATO-Mitgliedschaft waren konstitutive Elemente dieser 
Überzeugung. Jedoch zeigten die Entwicklung der europäischen Sicherheitspolitik 
und der parallel verlaufende Streit um die amerikanischen Pläne der militärischen 
Intervention im Irak deutlich, dass in den Visegrád-Staaten das sicherheitspolitische 
Primat der Solidarität keine bedingungslose pro-US-amerikanische Einstellung 
impliziert. Die innerhalb der Visegrád-Staaten geführten Diskussionen über den 
Irakkrieg offenbarten eine innenpolitische Zerrissenheit wie auch Differenzen in der 
proamerikanischen Haltung. So sollte die Unterstützung der USA im Irak durch die 
slowakische Regierung im Zusammenhang mit der bevorstehenden NATO-
Erweiterung gesehen und nicht als uneingeschränkte pro-US-amerikanische Haltung 
bewertet werden. Vor allem die Slowakei und Ungarn, trotz ihrer formellen 
politischen und militärischen Unterstützung der USA im Rahmen der „Koalition der 
Willigen“, versuchten in der außenpolitischen Haltung nach dem Sowohl-als-auch-
Prinzip zu handeln. Praktisch bedeutete dies die Unterstützung der USA, jedoch 
wurden parallel französische und deutsche Argumente berücksichtigt. Im 
Endergebnis war die Position Ungarns und der Slowakei für beide Seiten wenig 
glaubwürdig. Demzufolge ist der Annahme einer Solidarität Ungarns und der 
Slowakei mit den USA nur eingeschränkt zuzustimmen. Beide Staaten akzentuieren 
die Notwendigkeit einer intensiveren Verankerung in der EU-Sicherheitspolitik, ohne 
dass dabei die Priorität der NATO in Frage gestellt wird. Betrachtet man aber das 
konkrete Engagement der Slowakei und Ungarn in der ESVP, so ist festzustellen, 
dass es durch eine hohe Passivität gekennzeichnet ist. Solange keine überzeugende 
europäische Sicherheitspolitik vorhanden ist, sehen die Kleinstaaten keine andere 
Möglichkeit, als ihre Loyalität gegenüber den USA als europäischer und globaler 
sicherheitspolitischer Führungsmacht zu bekunden. Die slowakische Politik betont 
zwar die Signifikanz der USA, jedoch soll dies in praktischer Hinsicht die 
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traditionelle außenpolitische Bindung an Russland nicht beeinträchtigen. Die 
energiepolitische Abhängigkeit der Slowakei und Ungarns von Russland beeinflusste 
erheblich die slowakische und ungarische Haltung gegenüber den USA-Plänen zur 
Errichtung einer Radaranlage in Tschechien und eines Raketenabwehrschildes in 
Polen. Wie der Verlauf der jeweiligen innenpolitischen Diskussionen um den 
Irakkrieg, um die Rolle der USA in Europa sowie um die Installierung der NMD-
Elemente in Mitteleuropa gezeigt hat, ist in den durch konservative – und nicht linke 
– Parteien geprägten Regierungen und Regierungskoalitionen eine größere Affinität 
zur atlantisch geprägten europäischen Außen- und Sicherheitspolitik feststellbar.  
 Die eindeutige Positionierung Polens an der Seite der USA ist auf die historisch 
gewachsene polnische Sicherheitspolitik zurückzuführen. Realpolitisch erhofften 
sich die Regierungen in Warschau durch die intensiven Beziehungen mit den USA 
die Steigerung der eigenen politischen Bedeutung im mittel- und osteuropäischen 
Raum, innerhalb der EU und gegenüber Russland. Einen vergleichbaren Anspruch 
auf eine relative Vormachtstellung in der Region hegen die restlichen Visegrád-
Staaten nicht. Eine Mittelposition zwischen den polnischen sicherheitspolitischen 
Präferenzen einerseits und der slowakischen und ungarischen Haltung anderseits 
nimmt Tschechien an. Prag akzentuiert die primäre Bedeutung der NATO, betont 
aber die Notwendigkeit einer Intensivierung und Konkretisierung der EU-
Sicherheitspolitik. Der freundschaftliche Wettbewerb der beiden 
sicherheitspolitischen Dimensionen solle dem Gleichgewicht zwischen den größten 
Staaten Europas untergeordnet werden. Diese Haltung kann einerseits realpolitisch 
interpretiert werden, ist aber anderseits als Ergebnis des innenpolitischen Dissenses 
in Tschechien zu sehen. 
 Nach der Verschiebung der sicherheitspolitischen Stabilitätsgrenze, die durch die 
NATO- und die EU-Erweiterung erfolgte, befindet sich die EU im Osten in direkter 
Nachbarschaft zu Ländern des postsowjetischen Raumes (Russland, Weißrussland, 
Ukraine und Moldawien) sowie im Südosten zur westlichen Balkanregion (Kroatien, 
Serbien, Mazedonien, Albanien, Kosovo sowie Bosnien und Herzegowina). Im 
realpolitischen Interesse der Visegrád-Staaten liegt die Entwicklung sehr guter 
wirtschaftlicher und politischer Beziehungen mit den Nicht-EU-Nachbarländern. 
Bereits zum Zeitpunkt der Etablierung der Visegrád-Gruppe wurde deutlich, dass 
deren außenpolitisches Interesse den osteuropäischen Staaten im postsowjetischen 
Raum sowie dem westlichen Balkan galt. Eine aktive Mitsprache erhofften sich die 
Visegrád-Staaten gerade im Hinblick auf die Gestaltung der Beziehungen zwischen 
den Staaten der beiden Regionen und der EU. Die Politik der Sensibilisierung für 
ost- und südwesteuropäische Belange, etwa die Akzentuierung der politischen und 
wirtschaftlichen Konsolidierungsprobleme der jungen Demokratien in der westlichen 
Balkanregion und im postsowjetischen Raum, wurde als Solidarität der neuen EU-
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Mitgliedstaaten mit den Ländern der (in-)direkten Nachbarschaft verstanden. Die 
Visegrád-Staaten sahen ihre eigene Stärke als Vermittler zwischen den EU- und 
Nicht-EU-Staaten. Einerseits erhoben sie den politischen Anspruch, die EU für die 
Probleme von Nicht-EU-Staaten in Europa zu sensibilisieren sowie auf das 
Destabilisierungsrisiko zu verweisen. Andererseits bemühten sie sich darum, den 
Prozess der Anbindung an die EU zu fördern und zu gestalten. Konkret drückte sich 
das im militärischen und polizeilichen Engagement der Visegrád-Staaten in Bosnien 
und Herzegowina, Serbien, Montenegro und dem Kosovo sowie im Monitoring der 
innen- und außenpolitischen Entwicklung in Weißrussland, Moldawien, der Ukraine 
und den Kaukasusstaaten aus.  
 Die Förderung der ENP wurde rhetorisch als permanentes Interesse der Visegrád-
Staaten bezeichnet. Unter der Voraussetzung, dass sie die politischen und 
wirtschaftlichen Beitrittskriterien erfüllten, wurde den genannten Staaten die 
Unterstützung der Fortführung der EU-Erweiterung zugesichert. Dies trifft besonders 
auf jene Staatengruppe zu, die aus dem Zerfall Jugoslawiens hervorgegangen sind. 
Die Ausdehnung der Stabilität wird hier nicht nur in wirtschaftlichen Kategorien, wie 
sie primär mit einer EU-Mitgliedschaft assoziiert werden, verstanden. Sie schließt 
die sicherheitspolitische Dimension mit ein, was konkret in mittel- und langfristiger 
Perspektive die Forderung nach einer NATO-Mitgliedschaft für Montenegro sowie 
Bosnien und Herzegowina zur Folge hat.  
 Da die Zusammenarbeit der Visegrád-Gruppe keine institutionalisierte Form 
angenommen hat, gestaltet sich eine effektive Koordinierung im Bereich der Außen- 
und Sicherheitspolitik schwierig. Die Realisierung der NATO- und EU-
Mitgliedschaften zwang die Visegrád-Staaten zur inhaltlichen Umformulierung ihrer 
außen- und sicherheitspolitischen Kooperation. Der EU-Beitritt eröffnete ihnen die 
Möglichkeit, sich intensiver im süd- und osteuropäischen Raum zu engagieren. Die 
Steigerung der außenpolitischen Bedeutung der Staaten der Visegrád-Gruppe kann 
durch deren zweifaches, parallel gelebtes Selbstverständnis erfolgen: erstens als 
ehrliche Vermittler zwischen EU/NATO und den Staaten des postsowjetischen 
Raumes und des westlichen Balkans; zweitens als politische Unterstützer und 
relevante Orientierungspunkte für Nicht-EU-Nachbarschaftsstaaten auf dem Weg zur 
politischen, wirtschaftlichen und sicherheitspolitischen Stabilität. Das außen- und 
sicherheitspolitische Selbstverständnis der Visegrád-Gruppe impliziert auch eine 
intensivere Zusammenarbeit im Bereich der Europäischen Nachbarschaftspolitik. Die 
ENP und die Östliche Partnerschaft sollten insbesondere Armenien, Aserbaidschan, 
Weißrussland, Georgien, Moldawien und die Ukraine umfassen (V4 Statement 
2008g; V4 Statement 2008b; V4 Statement 2008d; Visegrád Programme 2007/2008: 
3; Visegrád Programme 2008/2009: 1f.; Visegrád Programme 2009/2010: 2). Die 
Stärkung der ENP wurde als strategisches Interesse der Visegrád-Gruppe 
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identifiziert, und man regte an, zwischen der EU und der Ukraine – unter anderem 
aufgrund ihrer geostrategischen Bedeutung (V4 Statement 2004a) – in selektiven 
Bereichen zu kooperieren (V4 Statement 2008e). Diesbezüglich wurden 
Handelspräferenzen zwischen der EU, der Ukraine und Moldawien vorgeschlagen 
(V4 Statement 2008e). Trotz der allgemeinen Schwierigkeiten bei der Etablierung 
normaler außenpolitischer Beziehungen zwischen den Visegrád-Staaten und 
Weißrussland wurde auf die Notwendigkeit verwiesen, die Kontakte zwischen den 
Staaten der Visegrád-Gruppe und Weißrussland auf zivilgesellschaftlicher Ebene zu 
intensivieren (V4 Statement 2008e). Im Hinblick auf die Ukraine plädiert die 
Visegrád-Gruppe kontinuierlich für eine Politik der offenen Tür zur Erlangung der 
NATO- und EU-Mitgliedschaft des osteuropäischen Nachbarn (Visegrád Declaration 
2004: 1f.; V4 Statement 2006a; V4 Statement 2007a; Visegrád Programme 
2008/2009: 3). Auch half sie bei der Implementierung des NATO-Ukraine 
Membership Action Plans (MAP) wie auch bei der Reform der ukrainischen 
Streitkräfte (Visegrád Programme 2003/2004: 5; Visegrád Programme 2005/2006: 2; 
Visegrád Programme 2007/2008: 9). Die politische Unterstützung der 
Beitrittsperspektive gilt auch den Staaten des westlichen Balkans (V4 Statement 
2008d; V4 Statement 2010c). Bedingungslos von den Visegrád-Staaten unterstützt 
wird dabei die kroatische EU-Mitgliedschaft (V4 Statement 2008c).  
 International gab es bis zum EU-Beitritt der Visegrád-Staaten verschiedene 
Versuche einer Zusammenarbeit der Visegrád-Gruppe mit den Beneluxstaaten, dem 
sogenannten Weimarer Dreieck und den EFTA-Staaten. Diese Kooperationen 
erschöpften sich in politischen Konsultationen (Ryzner 2003: 39). Die 
Zusammenarbeit zwischen den Visegrád- und den Beneluxstaaten im Vorfeld der 
EU-Erweiterung betraf die Abstimmung gemeinsamer Interessen im Rahmen der 
institutionellen Reform der EU. Des Weiteren wurden Fragen der parlamentarischen 
Kooperation diskutiert. Allerdings konnten die Kooperationsversuche keine 
nachhaltige Wirkung entfalten und für eine weitere Zusammenarbeit zwischen den 
beiden Gruppen keine weiteren Impulse geben. Aus gegenwärtiger Perspektive, nach 
fast siebenjähriger Mitgliedschaft der Visegrád-Staaten in der EU, lässt sich 
feststellen, dass Abstimmungsprozesse zwischen den V4 und den Beneluxstaaten nur 
sehr selten erfolgten. Gleichermaßen wurde eine politische Kooperation der 
Visegrád-Gruppe mit den Ländern des Weimarer Dreiecks kaum realisiert. Dennoch 
werden politische Konsultationen in der Formel V4+ (vier Visegrád-Staaten plus 
andere Staaten) deklarativ als wichtiger Bestandteil der politischen und 
wirtschaftlichen Abstimmung verstanden. Je nach politischer und wirtschaftlicher 
Notwendigkeit werden unterschiedliche Staaten (Slowenien, Rumänien, die Ukraine, 
Kroatien, Österreich, Moldawien, Georgien, Aserbaidschan, Litauen, Lettland, 
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Estland, Israel und sogar Japan294) in den Kooperations- und 
Konsultationsmechanismus einbezogen (Visegrád Programme 2004/2005: 1; 
Visegrád Programme 2005/2006: 3; V4 Statement 2005a; V4 Statement 2006a; 
Visegrád Programme 2006/2007: 1; V4 Statement 2007e; Visegrád Programme 
2007/2008: 3; V4 Statement 2008a; Visegrád Programme 2008/2009: 4; Visegrád 
Programme 2009/2010: 3f.).  
Kooperation der Visegrád-Staaten nach innen 
Bis zur vollen Mitgliedschaft der Visegrád-Staaten in der EU konzentrierte sich die 
verstärkte Zusammenarbeit auf die Bereiche Kultur, Verteidigung, Verkehr, Justiz 
und Umwelt. Des Weiteren wurde im Zuge der Vorbereitung auf die EU-
Mitgliedschaft geplant, gemeinsame Positionierungen gegenüber der EU-
Kommission zu vereinbaren. Gelungene Beispiele für die Harmonisierung der 
gemeinsamen Interessen stellten die einheitlichen Positionen im Bereich der 
gemeinsamen Agrarpolitik oder der strukturellen Politik der EU (Ryzner 2003: 41f.) 
dar. Auch haben sich die Ministerpräsidenten der Visegrád-Länder auf eine 
gemeinsame Position in der Finanzvorschau der EU (2007-2013) geeinigt. Das Ziel 
der informellen Koalition bezweckte eine maximale Nutzung der vorgesehenen 
Finanzmittel für die neuen EU-Mitgliedstaaten. In den direkten EU-Verhandlungen 
wurde die gemeinsame Position der Visegrád-Gruppe vorab untereinander 
abgestimmt. Ebenso wurden jegliche qualitativen Änderungsvorschläge zu den 
strukturellen Finanzfonds der EU koordiniert. Allerdings ist darauf hinzuweisen, dass 
die Visegrád-Staaten das mögliche Abstimmungspotenzial im Zusammenhang mit 
den Beitrittsverhandlungen nicht kontinuierlich im vollen Ausmaß nutzten. Dafür 
war einerseits das außenpolitische Desinteresse an engeren Abstimmungen 
gemeinsamer Positionen, anderseits ein Wettbewerb zwischen den Teilnehmern 
hinsichtlich der schnellsten Anpassung an die Kriterien der EU-Mitgliedschaft 
verantwortlich (Cichocki 2009: 4). Trotz zahlreicher Interessenüberschneidungen 
erreichten die Visegrád-Staaten während der europäischen Verfassungsdebatte keine 
Einigung bezüglich der institutionellen Reform der EU (Heinrichs 2006: 90-94). Dies 
kann z. B. durch eine relativ stark dogmatisch geprägte Haltung Polens im Hinblick 
auf die axiologische Dimension der EU (Präambel) sowie durch den Dissens in der 
Frage nach der Stimmengewichtung erklärt werden. Darüber hinaus spielte die 
Furcht der drei kleineren Visegrád-Staaten vor einer polnischen Dominanz in der 
Region eine wichtige Rolle (Zaborowski; Longhurst 2003: 1009-1028; Hamberger 
2006: 101-103). Die wirtschaftlichen Erfolge während der Transformationsjahre 
                                                 
294 Die Beziehungen zwischen Japan und den Visegrád-Staaten konzentrieren sich auf den 
Themenbereich der Direktinvestitionen, des Handels und Tourismus. Darüber hinaus warb Japan um 
die Unterstützung der eigenen Kandidatur im Hinblick auf den ständigen Sitz im UN-Sicherheitsrat 
(V4 Statement 2007b). 
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haben Warschau den Eindruck vermittelt, dass der Anspruch auf eine regionale 
Führung berechtig sei. Auch Polens aktive Ostpolitik und das Bemühen nach 
besonderen Beziehungen zu den USA wurden in Warschau als Anspruch auf die 
Rolle eines regional players gedeutet. In der Diskussion um die polnische 
Außenpolitik wurde auf das Potenzial der regionalen Kooperation mit den baltischen 
Staaten verwiesen. Dieser Logik zufolge soll Polen eine wichtige Verbindung 
zwischen den baltischen und den restlichen Visegrád-Staaten herstellen und damit 
seinen Anspruch auf die regionale Führung erneut unterstreichen (Żurawski vel 
Grajewski 2010: 377).  
 Als wichtigste Schwerpunkte der Kooperation innerhalb der Visegrád-Gruppe 
werden seit 2004 die gemeinsamen Aktionen im Bereich der low politics genannt – 
etwa im Bildungs- und Kulturwesen, in der Förderung des IVF295 und in der 
Zusammenarbeit in Grenzregionen (V4 Statement 2006a; V4 Statement 2009b) – 
sowie die Koordination der außen- und sicherheitspolitischen Aktivitäten. Bereits 
kurz nach dem NATO-Beitritt der Visegrád-Mitglieder wurden die Koordinierung im 
Bereich der Verteidigungspolitik und Rüstungsindustrie vereinbart sowie einzelne 
Initiativen gestartet (Annual Report 2000/2001). Im Mittelpunkt stand die punktuelle 
Zusammenarbeit zur Modernisierung von Mi-17- und Mi-24-Kampfhubschraubern 
(Visegrád Programme 2003/2004: 5) sowie die Entstehung des International Air 
Training Centers in Dęblin (Annual Report 2004/2005: 1). Zudem wurden 
Informationsgespräche im Hinblick auf das Prague Capabilities Commitment (PCC) 
zugesagt sowie reguläre Konsultationen zur Positionierung bezüglich der 
Entwicklung von ESVP und EDA vereinbart (Visegrád Programme 2004/2005: 5; 
Visegrád Programme 2005/2006: 6). Die Verteidigungsminister der Visegrád-Staaten 
haben sich für die strukturelle und operative Komplementarität von NATO und EU 
ausgesprochen, durch die eine bessere Koordination zwischen der Nato Response 
Force (NRF) und der European Battle Group (EUBG) erfolgen soll (V4 Statement 
2007a). Dennoch kam eine praktische Implementierung der gemeinsamen 
Zusammenarbeit im sicherheitspolitischen und militärischen Bereich nur langsam 
voran. Trotz der Teilnahme der Visegrád-Staaten an der militärischen Operation in 
Afghanistan wurde eine gemeinsame Abstimmungsmöglichkeit erst im Laufe des 
Jahres 2008 thematisiert (Annual Report 2008/2009). Geplant ist die Etablierung 
einer Joint Combat Group, die aber nicht vor dem Jahr 2015 einsatzfähig werden soll 
(V4 Statement 2007a; Annual Report 2008/2009: 20). Mehrmals wurde signalisiert, 
dass im Bereich der NATO-Kooperation eine koordinierte Vorgehensweise der 
Regierungen der Visegrád-Staaten erfolgen soll. Dabei wurde eine gegenseitige 
                                                 
295 Zusätzlich wurde das Förderungsprogramm um die Studenten aus Weißrussland, Kroatien, 
Rumänien, Serbien, Montenegro, Ukraine und Russland erweitert. Finanziell wird der IVF 
kontinuierlich aufgestockt (Annual Report 2003/2004: 3; Annual Report 2004/2005: 1; V4 Statement 
2007c; Visegrád Programme 2007/2008: 3; Annual Report 2008/2009; V4 Statement 2009b).  
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Unterstützung in personellen Angelegenheiten bei der Besetzung wichtiger Ämter 
innerhalb der NATO angestrebt, jedoch kaum verwirklicht. Der slowakische 
Staatspräsident Gašparovič kritisierte das Scheitern dieser guten Absichten, indem er 
eine ungenügende Solidarität der Visegrád-Staaten bei der Besetzung von 
Schlüsselpositionen in den europäischen Institutionen und Organisationen 
bemängelte (V4 Statement 2008c).  Ein zunehmender thematischer Schwerpunkt in 
den Konsultationsmechanismen und der Zusammenarbeit betrifft die Frage der 
Energiepolitik (Visegrád Programme 2003/2004: 2; Visegrád Programme 2006/2007: 
3), eine Folge der wiederkehrenden Lieferungskonflikte zwischen Russland und der 
Ukraine. So wurde der Bedarf an einer Differenzierung der energetischen Lieferwege 
mehrmals signalisiert (V4 Statement 2008a; V4 Statement 2008b; V4 Statement 
2010a), entsprechende gemeinsame energiepolitische Ziele legten die Visegrád-
Staaten jedoch erst nach 2010 tatsächlich fest. Konkrete Vorschläge wurden während 
des V4 Extended Energy Summit (24.02.2010) unterbreitet; geplant sind unter 
anderem der Ausbau der LNG-Terminals in Kroatien und ein intensiveres 
energiepolitisches Engagement in der Schwarzmeerregion (V4 Statement 2010a). 
Zusätzlich soll die Kooperation der Visegrád-Gruppe mit Bosnien und Herzegowina, 
Bulgarien, Kroatien, Serbien, Slowenien, Rumänien und Österreich im 
energiepolitischen Bereich intensiviert werden. Dies schließt eine stärkere 
Einbeziehung der EU in die Energiepolitik sowie die politische Unterstützung des 
Nabucco-Projekts ein. Ebenso wird die Modernisierung der bestehenden 
energetischen Infrastruktur in den Visegrád-Staaten gefordert (V4 Statement 2010a; 
2010b). 
Kritische Bestandsaufnahme 
Es ist festzustellen, dass die Visegrád-Staaten selten konkrete, aufeinander 
abgestimmte Koordinationsmaßnahmen im EU- und NATO-Bereich vornehmen. Die 
Bevorzugung einer individualisierten Vorgehensweise statt einer umfangreichen 
Koordination der unterschiedlichen Politiken innerhalb der Visegrád-Gruppe mindert 
jedoch den Wirkungseffekt und führt nicht selten zur Duplizierung der 
unterschiedlichen Initiativen. Als einen der wichtigsten außenpolitischen 
Schwerpunkte haben Ungarn, Tschechien und die Slowakei die Region des 
westlichen Balkans bestimmt. Sie betonen ein enormes Interesse an der 
Konzipierung einer kohärenten EU-Politik gegenüber diesen Staaten. Dennoch behält 
die koordinierte Vorgehensweise als eine konkrete Handlungspraxis Seltenheitswert. 
Unkoordiniert bleibt die ungarische und slowakische regionale Aufbauhilfe in den 
Staaten des westlichen Balkans, was gelegentlich zur Duplizierung der 
Hilfsmaßnahmen führt. Vor dem Hintergrund der übereinstimmenden politischen 
und wirtschaftlichen Interessen Ungarns und der Slowakei ist die fehlende 
Koordination der gemeinsamen Aktivitäten als eine Verschwendung der 
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Möglichkeiten, Ressourcen und Kapazitäten zu bewerten. Innerhalb der Visegrád-
Gruppe wurde darüber hinaus kein Versuch unternommen, eine gemeinsame Position 
im Hinblick auf die Anerkennung der kosovarischen Staatlichkeit auszuarbeiten.  
 Die Intensität der Kooperation innerhalb der Visegrád-Gruppe wird zusätzlich 
durch die Spannungen zwischen der Slowakei und Ungarn erheblich reduziert. Die 
direkte Ursache liegt auf ungarischer Seite in der Forcierung einer offensiven 
Nationalitätenpolitik und auf slowakischer Seite in einem historisch bedingten 
Inferioritätskomplex gegenüber Ungarn. Solange in beiden Ländern keine intensive 
Auseinandersetzung mit der eigenen Vergangenheit und kein Prozess der nationalen 
und bilateralen „Vergangenheitsbewältigung“ stattfindet, ist eine tiefgreifende 
Versöhnung der beiden Gesellschaften nicht möglich. Die ethnisch motivierten 
Konflikte zwischen der Slowakei und Ungarn beeinträchtigen auch beachtlich die 
Chance zur Kooperation im Bereich der regionalen Entwicklungspolitik auf dem 
Balkan. Die Überwindung der ethnisch und historisch bedingten Spannungen 
zwischen den beiden Ländern und die koordinierte Zusammenarbeit in den Staaten 
des westlichen Balkans hätte ein enormes Vorbildpotenzial für die durch ethnische 
Konflikte gekennzeichneten Gesellschaften der Region. Die ungarische Seite forciert 
seit 1989 ein offensives Programm zur Wiederherstellung der Einheit einer 
ungarischen Nation. Die unterschiedlichen Gesetzesinitiativen (z. B. das 
Statusgesetz) und die Forderung nach Autonomie für die ungarischen Minderheiten 
in den Nachbarstaaten sind zunächst als Instrument der innenpolitischen Steuerung 
zu sehen und dem Prozess des Machterhalts der jeweiligen Regierungen 
untergeordnet. Problematisch ist dennoch, dass die außenpolitische Wirkung 
vergleichbarer innenpolitischer Initiativen unterschätzt wird. Die bilateralen 
Beziehungen zwischen Ungarn und der Slowakei werden durch die Frage nach der 
ungarischen Nationalitätenpolitik und der Rolle der ungarischen ethnischen 
Minderheit in der Slowakei belastet.  
 Das Fehlen einer gemeinsamen Position der Visegrád-Staaten während der 
„Orangen Revolution“ in der Ukraine (2004/2005) offenbarte deutlich die Kluft 
zwischen der deklarierten und der tatsächlichen Unterstützung der demokratischen 
Stabilisierung in Osteuropa: Die Visegrád-Staaten als einheitliche Gruppe waren 
während der entscheidenden Anfangsphase der „Orangen Revolution“ abwesend. 
Diese konzeptuelle und politische Abwesenheit wurde während des russisch-
georgischen Konflikts (2008) fortgesetzt. Vergleichbares ist auch hinsichtlich der 
Außenpolitik der Visegrád-Staaten gegenüber Weißrussland feststellbar. Nach den 
weißrussischen „Parlamentswahlen“ (2004) und den „Präsidentschaftswahlen“ 
(2006) herrschte zwischen Polen, Tschechien und der Slowakei ein Konsens, 
Weißrussland mit politischen EU-Sanktionen zu belegen. Die ungarische Regierung 
hatte sich jedoch gegen die gemeinsame Initiative der restlichen Visegrád-Staaten 
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ausgesprochen. Die Konzipierung der Östlichen Partnerschaft, die auf schwedisch-
polnische Initiative zurückgeht, lieferte einen weiteren Beweis für die 
außenpolitische Impotenz der Visegrád-Gruppe. Obwohl Ungarn und Tschechien die 
ursprüngliche polnische Idee zur Etablierung einer Östlichen Partnerschaft politisch 
unterstützten, war die Visegrád-Gruppe letztlich nicht imstande, diese Unterstützung 
in einen konkreten Vorschlag umzusetzen. Budapest signalisierte ein größeres 
Interesse an der Etablierung einer Strategie für den Donauraum unter 
Zusammenarbeit mit Österreich. Polen wiederum war es wichtiger, die faktische und 
politische Unterstützung der weiteren alten EU-Länder für die Initiative zu 
gewinnen.  
 Ein Desinteresse bzw. eine kaum wahrnehmbare tatsächliche Artikulation der 
außenpolitischen Interessen an der Ukraine ist der Slowakei und Ungarn zu 
bescheinigen. Das slowakische Desinteresse ist Ergebnis einer Instrumentalisierung 
der Ukraine und einer klaren Bevorzugung der außenpolitischen Beziehungen mit 
Russland. Bereits in den 1990er Jahren hatte Bratislava die Ukraine als Chance für 
die Aufrechterhaltung und Verbesserung der eigenen direkten Beziehungen mit 
Russland betrachtet. Im Mittelpunkt des slowakischen Interesses steht die Frage nach 
der Sicherheit der energetischen Transitlieferungen. Informell wurde die slowakische 
Unterstützung für die ukrainische Annäherung an die EU von ungestörten 
Gaslieferungen abhängig gemacht. Zwischen der Slowakei und der Ukraine besteht 
zwar ein gemeinsames Interesse an der Politikkoordinierung gegenüber Russland zur 
Sicherung der energetischen Transitlieferungen. Dennoch ist bis jetzt keine 
slowakische Regierung auf den ukrainischen Vorschlag zur Koordinierung 
gemeinsamer Maßnahmen eingegangen. Entscheidend ist nicht nur der fehlende 
politische Wille der Slowakei, sondern auch ein großer Einfluss der russischen 
wirtschaftspolitischen Akteure auf den slowakischen Energiesektor.  
 Die energiepolitische Abhängigkeit der Slowakei und Ungarns von Russland 
determiniert die Außenpolitik dieser Länder gegenüber dem postsowjetischen Raum. 
Die sich daraus ergebende distanzierte Haltung von Budapest und Bratislava 
gegenüber der Ukraine war bereits seit 1989/90 manifest geworden und zeigte sich 
erneut während der „Orangen Revolution“. Während des russisch-georgischen 
Kriegs (2008) hatten die Slowakei und Ungarn offiziell jeglichen kritischen 
Standpunkt gegenüber Russland vermieden, die tschechische Position war 
widersprüchlich. Die offensive polnische Ostpolitik, die besonders die Bedeutung der 
Ukraine und bedingt Weißrusslands hervorhebt, wird von Ungarn und der Slowakei 
nicht realpolitisch unterstützt. Nur Prag signalisierte eine politische Unterstützung 
der polnischen Ostpolitik. Gegenüber Russland besteht Ähnlichkeit zwischen der 
polnischen und der tschechischen Haltung. Die Russlandpolitik der EU-Großstaaten 
wird in Prag wie auch in Warschau kritisch betrachtet. Dennoch ist ein wesentlicher 
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Unterschied festzustellen: Die Haltung Tschechiens ist im Gegensatz zur polnischen 
durch eine neue Sachlichkeit ohne historische Untertöne gekennzeichnet.  
 Ein weiteres Beispiel für die mangelhafte Koordination der Visegrád-Staaten 
liefert deren politisch-militärisches Engagement im Irak und in Afghanistan. In der 
entscheidenden Phase der direkten Beteiligung an der Seite der USA im Irak haben 
die Visegrád-Staaten keine Übereinstimmung der gemeinsamen Position angestrebt. 
Das Problematische bestand nicht in dem gescheiterten Versuch einer kohärenten 
und koordinierten Etablierung einer solchen Vorgehensweise, sondern vielmehr in 
der Tatsache, dass ein vergleichbarer Versuch gar nicht erst unternommen wurde. 
Tschechien und Polen hatten darüber hinaus, trotz gemeinsamer Interessen an der 
Installierung US-amerikanischer NMD-Elemente, eine punktuelle politische 
Zusammenarbeit nur zögerlich unternommen. Ebenso wenig bemühten sich die 
beiden Staaten konsequent, eine politische Unterstützung für das NMD-Projekt in 
Ungarn oder der Slowakei zu gewinnen. Ungarn wiederum sprach sich klar kritisch 
gegenüber den Plänen zur Errichtung von NMD-Elementen in Polen und Tschechien 
aus. Dabei bestand eine argumentative Ähnlichkeit zwischen Budapest und Moskau. 
Die slowakische Position unterschied sich im Wesentlichen, trotz der Zurückhaltung 
der slowakischen Präsidenten, kaum von der ungarischen Haltung.  
 Die außenpolitische Kompetenz der einzelnen Visegrád-Staaten besteht in der 
aktiven Entwicklung einer außenpolitischen Perspektive für die Nicht-EU-
Mitgliedstaaten in der direkten Nachbarschaft. Im Hinblick auf die westlichen 
Balkanstaaten sind gerade die Visegrád-Staaten dazu prädestiniert, bei der 
Systemtransformation politische Hilfe zu leisten. Die Stärke und Attraktivität der 
mitteleuropäischen Region ist für die Staaten sowohl im postsowjetischen Raum als 
auch im westlichen Balkan weiterhin enorm groß. Die Visegrád-Staaten sind, trotz 
aller Unzulänglichkeiten, Vorbilder einer gelungenen politischen, wirtschaftlichen 
und sozialen Systemtransformation. 
 Das Modell der Visegrád-Gruppe hat eine Anziehungskraft und Vorbildfunktion 
für die Staaten in der ost- und südwesteuropäischen Region, trotz der festgestellten 
Unzulänglichkeiten in der Koordination und Kooperation. Die Visegrád-Staaten 
müssen, um ihre eigene außenpolitische Attraktivität in der Region zu steigern, die 
Koordination und mögliche Kooperation in der Formel V4+ intensiver 
weiterverfolgen. Der Mehrwert in der Koordination und Kooperation innerhalb der 
Visegrád-Staaten wie auch mit den Staaten der Nachbarschaft besteht im 
Wesentlichen in der Entwicklung der nicht direkt mit der Außenpolitik assoziierten 
Kooperationsfelder. So stellt die Stärkung der Koordination und Kooperation im 
Rahmen der thematischen und institutionellen Form des Internationalen Visegrád 
Fonds einen sehr guten Ansatz dar, um die eigene Attraktivität in der Region zu 
erhöhen und eigene außenpolitische Ziele zu erreichen. Konkret bedeutet dies, dass 
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strukturelle Ansätze zur Kooperation in Bereichen von low politics erweitert und in 
der Form V4+ realisiert werden können. Dies ist vor allem in solchen weichen 
Politikfeldern möglich und notwendig, die sich zur Modernisierung eignen, wie etwa 
in den Bereichen Bildung und Wissenschaft (Förderung des Schüler-, Studenten- und 
Wissenschaftleraustausches, Förderung von Wissenschaftsnetzwerken); Kultur und 
Medien (Forderung von NGO-Initiativen), Tourismus und transnationale 
Kooperation im Umweltbereich, Regionalentwicklung und Intensivierung der 
Kooperation unter lokalen Entscheidungsträgern in Grenzregionen oder auch im 
Bereich der Etablierung transnationaler Wirtschaftsnetzwerke. In diesem 
Zusammenhang ist es wichtig, dass die von den Visegrád-Staaten initiierten 
Programme komplementär zu den EU-Kooperationsmechanismen verlaufen, die im 
Rahmen von ENP, Östlicher Partnerschaft und SAA unternommen werden, um eine 
Duplizierung der Ressourcen und Kapazitäten zu vermeiden. Umso wichtiger ist für 
die Visegrád-Staaten die Etablierung anerkannter Koordinationsmechanismen, durch 
die das außenpolitische Engagement der einzelnen Visegrád-Staaten auf dem Balkan 
wie auch in den Staaten des postsowjetischen Raumes aufeinander abgestimmt 
werden kann. Je stärker die Visegrád-Staaten ihre eigenen außenpolitischen 
Schwerpunkte koordinieren und diese einheitlich im Rahmen der GASP fördern, 
desto größer ist die Chance, die eigenen außenpolitischen Interessen zu realisieren. 
Zusätzlich wird dadurch die außenpolitische Signifikanz der einzelnen Visegrád-
Staaten in der Region gestärkt und die Chance, das außenpolitische Gewicht 
innerhalb der EU zu steigern, erhöht.  
 Für die weitere Beschäftigung mit dem Thema der regionalen Kooperationen 
stellen sich zwei praktische, zukunftsgerichtete Fragen: Wäre es empfehlenswert und 
überhaupt möglich, das Kooperationsmodell der Visegrád-Staaten auf die Länder des 
westlichen Balkans zu übertragen? Die Vergleichbarkeit der außen- und 
sicherheitspolitischen Prioritäten zwischen den Staaten des westlichen Balkans sowie 
eine Ähnlichkeit in den nationalstaatlichen Identitäten ließen zumindest einen 
gewissen Erfolg vermuten. Die zweite Frage betrifft die Wechselbeziehungen 
zwischen der EU und Gruppen von EU-Staaten, die eine verstärkte subregionale 
Kooperation eingehen: Stellt eine solche Zusammenarbeit überhaupt einen faktischen 
Mehrwert für die gesamte EU dar, und wenn ja, welchen? Unter welchen Umständen 
werden die regionalen Kooperationsverbünde Rezeptoren der Außen- und 
Sicherheitspolitik der EU? Dies impliziert einen Sachkomplex, ob nicht solche 
Zusammenschlüsse in der europäischen Integrationslogik lediglich als Verstärker 
nationalstaatlich bestimmter Außen- und Sicherheitspolitik einzustufen sind, die das 
Ziel verfolgen, die eigenen Interessen innerhalb des institutionellen EU- und NATO-
Rahmens zu realisieren. 
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AFSR   Air Force of the Armed Forces of the Slovak Republic 
ALTBD   Active Layered Theatre Ballistic Missile Defense 
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ASZ   Agrárszövetség/Nationale Bauernpartei 
AWS   Akcja Wyborcza Solidarność/Wahlaktion Solidarność 
BBWR   Bezpartyjny Blok Wspierania Reform 
    Parteilose Block der Regierungsunterstützer 
BMDS/MBDA  Ballistic Missile Defense System 
BMeiA   Bundesministerium für europäische und internationale   
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CDM   Capabilities Development Mechanism 
CEFTA   Central European Free Trade Agreement 
CEN    Centrum Europejskie Natolin/Europäisches Zentrum Natolin 
CFE    Treaty on Conventional Armed Forces 
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    Tschechische Sozialdemokratische Partei 
CTBT    Comprehensive Nuclear Test Ban Treaty 
DPA    Deutsche Presseagentur 
DW    Deutsche Welle 
EATF    European Air Transport Fleet 
EC   European Commission 
ECAP    European Capabilities Action Plan 
EDA   European Defence Agency 
EDM   Euro Défense Magyaroszág 
EGF   European Gendarmerie Force 
EMBDS  European Ballistic Missile Defence System 
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ESS   European Security Strategy 
ESVP   Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik 
EU   Europäische Union 
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EUMC   European Union Military Committee  
EUPM   European Union Police Mission 
EUPC   Euro-Atlantic Partnership for Peace 
EURHOC  European Humanitarian Operation Corps 
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HNSS    National Security Strategy of the Republic of Hungary  
HQ   Headquarters 
HZDS/LʼS-HZDS Ľudová strana - Hnutie za demokratické Slovensko 
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IISS   International Institute for Strategic Studies 
INF   Intermediate Range Nuclear Forces Treaty 
KDH   Kresťanskodemokratické hnutie 
    Christlich-demokratische Bewegung 
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MD SR   Ministry of Defence/Verteidigungsministerium 
MDF   Magyar Demokrata Fórum 
    Ungarisches Demokratisches Forum 
MEADS  Medium Extended Air Defence System 
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SAAM  Système Anti-Air Missile 
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US-DUE  Unie svobody/Freiheitsunion-Demokratische Union 
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Annex 2: Zusammenstellung der relevanten Forschungsinstitute  
 
Zu den wichtigsten Forschungsinstituten für die vorliegende Untersuchung gehören:  
 
 in Polen: 
 Centrum Stosunków Międzynarodowych (Center for International Relations),  
 Polski Institut Spraw Międzynarodowych (Polish Institute of International Affairs),  
 Instytut Spraw Publicznych (Institute of Public Affairs),  
 Fundacja im. Stefana Batorego (Stefan Batory Foundation),  
 Centrum Europejskie Natolin (Natolin European Centre),  
 Ośrodek Studiów Wschodnich im. Marka Karpia (Centre for Eastern Studies),  
 Ośrodek Myśli Politycznej (Center for Political Thought).  
 
 In der Slowakei sind dies  
 Slovenská spoločnosť pre zahraničnú politiku (Slovak Foreign Policy Association) 
und  
 Inštitút pre verejné otázky (Insitute for Public Affairs) sowie  
 
 in der Tschechischen Republik  
 Ústav Mezinárodních Vztahů (Insitute of International Relations),  
 Institute pro Evropskou Politiku (Europeum Institute for European Policy) und  
 
 in Ungarn  
 Magyar Külügyi Intézet (Hungarian Institute of International Affairs),  
 Magyar Atlantic Tanács (Hungarian Atlantic Council),  
 Balkán-Tanulmányok Központ (Centre for Balkan Studies) wie das  
 Institute for Transitional Democracy and International Security in Budapest. 
 
 Deutsche und internationale Think-Tanks und Forschungsinstitute 
 
 Friedrich-Ebert-Stiftung (FES),  
 Konrad-Adenauer-Stiftung (KAS),  
 Heinrich-Böll-Stiftung oder auch Publikationen des  
 Institute for Security Studies in Paris (ISS) sowie der  
 RAND Corporation und des  
 Woodrow Wilson International Centers.  
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TABELLE 1: POLEN – ENTSCHEIDUNGSTRÄGER UND REGIERUNGSKOALITIONEN ZWISCHEN 1993 UND 2010 
Zeit Staatspräsident Ministerpräsident Außenminister Verteidigungsminister Regierungskoalition Parteien im Parlament 
(Anzahl der Mandate) 
 
1993-1997 
 
Lech Wałęsa 
(bis 1995) 
 
 
Aleksander Kwaśniewski 
(seit 1995) 
 
1993-1995:  
Waldemar Pawlak 
(PSL) 
 
1995-1996: 
Józef Oleksy 
(SLD) 
 
1996-1997: 
Włodzimierz 
Cimoszewicz 
(SLD) 
  
1993-1995: 
Andrzej Olechowski 
(BBWR) 
 
1995: 
Władysław 
Bartoszewski 
(parteilos) 
 
1995-1997: 
Dariusz Rosati 
(SLD) 
 
1993-1994 
Piotr Kołodziejczyk 
(parteilos) 
 
1994-1995: 
Jerzy Milewski 
 
1995: Zbigniew Okoński 
 
1996-1997: 
Stanisław Dobrzyński 
(PSL) 
 
SLD–PSL 
 
SLD (171) 
PSL (132) 
UD (74) 
UP (41) 
KPN (22) 
BBWR (16) 
MN (4) 
 
 
1997-2001 
 
Aleksander Kwaśniewski 
 
 
Jerzy Buzek 
(AWS) 
 
1997-2000: 
Bronisław Geremek 
(UW) 
 
2000-2001: 
Władysław 
Bartoszewski 
(parteilos) 
 
1997-2000: 
Janusz Onyszkiewicz 
(UD) 
 
 
2000- 2001: 
Brosnisław Komorowski 
(SKL) 
 
AWS–UW 
 
AWS 
(2000-2001 
Minderheitsregierung) 
 
AWS (201) 
SLD (164) 
UW (60) 
PSL (27) 
ROP (6) 
MN (2) 
2001-2005 Aleksander Kwaśniewski 
 
2001-2004: 
Leszek Miller 
(SLD) 
 
2004-2005 
Marek Belka 
(SLD) 
Włodzimierz 
Cimoszewicz 
(SLD) 
 
2005 
Adam Rotfeld 
(parteilos) 
 
Jerzy Szmajdziński 
SLD 
SLD–UP–PSL 
 
 
 
SLD–UP 
(2003-2005): 
Minderheitsregierung 
SLD (216) 
PO (65) 
SRP (53) 
PiS (44) 
PSL (42) 
LPR (38) 
MN (2) 
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2005-2007 
 
 
 
Lech Kaczyński 
 
 
 
2005-2006: 
Kazimierz 
Marcinkiewicz 
(PiS) 
 
2006-2007: 
Jarosław Kaczyński 
(PiS) 
 
 
 
2005-2006 
Stefan Meller 
(parteilos) 
 
2006-2007: 
Anna Fotyga 
(PiS) 
 
 
 
2005-2007: 
Radosław Sikorski 
 
2007: 
Aleksander Szczygło 
(PiS) 
 
 
 
PiS–SRP–LPR 
 
 
 
PiS (155) 
PO (133) 
SRP (56) 
SLD (55) 
LPR (34) 
PSL (25) 
MN (2) 
 
2007 
 
Lech Kaczyński 
(bis 2010) 
 
 
Bronisław Komorowski 
(seit 2010) 
 
Donald Tusk 
(PO) 
 
Radosław Sikorski 
(PO) 
 
Bogdan Klich 
(PO) 
 
PO-PSL 
 
PO (208) 
PiS (166) 
LiD (53) 
PSL (31) 
MN (1) 
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TABELLE 2: TSCHECHIEN – ENTSCHEIDUNGSTRÄGER UND REGIERUNGSKOALITIONEN ZWISCHEN 1996 UND 2010 
Zeit Staatspräsident Ministerpräsident Außenminister Verteidigungsminister Regierungskoalition Parteien im Parlament 
(Anzahl der Mandate) 
 
1996-1998 
 
Václav Havel 
 
bis 1997:  
Václav Klaus  
(ODS) 
 
1997-1998:  
Josef Tošovský 
(parteilos) 
 
bis 1997: 
Josef Zieleniec  
(ODS) 
 
1997-1998: 
Jaroslav Šedivý  
(parteilos) 
  
 
1996-1997: 
Miroslav Vyborny 
(KDU-ČSL) 
 
1998: 
Michal Lobkowicz 
(ODS) 
 
ODS–KDU-ČSL–
ODA 
(Minderheitsregierung) 
 
ODS (68) 
ČSSD (61) 
KSČM (22) 
KDU-ČSL (18) 
SPR-RSČ (18) 
ODA (13) 
 
1998-2002 
 
Václav Havel 
 
Miloš Zeman (ČSSD) 
 
Jaroslav Kavan 
(ČSSD) 
 
 
1998-2001: 
Vladimír Vetchý 
(ČSSD) 
 
2001-2002: 
Jaroslav Tvrdík 
(ČSSD) 
 
ČSSD 
(Minderheitsregierung) 
 
ČSSD (74) 
ODS (63) 
KSČM (24) 
KDU-ČSL (20) 
US (19) 
 
2002-2006 
 
Václav Havel 
 
Vladimír Spidla 
(ad interim 2003) 
 
Václav Klaus  
(seit 2003) 
 
 
2002-2004:  
Vladímir Špidla 
(ČSSD) 
 
 
2004-2005:  
Stanislav Gross 
(ČSSD) 
 
2005-2006: 
Jiří Paroubek  
(ČSSD) 
 
Cyril Svoboda 
(KDU-ČSL) 
 
2002-2003: 
Jaroslav Tvrdík 
(ČSSD) 
 
 
2003-2004: 
Miroslav Kostelka 
(parteilos) 
 
2004-2006: 
Karel Kühnl 
(US-DEU) 
 
ČSSD–KDU-ČSL–US 
 
 
ČSSD (70) 
ODS (58) 
KSČM (41) 
KDU-ČSL (22) 
US (9) 
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2006-2010 
 
 
 
 
Václav Klaus 
 
 
 
 
2006-2009: 
Mirek Topolánek  
(ODS) 
 
2009-2010: 
Jan Fischer 
(parteilos) 
 
 
 
 
2006-2007:  
Alexandr Vondra 
(ODS) 
 
2007-2009:  
Karel Schwarzenberg 
 
2009-2010: 
Jan Kohout 
(ČSSD) 
 
 
 
 
2006-2007: 
Jiří Šedivý 
(parteilos) 
 
2007-2009: 
Vlasta Parkanová 
(KDU-ČSL) 
2009-2010 
Martin Barták  
(parteilos) 
 
 
 
 
ODS–KDU-ČSL–SZ 
 
 
 
 
ODS (81) 
ČSSD (74) 
KSČM (26) 
KDU-ČSL (13) 
SZ (6) 
LIX 
 
TABELLE 3: SLOWAKEI – ENTSCHEIDUNGSTRÄGER UND REGIERUNGSKOALITIONEN ZWISCHEN 1994 UND 2010 
 
 
Zeit Staatspräsident Ministerpräsident Außenminister Verteidigungsminister Regierungskoalition Parteien im Parlament 
(Anzahl der Mandate) 
1994-1998 Michal Kovác 
 
Vladimir Mečiar  
(ad interim 1998) 
 
Ivan Gašparovič 
(ad interim 1998) 
 
 
Vladimir Mečiar 
(HZDS) 
1994-1994: Juraj 
Schenk (parteilos) 
 
1996-1997: Pavol 
Hamžik (SOP) 
 
1997-1998: Zdenka 
Kramplová (HZDS) 
1998: Jozef Kalman 
(HZDS) 
Ján Sitek (SNS) HZDS – ZRS – SNS HZDS (61) 
Koalition „Gemeinsame 
Wahl“ (18) 
KDH (17) 
MK (17) 
DÚ (15 
ZRS (13) 
SNS (9) 
1998-2002 Jozef Migaš  
(ad interim 1998-1999) 
 
Rudolf Schuster 
(seit 1999) 
Mikuláš Dzurinda 
(SDK; SDKÚ) 
Eduard Kukan 
(SDKÚ) 
1998-2001: Pavol Kanis 
(SDL) 
 
2001-2002: Jozef Stanko 
(SDL) 
SDK – SDL'  – SMK – 
SOP 
HZDS (43) 
SDK (42) 
SDL'  (23) 
SMK (14) 
SNS (14), SOP (12) 
2002-2006 Rudolf Schuster 
(bis 2004) 
 
Ivan Gašparovič 
(seit 2004)  
Mikuláš Dzurinda 
(SDKÚ) 
Eduard Kukan 
(SDKÚ) 
2002-2003: Ivan Simko 
(SDKÚ) 
 
ad interim 2003: Eduard 
Kukan (SDKÚ) 
 
2003-2006: Juraj Liska 
(SDKÚ/SDKÚ-DS) 
SDKÚ – SMK–KDH–
ANO 
HZDS (36) 
SDKÚ (28) 
SMER (25) 
SMK (20) 
KDH (15) 
ANO (15) 
KSS (11) 
2006-2010 Ivan Gašparovič 
 
 
 
Robert Fico (SMER) 2006-2009: Ján Kubiš 
(parteilos) 
 
2009-2010: Miroslav 
Lajčák (parteilos) 
2006-2008: František 
Kašicky  
 
 
2008-2010: Jaroslav Baška 
(SMER) 
SMER – SNS – L' S-
HZDS 
SMER (50) 
SDKÚ-DS (31) 
SNS (20) 
SMK (20) 
L' S-HZDS (15) 
KDH (14) 
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TABELLE 4: UNGARN – ENTSCHEIDUNGSTRÄGER UND REGIERUNGSKOALITIONEN ZWISCHEN 1994 UND 2010 
 
 
* Im April 2008 hatte der SZDSZ die Koalition mit der MSZP verlassen. **Tabellen 1-4: eigene Zusammenstellung  
Zeit Staatspräsident Ministerpräsident Außenminister Verteidigungsminister Regierungskoalition Parteien im Parlament 
(Anzahl der Mandate) 
1994-1998 Árpád Göncz Gyula Horn (MSZP) Lászlo Kovács 
(MSZP) 
György Keleti (MSZP) 
 
 
 
 
MSZP – SZDSZ MSZP (209) 
SZDSZ (69) 
MDF (38) 
FKGP (26) 
KDNP (22) 
FIDESZ (21) 
ASZ (1) 
1998-2002 Árpád Göncz  
(bis 2000) 
 
Ferenc Mádl  
(seit 2000) 
Viktor Orbán János Martonyi 
(parteilos) 
János Szabó (FKGP) FIDESZ – MDF – FKGP FIDESZ (148) 
MSZP (134), FKGP (48) 
SZDSZ (24), MDF (17) 
MIÉP (14), Unabhängig 
(1) 
2002-2004 Ferenc Mádl 
 
 
 
Péter Medgyessy 
(MSZP) 
Lászlo Kovács 
(MSZP) 
Ferenc Juhász (MSZP) MSZP – SZDSZ  
 
MSZP (178) 
FIDESZ (164) 
MDF (24) 
SZDSZ (20) 
2004-2006 Ferenc Mádl 
(bis 2005) 
 
László Sólyom 
(seit 2005) 
Ferenc Gyurcsány 
(MSZP) 
Ferenc Somogyi 
(MSZP) 
Ferenc Juhász (MSZP) MSZP – SZDSZ 
2006-2008 László Sólyom 
 
Ferenc Gyurcsány 
(MSZP) 
Kinga Göncz 
(parteilos) 
Imre Szekeres (MSZP) MSZP – SZDSZ MSZP (186) 
FIDESZ 
(und KDNP) (164) 
SZDSZ (18) 
MDF (11) 
2008-2009 László Sólyom 
 
Ferenc Gyurcsány 
(MSZP) 
Kinga Göncz 
(parteilos) 
Imre Szekeres (MSZP) MSZP –SZDSZ* 
2009-2010 László Sólyom 
 
Gordon Bajnai 
(parteilos) 
Péter Balázs Imre Szekeres (MSZP) MSZP 
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TABELLE 5: POLEN – EINSATZ DER POLNISCHEN STREITKRÄFTE BEI PEACEKEEPING- UND STABILISIERUNGSMISSIONEN  
 
MISSION  1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 
Afghanistan 
UNAMA 
- - - - - 1 obs. 1 obs. 1 obs. 1 obs. - - 
Afghanistan ISAF - - - - - 22 22 3 10 937 1130 
Afghanistan 
Enduring Freedom  
- - - 87 87 87 87 87 87 - - 
Albanien AFOR II  einige - - - - - - - - - - 
Armenien und 
Aserbaidschan  
OSCE  
- - - - - - - - - - 1 obs. 
Äthiopien und 
Eritrea UNMEE 
- - 6 obs. 6 obs. 6 obs. 6 obs. 6 obs. 4 obs. 5 obs. 3 obs. - 
Bosnien UNMIBH - 1 obs. 1 obs. 1 obs. 1 obs. 1 obs. 1 obs. 1 obs. - - - 
Bosnien 
SFOR II/ EUROFOR 
450 290 300 287 287 287 287 - - - - 
Bosnien und 
Herzegowina 
ALTHEA 
- - - - - - - 236 236 203 204 
Elfenbeinküste  
UNOCI 
- - - - - 2 obs. 2 obs. 2 obs. 2 obs. 2 obs. 2 obs. 
FYROM 
AMBER FOX 
- - - 25 - - - - - - - 
Georgien OSCE - - - - - - - - - - 2 
Georgien 
UNMIG 
4 obs. 4 obs. 4 obs. 3 obs. 4 obs. 6 obs. 5 obs. 5 obs. 5 obs. 5 obs. 5 obs. 
Irak 
PEACE SUPPORT 
- - - - 2300 2300 1500 900 3200 - - 
Irak 
NATO NTM 
- - - - - - - - - - 1-10 
Irak 
MNF 
- - - - - - - - - 900 - 
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Irak/Kuweit 
UNIKOM 
5 obs. 6 obs. 6 obs. 5 obs. - - - - - - - 
Jugoslawien 
KFOR 
760 763 632 574 - - - - - - - 
Kongo MONUC - 2 obs. 1 obs. 3 obs. 3 obs. 3 obs. 2 obs. 3 obs. 3 obs. 2 obs. 3 obs. 
Kosovo OSCE - - - - - - - - - - 1 
Kroatien UNMOP 1 obs. 1 obs. 1 obs. 1 obs. - - - - - - - 
Libanon UNFIL 636 629 598 473 237 238 236 und 
militärisches 
Krankenhaus 
210 und 
militärisches 
Krankenhaus 
214 plus 46  
UNFIL II 
483 488 
Liberia UNMIL - - - - - 2 obs. 2 obs. 2 obs. 2 obs. 2 obs. 2 obs. 
Mittelmeerraum 
NATO Active 
Endeavour   
- - - - - - - - - - 1 FFG 
Moldawien 
OSCE 
- - - - - - - - - - 1 
Serbien 
KFOR 
- - - - - - - 312 312 312 312 
Serbien und 
Montenegro KFOR 
- - - - 574 574 574 - - - - 
Serbien und 
Montenegro UNMIK 
- - - - - 1 obs. 1 obs. 1 obs. 1 obs. 1 obs. 1 obs. 
Sudan UNMIS - - - - - - 2 obs. 2 obs. 2 obs. 2 obs. 2 obs. 
Syrien UNDOF 353 358 357 357 356 356 340 343 333 353 347 
Tadjikistan UNMOT 3 obs. - - - - - - - - - - 
Tschad EUFOR - - - - - - - - - 350 404 
Tschad 
UNMINURCAT 
- - - - - - - - - - 1 obs. 
Westsahara 
MINURSO 
3 obs. 4 obs. 6 obs. 6 obs. 1 obs. 1 obs. 1 obs. 1 obs. 1 obs. 1 obs. 1 obs. 
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TABELLE 6: TSCHECHIEN – EINSATZ DER TSCHECHISCHEN STREITKRÄFTE BEI PEACEKEEPING- UND STABILISIERUNGSMISSIONEN  
 
MISSION 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 
Afghanistan 
UN UNAMA  
- - - - - - - - - - 1 obs. 
Afghanistan 
ISAF 
- - - - 133 19 56 17 bis zu 103 
[Enduring 
Freedom 120] 
435 
 
415 
Afghanistan 
Enduring Freedom 
- - - - - - - - - 35 - 
Armenien/Aserbaidschan 
OSCE 
- - - - - - - - - - 1 obs. 
Äthiopien/Eritrea 
UNMEE 
 
- - 2 obs. 2 obs. 2 obs. 2 obs. 2 obs. 2 obs. 2 obs. 2 obs. - 
Bosnien 
SFOR II 
bis 560 
1 mech. 
inf. bn. 
bis 560 
1 mech. 
inf. bn. 
490 
 
1 mech. 
inf. bn. 
- - - - - - - - 
Bosnien 
ISFOR 
- - - - - - - 8 obs. 7 obs. - - 
Bosnien und Herzegowina 
ALTHEA 
- - - - - - 84 90 65 5 - 
Bosnien und Herzegowina 
EUFOR 
- - - - - - 1 obs. 1 obs. - - - 
Bosnien und Herzegowina 
OSCE 
- - - - - - - - - - 1 obs. 
Georgien OSCE - - - - - - - - - - 1 obs. 
Georgien UN - - - - - - - - - - 1 obs. 
Georgien UNOMIG 4 obs. 4 obs. 5 obs. 5 obs. 6 obs. 4 obs. 5 obs. 5 obs. 5 obs. 5 obs. 5 obs. 
LXIV 
 
 
Irak Peace Support 
 
- 
 
- 
 
- 
 
- 
 
300 
1 MP 
 
109 
 
100 MP 
10 Chirurgenteam 
 
97 MP 
10 
Chirurgenteam 
 
- 
 
- 
 
- 
Irak Iraqi Freedom/MNF - - - - - - - - 96 99 17 
Irak NATO NTM I - - - - - - - - - - bis 10 
Jugoslawien KFOR - 160 175 400 - - - - - - - 
Kongo MONUC - 4 obs. 6 (davon 
5 obs.) 
5 
(davon 4 
obs.) 
5 
(davon 
4obs.) 
5 obs. 3 obs. 3 obs. 3 obs. 3 obs. 3 obs. 
Kroatien UNMOP 1 obs. 1 obs. 1 obs. 1 obs. - - - - - - - 
Kroatien SFOR 7 7 7 7 7 7 - - - - - 
Kuweit  
Enduring Freedom 
- - - - 350 
1 ABC 
Einheit 
- - - - - - 
Liberia UNMIL - - - - - 3 obs. 3 obs. 3 obs. 3 obs. 3 obs. 3 obs. 
Moldawien OSCE - - - - - - - - - - 1 obs. 
Serbien und Montenegro 
UNMIK 
- - - - - 1 obs. 1 obs. 1 obs. 1 obs. 2 obs. 1 obs. 
Serbien und Montenegro 
KFOR 
- - - - 409 408 410 500 445-501 500 400 
Sierra Leone UNAMSIL  5 obs. 5 obs. 5 obs. 6 obs. 4 obs. 2 obs. - - - - 
Tadschikistan UNMOT 2 obs. - - - - - - - - - - 
Tschad EUFOR - - - - - - - - - - 2 
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TABELLE 7: SLOWAKEI – EINSATZ DER SLOWAKISCHEN STREITKRÄFTE BEI PEACEKEEPING UND STABILISIERUNGSMISSIONEN 
MISSION 
 
1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 
Afghanistan  
NATO ISAF 
- - - - - 17 17 17 57 59 70 
Afghanistan  
Enduring Freedom 
- - - - 40 40 40 40 - - - 
Albanien 
OSCE 
einige - - - - - - - - - - 
Äthiopien/Eritrea 
UNMEE 
- - 200 194 196 131 - - - - - 
Bosnien  
SFOR 
- - - - 29 29 - - - - - 
Bosnien und Herzegowina 
EUFOR I/ALTHEA 
- - - - - - 29  2  42  40  40  
 2 OSCE 
 
Georgien 
EUMM 
- - - - - - - - 2 obs. 2 obs. - 
Georgien 
OSCE 
- - - - - - - - - - 1 
Irak 
Peace Support 
- - - - 77 82 82 104 104 - - 
Irak 
NTM – I 
- - - - - - - - 5 Offiziere 2 - 
Jugoslawien 
KFOR 
- 40 40 40 - - - - - - - 
Kosovo 
OSCE 
- - - - - - - - - - 1 
Osttimor 
UNMISET 
- - - 34 38 - - - - - - 
Serbien 
OSCE 
- - - - - - - - - - 1 
Serbien und Montenegro 
KFOR 
- - - - 100 100 100 111 132 134 196 
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Sierra Leone 
UNAMSIL 
35 93 94 97 91 92 95 95 95 95 - 
Syrien/ und seit 2004 Israel 
UNDOF 
35 93 94 97 91 92 95 95 95 95 - 
Tschad 
EUFOR 
- - - - - - - - - - 1 
Zypern 
UNFICYP 
- - 272 272 279 276 205 198 196 196 196 
UNTSO 
Middle East 
2 obs. 2 obs. 2 obs. 2 obs. 2 obs. 2 obs. 2 obs. 2 obs. 2 obs. 2 obs. 2 obs. 
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TABELLE 8: UNGARN – EINSATZ DER UNGARISCHEN STREITKRÄFTE BEI PEACEKEEPING- UND STABILISIERUNGSMISSIONEN 
MISSION 
 
1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 
Afghanistan  
NATO ISAF 
- - - - - - 130 187 175 225 240 
Ägypten 
MFO 
41 MP 41 MP 41 MP 41 MP 41 MP 41 MP 41 MP 41 MP 41 MP 41 MP 26 MP 
Armenien/Aserbaidschan 
OSCE 
- - - - - - - - - - 2 
Bosnien  
SFOR II 
4 obs. 4 obs. 4 obs. 
4 obs. 
plus 155 
tps 
(engr) 
4 obs.  
plus 155 
tps 
(engr) 
4 obs.  
plus 155 
tps 
(engr) 
- - - - - 
Bosnien und 
Herzegowina 
EU/EUFOR II/ALTHEA 
- - - - - - 
4 obs. 
plus 150 
(engr) 
4 obs. 
plus 117 
(engr) 
4 obs. plus 
118 MP  
158 MP  158  
Bosnien und 
Herzegowina 
OSCE 
- - - - - - - - - - 2 
Georgien 
UN OMIS 
 
5 obs. 7 obs. 8  obs. 7 obs. 7 obs. 7 obs. 7 obs. 7 obs. 7 obs. 7 obs. 7 obs. 
Georgien 
OSCE 
- - - - - - - - - - 4 
Indien/Pakistan 
UN MOGIP 
1 obs. - - - - - - - - - - 
Irak/Kuwait  
UN IKOM 
5 obs. 5 obs. 6 obs. 6 obs. - - - - - - - 
Irak 
 
- - - - - - 293 293 - - - 
Irak 
NTM-I 
- - - - - - - - - - bis zu 10 
Jugoslawien 
KFOR 
- 325 325 325 - - - - - - - 
 
Kosovo 
 
- 
 
- 
 
- 
 
- 
 
- 
 
- 
 
- 
 
- 
 
- 
 
- 
 
2 
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*** Tabellen 5-8: Quelle: IISS 1999, 2000, 2001, 2002, 2003, 2004, 2005, 2006, 2007, 2008, 2009. 
 
 
OSCE 
Kroatien 
SFOR II 
310 
1 engr. bn. 
310 
1 engr. 
bn. 
310 
1 engr. 
bn. 
- - - - - - - - 
Libanon 
UN UNIFIL 
- - - - - - - - - 4 4 
Serbien 
OSCE 
- - - - - - - - - - 2 
Serbien und Montenegro 
UN MIK 
- - - - - 1 1 1 1 1 - 
Serbien und Montenegro 
NATO KFOR 
- - - - 325 294 294 484 268 484 317 
Tschad 
EUFOR 
- - - - - - - - - - 3 
West Sahara 
MINURSO 
- 3  obs. 6  obs. 6  obs. 7  obs. 7  obs. 5  obs. 7  obs. 7  obs. 6  obs. 6 obs. 
Zypern 
UNFICYP 
109 111 116 121 k. A. 122 84 83 84 84 84 
